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(Entschliefungen, Empfehlungen und Stellunghahmen)

ENTSCHLIERUNGEN

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9_TA(2020)0251
Einrichtung eines EU-Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 7. Oktober 2020 zu der Einrichtung eines
EU-Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte (2020/2072(INI))

(2021/C 395/01)

Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf Artikel 295 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis insbesondere auf Artikel 2, Artikel 3 Absatz 1, Artikel 3 Absatz 3 Unterabsatz 2, Artikel 4 Absatz 3
sowie die Artikel 5, 6, 7 und 11 des Vertrags iiber die Europdische Union,

— unter Hinweis auf die Artikel des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union iiber die Achtung, den Schutz
und die Forderung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte in der EU, unter anderem die
Artikel 70, 258, 259, 260, 263 und 265,

— unter Hinweis auf das Protokoll Nr. 1 diber die Rolle der nationalen Parlamente in der Européischen Union und das
Protokoll Nr. 2 iiber die Anwendung der Grundsitze der Subsidiaritdt und der Verhaltnismafigkeit, die dem Vertrag
tiber die Europdische Union und dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union beigefiigt sind,

— unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europiischen Union,

— unter Hinweis auf die Kopenhagener Kriterien und den Bestand an Unionsrechtsvorschriften, die ein Bewerberland
erfullen muss, wenn es der EU beitreten will (den Besitzstand der Union),

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erkldrung der Menschenrechte,

— unter Hinweis auf die Instrumente der Vereinten Nationen zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und
die Empfehlungen und Berichte der Allgemeinen regelmifSigen Uberpriifung der Vereinten Nationen sowie auf die
Rechtsprechung der Vertragsorgane der Vereinten Nationen und die Sonderverfahren des Menschenrechtsrats,

— unter Hinweis auf die Erklarung der Vereinten Nationen zu Menschenrechtsverteidigern vom 8. Mérz 1999,

— unter Hinweis auf die Empfehlungen und Berichte des Biiros fiir demokratische Institutionen und Menschenrechte, des
Hohen Kommissars fiir nationale Minderheiten, des Beauftragten fir Medienfreiheit und anderer Organe der
Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa,

— unter Hinweis auf die Europdische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Europdische
Sozialcharta, die Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte und des Europdischen Ausschusses
fiir soziale Rechte sowie die Ubereinkommen, Empfehlungen, EntschlieRungen und Berichte der Parlamentarischen
Versammlung, des Ministerkomitees, des Kommissars fiir Menschenrechte, der Europiischen Kommission gegen
Rassismus und Intoleranz, des Lenkungsausschusses fiir Antidiskriminierung, Vielfalt und Inklusion, der Venedig-
Kommission und anderer Organe des Europarats,
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— unter Hinweis auf die gemeinsame Absichtserklarung zwischen dem Europarat und der Europiischen Union vom
23. Mai 2007,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption,
— unter Hinweis auf das Ubereinkommen zur Errichtung der Gruppe der Staaten gegen Korruption,

— unter Hinweis auf die Liste zur Uberpriifung der Rechtsstaatlichkeit (Rule of Law Checklist), die von der
Venedig-Kommission auf ihrer 106. Plenartagung am 18. Mérz 2016 angenommen wurde,

— unter Hinweis auf den Toolkit des Europarates fur Mitgliedstaaten ,Achtung der Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und
Menschenrechte im Rahmen der COVID-19-Gesundheitskrise“ vom 7. April 2020,

— unter Hinweis auf den Jahresbericht 2020 der Partnerorganisationen der Plattform des Europarates fiir den Schutz des
Journalismus und fiir die Forderung der Sicherheit von Journalisten,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 17. Juli 2019 mit dem Titel ,Die Stirkung der Rechtsstaatlichkeit
in der Union — ein Konzept fur das weitere Vorgehen“ (COM(2019)0343),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 29. Januar 2020 mit dem Arbeitsprogramm der Kommission fiir
2020 (COM(2020)0037) und das angepasste Arbeitsprogramm der Kommission vom 27. Mai 2020 (COM(2020)0440),

— unter Hinweis auf das EU-Justizbarometer 2020,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 19. Juni 2019 zum
Thema ,Weitere Stirkung der Rechtsstaatlichkeit innerhalb der Union. Stand der Dinge und magliche néchste Schritte®,
in der die Einrichtung eines jihrlichen Forums iiber Grundrechte und Rechtsstaatlichkeit vorgeschlagen wurde,

— unter Hinweis auf den Bericht der Gruppe ,Grundrechte und Rechtsstaatlichkeit* des Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses vom Juni 2020 mit dem Titel ,National developments from a civil society perspective, 2018-2019*
(,Nationale Entwicklungen aus der Perspektive der Zivilgesellschaft, 2018-2019),

— unter Hinweis auf den am 17. Januar 2018 veroffentlichten Bericht der Agentur der Europdischen Union fiir
Grundrechte mit dem Titel ,Challenges facing civil society organisations working on human rights in the EU
(Herausforderungen fiir zivilgesellschaftliche Organisationen, die im Bereich der Menschenrechte in der EU titig sind)
und ihre weiteren Berichte und Daten,

— unter Hinweis auf den am 5. Marz 2020 verdffentlichten Bericht des Europdischen Instituts fiir Gleichstellungsfragen
mit dem Titel ,Beijing + 25 — Fiinfte Uberprifung der Umsetzung der Aktionsplattform von Beijing durch die
EU-Mitgliedstaaten®,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates der Europaischen Union und der im Rat vereinigten Mitgliedstaaten
zur Sicherstellung der Achtung der Rechtsstaatlichkeit vom 16. Dezember 2014,

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 25. Oktober 2016 mit Empfehlungen an die Kommission zur Einrichtung
eines EU-Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte ('),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 19. April 2018 zu der notwendigen Schaffung eines Instruments fiir
europdische Werte zur Unterstiitzung zivilgesellschaftlicher Organisationen, die die Grundwerte in der Europdischen
Union auf lokaler und nationaler Ebene fordern (%),

— unter Hinweis auf seine legislative Entschliefung vom 17. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung des
Europiischen Parlaments und des Rates zur Aufstellung des Programms ,Rechte und Werte* (%),

() ABL C 215 vom 19.6.2018, S. 162.
? ABL C 390 vom 18.11.2019, S. 117.
() Angenommene Texte, P8_TA(2019)0407.
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unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 14. November 2018 zu der Notwendigkeit eines umfassenden
EU-Mechanismus zum Schutz der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte (%),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 16. Januar 2019 zur Lage der Grundrechte in der Europdischen Union
2017 (),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 13. Februar 2019 zur Erfahrung von Gegenreaktionen gegen die Rechte der
Frau und die Gleichstellung der Geschlechter in der EU (%),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 28. Mirz 2019 zur Lage in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit und die
Bekdmpfung der Korruption in der EU, insbesondere in Malta und in der Slowakei (),

unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 18. Dezember 2019 zur 6ffentlichen Diskriminierung von und Hetze gegen
LGBTI-Personen sowie zu LGBTI-freien Zonen (%),

unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 15. Januar 2020 zu dem Jahresbericht 2018 iiber Menschenrechte und
Demokratie in der Welt und der Politik der Européischen Union in diesem Bereich (°),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 16. Januar 2020 zu den laufenden Anhérungen gemaf8 Artikel 7 Absatz 1
EUV zu Polen und Ungarn (*°),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 17. April 2020 zu abgestimmten Mafinahmen der EU zur Bekimpfung der
COVID-19-Pandemie und ihrer Folgen ('),

unter Hinweis auf die gemeinsamen Empfehlungen zivilgesellschaftlicher Organisationen mit dem Titel ,From blueprint
to footprint: Safeguarding media freedom and pluralism through the European Rule of Law Mechanism*“ (,Von der
Blaupause zum FufSabdruck: Sicherung der Medienfreiheit und des Medienpluralismus durch den EU-Mechanismus zur
Wahrung der Rechtsstaatlichkeit“) vom April 2020,

unter Hinweis auf den Bericht des Europiischen Netzwerks der nationalen Menschenrechtsinstitutionen mit dem Titel
,Die Rechtsstaatlichkeit in der Europdischen Union“ vom 11. Mai 2020,

unter Hinweis auf die Eingabe der Arbeitsgruppe des Netzwerks fiir Menschenrechte und Demokratie zur internen
Menschenrechtspolitik der EU an die Europdische Kommission vom 4. Mai 2020 im Rahmen der Konsultation der
Interessengruppen fiir den Bericht zur Rechtsstaatlichkeit,

unter Hinweis auf seine Bewertung des Europiischen Mehrwerts, die dem Bericht tiber die Gesetzgebungsinitiative zu
einem EU-Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte vom Oktober 2016 beigefiigt ist,

unter Hinweis auf die vorldufige Bewertung des europidischen Mehrwerts eines EU-Mechanismus fiir Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte durch das Parlament vom April 2020,

gestiitzt auf die Artikel 46, 54 und 148 seiner Geschiftsordnung,
unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Rechtsausschusses und des Ausschusses fiir konstitutionelle Fragen,
unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A9-0170/2020),

in der Erwidgung, dass sich die Union auf die in Artikel 2 des Vertrags iiber die Europdische Union (EUV) festgelegten
Werte der Achtung der Menschenwiirde, der Freiheit, der Demokratie, der Gleichheit, der Rechtsstaatlichkeit und der
Wahrung der Menschenrechte einschlielich der Rechte von Personen, die einer Minderheit angehoren, griindet; in der
Erwigung, dass es sich hierbei um Werte handelt, die allen Mitgliedstaaten gemein sind und die alle Mitgliedstaaten aus
freien Stiicken angenommen haben; in der Erwidgung, dass Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte sich
gegenseitig verstirkende Werte sind;

0456.
0032.
0111.
0328.
0101.
0007.
0014.
0054.

Angenommene Texte, P8_TA(2018
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B. in der Erwidgung, dass die Union in ihren Beitrittskriterien festgeschrieben hat, dass ein Beitrittskandidat als
Voraussetzung fiir die Mitgliedschaft eine institutionelle Stabilitdt als Garantie fiir demokratische und rechtsstaatliche
Ordnung, fiir die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten verwirklicht
haben muss; weist jedoch darauf hin, dass der Union wirksame Instrumente zur Durchsetzung dieser Kriterien fehlen,
sobald ein Land Teil der Union geworden ist;

C. in der Erwidgung, dass es im zuriickliegenden Jahrzehnt in mehreren Mitgliedstaaten zu schamlosen Angriffen auf die
Werte der Union gekommen ist; in der Erwdgung, dass das Parlament in seinen Entschliefungen seit 2011 wiederholt
auf diese besorgniserregenden Entwicklungen eingegangen ist, auch auf die Auslosung von Artikel 7 EUV im Jahr 2018;
in der Erwidgung, dass das Parlament seit 2016 in diesem Bereich eine umfassende, praventive und evidenzbasierte
Uberwachung mittels eines EU-Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte fordert;

D. in der Erwdgung, dass die Rechte schutzbediirftiger Gruppen wie Frauen, Menschen mit Behinderung, Roma,
LGBTI-Personen und alterer Menschen in einigen Mitgliedstaaten weiterhin unter Missachtung der in Artikel 2 EUV
verankerten Werte der Union und des Rechts auf Nichtdiskriminierung gemafS Artikel 21 der Charta der Grundrechte
der Europiischen Union nicht uneingeschrankt geachtet werden und diese Gruppen nicht umfassend vor Hass und
Diskriminierung geschiitzt werden; in der Erwigung, dass durch die Notfallmafnahmen, die als Reaktion auf die
COVID-19-Pandemie getroffen wurden, die Grundrechte und die demokratische Gewaltenteilung weiter geschwicht
wurden;

E. in der Erwidgung, dass etwa 10 % der Unionsbiirgerinnen und -biirger einer nationalen Minderheit angehoren; in der
Erwigung, dass die Achtung der Rechte von Minderheiten ein fester Bestandteil der in Artikel 2 EUV verankerten Werte
der Union ist; in der Erwagung, dass Minderheiten zur kulturellen und sprachlichen Vielfalt der Union beitragen; in der
Erwigung, dass die Union derzeit keinen Rechtsrahmen besitzt, um die Minderheitenrechte zu gewiahrleisten und ihre
Achtung zu tiberwachen;

F. in der Erwidgung, dass Verletzungen der in Artikel 2 EUV genannten Werte ohne angemessene Reaktion und
Konsequenzen auf Unionsebene die Kohdsion des europiischen Projekts, die Rechte aller Biirgerinnen und Biirger der
Union und das gegenseitige Vertrauen der Mitgliedstaaten untereinander schwichen;

G. in der Erwidgung, dass Korruption eine ernsthafte Bedrohung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der
Gleichbehandlung aller Biirgerinnen und Biirger darstellt;

H. in der Erwidgung, dass ein unabhingiger Journalismus und der Zugang zu pluralistischen Informationen wichtige Saulen
der Demokratie sind; in der Erwdgung, dass dem besorgniserregenden Zustand der Freiheit und des Pluralismus der
Medien in der Union bisher nicht energisch genug begegnet wurde; in der Erwdgung, dass die Zivilgesellschaft fiir das
Gedeihen jeder Demokratie eine wesentliche Voraussetzung ist; in der Erwigung, dass der schrumpfende Raum der
Zivilgesellschaft Verstofle gegen Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte begiinstigt; in der Erwagung, dass die
Organe der Union einen offenen, transparenten und regelmédfligen Dialog mit reprisentativen Vereinigungen und der
Zivilgesellschaft auf allen Ebenen aufrechterhalten miissen;

I in der Erwidgung, dass die Unabhingigkeit, die Qualitdt und die Effizienz der nationalen Justizsysteme fiir das Erreichen
einer effektiven Rechtsprechung wesentlich sind; in der Erwigung, dass die Verfuigbarkeit von Prozesskostenhilfe und die
Hohe der Gerichtskosten den Zugang zur Justiz maflgeblich beeinflussen konnen; in der Erwidgung, dass die Charta mit
den Vertragen rechtlich gleichrangig ist; in der Erwagung, dass gemaf$ den Leitlinien des Gerichtshofs der Europaischen
Union die Charta seitens der Justizbehorden der Mitgliedstaaten nur dann angewendet wird, wenn europdische
Rechtsvorschriften angewandt werden, dass es jedoch fiir die Forderung einer gemeinsamen Rechts-, Rechtssprechungs-
und Rechtsstaatlichkeitskultur wichtig ist, dass die in der Charta verankerten Rechte immer Beriicksichtigung finden;

J. in der Erwidgung, dass die Kommission am 30. September 2020 ihren Berichts tiber die Rechtsstaatlichkeit 2020
(COM(2020)0580) veroffentlicht hat, dem die erneuerte Strategie zur Umsetzung der Charta der Grundrechte und der
europdische Aktionsplan fiir Demokratie folgen sollen;

K. in der Erwigung, dass eine Verordnung tiber den Schutz des Haushalts der Union im Falle von allgemeinen Méngeln in
Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten nach ihrer Verabschiedung zu einem unverzichtbaren
Instrument zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit innerhalb der Union werden wiirde;

L. in der Erwigung, dass in jeden Uberwachungsmechanismus die Interessengruppen, die sich fiir den Schutz und die
Forderung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte einsetzen, darunter die Zivilgesellschaft, die
Organe des Europarates und der Vereinten Nationen, die Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa,
die Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte, nationale Menschenrechtsorgane, einschldgige Behorden und
Berufsverbande, die die Justizsysteme bei der unabhingigen Rechtsprechung unterstiitzen, eng eingebunden sein
miissen; in der Erwigung, dass die Zivilgesellschaft daher eine angemessene Finanzierung durch die Union,
insbesondere im Rahmen des Programms ,Justiz‘ und des Programms ,Biirger, Gleichstellung, Rechte und Werte®,
benotigt;
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M. in der Erwigung, dass es notwendig ist, die bestehenden Verfahren zu stirken und zu straffen und ein wirksames
Verfahren zu entwickeln, um sicherzustellen, dass die in den Vertrdgen verankerten Grundsitze und Werte in der
gesamten Union gewahrt werden;

N. in der Erwigung, dass das Parlament, die Kommission und der Rat (,die drei Organe“) im Rahmen der ihnen durch die
Vertrage iibertragenen Befugnisse gemeinsam die Verantwortung fiir die Einhaltung der Werte der Union tragen; in der
Erwidgung, dass mit einer interinstitutionellen Vereinbarung auf der Grundlage von Artikel 295 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europiischen Union (AEUV) die erforderlichen Vorkehrungen geschaffen wiirden, um die
Zusammenarbeit der drei Organe in diesem Bereich zu erleichtern; in der Erwigung, dass gemif Artikel 295 AEUV
jedes der drei Organe eine solche Vereinbarung vorschlagen kann;

1. betont, dass die Union dringend eine solide, umfassende und positive Agenda zum wirksamen Schutz und zur
Starkung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte fiir all ihre Biirgerinnen und Biirger entwickeln
muss; besteht darauf, dass die Union Verfechterin der Freiheit und Gerechtigkeit in Europa und der Welt bleiben muss;

2. warnt davor, dass die Union vor einer beispiellosen und eskalierenden Krise ihrer Grundwerte steht, die ihr
langfristiges Uberleben als demokratisches Friedensprojekt gefihrdet; ist zutiefst besorgt iiber das Aufkommen und die
Verfestigung autokratischer und freiheitsfeindlicher Tendenzen, die durch die COVID-19-Pandemie und die wirtschaftliche
Rezession sowie durch Korruption, Desinformation und die Vereinnahmung des Staates in mehreren Mitgliedstaaten noch
verstarkt werden; unterstreicht die Gefahren dieser Entwicklung fiir den Zusammenhalt der Rechtsordnung der Union, den
Schutz der Grundrechte all ihrer Biirgerinnen und Biirger, das Funktionieren ihres Binnenmarkts, die Wirksamkeit ihrer
gemeinsamen Politik und ihre internationale Glaubwiirdigkeit;

3. weist darauf hin, dass die Union nach wie vor strukturell schlecht geriistet ist, um Verstofen und Riickschritten in
Bezug auf die Demokratie, die Grundrechte und die Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten entgegenzutreten; bedauert
die Unfihigkeit des Rates, bei der Durchsetzung der Werte der Union in den laufenden Verfahren nach Artikel 7 EUV
sinnvolle Fortschritte zu erzielen; stellt fest, dass das Versaumnis des Rates, Artikel 7 EUV wirksam anzuwenden, tatsachlich
eine weitere Abweichung von den in Artikel 2 EUV vorgesechenen Werten ermdglicht; stellt mit Besorgnis fest, dass das
Instrumentarium der Union in diesem Bereich unzusammenhingend ist, und fordert, dass es gestrafft und seinem Zweck
entsprechend durchgesetzt wird;

4. begriflt die Arbeit der Kommission an ihrem jahrlichen Bericht iiber die Rechtsstaatlichkeit; begriifdt, dass Korruption
und Medienfreiheit Teil der jihrlichen Bewertung sind; stellt jedoch fest, dass die Bereiche Demokratie und Grundrechte
nicht abgedeckt werden; bedauert insbesondere, dass die Vereinigungsfreiheit und die Einengung des Handlungsspielraums
der Zivilgesellschaft nicht Teil der jahrlichen Bewertung sind; unterstreicht mit Besorgnis, dass die Rechte schutzbediirftiger
Gruppen, einschlieflich Frauen, Menschen mit Behinderung, Roma, LGBTI-Personen und ilterer Menschen, in einigen
Mitgliedstaaten weiterhin unter Verletzung der in Artikel 2 EUV vorgesehenen Werte der Union nicht uneingeschrankt
geachtet werden und diese Gruppen nicht vollstindig vor Hass und Diskriminierung geschiitzt werden; erinnert daran, dass
das Parlament wiederholt einen Uberwachungsmechanismus gefordert hat, der den gesamten Anwendungsbereich von
Artikel 2 EUV abdeckt; bekriftigt die Notwendigkeit eines objektiven und evidenzbasierten Uberwachungsmechanismus,
der in einem Rechtsakt verankert ist und die drei Organe an ein transparentes und geregeltes Verfahren mit eindeutig
festgelegten Verantwortlichkeiten bindet, sodass der Schutz und die Forderung aller Werte der Union zu einem dauerhaften
und sichtbaren Bestandteil der Agenda der Union werden;

5. schldgt die Einrichtung eines EU-Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte (der
,Mechanismus*) vor, der auf dem Vorschlag des Parlaments aus dem Jahr 2016 und dem jahrlichen Bericht der Kommission
iiber die Rechtsstaatlichkeit aufbaut und durch eine interinstitutionelle Vereinbarung zwischen den drei Organen geregelt
werden soll, die aus einem jihrlichen Uberwachungszyklus fiir die Werte der Union besteht, alle Aspekte von Artikel 2 EUV
abdeckt und in gleicher, objektiver und gerechter Weise auf alle Mitgliedstaaten Anwendung findet, wobei die Grundsitze
der Subsidiaritit und VerhéltnisméRigkeit zu beachten sind;

6.  unterstreicht, dass der jihrliche Uberwachungszyklus linderspezifische Empfehlungen mit eindeutigen Zeit- und
Zielvorgaben fiir die Umsetzung enthalten muss, die in anschliefenden Jahres- oder Dringlichkeitsberichten nachverfolgt
werden miissen; betont, dass ein Versiumnis der Umsetzung der Empfehlungen mit konkreten Mafnahmen der Union
verkniipft sein muss, einschlieflich Verfahren nach Artikel 7 EUV, Vertragsverletzungsverfahren und der Konditionalitdt des
Haushalts, sobald diese in Kraft ist; weist darauf hin, dass mit den Empfehlungen nicht nur das Ziel verfolgt werden sollte,
Verstofe zu beheben, sondern auch Strategien geférdert werden sollten, die es den Biirgerinnen und Biirgern ermoglichen,
die Rechte und Werte der Union wahrzunehmen;

7. weist darauf hin, dass der Mechanismus bestehende Instrumente, insbesondere den Jahresbericht der Kommission zur
Rechtsstaatlichkeit, den Rahmen der Kommission fiir Rechtsstaatlichkeit, die jahrlichen Berichte der Kommission iiber die
Anwendung der Charta, den Dialog des Rates iiber Rechtsstaatlichkeit und das Kooperations- und Kontrollverfahren
konsolidieren und ablosen sollte, um eine Duplizierung zu vermeiden, und gleichzeitig die Komplementaritdt und Kohédrenz
mit anderen verfiigbaren Instrumenten einschlieflich der Verfahren gemaf8 Artikel 7 EUV, Vertragsverletzungsverfahren und
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der Konditionalitit des Haushalts, sobald diese in Kraft ist, verbessern sollte; vertritt die Auffassung, dass die drei Organe die
Erkenntnisse aus dem jéhrlichen Uberwachungszyklus in ihrer Bewertung zur Einleitung des Verfahrens gemédf Artikel 7
EUV und der Konditionalitit des Haushalts nach seinem Inkrafttreten nutzen sollten; betont, dass die Funktionen und
Vorrechte jedes der drei Organe geachtet werden miissen;

8. unterstreicht, dass die Unabhingigkeit der Justiz fiir juristische Entscheidungen von wesentlicher Bedeutung und eine
Anforderung gemidfl dem Prinzip des effektiven Rechtsschutzes nach Artikel 19 EUV ist; ist besorgt dariiber, dass die
jiingsten Angriffe auf die Rechtsstaatlichkeit hauptsichlich in Versuchen bestanden haben, die Unabhingigkeit der Justiz zu
gefihrden, und betont, dass jedes nationale Gericht auch ein europiisches Gericht ist; fordert die Kommission
nachdriicklich auf, alle ihr zur Verfiigung stehenden Instrumente zu nutzen, um jeglichen Versuch von Regierungen der
Mitgliedstaaten, die Unabhingigkeit nationaler Gerichte zu gefihrden, zu verhindern, und das Parlament tiber derartige
Vorkommnisse zeitnah zu informieren;

9.  erinnert daran, dass der Beitritt der Union zur Europiischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten eine Vertragsverpflichtung gemif Artikel 6 Absatz 2 EUV darstellt; bekriftigt, dass ein rascher Abschluss
des Beitrittsverfahrens erforderlich ist, um einen kohdrenten Rahmen fiir den Schutz der Menschenrechte in ganz Europa
sicherzustellen und den Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten in der Union weiter zu stirken; fordert die
Kommission daher auf, ihre Anstrengungen zur vollstindigen Umsetzung der Vertrige auszuweiten und das
Beitrittsverfahren unverziiglich zum Abschluss zu fithren;

10.  erinnert an die unverzichtbare Rolle, die der Zivilgesellschaft, nationalen Menschenrechtsinstitutionen, Gleich-
stellungsstellen und anderen einschligigen Akteuren in allen Phasen des jihrlichen Uberwachungszyklus zukommt, von der
Bereitstellung von Beitrigen bis zur Erleichterung der Anwendung und der Uberwachung; betont, dass Menschen-
rechtsverteidiger und Akteure der Berichterstattung auf nationaler Ebene und auf Ebene der Union geschiitzt werden
miissen, bei Bedarf auch vor missbrauchlichem gerichtlichem Vorgehen, und dass auf allen Ebenen ausreichende Mittel
bereitgestellt werden miissen; fordert in diesem Zusammenhang, dass nach einer griindlichen Folgenabschdtzung ein Statut
fir grenziiberschreitende europdische Vereinigungen und gemeinniitzige Organisationen geschaffen wird; betont, dass
Hinweisgeber einen wichtigen Beitrag zum Schutz der Rechtsstaatlichkeit und zur Bekdmpfung von Korruption leisten;
fordert die Kommission auf, die Umsetzung und Anwendung der Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die Verstofle gegen das Unionsrecht melden, genau zu
tiberwachen ('); weist daraufhin, dass der Akkreditierungsstatus nationaler Menschenrechtsinstitutionen und der Spielraum
fur die Zivilgesellschaft selbst als Indikatoren fiir die Bewertung dienen konnten; fordert die nationalen Parlamente auf,
offentliche Aussprachen iiber die Ergebnisse des Uberwachungszyklus zu fithren und dazu Stellung zu nehmen; betont, dass
die Ausbildung von Angehorigen der Rechtsberufe fiir die ordnungsgemifle Umsetzung und Anwendung des Unionsrechts
und damit fir die Stirkung einer gemeinsamen Rechtskultur in der gesamten Union von wesentlicher Bedeutung ist; ist der
Ansicht, dass bei der kiinftigen europdischen Strategie fiir die Aus- und Fortbildung von Richtern und Staatsanwilten ein
zusitzlicher Schwerpunkt auf die Forderung der Rechtsstaatlichkeit und der Unabhingigkeit der Justiz gelegt werden muss,
und dass die Strategie Schulungen zu Kompetenzen und nichtrechtlichen Fragen umfassen muss, um Richter besser darauf
vorzubereiten, ungebiihrlichem Druck standzuhalten; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Dialog
zwischen den Gerichten und Juristen weiter zu fordern und zu erleichtern, indem der regelmifige Austausch von
Informationen und bewihrten Verfahren unterstiitzt wird, um den auf Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechten
beruhenden Rechtsraum der Union zu stirken und voranzubringen; hebt hervor, dass im nichsten Mehrjihrigen
Finanzrahmen eine angemessene Finanzierung der bereichsspezifischen Programme ,Justiz* und ,Biirger, Gleichstellung,
Rechte und Werte* sicherzustellen ist, da mit diesen Programmen angestrebt wird, die Werte der Union zu schiitzen und zu
fordern und einen Rechtsraum der Union zu schaffen, der auf der Rechtsstaatlichkeit und der Unterstiitzung der
Zivilgesellschaft beruht;

11.  weist auf die Komplementaritit hin, die zwischen dem EU-Justizbarometer, das einen Vergleich zwischen den
Rechtssystemen der Mitgliedstaaten ermdglicht, und dem Mechanismus bestehen sollte; weist darauf hin, dass dem
EU-Justizbarometer 2020 zufolge zwischen den Mitgliedstaaten noch immer erhebliche Unterschiede in Bezug auf die
Anzahl anhingiger Rechtssachen bestehen, dass die Anstauung von Arbeitsriickstinden in einigen Mitgliedstaaten
gewachsen ist, dass nicht alle Mitgliedstaaten Schulungen zu IKT-Fertigkeiten anbieten, die auf die Anpassung an die
Digitalisierung und die Erleichterung des Zugangs zur Justiz ausgerichtet sind, dass Prozesskostenhilfe in einigen
Mitgliedstaaten im Verlauf der Jahre weniger leicht zuginglich geworden ist und dass die Gleichstellung der Geschlechter in
den Rechtssystemen der meisten Mitgliedstaaten noch nicht sichergestellt wurde;

12.  bekriftigt erneut die Rolle des Parlaments bei der Uberwachung der Werte der Union gemifl Artikel 7 EUV;
bekraftigt die Forderung, dass das Parlament in der Lage sein sollte, dem Rat einen begriindeten Vorschlag vorzulegen und
an Anhérungen gemif$ Artikel 7 teilzunehmen, wenn das Parlament das Verfahren eingeleitet hat, wobei die Vorrechte jedes
der drei Organe und der Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit zu achten sind; fordert den Rat auf, das Parlament
regelmifig zu informieren und eng einzubeziehen und in transparenter Weise zu arbeiten; vertritt die Auffassung, dass der
Mechanismus auf der Grundlage einer interinstitutionellen Vereinbarung den erforderlichen Rahmen fiir eine bessere
Koordinierung bieten wird;

(%) ABL L 305 vom 26.11.2019, S. 17.
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13. st der Ansicht, dass die Stirkung der Fihigkeit der Union, ihren Verfassungskern zu férdern und zu verteidigen, auf
lange Sicht méglicherweise eine Vertragsinderung erfordert; sieht den diesbeziiglichen Uberlegungen und Schlussfolge-
rungen der Konferenz zur Zukunft Europas mit Interesse entgegen; betont, dass die Wirksamkeit des Verfahrens nach
Artikel 7 EUV verbessert werden sollte, indem die fir Malnahmen erforderliche Mehrheit gedndert und der
Sanktionsmechanismus gestirkt wird; fordert die Konferenz zur Zukunft Europas auf, in Betracht zu ziehen, die Funktion
des Gerichtshofs der Europiischen Union beim Schutz der Grundwerte der Union zu stirken; fordert, dass die Verordnung
(EG) Nr. 168/2007 des Rates vom 15. Februar 2007 zur Errichtung einer Agentur der Europdischen Union fiir
Grundrechte (%) nach einer griindlichen Folgenabschitzung tiberarbeitet wird, um das Mandat der Agentur zu stirken und
auszuweiten, sodass es alle in Artikel 2 EUV genannten Werte umfasst;

14. st der festen Uberzeugung, dass die Bewiltigung der Krise der Werte der Union, auch durch den vorgeschlagenen
Mechanismus, eine Voraussetzung fiir die Wiederherstellung des gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten ist,
damit die Union als eine Einheit alle Bereiche der gemeinsamen Politik unterstiitzen und fordern kann;

15.  bedauert, dass der Europdische Rat in seinen Schlussfolgerungen vom 21. Juli 2020 den von der Kommission
vorgeschlagenen Mechanismus fiir die Konditionalitit des Haushalts abgeschwicht hat; bekraftigt seine Forderung, dafiir zu
sorgen, dass systematische Verstoe gegen die Werte gemif8 Artikel 2 EUV mit einer Finanzierung durch die Union
unvereinbar werden; betont die Notwendigkeit, zum Schutz des Haushalts der Union die umgekehrte qualifizierte Mehrheit
anzuwenden, ohne die die Wirksamkeit des neuen Mechanismus der Konditionalitit des Haushalts gefahrdet wiirde; fordert,
dass die Anwendung der Konditionalitit des Haushalts von Maflnahmen begleitet wird, die darauf ausgerichtet sind,
mogliche Auswirkungen auf einzelne Empfinger von Finanzmitteln der Union, unter anderem zivilgesellschaftliche
Organisationen, zu mindern; unterstreicht, dass der Mechanismus der Konditionalitdt des Haushalts nicht allein durch den
vorgeschlagenen jihrlichen Uberwachungszyklus ersetzt werden kann; fordert den Europdischen Rat auf, seiner im Rahmen
der Erklarung von Sibiu vom 9. Mai 2019 zum Schutz der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit gemachten Zusage
nachzukommen;

16.  fordert die Kommission und den Rat auf, unverziiglich Verhandlungen mit dem Parlament iber eine
interinstitutionelle Vereinbarung gemaf$ Artikel 295 AEUV aufzunehmen; ist der Ansicht, dass der im Anhang enthaltene
Vorschlag eine angemessene Grundlage fiir derartige Verhandlungen darstellt;

17.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung und den als Anlage beigefiigten Vorschlag der Kommission und
dem Rat zu iibermitteln.

(%) ABL L 53 vom 22.2.2007, S. 1.
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ANLAGE ZUR ENTSCHLIESSUNG:

Vorschlag fiir eine Interinstitutionelle Vereinbarung iiber die Stirkung der Werte der Union

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT, DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION UND DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf dessen Artikel 295,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Gemaf$ Artikel 2 des Vertrags iiber die Europaische Union (EUV) sind die Werte, auf die sich die Europaische Union
griindet, die Achtung der Menschenwiirde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der
Menschenrechte, einschlieflich der Rechte von Personen, die Minderheiten angehoren (,Werte der Union®).

(2)  Gemifs Artikel 49 EUV sind die Achtung der Werte der Union und die Verpflichtung zur Forderung dieser Werte
eine grundlegende Voraussetzung fiir die Mitgliedschaft in der Union. Nach Artikel 7 EUV kann das Vorliegen einer
schwerwiegenden und anhaltenden Verletzung der Werte der Union durch einen Mitgliedstaat die Aussetzung des
Stimmrechts des Vertreters der Regierung dieses Mitgliedstaats im Rat zur Folge haben. Die Achtung der Werte der
Union bildet die Grundlage fiir ein hohes Maf an Verlasslichkeit sowie das gegenseitige Vertrauen zwischen den
Mitgliedstaaten.

(3)  Das Europiische Parlament, der Rat und die Kommission (,die drei Organe®) erkennen die Bedeutung der Achtung
der Werte der Union an. Die Achtung der Werte der Union ist erforderlich fur das reibungslose Funktionieren der
Union und die Verwirklichung ihrer in Artikel 3 EUV festgelegten Ziele. Die drei Organe sind zu einer aufrichtigen
gegenseitigen Zusammenarbeit mit dem Ziel verpflichtet, die Achtung der Werte der Union zu fordern und zu
gewdhrleisten.

(4 Die drei Organe erkennen die Notwendigkeit an, die bestehenden Instrumente zur Forderung der Einhaltung der
Werte der Union zu optimieren und ihre Wirksamkeit zu verstirken. Daher soll ein umfassender und
faktengestiitzter interinstitutioneller Mechanismus geschaffen werden, der den Grundsitzen der Subsidiaritit und
der VerhaltnismaRigkeit Rechnung tragt und mit dem die Koordinierung zwischen den drei Organen verbessert wird
und die zuvor ergriffenen Initiativen konsolidiert werden. Gemifl den Schlussfolgerungen des Rates ,Justiz und
Inneres“ vom 6. und 7. Juni 2013 sollte ein solcher Mechanismus ,transparent, auf Grundlage objektiv gesammelter,
verglichener und analysierter Fakten und nach dem Grundsatz der Gleichbehandlung aller Mitgliedstaaten® ablaufen.

(5 Die drei Organe sind sich einig, dass ein jihrlicher Zyklus zur Uberwachung der Einhaltung der Werte der Union
erforderlich ist, um die Férderung und Achtung der Werte der Union zu stirken. Der jihrliche Uberwachungszyklus
sollte umfassend, objektiv, unparteiisch und faktengestiitzt sein sowie in gleicher und gerechter Weise auf alle
Mitgliedstaaten Anwendung finden. Das vorrangige Ziel des jéhrlichen Uberwachungszyklus sollte darin bestehen,
Verletzungen der Werte der Union und Verstoe gegen sie zu verhindern sowie positive Entwicklungen
hervorzuheben und bewihrte Verfahren auszutauschen, und gleichzeitig eine gemeinsame Grundlage fiir weitere
Maflnahmen der drei Organe bereitzustellen. Die drei Organe kommen ferner iiberein, diese Interinstitutionelle
Vereinbarung zu nutzen, um bestehende Instrumente und Initiativen zur Forderung und Achtung der Werte der
Union, insbesondere den Jahresbericht der Kommission iiber die Rechtsstaatlichkeit, den jdhrlichen Dialog des Rates
iiber Rechtsstaatlichkeit und den Rahmen der Kommission zur Stirkung des Rechtsstaatsprinzips, zu integrieren, um
Doppelarbeit zu vermeiden und die Gesamteffizienz zu stirken.

(6)  Der jihrliche Uberwachungszyklus sollte aus einer Vorbereitungsphase, der Veroffentlichung eines jdhrlichen
Uberwachungsberichts iiber die Achtung der Werte der Union, einschlieRlich linderspezifischer Empfehlungen, und
einer Weiterverfolgungsphase, einschlieRlich der Umsetzung der Empfehlungen, bestehen. Der jihrliche Uber-
wachungszyklus sollte im Geist der Transparenz und Offenheit unter Einbeziechung der Biirgerinnen und Biirger und
der Zivilgesellschaft durchgefiihrt werden und vor Desinformation geschiitzt werden.

(7)  Die drei Organe teilen die Auffassung, dass der jahrliche Uberwachungszyklus die Entscheidungen 2006/928/EG ()
und 2006/929/EG (%) der Kommission ersetzen und unter anderem die Ziele dieser Entscheidungen erfiillen sollte.
Diese Interinstitutionelle Vereinbarung lasst die Beitrittsakte aus dem Jahr 2005, insbesondere deren Artikel 37 und
38, unberiihrt.

(" Entscheidung der Kommission vom 13. Dezember 2006 zur Einrichtung eines Verfahrens fiir die Zusammenarbeit und die
Uberpriifung der Fortschritte Rumdniens bei der Erfiillung bestimmter Vorgaben in den Bereichen Justizreform und
Korruptionsbekdmpfung (ABL L 354 vom 14.12.2006, S. 56).

) Entscheidung der Kommission vom 13. Dezember 2006 zur Einrichtung eines Verfahrens fiir die Zusammenarbeit und die
Uberpriifung der Fortschritte Bulgariens bei der Erfiillung bestimmter Vorgaben in den Bereichen Justizreform und Bekdmpfung der
Korruption und des organisierten Verbrechens (ABI. L 354 vom 14.12.2006, S. 58).
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(8)  Der jihrliche Uberwachungszyklus sollte auch andere Instrumente im Zusammenhang mit der Férderung und
Starkung der Werte der Union ergdnzen und mit ihnen im Einklang stehen. Insbesondere verpflichten sich die drei
Organe, die Erkenntnisse aus den jéhrlichen Uberwachungsberichten bei der Beurteilung der Frage heranzuziehen,
ob im Sinne von Artikel 7 EUV die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Werte der Union durch
einen Mitgliedstaat besteht oder eine schwerwiegende und anhaltende Verletzung derselben vorliegt. Desgleichen hat
sich die Kommission gemafl Artikel 5 der Verordnung (EU) 2020/xxxx des Europdischen Parlaments und des
Rates (°) verpflichtet, die Erkenntnisse aus dem jahrlichen Uberwachungsbericht in ihrer Beurteilung der Frage zu
beriicksichtigen, ob ein Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet werden sollte oder ob es in den Mitgliedstaaten
generelle Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip gibt. Die drei Organe sind sich einig, dass die jahrlichen
Uberwachungsberichte allgemeinere Leitlinien fiir ihr Handeln in Bezug auf die Werte der Union darstellen sollten.

(9)  GemafS Artikel 295 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV) werden in der vorliegenden
Interinstitutionellen Vereinbarung nur Bestimmungen zu dem Zweck festgelegt, die Zusammenarbeit zwischen dem
Europdischen Parlament, dem Rat und der Kommission z erleichtern, und in Ubereinstimmung mit Artikel 13
Absatz 2 EUV handeln diese Organe im Rahmen der ihnen durch die Vertrige iibertragenen Befugnisse nach den
Verfahren, Bedingungen und Zielen, die in diesen Vertrigen festgelegt sind. Diese Interinstitutionelle Vereinbarung
lasst die Befugnisse des Gerichtshofs der Européischen Union betreffend die offizielle Auslegung des Unionsrechts
unbertihrt —

SIND WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN:

I. ZIELE

1. Die drei Organe vereinbaren, die Achtung der Werte der Union gemdf Artikel 2 EUV durch Abstimmung und
Zusammenarbeit zu fordern und zu stirken.

II. JAHRLICHER UBERWACHUNGSZYKLUS

2. Die drei Organe kommen iiberein, in aufrichtiger und gegenseitiger Zusammenarbeit einen jdhrlichen Zyklus zur
Uberwachung der Achtung der Werte der Union zu organisieren, der sich mit Fragen und bewihrten Verfahren in allen
Bereichen der Werte der Union befasst. Der jihrliche Uberwachungszyklus besteht aus einer Vorbereitungsphase, der
Veroffentlichung eines jihrlichen Uberwachungsberichts iiber die Achtung der Werte der Union (,Jahresbericht®), der
Empfehlungen umfasst, und einer Nachverfolgungsphase.

3. Die drei Organe kommen iiberein, eine stindige interinstitutionelle Arbeitsgruppe fiir die Werte der Union
(wArbeitsgruppe®) einzurichten. Die Arbeitsgruppe soll die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den drei Organen
im Rahmen des jihrlichen Uberwachungszyklus erleichtern. Die Arbeitsgruppe unterrichtet die Offentlichkeit regelméfig
tiber ihre Arbeit.

4. Ein Gremium unabhingiger Sachverstindiger berit die Arbeitsgruppe und die drei Organe. In Zusammenarbeit mit
der Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte ermittelt das Gremium unabhingiger Sachverstindiger unparteiisch
die wichtigsten positiven und negativen Entwicklungen in den einzelnen Mitgliedstaaten und trdgt zur Entwicklung einer
Methodik fir den Jahresbericht bei. Die drei Organe konnen das Gremium in jeder Phase des jahrlichen
Uberwachungszyklus konsultieren.

Vorbereitungsphase

5. Die Kommission organisiert jahrlich eine gezielte Konsultation von Interessengruppen, um Informationen fiir den
Jahresbericht zusammenzutragen. Die Konsultation der Interessengruppen findet im ersten Quartal eines jeden Jahres statt.
Die Konsultation muss transparent sein und auf einer klaren und strikten, von der Arbeitsgruppe angenommenen Methodik
beruhen. Auf jeden Fall muss die Methodik in einer geeigneten Form Vorgaben wie die umfassen, die in den Anhidngen zu
den Entscheidungen der Kommission 2006/928/EG und 2006/929/EG aufgefiihrt sind.

6.  Die Konsultation der Interessengruppen bietet zivilgesellschaftlichen Organisationen, nationalen Institutionen zur
Forderung und zum Schutz der Menschenrechte und Gleichstellungsstellen, Berufsverbanden und beruflichen Netzwerken,
den Organen des Europarats und anderen internationalen Organisationen, den Organen, Einrichtungen und sonstigen
Stellen der Union und den Mitgliedstaaten, einschlieflich der zustindigen nationalen Behorden, die Gelegenheit, zum
Jahresbericht beizutragen. Die Kommission nimmt die von den Interessengruppen ibermittelten Informationen in den
Jahresbericht auf. Vor der Verdffentlichung des Jahresberichts veroffentlicht die Kommission die Beitrige aus der
Konsultation auf ihrer Website.

C) [Anstelle von xxxx (ebenso in Ziffern 16, 19 und 25) die endgiiltige Nummer von 2018/136(COD) in den Text und die Fufinote einfiigen und
den ABI.-Verweis in der FufSnote korrigieren] Verordnung (EU) .../... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber den Schutz des
Haushalts der Union im Falle von generellen Mingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten (ABL C ... vom
S ).
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7. Die Kommission stiitzt sich bei der Erstellung des Jahresberichts auf der Grundlage der von der Arbeitsgruppe
beschlossenen Methodik auf alle ihr zur Verfugung stehenden Informationen. Von besonderer Bedeutung sind in diesem
Zusammenhang Berichte und Daten der Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte und anderer Einrichtungen und
Stellen der Union, des Europarats, einschlielich der Venedig-Kommission und der Gruppe der Staaten gegen Korruption,
sowie anderer internationaler Organisationen, die einschldgige Studien und Bewertungen erstellen. Weicht der von der
Kommission erstellte Jahresbericht von den Ergebnissen des Gremiums unabhingiger Sachverstindiger ab, konnen das
Europiische Parlament und der Rat die Kommission auffordern, der Arbeitsgruppe ihre Griinde darzulegen.

8.  Benannte Vertreter aller drei Organe haben nach Abstimmung innerhalb der Arbeitsgruppe die Moglichkeit,
Informationsbesuche in den Mitgliedstaaten durchzufthren, um zusitzliche Informationen und Klarstellungen iiber den
Stand der Werte der Union in den betreffenden Mitgliedstaaten zu erhalten. Die Kommission nimmt die Ergebnisse in den
Jahresbericht auf.

9. Die Kommission informiert die Arbeitsgruppe regelmiflig iiber die wihrend der gesamten Vorbereitungsphase
erzielten Fortschritte.

Jahresbericht und Empfehlungen

10. Die Kommission erstellt den Jahresbericht auf der Grundlage der in der Vorbereitungsphase gesammelten
Informationen. Der Jahresbericht sollte sowohl positive als auch negative Entwicklungen beziiglich der Achtung der Werte
der Union in den Mitgliedstaaten abdecken. Die Berichterstattung hat unparteiisch zu sein, sich auf objektiv
zusammengestellte Beweise zu stiitzen und die Gleichbehandlung aller Mitgliedstaaten zu wahren. Die Tiefe der
Berichterstattung sollte den Ernst der jeweiligen Situation widerspiegeln. Der Jahresbericht umfasst einen Abschnitt tiber
Vertragsverletzungsverfahren, die die Werte der Union betreffen.

11.  Der Jahresbericht enthilt an die einzelnen Mitgliedstaaten gerichtete spezifische Empfehlungen, mit denen der
Schutz und die Forderung der Werte der Union gestarkt werden sollen. In den Empfehlungen werden konkrete Ziele und
Zeitplane fiir die Umsetzung festgelegt, und etwaigen Bedenken, die in gemidfl Artikel 7 Absatz 1 EUV angenommenen
begriindeten Vorschlagen gedufert wurden, wird gebiihrend Rechnung getragen. Die Empfehlungen tragen der Vielfalt der
politischen und rechtlichen Systeme der Mitgliedstaaten Rechnung. Die Umsetzung der Empfehlungen wird gegebenenfalls
in spateren Jahresberichten oder Dringlichkeitsberichten bewertet.

12.  Der Jahresbericht einschlieflich seiner Empfehlungen wird jedes Jahr im September verdffentlicht. Der
Veroftentlichungstermin wird zwischen den drei Organen in der Arbeitsgruppe abgestimmt. Vor der Veréffentlichung
legt die Kommission der Arbeitsgruppe den Entwurf des Jahresberichts vor.

Nachverfolgung

13.  Spitestens zwei Monate nach dem Datum seiner Veréffentlichung erortern das Europdische Parlament und der Rat
den Inhalt des Jahresberichts. Die Erorterungen werden verdffentlicht. Das Europdische Parlament und der Rat nehmen
durch EntschlieBungen und Schlussfolgerungen zum Jahresbericht Stellung. Im Rahmen der Nachverfolgung bewerten das
Europiische Parlament und der Rat, inwieweit frithere Empfehlungen, einschlieflich einschlagiger Urteile des Gerichtshofs
der Europdischen Union, von den Mitgliedstaaten umgesetzt wurden, und stellen Uberlegungen dazu an. Die drei Organe
nutzen ihre jeweiligen Befugnisse im Rahmen der Vertrdge, um zu einer wirksamen Nachverfolgung beizutragen. Die drei
Organe bemiihen sich darum, die Debatte iiber den Jahresbericht in den Mitgliedstaaten, insbesondere in den nationalen
Parlamenten, zeitnah zu fordern.

14. Die Kommission nimmt auf der Grundlage der Ergebnisse des Jahresberichts entweder von sich aus oder auf
Ersuchen des Europdischen Parlaments oder des Rates einen Dialog mit einem oder mehreren Mitgliedstaaten, einschlieflich
der entsprechenden Behorden, auf, um auf die Umsetzung der Empfehlungen hinzuwirken. Die Kommission berichtet dem
Europiischen Parlament und dem Rat regelmifig tiber die Fortschritte im Zuge des Dialogs. Die Kommission kann den
Mitgliedstaaten jederzeit und auch auf Ersuchen des betreffenden Mitgliedstaats durch verschiedene Maffnahmen technische
Unterstiitzung gewahren. Das Europdische Parlament organisiert in Zusammenarbeit mit den nationalen Parlamenten eine
interparlamentarische Debatte iiber die Ergebnisse des Jahresberichts.

15. Die drei Organe sollten die Ergebnisse des Jahresberichts bei der Festlegung der Finanzierungsprioritdten
beriicksichtigen. Insbesondere sollte die Kommission bei der Aufstellung einschldgiger Jahresarbeitsprogramme fir die
Auszahlung von Unionsmitteln sowohl in geteilter als auch in direkter Mittelverwaltung gezielte Unterstiitzung fur
nationale Akteure vorsehen, die zum Schutz und zur Forderung der Werte der Union beitragen, wie z. B. Organisationen
der Zivilgesellschaft und Medienorganisationen.

16.  Unbeschadet der Befugnisse der Kommission nach Artikel 258 AEUV und Artikel 5 der Verordnung (EU) 2020/xxxx
sowie des Rechts eines Drittels der Mitgliedstaaten, des Europdischen Parlaments und der Kommission, dem Rat gemif§
Artikel 7 Absatz 1 EUV einen begriindeten Vorschlag zu unterbreiten, kommen die drei Organe iiberein, dass die
Jahresberichte als Richtschnur fir ihr Handeln in Bezug auf die Werte der Union dienen sollen.



C 395/12 Amtsblatt der Europdischen Union 29.9.2021

Mittwoch, 7. Oktober 2020

17.  Das Europdische Parlament und der Rat konnen die Kommission auffordern, zusitzliche Leitlinien und Indikatoren
auszuarbeiten, um mafSgebliche Querschnittsthemen aufzugreifen, die sich aus dem jdhrlichen Uberwachungszyklus
ergeben.

Dringlichkeitsbericht

18.  Weist die Lage in einem oder mehreren Mitgliedstaaten auf eine unmittelbar bevorstehende schwere Verletzung der
Werte der Union hin, so kann die Kommission von sich aus oder auf Ersuchen des Europdischen Parlaments oder des Rates
einen Dringlichkeitsbericht iiber die Lage erstellen. Die Kommission erstellt den Bericht in Abstimmung mit der
Arbeitsgruppe. Die Kommission verfasst den Dringlichkeitsbericht unverziiglich und veroffentlicht ihn spitestens zwei
Monate nach einem Ersuchen des Europiischen Parlaments oder des Rates. Die Erkenntnisse aus dem Dringlichkeitsbericht
fliefen in den nichsten Jahresbericht ein. Der Dringlichkeitsbericht kann Empfehlungen enthalten, mit denen der
unmittelbaren Bedrohung der Werte der Union begegnet werden soll.

IIl. KOMPLEMENTARITAT MIT ANDEREN INSTRUMENTEN

19. Die drei Organe erkennen den komplementiren Charakter des jéhrlichen Uberwachungszyklus und anderer
Mechanismen zum Schutz und zur Forderung der Werte der Union an, insbesondere des in Artikel 7 EUV festgelegten
Verfahrens, der Vertragsverletzungsverfahren und der Verordnung (EU) 2020/xxxx. Die drei Organe verpflichten sich, den
Zielen dieser Interinstitutionellen Vereinbarung in der Politik der Union Rechnung zu tragen.

20.  Fir den Fall, dass im Jahresbericht systemische Mangel in Bezug auf einen oder mehrere Werte der Union festgestellt
werden, verpflichten sich die drei Organe, im Rahmen der ihnen durch die Vertrige tibertragenen jeweiligen Befugnisse
unverziiglich geeignete Mafinahmen zu ergreifen. Die drei Organe kommen iiberein, dass anhand der Ergebnisse des
Jahresberichts entschieden wird, ob zum Schutz der Werte der Union das in Artikel 7 EUV vorgesehene Verfahren ausgelost
wird und Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet werden. Die drei Organe priifen unter anderem, ob jene Politik der Union,
die ein hohes Mafl an gegenseitigem Vertrauen erfordert, vor dem Hintergrund der im Jahresbericht festgestellten
Systemmingel aufrechterhalten werden kann.

21.  Der mit dieser Vereinbarung eingefiihrte jahrliche Uberwachungszyklus ersetzt das durch die Entscheidung
2006/928/EG der Kommission eingefithrte Verfahren fiir die Zusammenarbeit und die Uberpriifung der Fortschritte
Ruminiens bei der Erfiillung bestimmter Vorgaben in den Bereichen Justizreform und Korruptionsbekimpfung sowie das
durch die Entscheidung 2006/929/EG der Kommission eingefithrte Verfahren fiir die Zusammenarbeit und die
Uberpriifung der Fortschritte Bulgariens bei der Erfiillung bestimmter Vorgaben in den Bereichen Justizreform und
Bekdmpfung der Korruption und des organisierten Verbrechens und soll unter anderem die Ziele dieser Entscheidungen
verwirklichen. Die Kommission verpflichtet sich daher, diese Entscheidungen zu gegebener Zeit aufzuheben.

Gemeinsame Regelungen fiir Artikel 7 EUV

22. Die drei Organe kommen iiberein, die Erkenntnisse aus dem Jahresbericht bei der Beurteilung der Frage
heranzuziehen, ob im Sinne von Artikel 7 EUV die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Werte der
Union durch einen Mitgliedstaat besteht oder eine schwerwiegende und anhaltende Verletzung derselben vorliegt.

23.  Um die Transparenz und Effizienz des Verfahrens nach Artikel 7 EUV zu stirken, kommen die drei Organe iiberein,
dafuir zu sorgen, dass das Organ, das einen Vorschlag nach Artikel 7 Absatz 1 EUV einleitet, den Vorschlag im Rat vorlegen
kann und in allen Phasen des Verfahrens umfassend informiert und beteiligt wird. Die drei Organe kommen iiberein, sich in
der Arbeitsgruppe regelmifig tiber laufende und potenzielle Verfahren nach Artikel 7 EUV auszutauschen.

24.  Die drei Organe kommen tiberein, Modalititen auszuarbeiten, die darauf abzielen, die Wirksamkeit des Verfahrens
nach Artikel 7 EUV zu erh6hen. Derartige neue Modalitdten konnen unter anderem regelmafiig anberaumte Anhoérungen
und Sitzungen zum Stand der Dinge, Empfehlungen zur Behebung der in dem begriindeten Vorschlag gedufSerten Bedenken
und Zeitpline fiir die Umsetzung sein.

Gemeinsame Regelungen zur Konditionalitit des Haushalts

25. Die drei Organe kommen iiberein, die Erkenntnisse aus dem Jahresbericht bei der Beurteilung der Frage
heranzuziehen, ob in Ubereinstimmung mit Artikel 5 der Verordnung (EU) 2020/xxxx in den Mitgliedstaaten allgemeine
Mingel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip bestehen, sowie bei jeder anderen relevanten Bewertung fiir die Zwecke
bestehender und kiinftiger Haushaltsinstrumente. Fiir den Fall, dass im Jahresbericht festgestellt wird, dass ein genereller
Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in einem Mitgliedstaat die Grundvoraussetzungen fiir eine wirtschaftliche
Haushaltsfihrung oder den Schutz der finanziellen Interessen der Union beeintrachtigt oder zu beeintrichtigen droht, teilt
die Kommission dies dem betreffenden Mitgliedstaat gemédfl Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/xxxx schriftlich
mit.
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IV. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

26.  Die drei Organe treffen die erforderlichen Manahmen, um zu gewihrleisten, dass die fiir eine ordnungsgemifSe
Durchfithrung dieser Interinstitutionellen Vereinbarung erforderlichen Mittel und Ressourcen zur Verfiigung stehen.

27. Die drei Organe iiberwachen gemeinsam und fortlaufend die Durchfithrung dieser Interinstitutionellen
Vereinbarung, und zwar sowohl auf politischer Ebene durch regelmifige Beratungen als auch auf technischer Ebene in
der Arbeitsgruppe.

28.  Diese Vereinbarung tritt am Tag ihrer Unterzeichnung in Kraft.
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P9 TA(2020)0252
Umsetzung der gemeinsamen Handelspolitik — Jahresbericht 2018

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 7. Oktober 2020 zur Umsetzung der gemeinsamen Handels-
politik — Jahresbericht 2018 (2019/2197(INI))

(2021/C 395/02)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission vom 14. Oktober 2019 iiber die Umsetzung von Freihandelsab-
kommen — 1. Januar 2018 — 31. Dezember 2018 (COM(2019)0455),

— unter Hinweis auf die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 14. Oktober 2019 (SWD(2019)0370) zum
Bericht der Kommission iiber die Umsetzung von Freihandelsabkommen — 1. Januar 2018 — 31. Dezember 2018
(COM(2019)0455),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission von 14. Oktober 2015 mit dem Titel ,Handel fiir alle — Hin zu einer
verantwortungsbewussteren Handels- und Investitionspolitik“ (COM(2015)0497),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 29. Januar 2020 mit dem Titel ,Arbeitsprogramm der
Kommission fiir 2020 — Eine Union, die mehr erreichen will* (COM(2020)0037),

— unter Hinweis auf die politischen Leitlinien fiir die Européische Kommission 2019-2024 vom 16. Juli 2019,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 30. Mai 2018 zu dem Jahresbericht tiber die Umsetzung der gemeinsamen
Handelspolitik ('),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem Titel ,Der européische Griine Deal*
(COM(2019)0640),

— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung vom 8. April 2020 tiber die globale Reaktion der EU auf COVID-19
(JOIN(2020)0011),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 29. November 2018 zu dem Thema ,WTO: Wie geht es weiter?” (%),

— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung vom 9. Mdrz 2020 mit dem Titel ,Auf dem Weg zu einer umfassenden
Strategie mit Afrika“ (JOIN(2020)0004),

— unter Hinweis auf die gemeinsame Erklirung der Welthandelsorganisation (WTO) vom 25. Januar 2019 zum
elektronischen Geschiftsverkehr,

— unter Hinweis auf die Erklarungen der G20-Handelsminister vom 30. Marz und 14. Mai 2020,
— unter Hinweis auf die gemeinsame Erklirung der USA und der EU vom 25. Juli 2018,

— unter Hinweis auf die bei dem trilateralen Treffen der Handelsminister Japans, der Vereinigten Staaten und der
Europiischen Union am 14. Januar 2020 abgegebene gemeinsame Erkldrung,

— unter Hinweis auf die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 20. Dezember 2019 zum Schutz und zur
Durchsetzung von Immaterialgiiterrechten in Drittlindern (SWD(2019)0452),

— unter Hinweis auf den Jahresbericht der Kommission vom 27. Mérz 2019 tiber handelspolitische Schutzinstrumente
(COM(2019)0158),

— unter Hinweis auf die im November 2019 veréffentlichte Eurobarometer-Sonderumfrage zur Einstellung der Européer
zum Handel und zur Handelspolitik der EU,

") Angenommene Texte, P8_TA(2018)0230.
?) Angenommene Texte, P8_TA(2018)0477.
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— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung der Kommission und des Europiischen Auswirtigen Dienstes vom
12. Mérz 2019 mit dem Titel ,EU-China — Strategische Perspektiven” (JOIN(2019)0005),

— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung der Kommission und des Europiischen Auswirtigen Dienstes vom
19. September 2018 mit dem Titel ,Forderung der Konnektivitit zwischen Europa und Asien — Elemente einer
EU-Strategie* (JOIN(2018)0031),

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission vom 26. Juni 2019 tiber Handels- und Investitionshindernisse,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 18. Mai 2017 zur Durchfithrung des Freihandelsabkommens zwischen der
Europdischen Union und der Republik Korea (%),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 5. Juli 2016 zu einer auf die Zukunft ausgerichteten innovativen Strategie
fir Handel und Investitionen (%),

— unter Hinweis auf die am 25. September 2015 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedete
Resolution mit dem Titel ,Transformation unserer Welt: die Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung®,

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 5. Juli 2016 zu Sozial- und Umweltnormen, Menschenrechten und zur
sozialen Verantwortung der Unternehmen (°),

— unter Hinweis auf die Artikel 2 und 21 des Vertrags tiber die Européische Union (EUV) und das Kapitel V Titel IT des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) sowie auf Artikel 218 AEUV,

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 9. Juni 2015 zu der Strategie der EU fiir die Gleichstellung von Frauen und
Minnern nach 2015 (9),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 13. Marz 2018 zur Gleichstellung der Geschlechter in Handelsabkommen
der EU (),

— unter Hinweis auf die Strategie der Kommission vom Marz 2020 fiir die Gleichstellung der Geschlechter,
— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission zum Schema allgemeiner Zollpriferenzen im Zeitraum 2018-2019 (%),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 22. November 2018 mit dem Titel ,Der Binnenmarkt in einer
Welt im Wandel: Ein wertvoller Aktivposten braucht neues politisches Engagement* (COM(2018)0772),

— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Entwicklungsausschusses,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir internationalen Handel (A9-0160/2020),

A. in der Erwigung, dass die Entschliefung des Parlaments vom 30. Mai 2018 zur Umsetzung der gemeinsamen
Handelspolitik fir sein Konzept eines regelgestiitzten, wertebasierten und berechenbaren Handelssystems breite
Unterstiitzung erhalten hat; in der Erwigung, dass neue Entwicklungen, die sich seit 2018 ergeben haben, darunter
insbesondere die Umsetzung des Handelsabkommens zwischen der EU und Kanada und zuletzt die Auswirkungen der
COVID-19-Pandemie auf den Handel, eine griindliche Aktualisierung des letzten Berichts erforderlich machen;

B. in der Erwidgung, dass die EU die fithrende Handelsmacht und der grofite Handelsblock der Welt ist und als wesentlicher
Motor fiir den wirtschaftlichen Wohlstand fungiert; in der Erwigung, dass sie zudem der grofte Handelspartner fiir
Industrieerzeugnisse und Dienstleistungen ist; in der Erwigung, dass die jiingsten Indikatoren zeigen, dass die
Warenausfuhren der EU im Jahr 2019 auf 2 132,3 Mrd. EUR gestiegen sind, was einer Steigerung um 3,5 % gegeniiber
dem Vorjahr entspricht; in der Erwdgung, dass trotz der aktuellen globalen Herausforderungen die USA und China die
wichtigsten Handelspartner der EU sind; in der Erwagung, dass das weltweite BIP von 2007 bis 2017 um mehr als 70 %
gestiegen ist; in der Erwdgung, dass die EU mit einer Steigerung um 17 % im Vergleich zu Lindern wie den USA (60 %),
Indien (80 %) und China (315 %) im weltweiten Wettbewerb offenkundig zuriickfallt;

ABI. C 307 vom 30.8.2018, S. 109.

ABl. C 101 vom 16.3.2018, S. 30.

ABL. C 101 vom 16.3.2018, S. 19.

ABL C 407 vom 4.11.2016, S. 2.

Angenommene Texte, P8_TA(2018)0066.
https:/[trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2020/february/tradoc_158619.pdf
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C. in der Erwdgung, dass die Kommission am 14. Oktober 2019 ihren dritten Bericht iiber die Umsetzung von
EU-Freihandelsabkommen veroffentlicht hat, aus dem hervorgeht, dass im Jahr 2018 33 % der Ausfuhren der EU und
29 % der Einfuhren der EU auf Partner entfielen, mit denen Freihandelsabkommen bestanden; in der Erwigung, dass die
EU mit ihren Partnern, mit denen Freihandelsabkommen bestanden, im Jahr 2018 einen Handelsiiberschuss von
84,6 Mrd. EUR erzielte, wihrend sie insgesamt ein Handelsbilanzdefizit von 24,6 Mrd. EUR verzeichnete; in der
Erwigung, dass laut einem aktuellen Bericht der Kommission die auf der Grundlage spezieller Handelspraferenzen (APS)
getdtigten Ausfuhren aus Entwicklungsldndern in die EU von 2016 bis 2018 um 16,2 % angewachsen sind, wobei der
Wert von 158 Mrd. EUR im Jahr 2016 auf 183,6 Mrd. EUR im Jahr 2018 gestiegen ist; in der Erwidgung, dass der
Welthandel im Jahr 2020 aufgrund der Auswirkungen von COVID-19 den Erwartungen zufolge um zwischen
13 und 32% zuriickgehen wird; in der Erwigung, dass mit einem Riickgang der Ausfuhren von Waren und
Dienstleistungen aus der EU-27 in Drittlinder um 9,2 % und mit einem Riickgang der Einfuhren aus Drittlindern in die
EU-27 um 8,8 % gerechnet wird und der IWF davon ausgeht, dass das BIP der EU um 7,5 % sinken wird;

D. in der Erwidgung, dass die gemeinsame Handelspolitik in die ausschliefliche Zustindigkeit der Union féllt und von der
Kommission, dem Rat und dem Parlament umgesetzt wird und dass dies es erforderlich macht, dass die Union in
Handelsfragen mit der Kommission als Verhandlungsfithrerin mit einer Stimme spricht; in der Erwdgung, dass die
Kommission im Jahr 2015 eine Mitteilung mit dem Titel ,Handel fiir alle — Hin zu einer verantwortungsbewussteren
Handels- und Investitionspolitik annahm; in der Erwigung, dass die Kommission mit einer Uberpriifung der
Handelspolitik begonnen hat, um das Handelsinstrumentarium nach der COVID-19-Krise zu verbessern;

E. in der Erwidgung, dass Artikel 207 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union und Artikel 21 des
Vertrags iiber die Europdische Union vorsehen, dass die gemeinsame Handelspolitik im Rahmen der Grundsitze und
Ziele des auswirtigen Handelns der Union einschlieSlich der Forderung der Menschenrechte, der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit und der nachhaltigen Entwicklung gestaltet wird; in der Erwagung, dass die Kommission im
Dezember 2019 den europdischen Griinen Deal verabschiedet hat, der vorsieht, dass alle Manahmen und Strategien
der EU zur Verwirklichung seiner Ziele beitragen miissen;

F. in der Erwidgung, dass die Handels- und Investitionspolitik der EU Anlegern zudem einen Marktzugang und
Investitionsschutz durch Rechtssicherheit sowie ein stabiles, berechenbares und ordnungsgemif® geregeltes Umfeld fiir
die Ausiibung ihrer Wirtschaftstatigkeiten bietet;

G. in der Erwigung, dass laut aktuellen Eurobarometer-Zahlen etwa 60 % der Unionsbiirger der Ansicht sind, dass ihnen
der internationale Handel zugutekommt; in der Erwigung, dass ein Teil der Offentlichkeit sehr gut iiber die
Handelspolitik und Handelsabkommen informiert ist; in der Erwagung, dass die Hélfte der Befragten vorschldgt, dass die
Schaffung von Arbeitsplatzen in der EU und die Wahrung der Umwelt- und Gesundheitsstandards die Prioritdten der
EU-Handelspolitik bilden sollten; in der Erwigung, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten weiter an einer
geeigneten Kommunikationsstrategie fiir die Handelspolitik und Handelsabkommen arbeiten miissen, deren Ziel es ist,
gegen Falschmeldungen zum Thema Handel vorzugehen und so viele Informationen wie moglich weiterzugeben,
wiahrend gleichzeitig bestimmte Interessentrdger angesprochen und die Wirtschaftsakteure fir Handelsabkommen
sensibilisiert werden;

H. in der Erwigung, dass die gemeinsame Handelspolitik, die sich aus Handelsabkommen und legislativen Mafinahmen
zusammensetzt, dem Ziel dienen sollte, ein stabiles, berechenbares und faires Handelsumfeld zu schaffen, in dem
EU-Unternehmen florieren konnen und den Interessen der Unionsbiirger Geltung verschafft wird, und dass sie
sicherstellen sollte, dass die EU ihr bestehendes soziales und regulatorisches Modell weiterhin schiitzt, wobei die
Handelspolitik genutzt wird, um ihre Werte weltweit zu fordern; in der Erwidgung, dass die EU ihre Bemiihungen
verstirken sollte, einen fairen Wettbewerb zu fordern, indem sie fur gleiche Wettbewerbsbedingungen sorgt und aktuelle
Handelsfragen regelt; in der Erwidgung, dass fur das Erreichen dieser Ziele eine verniinftige Ausrichtung der
Handelspolitik der Union sowie deren vollstindige und effiziente Umsetzung und Uberwachung erforderlich sind, wobei
dies auf gerechtere und transparentere Weise erfolgen sollte; in der Erwagung, dass die Handelsabkommen der EU durch
Marktzugang und die Beseitigung von Handelshemmnissen Wachstumschancen bieten sollten; in der Erwdgung, dass es
von grofiter Bedeutung ist, die Verhandlungen im Geiste des gegenseitigen Nutzens zu fithren, um unlautere
Handelspraktiken zu beseitigen und die Einhaltung von EU-Vorschriften und -Standards sicherzustellen;

. in der Erwidgung, dass die EU die WTO am 30. April 2020 zusammen mit 18 WTO-Mitgliedern offiziell von der
Mehrparteien-Interimsvereinbarung (MPIA) in Kenntnis gesetzt hat; in der Erwidgung, dass diese Notifikation in
Anbetracht der Handlungsunfihigkeit des Berufungsgremiums den Beginn der Anwendung der MPIA auf Streitigkeiten
zwischen den teilnehmenden WTO-Mitgliedern markiert;

J. in der Erwdgung, dass der COVID-19-Ausbruch eine vielschichtige Krise mit langfristigen Folgen ausgelost und die
mangelnde Widerstandsfahigkeit der globalen Wertschopfungsketten einiger wichtiger Produkte — einschlieflich
medizinischer Ausriistung und medizinischer Gerite — offengelegt hat; in der Erwagung, dass die Krise gezeigt hat, dass
es robusterer und widerstandsfahigerer Produktionsketten bedarf und in strategische Bereiche investiert werden muss,
um die Widerstandsfihigkeit der Lieferketten der EU zu erhéhen; in der Erwigung, dass in wissenschaftlich fundierten
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Berichten auf wachsende Gefahren in Verbindung mit weltweiten Pandemie-Ausbriichen und Phidnomenen im
Zusammenhang mit dem Klimawandel hingewiesen wird, die sich auf die internationalen Beziehungen auswirken; in der
Erwidgung, dass sich die G20-Handelsminister verpflichtet haben, die Auswirkungen von COVID-19 auf den
internationalen Handel und auf internationale Investitionen abzumildern, indem sie weiter zusammenarbeiten, um ein
freies, faires, nicht diskriminierendes, transparentes, berechenbares und stabiles Handels- und Investitionsumfeld zu
schaffen und unsere Mirkte offen zu halten, damit eine kontinuierliche grenziiberschreitende Versorgung mit
lebenswichtigen medizinischen Materialien und Geriten, wichtigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen und anderen
wesentlichen Giitern und Dienstleistungen sichergestellt werden kann;

K. in der Erwidgung, dass die Kommission am 14. Mirz 2020 im Rahmen eines Dringlichkeitsverfahrens die
Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/402 (°) verabschiedet hat, um fur die Ausfuhr personlicher Schutzausriistung
(PSA) eine Ausfuhrgenehmigung gemif$ der Verordnung (EU) 2015/479 als befristete Mafinahme einzufiihren, die der
EU helfen soll, die drastisch gestiegene Nachfrage zu decken und ihre Betriebskapazititen vorzubereiten, um
Drittlindern auszuhelfen;

L. in der Erwdgung, dass die EU umfassende Abkommen iiber Handelsbeziehungen mit nahezu allen lateinamerikanischen
und karibischen Staaten (mit Ausnahme Boliviens, Kubas und Venezuelas) ausgehandelt hat;

M. in der Erwagung, dass das Parlament im Jahr 2015 (%) die Notwendigkeit einer geschlechtsspezifischen Perspektive in
der internationalen Handelspolitik der EU und im Jahr 2018 (') die Notwendigkeit der Gleichstellung der Geschlechter
in Handelsabkommen betont hat; in der Erwidgung, dass 36 Millionen Arbeitsplitze in der EU, von denen
13,7 Millionen von Frauen besetzt sind, von Ausfuhren in Lander aufferhalb der EU abhingen; in der Erwdgung, dass
Frauen im Aufenhandel der EU in den Bereichen Landwirtschaft und verarbeitendes Gewerbe weitgehend
unterreprasentiert sind; in der Erwagung, dass nur jedes fiinfte exportierende Unternehmen in der EU von einer Frau
gefithrt wird (d. h. sich im Besitz einer Frau befindet und/oder von einer Frau geleitet wird) und Frauen im Exportsektor
30 % oder weniger der Gesamtbelegschaft ausmachen;

N. in der Erwidgung, dass in vielen Lindern Zolle auf medizinische Gerdte wie Patientenmonitore, Diagnosegerite und
gingige Arzneimitte]l wie Antibiotika, Schmerzmittel oder Insulin erhoben werden und praktisch alle Linder
Einfuhrzolle auf Seife erheben; in der Erwidgung, dass die Zollregelungen durch die Entscheidung der Vereinigten
Staaten, zusdtzliche Zolle auf Einfuhren aus China mit einem Gegenwert von 370 Mrd. USD zu erheben, die in Teilen
auch PSA betreffen, verschirft worden sind;

O. in der Erwagung, dass in wissenschaftlich fundierten Berichten auf wachsende Gefahren in Verbindung mit weltweiten
Pandemie-Ausbriichen und Phianomenen im Zusammenhang mit dem Klimawandel hingewiesen wird, die sich auf die
internationalen Beziehungen auswirken, und dass darin der Schluss gezogen wird, dass unsere Wirtschaftsmodelle
insbesondere im Einklang mit dem Pariser Klimaschutziibereinkommen tiefgreifend reformiert werden miissen;

Globaler Kontext

1. weist darauf hin, dass sich der globale Kontext in wichtigen Belangen verindert und mit dem Auftreten von
Spannungen in den letzten beiden Jahren als unvorhersehbar erwiesen hat; bekraftigt seine Unterstiitzung fiir ein offenes,
freies, regelbasiertes, berechenbares und faires multilaterales Handelssystem, das es zu schiitzen und zu fordern gilt; weist
darauf hin, dass die EU (im Jahr 2018) trotz des schwierigen weltweiten Wirtschaftsklimas im Warenhandel mit ihren
Partnern, mit denen Freihandelsabkommen bestanden, einen Uberschuss von 84,6 Mrd. EUR erzielte, wihrend sie beim
Handel mit dem Rest der Welt ein Gesamtdefizit von rund 24,6 Mrd. EUR verzeichnete; weist darauf hin, dass mehr als
36 Millionen Arbeitspldtze durch Ausfuhren in Linder auflerhalb der EU aufrechterhalten werden;

2. stellt fest, dass die EU seit der Annahme der jiingsten Handelsstrategie mit dem Titel ,Handel fur alle“ im Jahr 2015
durch die Kommission eine Reihe neuer Handelsabkommen geschlossen und mit deren Anwendung begonnen hat, wobei
hierzu vor allem das umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen zwischen der EU und Kanada (CETA), das
Wirtschaftspartnerabkommen (WPA) zwischen der EU und Japan und die Freihandelsabkommen zwischen der EU und
Singapur und der EU und Vietnam gehoren;

3. besteht darauf, dass durch die Handelsstrategie der EU bei der Bewaltigung neuer Herausforderungen weltweit auch in
Zukunft die Interessen und Werte der Union gefordert werden, die Wettbewerbsfihigkeit der EU-Industrie gesteigert wird
und wirtschaftliches Wachstum im Einklang mit den Zielen des europdischen Griinen Deals generiert wird; ist daher der
Ansicht, dass eine ehrgeizige multilaterale, plurilaterale und bilaterale Agenda, der Abschluss fairer und fiir beide Parteien
nutzbringender Handelsabkommen, bei denen eine strikte Gegenseitigkeit und die Einhaltung der strengen Normen und
hohen Standards Europas in sensiblen Bereichen sichergestellt werden, Menschenrechte und deren wirksamer Schutz, die
Beseitigung ungerechtfertigter Handelshemmnisse und bei Bedarf der Einsatz handelspolitischer Schutzinstrumente die
beste Moglichkeit sind, die Wettbewerbsfihigkeit der EU in einer globalisierten Welt zu steigern;

() ABLL 771 vom 15.3.2020, S. 1.

(") Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 9. Juni 2015 zu der Strategie der EU fiir die Gleichstellung von Frauen und
Minnern nach 2015.

(") Entschlieung des Europdischen Parlaments vom 13. Marz 2018 zur Gleichstellung der Geschlechter in Handelsabkommen der EU.
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4. betont, dass unsere Bezichungen zu den beiden anderen Handelssupermachten, ndmlich zu China und den USA, die
etwa 30 % unseres Handels ausmachen, von zentraler Bedeutung sind, wenn die Handelspolitik der EU vorangetrieben
werden soll; besteht jedoch darauf, dass die EU ihre Beziechungen zu anderen Teilen der Welt stirkt, ihre
Handelsbeziehungen zu allen Partnern — einschlieflich der Entwicklungslinder und der am wenigsten entwickelten
Lander — diversifiziert und verbessert und auf eine multipolare Weltordnung hinarbeitet; erachtet es als sehr wichtig, eine
tibermifSige Abhangigkeit der EU-Wirtschaft von Lieferketten einiger weniger grofSer Handelspartner zu vermeiden;

5. betont, dass es den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten zu verstirken gilt; fordert einen weiteren
Austausch bewihrter Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission,
damit Synergieeffekte erzielt und die Ergebnisse verbessert werden; betont in diesem Zusammenhang auch die
Notwendigkeit, die Bewertungsstrategien fiir Abkommen zu verbessern, und ist der Ansicht, dass die Kommission fiir eine
bessere Folgenabschitzung fiir jedes Handelsabkommen sorgen sollte, die rechtzeitig und von unabhingigen Stellen
durchgefiihrt wird;

6.  begriflt, dass die Handelspolitik transparenter geworden ist; begriiSt den Beschluss des Rates, das Verhandlungs-
mandat fiir die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit den AKP-Regionen am 19. Dezember 2019 zu verdffentlichen;
zeigt sich zufrieden mit den jiingsten Bemithungen der neuen Kommission, das Parlament regelmafiger iiber den Stand der
laufenden Verhandlungen zu unterrichten und dadurch die Arbeit der Kommission transparenter zu gestalten, wie
beispielsweise durch die Bereitstellung detaillierter Berichte tiber die im Rahmen des CETA eingerichteten Fachausschiisse
und das Abkommen mit Siidkorea;

7. betont, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten an einer besseren Kommunikationsstrategie in Zusammenhang
mit den Vorteilen der EU-Handelspolitik und der Sensibilisierung arbeiten miissen, um effektiv mit der Gesellschaft und den
Interessengruppen in Kontakt zu treten; weist darauf hin, dass Fahrpline der Kommission die Moglichkeit bieten, die
Griinde fiir eine bestimmte Initiative und ihre Ziele zu kommunizieren und zu erlautern sowie mit der Gesellschaft und den
Interessengruppen in Kontakt zu treten und Riickmeldungen zu erhalten; vertritt die Auffassung, dass die Kommission fiir
die vollkommene Transparenz von Fahrpldnen und anderen Konsultationsaktivititen sorgen sollte, um deren Wirkung zu
maximieren und die Einbeziehung der Interessengruppen sicherzustellen;

8.  bedauert die schwerwiegenden Auswirkungen von COVID-19 und des daraus resultierenden Lockdowns von
Volkswirtschaften auf den weltweiten Handel, die einen Riickgang sowohl bei den Einfuhren als auch bei den Ausfuhren der
EU sowie eine Unterbrechung und den Stillstand von Wertschopfungsketten zur Folge hatten; betont, dass die EU Lehren
aus der gegenwirtigen Pandemie ziehen muss, um insbesondere in bestimmten strategischen Bereichen ihre Anfilligkeit zu
verringern; ist der Ansicht, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten rasch handeln missen, um die Handelspolitik als
Instrument zur Wiederbelebung der Weltwirtschaft und zur Abschwichung der Rezession zu nutzen; ist der festen
Uberzeugung, dass die EU in Krisenzeiten ihre offene strategische Autonomie verbessern und fiir einen regelbasierten
Handel sorgen sowie Mafnahmen vermeiden muss, die den Handel einschrinken undfoder verzerren, und dass sie
gleichermafen derartige Manahmen von Drittlindern fordern muss, wobei alle diese Aspekte bei der Uberarbeitung der
Handelspolitik eigens behandelt werden sollten;

9.  fordert, dass die laufenden Verhandlungen vorangetrieben und insbesondere die Verhandlungen iiber den raschen
Abschluss eines plurilateralen Abkommens iiber den freien Verkehr von medizinischen Geriten neu ausgestaltet werden;
fordert alle Linder nachdriicklich auf, dem WTO-Ubereinkommen zur Beseitigung der Zélle auf Arzneimittel (Zero for
Zero) beizutreten, und ist der Ansicht, dass dessen Geltungsbereich auf alle pharmazeutischen Erzeugnisse und Arzneimittel
ausgeweitet werden sollte, um den weltweiten grenziiberschreitenden Handel sicherzustellen; fordert die WTO-Mitglieder
auf, dieses Thema auf die Tagesordnung des nichsten WTO-Ministertreffens zu setzen und Handelsabkommen als
Moglichkeit zu betrachten, Unternechmen zu helfen, ihre Bezugsquellen zu diversifizieren;

10.  betont, dass die EU offene Handelsstrome und nachhaltige globale Wertschopfungsketten sicherstellen und daher
von Ausfuhrbeschrinkungen etwa fiir PSA, bei der die EU von Handelspartnern in Drittlindern abhingig ist, Abstand
nehmen muss; fordert jene Mitgliedstaaten, die den Handelsstrom unverzichtbarer Giiter auf dem Binnenmarkt
einschrinken, nachdriicklich auf, ihre Ausfuhrbeschrankungen unverziiglich aufzuheben, und fordert die Kommission auf,
VerstofSe dieser Art gegen die Vorschriften des Binnenmarktes nicht zuzulassen; ist der Ansicht, dass die EU kritische
Sektoren und gesellschaftliche Schwachstellen sorgfiltig priifen und ermitteln muss, wobei die EU ihre Versorgung mit
Produkten sicherstellen und wirksame und verhaltnisméfige Abhilfemafinahmen in der Handelspolitik suchen muss;

11.  bedauert die wirtschaftlichen Einbuflen, die der Storung des internationalen Handels und der globalen
Wertschopfungsketten aufgrund der COVID-19-Pandemie geschuldet sind und fir Entwicklungsldnder besonders schwere
Auswirkungen haben konnten; fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass durch die mit Entwicklungslindern
vereinbarten Handelsregeln der Zugang zu Arzneimitteln und medizinischer Ausriistung unterstiitzt wird;
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12.  betont, dass die Erzeuger in landlichen Gebieten und Kiistenregionen dabei unterstiitzt werden miissen, sich der
durch den COVID-19-Ausbruch hervorgerufenen Krisensituation auf den Markten anzupassen und rasch Strategien zur
Anpassung an die Coronavirus-Situation und zur Stirkung ihrer Widerstandsfihigkeit auszuarbeiten, um ein existenz-
sicherndes Einkommensniveau aufrechtzuerhalten und gleichzeitig die nachhaltige Bewirtschaftung von land- und
forstwirtschaftlichen Okosystemen, Meeresdkosystemen und artenreichen Okosystemen zu gewihrleisten;

WTO und plurilaterale Zusammenarbeit

13.  betont, dass dies ein entscheidender Moment fiir die Forderung eines offenen, fairen, ausgewogenen, nachhaltigen
und wertebasierten Multilateralismus und fiir die Férderung des Welthandelssystems ist; bedauert zutiefst die Blockade der
WTO, die aktive Schritte und Zusagen aller WTO-Mitglieder erfordert; bekriftigt seine Zusage, das regelbasierte
multilaterale Handelssystem zu verteidigen;

14.  unterstreicht die primare politische und wirtschaftliche Bedeutung des multilateralen Systems und fordert die
internationalen Handelspartner auf, auf die Verwirklichung eines gut funktionierenden Streitbeilegungssystems bei der
WTO hinzuarbeiten und eine ehrgeizige Reform unter Fiihrung der EU voranzutreiben; fordert die Kommission in diesem
Zusammenhang nachdriicklich auf, neue Vorschriften auszuhandeln, um handelsverzerrende Phinomene im Zusammen-
hang mit einer nicht marktwirtschaftlichen Politik und Praxis, staatlichen Unternehmen (SOEs) und Industriesubventionen
zu bekdmpfen, die zu Uberkapazititen, einer Politik und Praxis des erzwungenen Technologietransfers sowie zum Diebstahl
geistigen Eigentums fiihren; fordert die WTO-Mitglieder auf, auf dem Ministertreffen, das im Jahr 2021 stattfinden soll, eine
ehrgeizige und ausgewogene Einigung tiber das seit langem bestehende Problem der Fischereisubventionen zu erzielen und
damit ein klares Zeichen zu setzen, dass die WTO nach wie vor in der Lage ist, ihre Verhandlungsfunktion zu erfiillen;

15.  begriifdt die ,Multi-Party Interim Appeal Arbitration Arrangement“ (Mehrparteien-Interimsvereinbarung, MPIA), ein
neues System, das es der EU zusammen mit anderen teilnehmenden WTO-Mitgliedern ermdéglichen wird, die derzeitige
Lihmung des Berufungsgremiums der WTO zu iiberwinden, und das es den teilnehmenden Mitgliedern erméglichen wird,
ein funktionierendes zweistufiges Streitbeilegungssystem bei der WTO aufrechtzuerhalten, falls es zwischen ihnen zu
Streitigkeiten kommt;

16. nimmt die Fortschritte zur Kenntnis, die wihrend der laufenden sektorspezifischen und plurilateralen
Verhandlungen erzielt wurden, insbesondere in Bezug auf die innerstaatliche Regulierung von Dienstleistungen, den
elektronischen Handel und die Erleichterung von Investitionen; betont, dass es sich bei diesen sektoralen Verhandlungen um
auf einer gemeinsamen Mitteilung basierende Unternehmungen handelt und dass sie mit dem Ziel gefiihrt werden sollten,
einen bereichsiibergreifenden Konsens aller Teilnehmer zu erreichen;

17.  begriit die Fortschritte bei den Verhandlungen fiir den multilateralen Investitionsgerichtshof; weist darauf hin, dass
die Investitionsgerichtsbarkeit ein Schritt auf dem Weg zum multilateralen Investitionsgerichtshof sein soll; bedauert die
duferst langsamen Fortschritte der Mitgliedstaaten beim Abbau bilateraler Investitionsabkommen innerhalb der EU und
fordert die Kommission nachdriicklich auf, gegebenenfalls einzuschreiten;

18.  bekundet seine nachdriickliche Unterstiitzung fur die trilaterale Zusammenarbeit zwischen der EU, den USA und
Japan bei der Eindimmung marktverzerrender Praktiken weltweit; begriifSt in diesem Zusammenhang die gemeinsame
Erklirung vom 14. Januar 2020 zu Industriesubventionen;

Vereinigte Staaten

19.  bedauert zutiefst die Kehrtwende in der US-Handelspolitik in den letzten drei Jahren und ist besorgt iiber die
Zunahme einseitiger Handelsmaffnahmen und die Zunahme protektionistischer Mafnahmen, einschlie€lich der jiingsten
Entscheidungen des US-Handelsministeriums, weitere Untersuchungen nach ,Section 232“ einzuleiten; bedauert die
offizielle Mitteilung der USA vom 4. November 2019 iiber den Riickzug aus dem Pariser Abkommen und weist erneut
darauf hin, dass die Gemeinsame Handelspolitik der EU zur Forderung der Verwirklichung dieses Abkommens beitragen
sollte; betont, wie wichtig es ist, die Gesprache zwischen der EU und den USA wieder aufzunehmen, um anstehende
Probleme, einschlieflich Streitigkeiten, zu losen; betont, wie wichtig es ist, die Landwirtschaft aufSerhalb des
Verhandlungsumfangs zu halten und eine ordnungsgemife Uberwachung und einen angemessenen Schutz des
Fischereisektors sicherzustellen;

20.  erinnert daran, dass die EU weiterhin mit den USA als Partner zusammenarbeiten sollte, mit dem sie Losungen fiir
Handelsfragen von gemeinsamem Interesse und auch fiir Bedrohungen und Handelskonflikte finden muss, einschlieflich
der extraterritorialen Anwendung von Gesetzen, die von den USA verabschiedet werden und dem Vélkerrecht
zuwiderlaufen; betont, dass sich die EU weiterhin bemiihen sollte, das gegenseitige Vertrauen und enge Handelsbeziehungen
wiederherzustellen und gleichzeitig sicherzustellen, dass die europdischen Standards eingehalten werden; ist der Ansicht,
dass ein begrenztes Handelsabkommen mit den USA als wichtiger Ausgangspunkt betrachtet werden konnte;

21.  fordert die Kommission auf, ihre US-amerikanischen Partner dazu zu bewegen, Moglichkeiten zur Deeskalation der
transatlantischen Handelsspannungen zu finden, einschlieflich der Suche nach Verhandlungslosungen mit den USA in
Bezug auf Subventionen fiir zivile Luftfahrzeuge, insbesondere im Zusammenhang mit dem andauernden Streit zwischen
Airbus und Boeing, und eine Einigung zu erzielen, mit der die illegale Erhebung von US-Zéllen auf Stahl und Aluminium
sowie die illegalen Antisubventions- und Antidumpingmafinahmen in Bezug auf Agrar- und Lebensmittelerzeugnisse, auch
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auf reife Oliven, beendet werden; fordert die Kommission nachdriicklich auf, ihre Bemithungen um eine koordinierte und
einheitliche Reaktion seitens der EU zu verstirken; begriifft die Verhandlungen zwischen der EU und den USA iiber die
gegenseitige Akzeptanz der Ergebnisse der Konformititsbewertung; ermutigt die Kommission, die Zusammenarbeit in
anderen Bereichen von gemeinsamem Interesse zu beschleunigen, beispielsweise bei Standards und anderen nichttarifiren
Handelshemmnissen, um den Handel zu erleichtern, biirokratische Hindernisse abzubauen und Kosten zu senken;

22, bedauert, dass die derzeitige Regierung erwigt, sich aus dem Ubereinkommen iiber das ffentliche Beschaffungs-
wesen zuriickzuziehen; fordert die Regierung nachdriicklich auf, weiterhin Partei dieses Ubereinkommens zu bleiben;

China

23, stellt fest, dass China aufgrund seiner Grofle und seines Wachstums als zweitgrofSter Handelspartner der EU einen
Markt der Moglichkeiten darstellt, dass es jedoch aufgrund des staatlich gefithrten und staatlich subventionierten Charakters
der chinesischen Wirtschaft, in der staatliche Unternehmen von ausschlieflichem oder beherrschendem Marktzugang
profitieren, viele Hindernisse fiir EU-Unternehmen gibt, wenn es darum geht, Zugang zu diesem Markt zu erhalten und auf
diesem Markt titig zu werden; verurteilt alle Arten diskriminierender Maflnahmen, mit denen EU-Unternehmen in China
konfrontiert sind; ist der Auffassung, dass ein fairer Wettbewerb zwischen Unternehmen aus der EU und China zu mehr
Moglichkeiten und mehr Innovation fithren wiirde, und fordert die Kommission auf, die anhaltenden diskriminierenden
Handlungen stindig zu iiberwachen und mit den chinesischen Behorden zusammenzuarbeiten, um solche Handlungen und
Hindernisse abzubauen; nimmt zur Kenntnis, dass China im Mai 2019 seine Beschwerde bei der WTO gegen die EU
beziiglich der nicht marktwirtschaftlichen Behandlung bei Antidumpingmafinahmen zuriickgezogen hat; begriiflt das
Ergebnis des Streitbeilegungsverfahrens zwischen der EU und China, das das Ende des Status Chinas als Marktwirtschaft im
Einklang mit dem Standpunkt des Parlaments vom Mai 2016 bedeutet (*%);

24.  begriflt den Abschluss der Verhandlungen iiber ein Abkommen zwischen der EU und China iiber geografische
Angaben am 6. November 2019 als einen positiven Schritt zur Verbesserung des Schutzes von g.A.-Produkten aus der EU
in China und fordert seine rasche Ratifizierung sowie aktualisierte Rechtsvorschriften und eine starkere Durchsetzung;
besteht darauf, dass dieses Abkommen zwischen der EU und China iiber geografische Angaben nicht durch das
Handelsabkommen zwischen den USA und China der Phase 1 verletzt werden darf; fordert die Kommission auf, die
Situation des Marktzugangs fiir europaische Produkte wihrend der Umsetzung dieses Abkommens zu {iberwachen; stellt
fest, dass laut dem jiingsten Bericht tiber den Schutz und die Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums mehr als
80 % der Beschlagnahmungen von gefilschten und nachgeahmten Giitern Waren mit Ursprung in China betrafen, und dass
dies sowohl 2018 als auch 2019 der Fall war; fordert die Kommission auf, weitere Instrumente zu priifen, um diese
Probleme zu l6sen und den vollstindigen Schutz der Rechte des geistigen Eigentums sicherzustellen;

25.  legt der Kommission nahe, die Verhandlungen iiber ein ehrgeiziges Investitionsabkommen mit China — mit einem
wirksamen Kapitel iiber Handel und nachhaltige Entwicklung — abzuschlieen, das alle Hindernisse fiir offene Mirkte in
China beseitigt; sicht dem Abschluss der Verhandlungen bis Ende 2020, was auf dem Gipfeltreffen EU-China im Jahr 2019
vereinbart wurde, erwartungsvoll entgegen; ist jedoch der festen Uberzeugung, dass dem Inhalt des Abkommens Vorrang
vor der Geschwindigkeit, mit der es abgeschlossen wird, eingerdumt werden sollte;

26.  ist bestiirzt iiber den im Februar 2020 veroffentlichten Bericht des Australian Strategic Policy Institute, der Belege fiir
die Ausbeutung uigurischer Arbeiter in chinesischen Fabriken enthilt, einschlieflich Fabriken, die zu der Wert-
schopfungskette von EU-Unternehmen gehoren; ist zutiefst besorgt iiber die gemeldeten Auswirkungen der Initiative ,Neue
Seidenstrafle* (Belt and Road Initiative) auf die Menschenrechte in China und Pakistan; fordert die Kommission auf, alle
verfuigbaren Mittel einzusetzen, um der Ausbeutung der Uiguren ein Ende zu setzen; fordert die europiischen Unternehmen
auf, jegliche Verwicklung in Chinas Menschenrechtsverletzungen zu beenden; besteht darauf, dass uigurische Zwangsarbeit
von den Lieferketten der in den Binnenmarkt eingefithrten Produkte ausgeschlossen werden muss;

Neue Partnerschaft mit Afrika

27.  begriiflt die Veroffentlichung der gemeinsamen Mitteilung zu einer umfassenden EU-Afrika-Strategie; fordert die EU
auf, sich stirker um afrikanische Linder zu bemiihen, um im Einklang mit den handelsbezogenen Aspekten der
Afrikanischen Entwicklungsstrategie Agenda 2063 eine wirksame und solide Partnerschaft zu schaffen, die eine nachhaltige
wirtschaftliche Entwicklung, Wachstum und Erndhrungssicherheit auf dem afrikanischen Kontinent fordert; betont, dass
aus den Zahlen des aktuellen Berichts vom 10. Februar 2020 iiber das Allgemeine Priferenzsystem fiir den Zeitraum 2018-
2019 hervorgeht, dass die Inanspruchnahme der Priferenzen durch die Linder, denen dieses System zugutekommt,
zugenommen hat; fordert die Kommission auf, ihre technische und wirtschaftliche Unterstiitzung durch Mafnahmen vom

(') EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 12. Mai 2016 zum Marktwirtschaftsstatus Chinas (ABl. C 76 vom 28.2.2018,
5. 43).
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Typ ,Hilfe fiir Handel“ zwischen der EU und den afrikanischen Landern sowie zwischen den afrikanischen Liandern selbst zu
verstarken; stellt in diesem Zusammenhang fest, dass Hilfe fiir Handel eine Schliisselkomponente in den Handels-
beziehungen mit Afrika nach der COVID-19-Krise sein sollte;

28.  nimmt die Fortschritte bei der Umsetzung der kontinentalen Freihandelszone (African Continental Free Trade Area,
ACFTA) zur Kenntnis, durch die ein einheitlicher kontinentaler Markt fiir Waren und Dienstleistungen geschaffen werden
soll, mit freiem Personen- und Investitionsverkehr; begriifSt die von der EU geleistete Unterstiitzung bei der Einrichtung der
neuen Beobachtungsstelle der Afrikanischen Union fiir Handel; fordert, dass die EU die ACFTA im Einklang mit der Allianz
Afrika-Europa fiir nachhaltige Investitionen und Arbeitsplitze weiterhin unterstiitzt; fordert eine ordnungsgemifSe
Durchsetzung und Vertiefung bestehender Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) mit dem Ziel, den Handelsaustausch
und Investitionen anzukurbeln; begriifit das Inkrafttreten der WPA mit den ESA- und SADC-Staaten sowie des
Interims-WPA mit Ghana und Céte d’Ivoire und bedauert die mangelnden Fortschritte bei der Ratifizierung der iibrigen
regionalen WPA; bekundet seine Unterstiitzung fiir die in der Rede zur Lage der Union im Jahr 2018 dargelegte Vision eines
Handelsabkommens zwischen den Kontinenten, bei dem es sich um eine wirtschaftliche Partnerschaft zwischen
Gleichberechtigten handeln sollte, die gegenseitigen Nutzen schaffen und dazu dienen wiirde, die Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung zu fordern und die Entwicklung wettbewerbsfahiger lokaler und regionaler Wertschopfungsketten und
belastbarer Steuersysteme zu unterstiitzen;

29.  betont dariiber hinaus, dass es wichtig ist, dass die WPA gemeinsam und mit Unterstiitzung lokaler Partner und
zivilgesellschaftlicher Organisationen iiberwacht werden; fordert die Kommission auf, eine eingehende Priifung der
aktuellen WPA mit Blick auf Themen wie lokale Wirtschaftsstrukturen, Arbeitsmirkte, Verlust biologischer Vielfalt,
Entwaldung und Landnahme vorzunehmen um festzustellen, ob Anderungen erforderlich sind;

Entwicklungslinder

30.  betont, dass der Handel ein wichtiges Instrument zur Erreichung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung sein kann,
indem er zur Verringerung der Armut beitragt; betont in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit, sich auf fir beide
Seiten vorteilhafte Freihandelsabkommen, Exportdiversifizierung, Wertschopfung und Kleinst-, Klein- und Mittelunter-
nehmen (KKMU) zu konzentrieren; weist darauf hin, dass sich die Europdische Union fiir eine robuste, wirksame und
glaubwiirdige Handelspolitik einsetzt, die die Grundlage eines fairen, offenen, regelgestiitzten, multilateralen und
integrativen Handelssystems bildet, das weltweit gleiche Wettbewerbsbedingungen im Interesse aller Linder, einschlie€lich
der Entwicklungslidnder, schafft, was fiir die weitere Integration der Entwicklungslinder in globale Wertschopfungsketten
von wesentlicher Bedeutung ist; erinnert daran, dass die Handels- und Entwicklungspolitik der EU zur regionalen
Integration sowie zur Eingliederung von Entwicklungslindern in globale Wertschopfungsketten und zu ihrem Aufstieg
innerhalb dieser Ketten beitragen sollte;

31.  betont, dass die Entwicklungslinder am stdrksten von Steuervermeidungspraktiken betroffen sind, durch die den
Staaten jdhrlich Einnahmen in Hohe von umgerechnet mehreren Milliarden Euro entgehen; fordert, dass in die
Handelsabkommen mit Entwicklungslindern Bestimmungen zur Unterstiitzung der Bekdmpfung illegaler Finanzstrome
und der Steuervermeidung durch Unternehmen und multinationale Konzerne aufgenommen werden um sicherzustellen,
dass Steuern dort gezahlt werden, wo Gewinne und ein realer wirtschaftlicher Wert generiert werden, und der Aushéhlung
der Besteuerungsgrundlage und der Gewinnverlagerung Einhalt zu gebieten;

Japan, Singapur und Vietnam

32, begriilt das Inkrafttreten des Freihandelsabkommens zwischen der EU und Japan am 1. Februar 2019 und stellt fest,
dass den ersten Angaben zufolge, die nach dem ersten Jahr der Umsetzung verdffentlicht wurden (%), die Ausfuhren der EU
nach Japan gegeniiber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres um 6,6 % gestiegen sind;

33.  begriifdt das Inkrafttreten des Handelsabkommens zwischen der EU und Singapur am 21. November 2019; begriifSt
die Fortschritte bei der Umsetzung des Abkommens zwischen der EU und Vietnam und fordert weitere rasche Fortschritte,
insbesondere bei der Einrichtung gemeinsamer Institutionen und der Ratifizierung der noch ausstehenden IAO-Kernii-
bereinkommen und bei Zusagen hinsichtlich Menschenrechtsfragen, und fordert die Kommission nachdriicklich auf, in
Verbindung mit dem EAD fiir deren konkrete Durchsetzung zu sorgen; fordert die Mitgliedstaaten auf, mit der Ratifizierung
des Investitionsschutzabkommens EU-Vietnam (EVIPA) fortzufahren, damit es zusammen mit dem Freihandelsabkommen
EU-Vietnam (EVFTA) so bald wie moglich in Kraft treten kann; stellt fest, dass die EU im Jahr 2018 Waren im Wert von
rund 13,8 Milliarden EUR nach Vietnam exportiert hat, und weist darauf hin, dass die regelgestiitzten Freihandelsab-

(") https:/[ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/defip_20_161


https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_161

C 395/22 Amtsblatt der Europdischen Union 29.9.2021

Mittwoch, 7. Oktober 2020

kommen (FHA) und Investitionsschutzabkommen (IPA) Vorhersehbarkeit und Rechtsstaatlichkeit fiir Investoren
gewihrleisten sowie die Exporte in beide Richtungen positiv steigern und Stabilitdt und Vertrauen fir KMU schaffen
werden; betrachtet diese Abkommen als einen Schritt hin zum Abschluss eines Freihandelsabkommens mit dem gesamten
Verband siidostasiatischer Nationen (ASEAN);

34.  betont, dass diese drei vorstehend genannten Abkommen die strategische Dynamik der Europdischen Union in einer
Schliisselregion der Welt festigen, die durch ein schnelles Bevolkerungs- und Einkommenswachstum gekennzeichnet ist und
unseren Wirtschaftsteilnehmern erhebliche Chancen bietet; ist der Auffassung, dass die EU durch eine stirkere Prisenz eine
Alternative zur chinesischen Dominanz in der Region schaffen konnte;

Lateinamerika und karibischer Raum

35.  unterstreicht die Bedeutung einer Stirkung von Handels- und politischen Beziehungen mit Lateinamerika, die fur
beide Seiten vorteilhaft sind; erinnert daran, dass die Europdische Union und Lateinamerika auf der Grundlage ihrer
historischen, kulturellen und wirtschaftlichen Bindungen eine enge Zusammenarbeit mit der Region Lateinamerika und
Karibik (LAC) pflegen, die der fiinftgrofte Handelspartner der EU ist; ist der Ansicht, dass die Prasenz der EU in der Region
fur die Verbesserung der Zusammenarbeit auf der Grundlage gemeinsamer Werte und fiir die Umsetzung der Politik der EU
im Bereich Aufienbeziehungen, insbesondere im Hinblick auf die Stirkung des auf multilateralen Regeln basierenden
Handelssystems, von grundlegender Bedeutung ist; ersucht die Kommission darum, ihre Absicht in Bezug auf kiinftige
Handels- und Assoziierungsabkommen hinsichtlich der Gliederung des Textes zu prazisieren;

36.  unterstreicht die Bedeutung der kiirzlich abgeschlossenen Modernisierung des Assoziierungsabkommens zwischen
der EU und Mexiko und des Abschlusses des Assoziierungsabkommens mit dem Mercosur, die beide das Potenzial haben,
unsere strategische Partnerschaft mit Lateinamerika zu vertiefen, zusitzliche Moglichkeiten in unseren Handelsbeziehungen
mit diesen Landern zu schaffen und zur Diversifizierung der Lieferketten fur die europaische Wirtschaft beizutragen; ist der
Auffassung, dass das Assoziierungsabkommen zwischen der EU und dem Mercosur das grofite Abkommen seiner Art
zwischen Handelsblocken darstellt und das Potenzial hat, einen fiir beide Seiten vorteilhaften offenen Marktraum zu
schaffen, der etwa 800 Millionen Biirger umfasst; weist darauf hin, dass mit diesem Abkommen, wie mit allen
Handelsabkommen der EU, Bedingungen eines loyalen Wettbewerbs sichergestellt und die Einhaltung der europiischen
Normen und Produktionsverfahren erreicht werden muss; weist darauf hin, dass das Abkommen ein verbindliches Kapitel
iiber nachhaltige Entwicklung enthilt, das angewendet, umgesetzt und griindlich bewertet werden muss, sowie spezifische
Verpflichtungen in Bezug auf Arbeitnehmerrechte und Umweltschutz, einschlieflich der Umsetzung des Ubereinkommens
von Paris und der damit verbundenen Durchfithrungsbestimmungen; betont, dass das Abkommen in seiner jetzigen Form
nicht ratifiziert werden kann;

37.  ist davon iiberzeugt, dass die Neufassung des Assoziierungsabkommens mit Chile dazu beitragen wird, die Prisenz
der EU in der gesamten Region weiter zu stirken und eine internationale Handelsagenda zu fordern, die auf einer
nachhaltigen Entwicklung, einem stirkerem Schutz der Umwelt- und Arbeitsnormen und der Achtung der Menschenrechte
beruht; fordert die Kommission auf sicherzustellen, dass die laufenden Verhandlungen diesen Grundsitzen Gentige tun und
dass zeitnah eine Einigung erzielt werden kann;

Laufende Verhandlungen iiber Freihandelsabkommen

38.  fordert eine ehrgeizige Agenda fiir die Aushandlung von Freihandelsabkommen, insbesondere mit Australien und
Neuseeland, Tunesien, Marokko und Indonesien und im Einklang mit dem Griinen Deal, wobei die sensible Natur
bestimmter landwirtschaftlicher Produkte wie Rindfleisch, Schaffleisch, Milchprodukte und Obst zu beriicksichtigen ist;
bekraftigt seine Forderung nach einer raschen Aufnahme von Investitionsverhandlungen mit Taiwan und fordert die
Kommission auf, eine Vorstudie einzuleiten;

39.  verfolgt einen pragmatischen Ansatz in der Frage der Handelsbeziehungen mit dem Vereinigten Konigreich, die
umfassend und ehrgeizig sein und auf Nullzollsitze und Nullkontingente abzielen sollten und die sich auf die Grundsitze in
Bezug auf Handel, Investitionen und Wettbewerbsfahigkeit stiitzen sollten, die in seiner Empfehlung vom 18. Juni 2020 fiir
die Verhandlungen iiber eine neue Partnerschaft mit dem Vereinigten Konigreich Grofbritannien und Nordirland (')
dargelegt sind; stellt fest, dass in der Politischen Erklirung vom 17. Oktober 2019, die vom Vereinigten Konigreich
mitgetragen wurde, festgestellt wird, dass sich die kiinftige Wirtschaftspartnerschaft auf Bestimmungen stiitzen wird, die
gleiche Ausgangsbedingungen fiir einen offenen und fairen Wettbewerb gewahrleisten, insbesondere wenn bis Ende 2020
keine Einigung erzielt wird; weist darauf hin, dass die EU-Mitgliedstaaten Nettoexporteure in das Vereinigte Konigreich sind
und dass die Suche nach einer Losung, die beide Parteien zufrieden stellt, eine Prioritit sein muss, um die Achtung und den
Schutz der Interessen der EU-Exporteure und -Investoren zu gewdhrleisten; fordert die Kommission auf, die
Wettbewerbsfihigkeit von Unternehmen und KMU aus der EU zu verbessern;

(" Angenommene Texte, P9_TA(2020)0152.
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40.  legt der Kommission nahe, die durch den Austritt des Vereinigten Konigreichs entstandene Dynamik zu nutzen, um
unsere EU-Politik zu straffen, Biirokratie abzubauen und die Wettbewerbsfahigkeit von Unternehmen und KMU aus der EU
zu verbessern; betont, dass das Freihandelsabkommen mit dem Vereinigten Konigreich darauf abzielen sollte, einen
moglichst ungehinderten Marktzugang und Handelserleichterungen zu ermdéglichen, um Handelsstorungen zu minimieren
und gleiche Wettbewerbsbedingungen fur alle zu gewahrleisten;

Umsetzung von Freihandelsabkommen

41.  nimmt das Ergebnis zur Kenntnis, dass die Kommission in ihrem Bericht iiber die Umsetzung von Freihandels-
abkommen insbesondere mit Siidkorea, Mittel- und Lateinamerika, Kanada und den Lindern der Ostlichen Partnerschaft
vorgelegt hat; betont, dass die Handelsabkommen der EU eine klare Erfolgsbilanz aufweisen und dass das mit ihnen
vorrangig verfolgte Ziel, Exporteuren aus der EU bedeutende Chancen auf den Markten von Drittlindern zu verschaffen, in
den meisten Fallen verwirklicht wird; betont jedoch, dass die Kommission in ihren Prognosen davon ausgeht, dass die
negativen wirtschaftlichen Auswirkungen von Handels- und Investitionshemmnissen infolge des Trends zu protektio-
nistischen Manahmen zunehmen werden; fordert die Kommission auf, auch weiterhin Ex-post-Folgenabschitzungen, auch
unter Nachhaltigkeitsaspekten, zu den Auswirkungen von Handelsabkommen auf die Wirtschaft der EU durchzufiihren;

42.  fordert die Kommission auf, kontinuierlich nac__h Wegen zu suchen, um die Handelsbeziehungen zu verbessern und
die wirtschaftliche Integration mit den Landern der Ostlichen Partnerschaft, insbesondere den drei assoziierten Landern,
weiter zu vertiefen;

43.  erinnert an die positiven Entwicklungen in Bezug auf das Handelsabkommen zwischen der EU und Kanada (CETA);
stellt fest, dass der bilaterale Handel mit Waren — einschlieflich Agrar- und Lebensmittelerzeugnissen — im ersten vollen
Kalenderjahr der Umsetzung im Vergleich zum Durchschnitt der drei vorangegangenen Jahre um 10,3 % zugenommen hat;
weist darauf hin, dass der Handelstiberschuss der EU mit Kanada um 60 % gestiegen ist und Exporteuren aus der EU
zusdtzliche Chancen eroffnet hat; weist auflerdem erneut darauf hin, dass die beiden Vertragsparteien seit dem vorlaufigen
Inkrafttreten des Abkommens eine solide Partnerschaft geschaffen haben, indem sie dem Originaltext wichtige
Empfehlungen zu Handel, Klimaschutz und dem Pariser Abkommen, dem Zusammenhang von Handel und Geschlechter-
gleichstellung sowie zu KMU beigefiigt haben, und sieht dies als Beweis fiir die Dynamik eines Handelsabkommens wihrend
seiner Umsetzung an; fordert die Kommission auf, dem Parlament aktuellere Daten iiber die Ausfuhren von KMU mit Sitz in
der EU und die Nachhaltigkeit des Abkommens insgesamt zu iibermitteln; weist darauf hin, wie wichtig es ist, die
Umsetzung und Weiterverfolgung des Kapitels iiber Handel und nachhaltige Entwicklung zu stirken;

44, bringt erneut seine Besorgnis iiber die geringe Priferenznutzungsrate bei Ausfuhren aus der EU zum Ausdruck, die
von einigen Priferenzpartnern der EU gemeldet wurde, was darauf hindeutet, dass die Strategie des Handelsbilateralismus
fur kleinere Wirtschaftsakteure nur in begrenztem Umfang von Vorteil ist; stellt insbesondere fest, dass hinsichtlich der
Priferenznutzung bei Ausfuhren aus der EU in Linder, mit denen die EU Handelspartnerschaften unterhalt, grofle
Unterschiede bestehen, wihrend sie bei Einfuhren aus verschiedenen Partnerldndern in die EU gering sind; fordert die
Kommission auf, die Priferenznutzung weiter zu analysieren und neue innovative Instrumente und praktische Losungen
vorzuschlagen; betont, wie wichtig flexible, gestraffte und unkomplizierte Ursprungsregeln in diesem Zusammenhang sind;
fordert die Kommission auf, zusammen mit den Mitgliedstaaten die Arbeit an wirksameren Strategien zur Forderung des
Handels und zur Kommunikation zu straffen und das Potenzial der EU-Delegationen weltweit umfassend auszuschépfen;

45.  weist darauf hin, dass die grofe Zahl an Handelshemmnissen und sonstigen Hemmnissen sowie die gegenwirtigen
Unterschiede beim Umfang und der Qualitit der Kontrollen, bei den Zollverfahren und der Sanktionspolitik am Ort des
Eintritts in die Zollunion der EU hdufig zu einer Verzerrung der Handelsstrome fithren und dass die Integritit des
europdischen Binnenmarkts dadurch gefihrdet wird; fordert die Kommission daher nachdriicklich auf, dieses Problem
anzugehen und sicherzustellen, dass Unternehmen fair und unter einheitlichen Wettbewerbsbedingungen miteinander
konkurrieren konnen;

46.  betont, dass der Schutz geografischer Angaben zu den offensiven Interessen der Union bei der Aushandlung von
Freihandelsabkommen gehort und dass die EU-Partner die jeweiligen Bestimmungen einhalten miissen; fordert die
Kommission auf, in bestehenden und kiinftigen Handelsabkommen fiir eine bessere Einhaltung dieser Bestimmungen zu
sorgen;

47.  fordert die Kommission auf, konkret die kumulativen Auswirkungen der Freihandelsabkommen der EU auf die
Handelsumlenkung sowohl fiir die EU als auch fiir ihre Partnerlinder zu untersuchen und die Ergebnisse mit den einzelnen
Folgenabschitzungen und den tatsichlichen Zahlen zu vergleichen;

48.  hilt es fur wichtig, insbesondere die nationalen Parlamente, die Zivilgesellschaft und die Privatwirtschaft aller an
Handelsverhandlungen beteiligten Parteien einzubeziehen; fordert eine umfassendere Beteiligung und Konsultation der
Sozialpartner und der Zivilgesellschaft bei der Aushandlung und Umsetzung von Handelsabkommen, insbesondere im
Rahmen der internen Beratungsgruppen, deren Uberwachungsfunktion iiber die Kapitel iiber Handel und nachhaltige
Entwicklung hinaus auf alle Teile von Handelsabkommen ausgeweitet werden konnte;
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Handel und nachhaltige Entwicklung

49.  erinnert an seinen in seinem vorherigen Bericht tiber die Umsetzung der gemeinsamen Handelspolitik zum
Ausdruck gebrachten Standpunkt; betont, dass der von den Kommissionsdienststellen vorgelegte 15-Punkte-Aktionsplan
vom 27. Februar 2018 eine gute Grundlage fiir Uberlegungen darstellt, wie sich die Umsetzung der Kapitel {iber Handel und
nachhaltige Entwicklung verbessern liefSe; weist darauf hin, dass die Abkommen der neuen Generation Klauseln tiber die
Menschenrechte und Kapitel iiber nachhaltige Entwicklung enthalten, die vollstindig und uneingeschriankt umzusetzen
sind, so dass die Achtung der Menschenrechte, der Werte der EU sowie hoher Arbeits-, Sozial- und Umweltstandards
sichergestellt und gefordert wird; nimmt die Bewertung der Kapitel iiber nachhaltige Entwicklung in dem Bericht der
Kommission iiber die Umsetzung von Freihandelsabkommen zur Kenntnis und fordert eine zeitnahe Umsetzung der
bestehenden Bestimmungen iiber Handel und nachhaltige Entwicklung; fordert die Kommission auf, eine genaue und
spezifische Methode fiir die Uberwachung und Bewertung der Umsetzung dieser Kapitel zu erarbeiten, da es nicht méglich
ist, ihre Beurteilung allein auf der Grundlage quantitativer Daten durchzufiithren; fordert die Kommission auf, Vorschldge
dazu vorzulegen, wie die Durchsetzung der Kapitel iiber nachhaltige Entwicklung in Handelsabkommen gestarkt werden
kann;

50.  nimmt die Initiative der GD JUST der Kommission zur Kenntnis, bei der es um die verbindliche Sorgfaltspflicht von
Unternehmen und ihre Beriicksichtigung in Handelsabkommen der EU geht, sowie den Mechanismus, mit dem eine
wirksame Umsetzung sichergestellt wird; weist darauf hin, dass im Rahmen des Vorschlags fiir eine verbindliche
Sorgfaltspflicht sichergestellt werden sollte, dass diese Malnahmen keine zusitzliche Belastung fiir europdische KMU
darstellen oder ihre Wettbewerbsfahigkeit beeintrachtigen;

51.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten erneut auf, sich konstruktiv an den Verhandlungen tiber ein
rechtsverbindliches Abkommen der Vereinten Nationen iiber transnationale Konzerne und andere Unternechmen in Bezug
auf die Menschenrechte zu beteiligen, mit dem sichergestellt werden soll, dass Opfer von Menschenrechtsverletzungen
Zugang zur Justiz haben und Rechtsbehelfe einlegen konnen;

52.  begriilt den Vorstofs der Kommission fiir einen europiischen Griinen Deal und betont, dass dieser durch eine
okologisch, wirtschaftlich und sozial ausgewogene Handelsstrategie der EU aktiv unterstiitzt werden sollte; begriift die
Zusage der Kommission, die Einhaltung des Ubereinkommens von Paris zu einer ,wesentlichen Klausel* von
Handelsabkommen zu machen;

53.  stellt fest, dass der derzeitige Ansatz bereits dazu beitrdgt, Fille der Nichteinhaltung von Verpflichtungen anzugehen;
fordert die Kommission jedoch auf, aufmerksamer zu sein und aus ihren bisherigen Erfahrungen zu lernen, die darin zum
Ausdruck kommen, dass auf Antrag der EU im Rahmen des Freihandelsabkommens zwischen der EU und Korea ein Panel
eingesetzt wurde, nachdem Siidkorea seiner Zusage, die Ubereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (TAO)
iber Arbeitnehmerrechte und insbesondere jene iiber die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Kollektivverhandlungen zu
ratifizieren, nicht nachgekommen war;

54.  weist darauf hin, dass die frihzeitigen Bemithungen der Kommission und des Parlaments im Rahmen der
Handelsverhandlungen mit Mexiko und Vietnam dazu gefiihrt haben, dass beide Lander das IAO-Ubereinkommen Nr. 98
tiber das Vereinigungsrecht und das Recht auf Kollektivverhandlungen im November 2018 bzw. im Juni 2019 ratifiziert
haben; begliickwiinscht beide Linder zu diesem wichtigen Schritt; fordert die Kommission auf, die Fortschritte bei der
Umsetzung anderer IAO-Ubereinkommen zu {iberwachen und unverziiglich den im Rahmen des Freihandelsabkommens
zwischen der EU und Vietnam vereinbarten interparlamentarischen Ausschuss einzusetzen, wobei dem Verbot der
Kinderarbeit besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist; bedauert, dass Vietnam das IAO-Ubereinkommen 87 iiber
Vereinigungsfreiheit nicht ratifiziert hat; fordert die Kommission auf, die Lage genau zu iiberwachen und die vietnamesische
Regierung um Konsultationen zu ersuchen, falls diese keine dauerhaften und anhaltenden Anstrengungen unternimmt, um
das Ubereinkommen zu ratifizieren, wie es im Abkommen vorgesehen ist;

55.  weist erneut darauf hin, dass ein wirksamer Aktionsplan erforderlich ist, um das Ziel der Nulltoleranz gegeniiber
Kinderarbeit in Freihandelsabkommen umzusetzen, und dass dies durch den Aufbau einer starken Partnerschaft mit
nichtstaatlichen Organisationen und nationalen Behérden erfolgen muss, so dass im Einklang mit den im Rahmen der
EU-Entwicklungspolitik ergriffenen Maflnahmen bedeutende soziale und wirtschaftliche Alternativen fiir Familien und
Arbeitnehmer entwickelt werden;

56. ist der Ansicht, dass die Kapitel iiber Handel und nachhaltige Entwicklung in Handelsabkommen eine der Triebkréfte
fiir die auswartige Dimension des européischen Griinen Deals sein sollten; betont, dass jedes neue CO,-Ausgleichssystem
mit den Regeln der WTO und den Freihandelsabkommen der EU im Einklang stehen sollte; betont, dass Unternehmen aus
der EU keinen Wettbewerbsnachteil erleiden sollten;

57.  stellt fest, dass die Handels- und Investitionspolitik der EU als Hebel fiir ein verantwortungsvolles Management von
Lieferketten genutzt werden sollte, wobei in diesem Rahmen auch dafiir gesorgt werden muss, dass die Unternehmen die
Menschenrechte, Arbeitnehmerrechte und Umweltstandards achten und dass Zugang zur Justiz besteht; nimmt die Zusagen
der Kommission zur Kenntnis, bis 2021 einen Legislativvorschlag vorzulegen;
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58.  fordert die Kommission auf, daftir zu sorgen, dass die Auflagen beziiglich der Achtung der Menschenrechte im
Zusammenhang mit unilateralen Handelspriferenzen wie APS oder APS+ wirksam umgesetzt und iiberwacht werden;
betont, dass die Handelspolitik der EU zur Bekdmpfung des illegalen Handels und zur Einddimmung der Entwaldung und der
Waldschidigung beitragen sollte;

59. ist der Ansicht, dass die Handelsdimension der 15. Konferenz der Vertragsparteien (COP15) des Ubereinkommens
der Vereinten Nationen {iiber biologische Vielfalt in vollem Umfang beriicksichtigt werden sollte; weist auf seine
Entschliefung vom 16. Januar 2020 zu der 15. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien (COP15) des Ubereinkommens
iiber die biologische Vielfalt (**) hin, in der die Kommission und die Mitgliedstaaten aufgefordert werden, aktiv mit
Drittlindern insbesondere im Wege der Instrumente fiir auswirtiges Handeln — etwa dem Instrument fiir Nachbarschaft,
Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit (NDICI) — zusammenzuarbeiten, um Mafinahmen und
Strukturen zum Schutz, zur Erhaltung und zur Wiederherstellung der biologischen Vielfalt zu fordern und entsprechende
Ziele zu setzen, vor allem in simtlichen multilateralen Ubereinkiinften und Handelsabkommen, sowie Malnahmen bei
VerstofSen zu treffen; fordert die Kommission daher auf, durchsetzbare Kapitel iiber Handel und nachhaltige Entwicklung in
alle kiinftigen Handelsabkommen aufzunehmen;

60.  fordert, dass die EU neben den iiblichen grundlegenden IAO-Ubereinkommen ihre Wirtschaftspartner nachdriicklich
auffordert, das Ubereinkommen 189 iiber Hausangestellte, das Ubereinkommen 156 {iber Arbeitnehmer mit
Familienpflichten und das Ubereinkommen 190 iiber Gewalt und Beldstigung zu ratifizieren und umzusetzen;

Schutz der Handelsinteressen der EU

61.  weist erneut darauf hin, dass die Bemithungen um die Erhaltung des regelbasierten Handels eine entscheidende Rolle
in der Handelsstrategie der EU spielen miissen, und begriifit in diesem Zusammenhang die Verabschiedung des Pakets zur
Modernisierung der handelspolitischen Schutzinstrumente im Jahr 2018 und den neuen Uberpriifungsmechanismus fiir
auslidndische Direktinvestitionen (ADI); betont, dass mit diesem neuen Uberpriifungsmechanismus das Ziel verfolgt wird,
zusammenzuarbeiten und ausldndische Investitionen in strategischen Sektoren zum Schutz der EU und ihre Mitgliedstaaten
moglicherweise einzuschrinken; fordert die Kommission auf, fur die wirksame Durchsetzung handelspolitischer
Schutzinstrumente (TDI) zu sorgen, um die europiische Industrie vor unfairen Marktpraktiken zu schiitzen, und die
Schutzinstrumente zu bewerten und zu stirken, damit mit ihnen besser auf aufergewohnliche Umstinde reagiert werden
kann und sie besser darauf ausgerichtet werden konnen, die europdische Industrie zu stirken, indem durch Handelsstrome
bedingte Marktstorungen wirksam antizipiert werden; betont, dass in der Zeit nach der COVID-19-Pandemie, in der einige
der strategischen Sektoren der EU Druck ausgesetzt sein konnten, ein genaue Uberpriifung und eine belastbare
Zusammenarbeit notwendig sein werden; betont jedoch, dass der neue Uberpriifungsmechanismus fiir auslindische
Direktinvestitionen in keinem Fall als protektionistische Mafnahme genutzt werden sollte; begriifSt das WeilSbuch tiber
auslandische Subventionen und fordert die Kommission auf, gegebenenfalls einen Legislativvorschlag vorzulegen, falls sich
die derzeitigen Instrumente als unzureichend erweisen sollten;

62.  stellt fest, dass Stahlimporte aus China und anderen Drittlindern derzeit massiv zunchmen, was die europiische
Industrie stark beeintrichtigt und zahlreiche Arbeitsplitze gefihrdet; betont, dass im Rahmen des Uberpriifungsprozesses
der derzeitigen Schutzmafinahmen fiir die Einfuhr von Stahlerzeugnissen die bestehenden Quoten entsprechend den
eingefithrten Uberkapazititen reduziert werden miissen und die Moglichkeit der Ubertragung nicht genutzter Quoten
abgeschafft werden muss;

63.  Dbegrifft die Ankiindigung der Kommission, Anfang 2020 einen Leitenden Handelsbeauftragten (CTEO) zu
ernennen, der die Einhaltung der Handelsabkommen der EU iiberwachen und verbessern soll; stellt fest, dass die
Vorschriften der EU-Handelsabkommen wirksam durchgesetzt werden sollten, um ihre Wirksamkeit sicherzustellen und
Marktverzerrungen zu beseitigen; betont, dass diese neu geschaffene Stelle insbesondere auf die Umsetzung und
Durchsetzung der Handelsabkommen der EU sowie auf VerstofSe gegen Verpflichtungen in Bezug auf Marktzugang, Handel
und nachhaltige Entwicklung ausgerichtet sein sollte; vertritt die Ansicht, dass der Leitende Handelsbeauftragte nicht nur die
Umwelt- und Arbeitsschutzverpflichtungen im Rahmen der EU-Handelsabkommen mit Drittlindern iiberwachen und
durchsetzen sollte, sondern die Umsetzung aller Kapitel von Handelsabkommen im Blick behalten sollte, so dass ihr
Potenzial in vollem Umfang genutzt wird; fordert die Kommission auf, seine Rolle weiter zu konkretisieren;

64. fordert den Rat auf, eine rasche und zeitnahe Einigung iiber das Instrument betreffend das internationale
Beschaffungswesen zu erzielen, um Rechtssicherheit, Gegenseitigkeit und gleiche Wettbewerbsbedingungen fiir die
Wirtschaftsakteure aus der EU zu schaffen; fordert die Aufnahme eines globalen Verzeichnisses unabdingbarer Produkte fiir
die medizinische Notversorgung, um kiinftig zu verhindern, dass Anbieter aus Drittlindern wahrend globaler Pandemien
missbrauchliche Praktiken im internationalen Handel anwenden; stellt fest, dass sich die Markte der EU fiir die offentliche
Auftragsvergabe weltweit durch den hochsten Grad an Offenheit auszeichnen und dass bestimmte Drittlinder einen sehr
eingeschrinkten Zugang zu ihren Beschaffungsmirkten gewihren; betont, wie wichtig es ist, Gegenseitigkeit und
gegenseitigen Nutzen im Bereich des Zugangs zu Mirkten und zum offentlichen Beschaffungswesen zum Nutzen der
Unternehmen aus der EU zu fordern;

()  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0015.
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65.  betont, dass alle Mitgliedstaaten angemessene Mechanismen besitzen miissen, um Investitionen auf Risiken fiir die
Sicherheit und die offentliche Ordnung hin zu dberprifen; fordert die Mitgliedstaaten, die noch nicht tber
Uberpriifungsmechanismen verfiigen, auf, befristete Losungen einzufithren, und fordert die Kommission auf, diese
Bemithungen aktiv zu unterstiitzen;

66.  betont, dass auslindische Direktinvestitionen in der EU und der Erwerb von Infrastruktur im Gesundheitsbereich
und in anderen wichtigen Bereichen durch auslindische Investoren die Bemithungen der EU zur Bekdmpfung der
COVID-19-Pandemie in Europa potenziell beeintrichtigen konnen; begriifit in diesem Zusammenhang die Mitteilung der
Kommission {iber Leitlinien fiir die Mitgliedstaaten im Vorfeld der Anwendung der Verordnung iiber die Uberpriifung
auslindischer Direktinvestitionen; fordert jene Mitgliedstaaten, die noch keinen Uberpriifungsmechanismus eingerichtet
haben, nachdriicklich auf, dies schnellstmaglich zu tun; fordert alle Mitgliedstaaten ferner auf, alle verfiigbaren Instrumente
zu nutzen, um fiir wirksame Mechanismen zu sorgen, mit denen sich potenzielle Investitionen und Erwerbungen darauthin
bewerten lassen, ob sie eine Bedrohung fiir die kritische Gesundheitsinfrastruktur in der EU darstellen, und
erforderlichenfalls Maffnahmen zu ihrer Entschirfung oder Unterbindung zu ergreifen;

67.  bekraftigt die Notwendigkeit, faire Wettbewerbsbedingungen fiir europdische Industriezweige, die ambitionierte
Klima- und Umweltstandards sowie 6kologische und soziale Standards umsetzen, und Handelspartner, die nicht dieselben
hohen Standards einhalten, zu schaffen; ist daher der Ansicht, dass dringend ein WTO-kompatibles CO,-Grenzausgleichs-
system geschaffen werden muss, mit dem die globalen Klimaschutzmanahmen verbessert werden und die europdische
Industrie vor unlauterem Wettbewerb geschiitzt wird;

68.  fordert die Staats- und Regierungschefs der EU und die Kommission auf, couragierte Beschliisse hinsichtlich der
Reform des Eigenmittelsystems der EU, einschlieflich der Einfiihrung einer Reihe neuer Eigenmittel, zu fassen; bekraftigt
seinen im Zwischenbericht tiber den mehrjihrigen Finanzrahmen dargelegten Standpunkt zur Liste moglicher Quellen fiir
neue Eigenmittel, ndmlich einer gemeinsamen konsolidierten Korperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage, einer Digitalsteuer,
einer Finanztransaktionssteuer, Einnahmen aus dem System fur den Handel mit Emissionszertifikaten, einer Kunststoff-
abgabe und einem WTO-kompatiblen CO,-Grenzausgleichssystem (*°);

69. ist besorgt iiber die kontinuierliche Ausweitung der Mechanismen fiir Schiedsverfahren zwischen Investoren und
Staaten im Rahmen von Investitionsabkommen; weist darauf hin, dass diese parallelen Justizsysteme so gestaltet sind, dass
sie die Interessen und Rechte von Unternehmen begiinstigen, nicht aber ihre Pflichten und Verantwortlichkeiten, und dass
sie den politischen Spielraum und das legitime Recht der Staaten, regulierend einzugreifen, gefihrden konnen; verurteilt die
Tatsache, dass Anwaltskanzleien inzwischen fiir sich Werbung machen, dass sie auslindische Investoren dahingehend
beraten konnen, wie sie aufgrund staatlicher Mafnahmen im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie im Rahmen von
Schiedsverfahren Klage erheben konnten; fordert ein dauerhaftes Moratorium fur alle Schiedsklagen, die sich auf
Mafinahmen beziehen, mit denen die gesundheitlichen, wirtschaftlichen und sozialen Dimensionen der Pandemie und ihre
Auswirkungen angegangen werden;

70.  fordert die Wiederaufnahme der Verhandlungen iiber ein Abkommen tiber den Handel mit Umweltschutzgiitern und
fordert die Kommission auf, einseitige Anderungen der auf Umweltschutzgiiter angewandten Zolle vorzuschlagen, wenn
nachgewiesen werden kann, dass diese zur Verwirklichung der Ziele des Europdischen Griinen Deals beitragen;

71.  fordert, die auswirtige Dimension von Initiativen im Sinne der Kreislaufwirtschaft (”) in den Beziehungen der EU zu
Drittlindern tiber regulatorische Zusammenarbeit und Dialog auszuweiten;

Handel mit Dienstleistungen und digitaler Handel

72.  begrifit die laufenden plurilateralen Verhandlungen tiber Schliisselbereiche des Handels mit Dienstleistungen,
insbesondere die innerstaatliche Regulierung der Erbringung von Dienstleistungen und die Erleichterung von Investitionen;
stellt fest, dass die gewerbliche Niederlassung in einem Drittland die vorherrschende Art der Erbringung von
Handelsdienstleistungen und des elektronischen Geschaftsverkehrs ist;

73.  betont, dass die EU der mit Abstand grofite Exporteur von Dienstleistungen weltweit ist und dass Dienstleistungen
etwa 70 % ihres BIP ausmachen; betont insbesondere die relativ hohe Resilienz des Handels mit Dienstleistungen wahrend
der COVID-19-Pandemie und seine Rolle fiir die wirtschaftliche Erholung in Europa;

74.  betont, dass die internationalen Anstrengungen zugunsten der Erholung durch offenen und fairen Handel,
einschlieBlich digitalen Handel, erleichtert werden miissen, was ein Moratorium fiir Zolle auf elektronische Ubermittlungen
erforderlich macht; befiirwortet die Gemeinsame Erklirung der WTO zum elektronischen Geschiftsverkehr, in der sich
diese dafiir ausspricht, weltweit geltende Regeln in diesem Bereich zu schaffen; fordert, sich fiir ein sinnvolles Ergebnis offen

(") Siehe EntschlieBung des Européischen Parlaments vom 15. Mai 2020 zu dem neuen mehrjahrigen Finanzrahmen, den Eigenmitteln
und dem Aufbauplan (angenommene Texte, P9_TA(2020)0124).
() https:/[eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC009 8 &from=DE%20?
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zu zeigen, um den grenzitberschreitenden Datenverkehr zu erleichtern und ungerechtfertigte Barrieren fiir den
elektronischen Handel unter uneingeschrinkter Wahrung der Vorschriften der EU zum Schutz der Privatsphire und
ihrer Datenschutzvorschriften einschlieflich der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) abzubauen, und die im Rahmen
der Verhandlungsrichtlinien gegebene Flexibilitdt zu nutzen; begriifét die Tatsache, dass diese Verhandlungen eine sehr grofle
Anzahl von WTO-Mitgliedern zusammenbringen, und fordert, die Verhandlungen so offen und inklusiv wie moglich zu
halten;

KMU

75.  stellt fest, dass auf KMU etwa 30 % des Wertes der EU-Warenausfuhren entfallen und sie mehr als 80 % aller Waren
ausfithrender Unternehmen in der EU ausmachen, dass jedoch nur 5 % der KMU international titig sind, was bedeutet, dass
eine groffe Mehrheit von der Dynamik des Binnenmarkts abhangig ist; unterstiitzt die Idee, dass — wie beim Abkommen
zwischen der EU und Japan und beim modernisierten Abkommen mit Mexiko geschehen — alle vorgeschlagenen
Freihandelsabkommen ein eigenes Kapitel iiber KMU enthalten sollten und dass KMU bei der Uberarbeitung bestehender
Freihandelsabkommen Eingang in diese finden sollten; stellt fest, dass Handelshemmnisse und Verwaltungsaufwand fiir
KMU besonders belastend sind; fordert die Kommission auf, ihre Bemithungen um die Unterstiitzung von Kleinstunter-
nehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen fortzusetzen und von Frauen gefiihrten Unternehmen und Mafinahmen
zu ihrer Unterstlitzung besondere Aufmerksamkeit zukommen zu lassen; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, bei
der Einrichtung von Helpdesks fur Ausfuhrforderung die speziellen Umstinde von von Frauen gefithrten Kleinstunter-
nehmen und KMU besonders zu beriicksichtigen, die durch Freihandelsabkommen geschaffenen Moglichkeiten zu nutzen
und Dienstleistungen, Technologien und Infrastrukturen (wie den Internetzugang) auszubauen, die fur die Stirkung der
wirtschaftlichen Stellung von Frauen und fiir von Frauen gefiihrte Kleinstunternehmen und KMU von besonderer
Bedeutung sind;

76.  fordert die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit Mitgliedstaaten, Unternehmen und Interessentrdgern, die
Anwendung und Verstindlichkeit von Ursprungsregeln fiir KMU zu erleichtern; weist die Kommission darauf hin, dass sie
sich zum Ziel gesetzt hatte, Anfang 2020 auf der Plattform Access2Market ein spezielles Selbstbewertungsinstrument fiir
KMU einzufihren, um Unternehmen bei der Beantwortung der Frage, ob ein Produkt im Rahmen eines bestimmten
EU-Handelsabkommens durch Priferenzen begiinstigt werden kann, zu unterstiitzen und so die Nutzung von Praferenzen
im Rahmen von EU-Handelsabkommen fiir KMU zu vereinfachen, so dass KMU in den vollen Genuss der Vorteile von
Handelsabkommen und des Zugangs zu ausldndischen Mérkten kommen, indem nutzerfreundliche, aktuelle und praktische
Informationen iiber die Handelspolitik und insbesondere die Freihandelsabkommen bereitgestellt werden; fordert die
Kommission erneut auf, die Auswirkungen ihrer Handelspolitik auf KMU zu tiberwachen, da diese eine entscheidende Rolle
im internationalen Handel spielen, und weist erneut darauf hin, dass KMU aufgrund ihrer Grofe und ihrer begrenzten
Ressourcen unverhiltnismiRig stark von Verwaltungskosten und -lasten betroffen sind;

Geschlechtergleichstellung und Handel

77.  betont, dass Freihandelsabkommen der EU die Gleichstellung der Geschlechter fordern und die wirtschaftliche
Stellung von Frauen in Drittlindern stirken konnen, und fordert die Kommission auf, die Ausbeutung von Frauen zu
bekdmpfen; fordert die Kommission und den Rat auf, die Aushandlung eines spezifischen Kapitels tiber Gleich-
stellungsfragen im Zusammenhang mit Handels- und Investitionsabkommen der EU vorzuschlagen; befurwortet die
Empfehlungen des Gemischten Ausschusses EU-Kanada zu Geschlechtergleichstellung und Handel, die eine Grundlage
darstellen, iiber die das Verstindnis dafiir gefordert werden kann, wie Handelsabkommen zur Gleichstellung der
Geschlechter beitragen konnen;

78.  weist darauf hin, dass die 26 bis Juni 2017 abgeschlossenen Nachhaltigkeitspriifungen keine spezifischen Statistiken
zu Handel und Geschlechtergleichstellung umfassten und dass der Umsetzungsbericht 2018 ebenso wenig entsprechende
Daten enthilt; betont nachdriicklich, dass mit der Erhebung von nach Geschlecht aufgeschliisselten Daten begonnen werden
muss, und erwartet, dass im nachsten Bericht im Einklang mit der Zusage der Kommission umfassende Daten iiber die
Auswirkungen von Freihandelsabkommen aufgefithrt sind; weist in diesem Zusammenhang auf die von Kanada
durchgefiihrten geschlechtsspezifischen Bewertungen hin, die als ein bewihrtes Verfahren eingefithrt werden sollten;

79.  fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass die Zusammensetzung der Internen Beratungsgruppe (DAG) auf
einem ausgewogenen Geschlechterverhiltnis beruht, dass im Zusammenhang mit jedem Freihandelsabkommen ein
Ausschuss fir Handel und Geschlechtergleichstellung eingerichtet wird, der Mingel ermittelt, und dass, wie im
Freihandelsabkommen zwischen Kanada und Israel, der Streitbeilegungsmechanismus auch fir geschlechtsspezifische
Fragen gilt;

o o

80.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, den nationalen Parlamenten der
Mitgliedstaaten, dem Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen zu iibermitteln.



C 395/28 Amtsblatt der Europdischen Union 29.9.2021

Donnerstag, 8. Oktober 2020

P9 TA(2020)0255
Einwand gegen einen Durchfithrungsrechtsakt: Spezifikationen fiir Titandioxid (E 171)

Entschliefung des Europidischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Entwurf einer Verordnung der

Kommission zur Anderung des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 mit Spezifikationen fiir die in den

Anhingen II und III der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates aufgefiihrten

Lebensmittelzusatzstoffe in Bezug auf die Spezifikationen fiir Titandioxid (E 171) (D066794/04 —
2020/2795(RPS))

(2021/C 395/03)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Entwurf einer Verordnung der Kommission zur Anderung des Anhangs der Verordnung (EU)
Nr. 231/2012 mit Spezifikationen fiir die in den Anhdngen II und Il der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des
Europiischen Parlaments und des Rates aufgefithrten Lebensmittelzusatzstoffe in Bezug auf die Spezifikationen fur
Titandioxid (E 171) (D066794/04,

— gestitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 13332008 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008
iiber Lebensmittelzusatzstoffe ('), insbesondere auf Artikel 14,

— gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008
iiber ein einheitliches Zulassungsverfahren fiir Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen (), insbesondere auf
Artikel 7 Absatz 5,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel vom
13. Mai 2019 (),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme der Européischen Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (EFSA), die am 10. Mai 2019
angenommen und am 12. Juni 2019 veréffentlicht wurde (%),

— gestitzt auf Artikel 5a Absatz 3 Buchstabe b und Absatz 5 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999
zur Festlegung der Modalitdten fiir die Ausiibung der der Kommission tibertragenen Durchfithrungsbefugnisse (°),

— gestiitzt auf Artikel 112 Absitze 2 und 3 und Absatz 4 Buchstabe ¢ seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den EntschlieBungsantrag des Ausschusses fir Umweltfragen, offentliche Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit,

A. in der Erwidgung, dass die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 Bestimmungen {iber die in Lebensmitteln verwendeten
Zusatzstoffe mit Blick auf die Gewahrleistung des reibungslosen Funktionierens des Binnenmarkts bei gleichzeitiger
Gewahrleistung eines hohen Schutzniveaus fiir die Gesundheit der Menschen und eines hohen Niveaus des Schutzes der
Verbraucher einschliefSlich des Schutzes der Verbraucherinteressen und der lauteren Gepflogenheiten im Lebensmittel-
handel unter angemessener Beriicksichtigung des Umweltschutzes enthalt;

B. in der Erwigung, dass in der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 ein gemeinsames Verfahren fiir die Bewertung und
Zulassung von Lebensmittelzusatzstoffen festgelegt ist, das unter anderem zum freien Verkehr von Lebensmitteln
innerhalb der Union und zu einem hohen Schutzniveau fiir die Gesundheit der Menschen und zu einem hohen Niveau
des Schutzes der Verbraucher einschlieSlich des Schutzes der Verbraucherinteressen beitragt;

ABL. L 354 vom 31.12.2008, S. 16.

ABL. L 354 vom 31.12.2008, S. 1.

https:/[ec.europa.eu/food|sites/food/files[safety/docs[reg-com_toxic_20190513_sum.pdf

EFSA statement on the review of the risks related to the exposure to the food additive titanium dioxide (E 171) performed by the
French Agency for Food, Environmental and Occupational Health and Safety (ANSES) [Stellungnahme der EFSA zur Uberpriifung
der Risiken im Zusammenhang mit der Exposition gegeniiber dem Lebensmittelzusatzstoff Titandioxid (E 171) durch die
franzosische Agentur fiir Lebensmittelsicherheit, Umwelt- und Arbeitsschutz (Agence nationale de sécurité sanitaire de
l'alimentation, de l'environnement et du travail, Anses)], EFSA Journal 2019; 17(6):5714, https://www.efsa.europa.cufen/
efsajournal/pub/5714.

()  ABL L 184 vom 17.7.1999, S. 23.

S

o~ —


https://ec.europa.eu/food/sites/food/files/safety/docs/reg-com_toxic_20190513_sum.pdf
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Verwendung von Titandioxid (E 171) in Lebensmitteln

C. in der Erwidgung, dass Titandioxid (E 171) ein Lebensmittelzusatzstoff ist, der teilweise aus Nanopartikeln besteht und
hauptsichlich in Lebensmitteln wie Siiwaren, Gebick, Desserts, Speiseeis, Keksen, Schokoladetafeln, Backwaren und
Feinbackwaren vorkommt; in der Erwigung, dass seine Hauptfunktion darin besteht, Erzeugnissen einen hohen
Weifigrad oder eine hohe Opazitit zu verleihen;

D. in der Erwdgung, dass Titandioxid (E 171) hauptsichlich in Lebensmitteln verwendet wird, die bei Kindern besonders
beliebt sind, etwa Kaugummi, Bonbons, Schokolade und Speiseeis, was Bedenken hinsichtlich der potenziell hohen
Exposition dieses gefihrdeten Teils der Bevolkerung aufwirft;

Bewertung des Sicherheitsrisikos

E. in der Erwigung, dass in dem wissenschaftlichen Gutachten der EFSA vom 28. Juni 2016 zu Titandioxid (E 171) (%)
bereits darauf hingewiesen wurde, dass Daten fehlen, wodurch die vollstindige Risikobewertung des Zusatzstoffs
behindert wird; in der Erwigung, dass die Unsicherheiten in Bezug auf die Unbedenklichkeit von Titandioxid (E 171)
teilweise darauf zuriickzufithren sind, dass die Hersteller die fir die Risikobewertung erforderlichen Daten nicht
vorgelegt haben;

F. in der Erwdgung, dass in zahlreichen aktuellen wissenschaftlichen Veroffentlichungen () die Unbedenklichkeit von
Titandioxid (E 171) infrage gestellt und auf potenzielle Risiken im Zusammenhang mit seinem Verzehr hingewiesen
wurde;

G. in der Erwdgung, dass in der Stellungnahme der franzosischen Agentur fiir Lebensmittelsicherheit, Umwelt- und
Arbeitsschutz (Anses) vom 12. April 2019 (¥) neben anderen schidlichen Auswirkungen auch mogliche krebserregende
Auswirkungen von Titandioxid (E 171) festgestellt wurden und der Schluss gezogen wurde, dass wissenschaftliche
Unsicherheiten in Bezug auf die Unbedenklichkeit von Titandioxid (E 171) und Datenliicken fortbestehen, was bedeutet,
dass Bedenken hinsichtlich der potenziellen Toxizitit von Titandioxid (E 171) fiir die Verbraucher nicht ausgerdumt
werden konnen; in der Erwigung, dass auch das niederlindische Amt fur Risikobewertung und -forschung (Bureau
Risicobeoordeling en Onderzoek, BuRO) (°) auf Datenliicken und Unsicherheiten hingewiesen hat;

H. in der Erwigung, dass sich die jiingste Stellungnahme der EFSA zu Titandioxid (E 171) in Lebensmitteln (*°) auf das
Gutachten der Anses bezieht und darin auch mehrere Unsicherheiten in Bezug auf seine unbedenkliche Verwendung
festgestellt werden;

. in der Erwigung, dass im Februar 2016 im Internationalen Krebsforschungszentrum (CIRC) in Lyon (Frankreich)
19 Wissenschaftler aus acht Landern zusammenkamen, um die Karzinogenitit von Titandioxid (E 171) neu zu
bewerten, und zu dem Schluss kamen, dass es als moglicherweise krebserregend fiir den Menschen (d. h. Gruppe 2B)
eingestuft werden sollte (*!);

J. in der Erwidgung, dass das National Institute for Occupational Safety and Health (NIOSH) der USA festgestellt hat, dass
die Exposition gegeniiber ultrafeinem Titandioxid (E 171) als potenzielles Karzinogen am Arbeitsplatz betrachtet werden

sollte ('?);
() Re-evaluation of titanium dioxide (E 171) as a food additive (Neubewertung von Titandioxid (E 171) als Lebensmittelzusatzstoff),
EFSA Journal 2016; 14(9):4545, https:/[www.efsa.europa.eu/en/efsajournal/pub/4545
() Siche die Avicenn-Liste ,Recent academic publications on adverse effects of E171 and/or TiO, nanoparticles via oral exposure

(Aktuelle wissenschaftliche Veroffentlichungen zu schidlichen Auswirkungen von E 171 und/oder TiO,-Nanopartikeln durch orale
Exposition) unter http:/[veillenanos.fr/wakka.php?wiki=RisQIngestionNpTiO2/download&file=20190911AvicennE17 1 recentpubli-
cations.pdf; Skocaj, M., Filipic, M., Petkovic, J., and Novak, S., ,Titanium dioxide in our everyday life; is it safe?* (Titandioxid in
unserem Alltag — unbedenklich?), Radiology and Oncology, Dezember 2011; 45(4): 227-247, https:|/www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/
articles/PMC3423755/; und Pinget, G., et al, ,Impact of the Food Additive Titanium Dioxide (E171) on Gut Microbiota-Host
Interaction” (Auswirkungen des Lebensmittelzusatzstoffs Titandioxid (E 171) auf die Wechselwirkung zwischen Darm-Mikrobiota
und dem Wirtsorganismus). Frontiers in Nutrition, 14. Mai 2019, https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fnut.2019.00057/

full

® Gutachten der franzosischen Agentur fiir Lebensmittelsicherheit, Umwelt- und Arbeitsschutz (Anses) zu den Risiken im
Zusammenhang mit der Aufnahme des Lebensmittelzusatzstoffes E 171, abrufbar unter https:/fwww.anses.fr/en/system/files|
ERCA2019SA0036EN.pdf.

) https:/|www.nvwa.nl/documenten/consument/eten-drinken-roken/overige-voedselveiligheid/risicobeoordelingen/advies-van-buro-

over-de-mogelijke-gezondheidseffecten-van-het-voedseladditief-titaniumdioxide-e171

(") EFSA statement on the review of the risks related to the exposure to the food additive titanium dioxide (E 171) performed by the
French Agency for Food, Environmental and Occupational Health and Safety (Anses) [Stellungnahme der EFSA zur Uberpriifung der
Risiken im Zusammenhang mit der Exposition gegeniiber dem Lebensmittelzusatzstoft Titandioxid (E 171) durch die franzosische
Agentur fur Lebensmittelsicherheit, Umwelt- und Arbeitsschutz (Agence nationale de sécurité sanitaire de l'alimentation, de
Ienvironnement et du travail, Anses)], EFSA Journal 2019; 17(6):5714, https://efsa.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.2903/j.
efsa.2019.5714.

()] ,Carbon Black, Titanium Dioxide and Talc” (Pflanzenkohle, Titandioxid und Talkum), ,JARC Monographs on the Evaluation of
Carcinogenic risks to Humans“ (Monografien des CIRC zur Bewertung karzinogener Risiken beim Menschen, Band 93,
https://publications.iarc.fr/Book-And-Report-Series/larc-Monographs-On-The-Identification-Of-Carcinogenic-Hazards-To-Humans|
Carbon-Black-Titanium-Dioxide-And-Talc-2010

(" ,Occupational Exposure to Titanium Dioxide* (Exposition gegeniiber Titandioxid am Arbeitsplatz), Current Intelligence Bulletin 63,
https://www.cdc.gov/niosh/docs/2011-160/pdfs/2011-160.pdf


https://www.efsa.europa.eu/en/efsajournal/pub/4545
http://veillenanos.fr/wakka.php?wiki=RisQIngestionNpTiO2/download&file=20190911AvicennE171recentpublications.pdf
http://veillenanos.fr/wakka.php?wiki=RisQIngestionNpTiO2/download&file=20190911AvicennE171recentpublications.pdf
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC3423755/
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC3423755/
https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fnut.2019.00057/full
https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fnut.2019.00057/full
https://www.anses.fr/en/system/files/ERCA2019SA0036EN.pdf
https://www.anses.fr/en/system/files/ERCA2019SA0036EN.pdf
https://www.nvwa.nl/documenten/consument/eten-drinken-roken/overige-voedselveiligheid/risicobeoordelingen/advies-van-buro-over-de-mogelijke-gezondheidseffecten-van-het-voedseladditief-titaniumdioxide-e171
https://www.nvwa.nl/documenten/consument/eten-drinken-roken/overige-voedselveiligheid/risicobeoordelingen/advies-van-buro-over-de-mogelijke-gezondheidseffecten-van-het-voedseladditief-titaniumdioxide-e171
https://efsa.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.2903/j.efsa.2019.5714
https://efsa.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.2903/j.efsa.2019.5714
https://publications.iarc.fr/Book-And-Report-Series/Iarc-Monographs-On-The-Identification-Of-Carcinogenic-Hazards-To-Humans/Carbon-Black-Titanium-Dioxide-And-Talc-2010
https://publications.iarc.fr/Book-And-Report-Series/Iarc-Monographs-On-The-Identification-Of-Carcinogenic-Hazards-To-Humans/Carbon-Black-Titanium-Dioxide-And-Talc-2010
https://www.cdc.gov/niosh/docs/2011-160/pdfs/2011-160.pdf
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Entscheidungen zum Risikomanagement

K. in der Erwigung, dass die franzosische Regierung infolge des Gutachtens der Anses und der anschlieBenden
Stellungnahme der EFSA, in der die Bedenken nicht ausgerdumt werden konnten, als Vorsichtsmafsnahme zum Schutz
der Gesundheit der Verbraucher ein Dekret erlassen hat, wonach der Verkauf von Lebensmitteln, die Titandioxid (E 171)
enthalten, ab dem 1. Januar 2020 untersagt ist;

L. in der Erwigung, dass die Kommission ungeachtet dessen nicht etwa vorschldgt, die Verwendung von Titandioxid
(E 171) in Lebensmittelerzeugnissen schrittweise einzustellen, sondern einen Entwurf einer Verordnung zur Anderung
der Begriffsbestimmung und der Spezifikationen dieses Lebensmittelzusatzstoffs vorgelegt hat, der vorsieht, dass
Titandioxid (E 171) weiterhin in Verkehr gebracht werden darf und Lebensmittel, die es enthalten, in Verkehr bleiben
diirfen;

M. in der Erwidgung, dass durch Entscheidungen, auf dem Markt befindliches Titandioxid (E 171) nicht zu verbieten,
Unternechmen benachteiligt werden, die beschlossen haben, das Vorsorgeprinzip anzuwenden und Titandioxid (E 171)
in ihren Erzeugnissen ersetzt oder aus ihren Erzeugnissen entfernt haben;

Vorsorgeprinzip und ,,sonstige Faktoren*

N. in der Erwidgung, dass in Artikel 191 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) der
Grundsatz der Vorsorge als eines der Grundprinzipien der Union vorgesehen ist;

O. in der Erwigung, dass nach Artikel 168 Absatz 1 AEUV bei der Festlegung und Durchfiihrung aller Unionspolitiken und
-mafinahmen ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt werden muss;

P. in der Erwigung, dass bereits iber 85000 Biirgerinnen und Biirger in der gesamten Europdischen Union eine
Petition (") zur Unterstiitzung des Verbots von Titandioxid (E 171) in Frankreich unterzeichnet und angesichts der
Unsicherheiten in Bezug auf Lebensmittelzusatzstoffe, die keinen Erndhrungszweck haben und ein Risiko fur die
Verbraucher darstellen konnen, die Anwendung des Vorsorgeprinzips gefordert haben;

Q. in der Erwigung, dass gemafS der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 bei der Zulassung von Lebensmittelzusatzstoffen
auch andere relevante Faktoren wie beispielsweise gesellschaftliche, wirtschaftliche und ethische Gesichtspunkte,
Traditionen und Umwelterwigungen wie auch die Frage der Kontrollierbarkeit beriicksichtigt werden konnen;

Zulassungsbedingungen und Alternativen

R. in der Erwdgung, dass gemafd Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 ein Lebensmittelzusatzstoff nur zugelassen
werden darf, wenn er gesundheitlich unbedenklich ist, eine hinreichende technische Notwendigkeit besteht und durch
seine Verwendung die Verbraucher nicht irregefithrt werden, sondern dies vielmehr Vorteile fiir die Verbraucher mit sich
bringt;

S. in der Erwagung, dass Titandioxid (E 171) nur zu édsthetischen Zwecken verwendet wird und weder einen Nihrwert hat
noch eine niitzliche technische Funktion in Lebensmitteln erfillt;

T. in der Erwigung, dass es keine iiberzeugende technische Notwendigkeit fiir die Verwendung von Titandioxid (E 171) gibt
und es vielen Lebensmittelherstellern und Einzelhandelsunternehmen, die auf dem franzosischen Markt titig sind,
bereits gelungen ist, in ihren Erzeugnissen kein Titandioxid (E 171) mehr zu verwenden, um dem franzésischen Dekret
zur Aussetzung des Inverkehrbringens von Lebensmitteln, die diesen Zusatzstoff enthalten, nachzukommen (**); in der
Erwigung, dass einige multinationale Unternehmen zugesagt haben, in den von ihnen hergestellten Lebensmitteln kein
Titandioxid (E 171) mehr zu verwenden (*°);

() https://you.wemove.eu/campaigns/support-the-french-ban-on-potentially-harmful-food-additive-e171

(") Gemaf dem (nicht vollstindigen) Online-Verzeichnis von ,Agir pour I'Environnement” (,Handeln fiir die Umwelt®, https://infonano.
agirpourlenvironnement.org|liste-verte/) wurde die Formulierung von mindestens 340 Lebensmitteln, in denen Titandioxid (E 171)
enthalten war, binnen sehr kurzer Zeit in ,frei von E 171 gedndert. Kleineren Herstellern, die unter Umstidnden grofere technische
Hiirden als grofiere Betreiber tiberwinden miissen, wurde laut einer Pressemitteilung des franzosischen Ministeriums fiir Wirtschaft
und Finanzen aus dem Jahr 2018 (https:/[www.economie.gouv.fr/files/files/directions_services/dgccrf/presse/communique/2018/
CP_Nanoparticules201804.pdf) von ihren Berufsverbanden Unterstiitzung dabei angeboten, in ihren Erzeugnissen kein Titandioxid
(E 171) mehr zu verwenden.

() https:/|www.centerforfoodsafety.org/press-releases[45 50 [top-candy-company-mars-commits-to-phasing-out-harmful-nanopartic-
les-from-food-products


https://you.wemove.eu/campaigns/support-the-french-ban-on-potentially-harmful-food-additive-e171
https://infonano.agirpourlenvironnement.org/liste-verte/
https://infonano.agirpourlenvironnement.org/liste-verte/
https://www.economie.gouv.fr/files/files/directions_services/dgccrf/presse/communique/2018/CP_Nanoparticules201804.pdf
https://www.economie.gouv.fr/files/files/directions_services/dgccrf/presse/communique/2018/CP_Nanoparticules201804.pdf
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U. in der Erwigung, dass die meisten Mitgliedstaaten bislang Miithe damit haben, die Pflicht zur Kennzeichnung von
Nanopartikeln in Lebensmitteln durchzusetzen; in der Erwidgung, dass bei Untersuchungen von Verbraucherschutz-
verbinden, die in Spanien, Belgien, Italien und Deutschland durchgefiihrt wurden, Nanopartikel von Titandioxid (E 171)
in Anteilen von mehr als 50 % festgestellt, ohne dass der Zusatzstoff als ,Nano“ gekennzeichnet worden wire (*%), auch in
Lebensmitteln wie Siiigkeiten, Kaugummi und Gebick, die hiufig von Kindern und anderen gefihrdeten
Bevolkerungsgruppen verzehrt werden;

1. erhebt Einwinde gegen die Annahme des Entwurfs einer Verordnung der Kommission;

2. vertritt die Auffassung, dass der Entwurf einer Verordnung der Kommission nicht mit der Zielsetzung und dem Inhalt
der Verordnungen (EG) Nr. 1333/2008 und (EG) Nr. 1331/2008 vereinbar ist;

3. ist der Ansicht, dass die weitere Zulassung des Inverkehrbringens und des Verkaufs von Titandioxid (E 171) als
Lebensmittelzusatzstoff im Widerspruch zu Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 steht und schadliche
Auswirkungen auf die Gesundheit der Verbraucherinnen und Verbraucher in der Union haben kann;

4. fordert die Kommission auf, ihren Entwurf einer Verordnung zuriickzuzichen;

5. fordert die Kommission auf, das Vorsorgeprinzip anzuwenden und Titandioxid (E 171) aus der Unionsliste der
zugelassenen Lebensmittelzusatzstoffe zu streichen;

6.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.

(') Etwa ,Altroconsumo® in Italien, ,OCU* in Spanien, ,Test-Achats” in Belgien und ,UFC — Que Choisir* in Frankreich.
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P9_TA(2020)0256

Einwand gegen einen Durchfiithrungsrechtsakt: Hochstgehalte fiir Acrylamid in bestimmten
Lebensmitteln fiir Siuglinge und Kleinkinder

EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Entwurf einer Verordnung der
Kommission zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 hinsichtlich der Hochstgehalte fiir Acrylamid in
bestimmten Lebensmitteln fiir Sduglinge und Kleinkinder (D067815/03 — 2020/2735(RPS))

(2021/C 395/04)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Entwurf einer Verordnung der Kommission zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1881/2006
hinsichtlich der Hochstgehalte fiir Acrylamid in bestimmten Lebensmitteln fir Siuglinge und Kleinkinder (D067815/03

)

— unter Hinweis auf die Verordnung (EWG) Nr. 315/93 des Rates vom 8. Februar 1993 zur Festlegung von
gemeinschaftlichen Verfahren zur Kontrolle von Kontaminanten in Lebensmitteln ('), insbesondere auf Artikel 2
Absatz 3,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2017/2158 der Kommission vom 20. November 2017 zur Festlegung von
Minimierungsmaffnahmen und Richtwerten fur die Senkung des Acrylamidgehalts in Lebensmitteln (%),

— unter Hinweis auf das wissenschaftliche Gutachten des Gremiums fir Kontaminanten in der Lebensmittelkette
(CONTAM-Gremium) der Europdischen Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (EFSA) vom 30. April 2015 zu Acrylamid in
Lebensmitteln, das am 4. Juni 2015 verdffentlicht wurde (%),

— gestiitzt auf Artikel 5a Absatz 3 Buchstabe b des Beschlusses 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung
der Modalititen fiir die Ausiibung der der Kommission iibertragenen Durchfithrungsbefugnisse (%),

— gestiitzt auf Artikel 112 Absitze 2 und 3 und Absatz 4 Buchstabe ¢ seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Entwurf einer Entschliefung des Ausschusses fiir Umweltfragen, offentliche Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit,

Allgemeines

A. in der Erwigung, dass Acrylamid eine in Lebensmitteln vorkommende chemische Verbindung ist, die sich bei der
Verarbeitung unter hohen Temperaturen wie etwa wahrend des Frittierens, Bratens und Backens aus natiirlich
vorkommenden Stoffen (freiem Asparagin und Zuckern) bildet;

B. in der Erwigung, dass Verbraucher bei industriell hergestellten Lebensmitteln wie Chips, Brot, Keksen und Kaffee, aber
auch bei selbst zubereiteten Speisen wie Toastbrot oder Pommes Frites Acrylamid ausgesetzt sind;

C. in der Erwidgung, dass Sduglinge, Kleinkinder und andere Kinder die Altersgruppe bilden, die Acrylamid am stirksten
ausgesetzt ist, da sie iiber ein geringeres Korpergewicht verfiigen und deshalb besonders gefdhrdet sind; in der Erwégung,
dass man weifs, dass Kinder aufgrund ihres groferen Verhaltnisses von Leber- zu Korpergewicht einen schnelleren
Stoffwechsel haben, und daher davon auszugehen ist, dass sich bei ihnen schneller Glycidamid (der Metabolit von
Acrylamid, der im Wege der biologischen Umwandlung entsteht) bilden kann, was die Wahrscheinlichkeit der Toxizitdt
von Acrylamid bei Kindern erhéht (%);

ABL. L 37 vom 13.2.1993, S. 1.

ABL. L 304 vom 21.11.2017, S. 24.

EFSA Journal 2015; 13(6):4104, http:/fwww.efsa.europa.eu/de/efsajournal/pub/4104.

ABL. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.

Vgl. Erkekoglu, P., Baydar, T.: ,Toxicity of acrylamide and evaluation of its exposure in baby foods*, Nutrition Research Reviews,
Band 23, Heft 2, Dezember 2010, S. 323-333, https://doi.org/10.1017/S0954422410000211.
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Sicherheitsbedenken

D. in der Erwidgung, dass Acrylamid gemif der von der Union angenommenen harmonisierten Einstufung und
Kennzeichnung (CLP0O) giftig beim Verschlucken ist, Gendefekte auslosen und Krebs verursachen kann, bei einer
langeren oder wiederholten Exposition Organschiden bewirkt, bei Hautkontakt schidlich ist, schwerwiegende
Reizungen des Auges bewirkt, gesundheitsschddlich beim Einatmen ist, vermutlich die Fruchtbarkeit beeintrichtigt,
Hautreizungen verursacht und allergische Hautreaktionen auslosen kann; in der Erwigung, dass aus der der
Europdischen Chemikalienagentur (ECHA) von Unternehmen zur Verfugung gestellten Einstufung fur REACH-Regi-
strierungen hervorgeht, dass dieser Stoff vermutlich die Fruchtbarkeit beeintrachtigt oder das Kind im Mutterleib
schadigt (°);

E. in der Erwidgung, dass auflerdem in manchen Bereichen des Gehirns, in denen das Gedachtnis sowie Lernfunktionen und
kognitive Funktionen angesiedelt sind, eine Degeneration des peripheren Nervensystems und von Nervenenden
beobachtet wurde (7);

F. in der Erwidgung, dass das CONTAM-Gremium in seinem wissenschaftlichen Gutachten vom 30. April 2015 zu
Acrylamid in Lebensmitteln (¥) auf der Grundlage samtlicher verfiigbarer Daten vier etwaige kritische Endpunkte fiir die
Toxizitit von Acrylamid ermittelt hat: Neurotoxizitit, Auswirkungen auf die Fortpflanzung bei Minnern,
Entwicklungstoxizitit und Karzinogenitdt; in der Erwidgung, dass das CONTAM-Gremium zudem festgestellt hat, dass
es sich bei Acrylamid um ein Keimzellen-Mutagen handelt und dass es derzeit keine etablierten Verfahren fiir eine
Risikoabschdtzung fur diesen Endpunkt gibt; in der Erwigung, dass das CONTAM-Gremium insbesondere frithere
Einschdtzungen bestdtigt hat, wonach Acrylamid in Lebensmitteln das Krebsrisiko fiir Verbraucher aller Altersgruppen
potenziell erhoht;

G. in der Erwidgung, dass bereits 2002 in einem gemeinsamen Bericht der FAO und der WHO (%) auf die Toxizitit von
Acrylamid hingewiesen wurde; in der Erwigung, dass Acrylamid vom Internationalen Krebsforschungszentrum (IARC)
als wahrscheinlich krebserzeugend fiir den Menschen (*%), vom US-amerikanischen National Toxicology Program (NTP)
als nach verntinftigem Ermessen krebserzeugend fiir den Menschen (') und von der US-amerikanischen Environmental
Protection Agency (EPA) als wahrscheinlich krebserzeugend fir den Menschen (*?) eingestuft wurde;

H. in der Erwigung, dass die endokrinschidigenden Eigenschaften von Acrylamid in mehreren wissenschaftlichen Studien
erortert werden (**) und vorrangig gepriift werden miissen;

(©) ECHA-Infokarte zu Acrylamid, https:|/echa.europa.eu/de[substance-information/-/substanceinfo/100.001.067?_disssubsinfo_-
WAR_disssubsinfoportlet_backURL=https%3A%2F%2Fecha.europa.ecu%2Fhome%3Fp_p_id%3Ddisssimplesearchhomepage_-
WAR_disssearchportlet%26p_p_lifecycle%3D0%26p_p_state%3Dnormal%26p_p_mode%3Dview%26p_p_col_id%3Dcolumn-1%
26p_p_col_count%3D2%26_disssimplesearchhomepage. WAR_disssearchportlet_sessionCriteriald%3D. Vgl. auch ECHA-Zusam-
menfassung der Einstufung und Kennzeichnung, https:/[/echa.curopa.eu/de/information-on-chemicals/cl-inventory-database/-/discli/
details/104230 karzinogen 1B (angenommen), mutagen 1B (angenommen), reproduktionstoxisch 2 (Verdacht), Kontaktallergen 1
und STOT 1 (spezifische Zielorgan-Toxizitit, wirkt sich bei wiederholter Exposition auf das Nervensystem aus).

() Zusammenfassung und Schlussfolgerungen der 64. Tagung des Gemeinsamen FAO/WHO-Sachverstindigenausschusses fiir

Lebensmittelzusatzstoffe (JECFA), 8.-17. Februar 2005, http://www.fao.org/3[a-at877e.pdf. Vgl. auch Matoso, V., Bargi-Souza, P,

Ivanski, F., Romano, M.A., Romano, R.M.: ,Acrylamide: A review about its toxic effects in the light of Developmental Origin of

Health and Disease (DOHaD) concept®, Food Chemistry, 15. Juni 2019, 283:422-430, https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/

30722893).

EFSA Journal 2015; 13(6):4104, http:/[www.efsa.europa.eu/de/efsajournal/pub/4104.

Bericht iiber eine gemeinsame Anhorung der FAO und der WHO: ,Health Implications of Acrylamide in Food*, 25.-27. Juni 2002,

https:/[apps.who.int/iris/bitstream/handle/10665/42563/9241562188.pdf?sequence=1.

(1) ,IARC Monographs on the Evaluation of Carcinogenic risks to Humans®, Some Industrial Chemicals, IARC, Lyon, Frankreich, 1994,
https://publications.iarc.fr/Book-And-Report-Series/larc-Monographs-On-The-Identification-Of-Carcinogenic-Hazards-To-Humans|
Some-Industrial-Chemicals-1994. Vgl. auch Zhivagui, M., Ng, AW.T,, Ardin, M., et al.: ,Experimental and pan-cancer genome
analyses reveal widespread contribution of acrylamide exposure to carcinogenesis in humans“, Genome Research, 2019; 29(4):521-
531, https://www.iarc.fr/wp-content/uploads/2019/03/pr267_E.pdf.

(M) Report on Carcinogens, Acrylamide, National Toxicology Program, Department of Health and Human Services, 14. Ausgabe 2016,
https://ntp.niehs.nih.gov/ntp/roc/content/profiles/acrylamide.pdf.

() Toxicological review of Acrylamide (CAS No. 79-06-1), Marz 2010, U.S. Environmental Protection Agency, Washington, DC,
https://nepis.epa.gov/Exe/ZyPDF.cgi/P1006QLO0.PDF?Dockey=P1006QLO.PDF.

™) Matoso, V., Bargi-Souza, P., Ivanski, F., Roman, M.A., Romana, R.M.: ,Acrylamide: A review about its toxic effects in the light of
Developmental Origin of Health and Disease (DOHaD) concept®, Food Chemistry 283 (2019) 422430, https://www2.unicentro.
br/ppgvet/files/2019/11/3-Acrylamide-A-review-about-its-toxic-effects-in-the-light-of-Developmental-Origin-of-Health-and-Disea-
se-DOHaD-concept.pdf?x26325, Kassotis, C.D. et al.: ,Endocrine-Disrupting Activity of Hydraulic Fracturing Chemicals and
Adverse Health Outcomes After Prenatal Exposure in Male Mice“, Endocrinology, Dezember 2015, 156(12):4458-4473,
https:/[academic.oup.com/endo/article/156/12/4458/2422671, Hamdy, S.M., Bakeer, HM., Eskander, E.F.,, Sayed, O.N.: ,Effect of
acrylamide on some hormones and endocrine tissues in male rats“, Human & Experimental Toxicology 2012, 31(5);, 483-491,
https:/journals.sagepub.com/doi/10.1177/0960327111417267.

—_—
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Vorsorgeprinzip

I. in der Erwidgung, dass in Artikel 191 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) der
Grundsatz der Vorsorge als eines der Grundprinzipien der Union verankert ist;

J. in der Erwidgung, dass nach Maflgabe von Artikel 168 Absatz 1 AEUV ,[blei der Festlegung und Durchfithrung aller
Unionspolitiken und -mafinahmen [...] ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt [wird];

Konkrete rechtliche Anforderungen

K. in der Erwigung, dass gemif$ Artikel 2 Absitze 1 und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 315/93 kein Lebensmittel in den
Verkehr gebracht werden darf, das einen Kontaminanten in einer gesundheitlich und insbesondere toxikologisch nicht
vertretbaren Menge enthalt, und dass die Kontaminanten auf so niedrige Werte zu begrenzen sind, wie sie durch gute
Praxis auf allen Stufen der Lebensmittelherstellung sinnvoll erreicht werden konnen;

L. in der Erwdgung, dass Lebensmittelunternehmer durch die Verordnung (EU) 2017/2158 verpflichtet werden,
Minimierungsmafsnahmen zu ergreifen und darauf hinzuarbeiten, den Acrylamidgehalt in bestimmten Lebensmitteln zu
senken, damit sichergestellt ist, dass der Acrylamidgehalt in ihren Erzeugnissen unterhalb von ,Richtwerten” liegt, mit
denen die Wirksamkeit der Minimierungsmafsnahmen durch Probenahmen und Analysen kontrolliert wird;

M. in der Erwdgung, dass die in der Verordnung (EU) 2017/2158 festgelegten Richtwerte seit April 2018 gelten und alle
drei Jahre von der Kommission tiberpriift werden — erstmals binnen drei Jahren nach Inkrafttreten der Verordnung —,
mit dem Ziel, jeweils niedrigere Werte festzusetzen (%);

N. in der Erwigung, dass es fiir mehrere Produktkategorien wie etwa Gemiisechips, Kroketten oder Reiscracker, bei denen
teilweise hohe Acrylamidgehalte nachgewiesen wurden, keine Richtwerte gibt; in der Erwagung, dass die Kommission in
ihrer Empfehlung (EU) 2019/1888 (") eine nicht erschopfende Liste von Lebensmittelkategorien erstellt hat, die
regelmiflig auf den Acrylamidgehalt gepriift werden sollten;

O. in der Erwigung, dass die Kommission gemafs Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 315/93 zum Schutz der
offentlichen Gesundheit erforderlichenfalls fiir bestimmte Kontaminanten Hochstwerte festlegen kann; in der Erwigung,
dass fiir Acrylamid in Lebensmitteln noch keine Hochstwerte festgelegt wurden; in der Erwigung, dass gemifd
Erwdgung 15 der Verordnung (EU) 2017/2158 erginzend zu den Minimierungsmafinahmen die Festlegung von
Hochstgehalten fiir Acrylamid in bestimmten Lebensmitteln in Betracht gezogen werden sollte;

Der Entwurf einer Verordnung der Kommission

P. in der Erwidgung, dass die Kommission in ihrem Entwurf einer Verordnung einrdumt, dass der Acrylamidgehalt in
Lebensmitteln so niedrig wie verniinftigerweise erreichbar sein muss;

Q. in der Erwigung, dass die Kommission in ihrem Entwurf einer Verordnung nur fiir zwei konkrete Lebensmittel-
kategorien die Festlegung von Hochstgehalten vorschlagt, namlich fur ,Kekse und Zwieback fir Siuglinge und
Kleinkinder* (150 pg/kg, was dem aktuellen Richtwert entspricht) und fiir ,Sduglingsnahrung, Getreidebeikost fiir
Sduglinge und Kleinkinder, ausgenommen Kekse und Zwieback” (50 pg/kg, also sogar 10 ug/kg hoher als der derzeitige
Richtwert von 40 pg/kg);

R. in der Erwidgung, dass die Kommission ihren Entwurf einer Verordnung auf Daten zum Acrylamidgehalt aus dem
Zeitraum 2015 bis 2018 stiitzt; in der Erwdgung, dass — wenn sich die Verordnung (EU) 2017/2158 auf den
Acrylamidgehalt in Lebensmitteln auswirken soll — nach verniinftigem Ermessen davon auszugehen ist, dass die
Lebensmittelhersteller spitestens jetzt den vor drei Jahren festgelegten Richtwert erreicht haben sollten;

Marktlage und Bewertung des Entwurfs einer Verordnung der Kommission

S. in der Erwigung, dass zehn Verbraucherorganisationen aus ganz Europa in einer Forschungsarbeit im Herbst 2018 (*)
nachgewiesen haben, dass zahlreiche Produkte, die nicht unter die beiden Kategorien fallen, die die Kommission gemaf3
ihrem Entwurf einer Verordnung regulieren will — wie etwa Kekse und Waffeln —, haufig von Kindern im Alter von
unter drei Jahren verzehrt werden; in der Erwigung, dass die Vermarktung einiger dieser Produkte offensichtlich auf
Kinder ausgerichtet ist (beispielsweise im Wege eines Kinder ansprechenden Verpackungsdesigns mit Comicfiguren); in
der Erwigung, dass bei Erzeugnissen wie Crackern oder Frithstiicksgetreideprodukten davon ausgegangen werden kann,
dass es sich dhnlich verhalt;

(") Artikel 5 und Erwidgungsgrund 11 der Verordnung (EU) 2017/2158.

() Empfehlung (EU) 2019/1888 der Kommission vom 7. November 2019 zur Uberwachung des Acrylamidgehalts in bestimmten
Lebensmitteln (ABL L 290 vom 11.11.2019, S. 31).

(") https:/|www.beuc.eu/publications/beuc-x-2019-010_more_efforts_needed_to_protect_consumers_from_acrylamide_in_food.pdf.
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T. in der Erwidgung, dass sich der Richtwert fiir ,Kekse und Waffeln* (350 pg/kg) und der Richtwert fiir ,Kekse und
Zwieback fur Sduglinge und Kleinkinder (150 pg/kg) erheblich voneinander unterscheiden und die Eltern nicht auf den
Unterscheid beim angestrebten Hochstgehalt an Acrylamid hingewiesen werden;

U. in der Erwidgung, dass bei Keksen und Waffeln zudem herausgefunden wurde, dass ein Drittel der getesteten Produkte
bei oder iiber dem Richtwert lag, und dass annihernd zwei Drittel der Erzeugnisse in der Kategorie ,Kekse und
Waffeln®, bei denen festgestellt wurde, dass sie hdufig von Kindern im Alter von weniger als drei Jahren verzehrt
werden, den Richtwert fiir die Kategorie ,Kekse und Zwieback fiir Sduglinge und Kleinkinder” iiberschreiten;

V. in der Erwidgung, dass unbestritten ist, dass der Acrylamidgehalt in Lebensmitteln auf ein Mindestmafd gesenkt werden
kann, wenn geeignete Minimierungsmafinahmen ergriffen werden (V/); in der Erwigung, dass in allen Lebensmittel-
kategorien nachgewiesen wurde, dass Erzeugnisse mit niedrigem Acrylamidgehalt hergestellt werden konnen (*%);

W. in der Erwidgung, dass mit Blick auf den Entwurf einer Verordnung der Kommission sowohl aus den Daten der
Verbraucherstudie (*) von 2018 als auch aus den Daten der EFSA-Datenbank zum Gehalt fiir den Zeitraum von
2015 bis 2018 zu entnehmen ist, dass es einer iiberwiltigenden Mehrheit der Hersteller in beiden Lebensmittel-
kategorien ohne Weiteres gelungen ist, Erzeugnisse mit einem niedrigeren Gehalt als den vorgeschlagenen 150 pg/kg
bzw. 50 pg/kg auf den Markt zu bringen; in der Erwdgung, dass davon ausgegangen werden kann, dass heutzutage
annihernd alle Produkte diese Werte einhalten konnen; in der Erwdgung, dass es deshalb strengerer Werte bedarf, um
einen Anreiz fur eine weitere Reduzierung zu setzen;

X. in der Erwdgung, dass die Festlegung von Hochstgehalten die Durchsetzung der Bestimmungen iiber Acrylamid durch
die Mitgliedstaaten fraglos erleichtert; in der Erwigung, dass die Hochstgehalte jedoch stets im Einklang mit dem
ALARA-Grundsatz (,so niedrig wie verniinftigerweise erreichbar“) nach Mafigabe von Artikel 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 315/93 stehen miissen;

Y. in der Erwidgung, dass die im Entwurf einer Verordnung der Kommission vorgeschlagenen Gehalte folglich bereits von
den meisten Produkten auf dem Markt problemlos eingehalten werden und dass nachgewiesen wurde, dass ohne grofien
Aufwand ein niedrigerer Gehalt erreicht werden kann;

Weitere Erwigungen

Z. in der Erwidgung, dass im Wege weiterer Forschungstitigkeiten ein Beitrag dazu geleistet werden konnte, die Griinde
fir die hohen Schwankungen der Acrylamidgehalte innerhalb von Lebensmittelkategorien zu verstehen und Strategien
zu ermitteln, mit denen die Acrylamidbildung auf ein Minimum gesenkt wird;

AA. in der Erwigung, dass die Wirksamkeit der Bestimmungen iiber Acrylamid unbedingt iberwacht werden muss; in der
Erwiagung, dass die Mitgliedstaaten zu diesem Zweck mit ausreichender Regelmifigkeit wirksame Kontrollen
durchfithren und Daten zum Acrylamidgehalt erheben miissen;

AB. in der Erwidgung, dass offentliche Informationskampagnen zur Sensibilisierung der Verbraucher fiir Erzeugnisse
beitragen konnen, deren Acrylamidgehalt potenziell hoher ist, und sie dariiber informieren konnen, wie die Exposition
gegeniiber Acrylamid bei selbst zubereiteten Speisen gesenkt werden kann;

1. lehnt die Annahme des Entwurfs einer Verordnung der Kommission ab;

2. vertritt die Auffassung, dass dieser Entwurf einer Verordnung der Kommission nicht mit dem Ziel und dem Inhalt der
Verordnung (EWG) Nr. 315/93 vereinbar ist;

3. ist der Ansicht, dass die weitere Genehmigung hoher Acrylamidgehalte in Lebensmitteln schiddliche Auswirkungen auf
die Gesundheit der Verbraucher in der Union nach sich ziehen kann; vertritt deshalb die Auffassung, dass der
Acrylamidgehalt in Lebensmitteln unbedingt gesenkt werden muss;

4. ist der Ansicht, dass der vorgeschlagene Hochstgehalt fiir Acrylamid in der Lebensmittelkategorie ,Siuglingsnahrung,
Getreidebeikost fiir Sduglinge und Kleinkinder, ausgenommen Kekse und Zwieback® unter und keinesfalls iiber dem
derzeitigen Richtwert von 40 pgfkg festgesetzt werden sollte;

(") Vgl. Verordnung (EU) 2017/2158.
("®)  https:/|www.beuc.eu/publications/beuc-x-2019-010_more_efforts_needed_to_protect_consumers_from_acrylamide_in_food.pdf.
(") https:/|www.beuc.eu/publications/beuc-x-2019-010_more_efforts_needed_to_protect_consumers_from_acrylamide_in_food.pdf.
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5. wvertritt die Auffassung, dass der vorgeschlagene Hochstgehalt fiir Acrylamid in der Lebensmittelkategorie ,Kekse und
Zwieback fur Sauglinge und Kleinkinder” deutlich unter dem derzeitigen Richtwert von 150 pg/kg festgesetzt werden sollte;

6.  ersucht die Kommission, nicht nur fiir die beiden im Entwurf der Verordnung einer Kommission vorgeschlagenen,
sondern auch fiir andere Lebensmittelkategorien und insbesondere fiir Kekse und Zwieback, die nicht in die gesonderte
Kategorie ,Kekse und Zwieback fiir Sduglinge und Kleinkinder fallen, strenge Hochstgrenzen festzulegen;

7. sieht der Uberarbeitung der Richtwerte bis April 2021 im Sinne einer Senkung erwartungsvoll entgegen; fordert, dass
die Richtwerte die kontinuierliche Reduzierung des Acrylamidgehalts in Lebensmitteln widerspiegeln und sich an den
besten Erzeugnissen orientieren, damit die Hersteller zu weiteren Bemithungen veranlasst werden;

8.  begriift die Empfehlung (EU) 2019/1888 der Kommission vom 7. November 2019 zur Uberwachung des
Acrylamidgehalts in bestimmten Lebensmitteln; halt es fur geboten, dass rasch Richtwerte (und im Anschluss daran nach
Moglichkeit Hochstgehalte) fur Produktkategorien festgelegt werden, bei denen sich herausstellt, dass sie einen hohen
Acrylamidgehalt aufweisen;

9. ersucht die Kommission und die Mitgliedstaaten, die Erforschung der Acrylamidbildung in Lebensmitteln zu
intensivieren, damit Strategien ermittelt werden konnen, mit denen die Acrylamidbildung auf ein Mindestmafd gesenkt wird;
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Erforschung etwaiger endokrinschiddigender Eigenschaften von
Acrylamid und Glycidamid zu unterstiitzen;

10.  fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Kapazititen fir die Lebensmittelkontrolle auszuweiten, damit sie die
Wirksamkeit der Bestimmungen iiber Acrylamid tiberwachen und Daten zum Acrylamidgehalt erheben, verdffentlichen
und an die EFSA iibermitteln konnen;

11.  ersucht die Kommission und die Mitgliedstaaten, die Offentlichkeit iiber Produktkategorien mit potenziell h6herem
Acrylamidgehalt und tiber Strategien zur Senkung der Exposition gegeniiber Acrylamid bei selbst zubereiteten Speisen zu
informieren;

12.  fordert die Kommission auf, ihren Entwurf einer Verordnung zuriickzuziehen und dem Ausschuss einen neuen
Entwurf vorzulegen;

13.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.
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P9 TA(2020)0257
Europiische Forststrategie — kiinftiges Vorgehen

Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Thema ,,Europiische Forststrategie —
kiinftiges Vorgehen“ (2019/2157(INI))

(2021/C 395/05)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem Titel ,Der europdische Griine Deal*
(COM(2019)0640), die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 iiber die EU-Biodiversititsstrategie fiir 2030
(COM(2020)0380) und seine EntschlieSungen vom 15. Januar 2020 zu dem Thema ,Der europiische Griine Deal” (*)
und vom 16. Januar 2020 zu der 15. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien (COP15) des Ubereinkommens iiber
die biologische Vielfalt (3),

— unter Hinweis auf die New Yorker Walderkldrung, die am 23. Juni 2014 von der Européischen Union ratifiziert wurde,

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission an das Européische Parlament, den Rat, den Europaischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vom 7. Dezember 2018 mit dem Titel ,Fortschritte bei der
Umsetzung der EU-Forststrategie — Eine neue EU-Forststrategie: fir Walder und den forstbasierten Sektor*
(COM(2018)0811),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 28. April 2015 zu dem Thema ,Eine neue EU-Waldstrategie: fiir Walder und
den forstbasierten Sektor* (%),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, den Europiischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vom 23. Juli 2019 mit dem Titel ,Intensivierung der
EU-Mafnahmen zum Schutz und zur Wiederherstellung der Wilder in der Welt“ (COM(2019)0352),

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 15. April 2019 zu den Fortschritten bei der Umsetzung der
EU-Forststrategie und zu einem neuen Strategierahmen fiir Wilder (08609/2019),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober
2014 dber die Pravention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (¥)
und die nachfolgenden Durchfithrungsverordnungen mit Aktualisierungen der Liste invasiver Arten, zu denen auch
Baumarten zihlen,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 30. Oktober 2019 zu
dem Bericht der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vom 7. Dezember 2018 mit dem Titel ,Fortschritte bei der

I

Umsetzung der EU-Forststrategie — ,Eine neue EU-Forststrategie: fiir Walder und den forstbasierten Sektor®,

— unter Hinweis auf den ,Global Assessment Report on Biodiversity and Ecosystem Services* (Globaler Sachstandsbericht
tiber die biologische Vielfalt und Okosystemleistungen) des Weltbiodiversititsrats (IPBES) vom 31. Mai 2019,

— unter Hinweis auf den am 4. Dezember 2019 veroffentlichten Bericht der Europaischen Umweltagentur mit dem Titel
»The European environment — state and outlook 2020: knowledge for transition to a sustainable Europe* (Die Umwelt
in Europa — Zustand und Ausblick 2020: Erkenntnisse fir den Ubergang zu einem nachhaltigen Europa),

Angenommene Texte, P9_TA(2020)0005.
Angenommene Texte, P9_TA(2020)0015.
ABL C 346 vom 21.9.2016, S. 17.
ABL L 317 vom 4.11.2014, S. 35.
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— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 11. April 2019 zur Umsetzung der
EU-Forststrategie,

— unter Hinweis auf die Halbzeitbewertung der Biodiversititsstrategie bis 2020,
— unter Hinweis auf die aktualisierte Biookonomie-Strategie der EU,
— unter Hinweis auf die Klimastrategie 2050,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 29. November 2019 zur aktualisierten Biookonomie-Strategie
der EU (%),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 28. November 2018 mit dem Titel ,Ein sauberer Planet fiir alle:
Eine Europiische strategische, langfristige Vision fiir eine wohlhabende, moderne, wettbewerbsfihige und klimaneutrale
Wirtschaft“ (COM(2018)0773),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 16. Mai 2018 zu der Halbzeitiiberpriifung der
EU-Forststrategie (€),

— unter Hinweis auf die Strategie Europa 2020, insbesondere die Initiativen ,Innovationsunion* und ,Ressourcenscho-
nendes Europa®,

— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses fiir Umweltfragen, 6ffentliche Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit und des Ausschusses fiir Industrie, Forschung und Energie,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Landwirtschaft und lindliche Entwicklung (A9-0154/2020),

— unter Hinweis auf die Verantwortlichkeiten der Mitgliedstaaten der EU im Rahmen des Ubereinkommens iiber die
biologische Vielfalt (CBD), des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimainderungen (UNFCC) und
des Ubereinkommens der Vereinten Nationen zur Bekimpfung der Wiistenbildung (UNCCD),

A. in der Erwigung, dass die internen und die internationalen Verpflichtungen, die die EU beispielsweise im Rahmen des
europdischen Griinen Deals, der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen, des Kyoto-Protokolls, des Uberein-
kommens von Paris und der Schaffung einer emissionsfreien Gesellschaft eingegangen ist, nur mithilfe der Klimavorteile
und anderer Okosystemdienstleistungen, die Wilder und der forstbasierte Sektor erbringen, verwirklicht werden
konnen;

B. in der Erwigung, dass im Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union nicht auf eine gemeinsame Forstpolitik
der EU Bezug genommen wird und die Mitgliedstaaten fiir die Walder zustindig sind; in der Erwagung, dass die EU aber
seit jeher im Rahmen ihrer Manahmen und Leitlinien — einschlieflich im Rahmen von Artikel 4 AEUV in den
Bereichen Energie, Umwelt und Landwirtschaft — zur nachhaltigen Waldbewirtschaftung (NWB) und zu den die
Wilder betreffenden Beschliissen der Mitgliedstaaten beitragt;

C. in der Erwidgung, dass Walder und die gesamte forstbasierte Wertschopfungskette unabdingbar fir die Weiter-
entwicklung der kreislauforientierten Biookonomie sind, da sie Arbeitsplatze bieten, fiir wirtschaftlichen Wohlstand in
landlichen und stadtischen Gegenden sorgen, den Klimawandel abschwichen und zur Anpassung an ihn beitragen,
gesundheitsbezogene Vorteile bieten, die biologische Vielfalt sowie die Perspektiven von Berggebieten, Inseln und des
landlichen Raums bewahren und zur Bekdmpfung der Wiistenbildung beitragen;

D. in der Erwidgung, dass Spitzenforschung, die mit entsprechenden Finanzmitteln ausgestattet ist, Innovation, die
Erhebung von Daten, die Pflege und Erweiterung von Datenbanken, bewahrte Verfahren und Wissensaustausch fur die
Zukunft der multifunktionalen Walder der EU und fur die gesamte forstbasierte Wertschopfungskette unabdingbar sind,
da Wilder immer stirker gefordert sind und die zahlreichen Chancen und Herausforderungen, denen die Gesellschaft
gegeniibersteht, genutzt bzw. bewiltigt werden miissen;

E. in der Erwigung, dass Wilder Teil unseres Naturerbes sind, das wir schiitzen und erhalten miissen, und dass die gute
Bewirtschaftung dieses Erbes unerlasslich ist, damit es gedeiht, zur biologischen Vielfalt beitrigt und eine Bereicherung
fiir die Wirtschaft, den Tourismus und die Gesellschaft ist;

o

) https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14594-2019-INIT/de/pdf
) ABL. C 361 vom 5.10.2018, S. 5.
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F. in der Erwigung, dass tiber den Fonds fiir landliche Entwicklung im Rahmen der GAP Instrumente und Ressourcen zur
Unterstiitzung des Forstsektors bereitgestellt wurden und dies auch im Rahmen der GAP nach 2020 mit einem
deutlichen Schwerpunkt auf der NWB fortgefiihrt werden sollte;

G. in der Erwidgung, dass es in der EU 16 Millionen private Waldbesitzer gibt, in deren Besitz sich etwa 60 % der Wiilder in
der EU befinden; in der Erwigung, dass die durchschnittliche Grofe der Wilder in Privatbesitz 13 ha betrigt, wobei
jedoch etwa zwei Drittel der privaten Waldbesitzer weniger als 3 ha Wald besitzen;

H. in der Erwigung, dass nachhaltig bewirtschaftete Walder von grofiter Bedeutung fiir die Sicherung von Arbeitsplatzen
in lindlichen Gebieten sind, einen Nutzen fur die menschliche Gesundheit darstellen und gleichzeitig einen
wesentlichen Beitrag fiir die Umwelt und die biologische Vielfalt leisten;

. in der Erwigung, dass Mafnahmen zur Eindimmung des Klimawandels und zur Anpassung an den Klimawandel in
Wiildern insofern miteinander verkniipft sind, als insbesondere im Rahmen der Anpassungsstrategien und -pline der
Mitgliedstaaten auf ein angemessenes Gleichgewicht zwischen verschiedenen Aspekten geachtet werden muss und
Synergien zwischen ihnen gefordert werden miissen;

J. in der Erwigung, dass die europdischen Wilder und ihr Zustand Unterschiede aufweisen und somit eine
unterschiedliche Herangehensweise erfordern, wobei jedoch stets eine Verbesserung ihrer wirtschaftlichen, sozialen
und okologischen Funktionen angestrebt werden muss;

K. in der Erwidgung, dass die Regionen in duflerster Randlage tiber sehr ergiebige Reservoirs biologischer Vielfalt verfiigen
und dass es von grundlegender Bedeutung ist, diese zu erhalten;

L. in der Erwidgung, dass der Verlust an biologischer Vielfalt in Waldern erhebliche 6kologische, wirtschaftliche und
soziale Folgen nach sich zieht;

M. in der Erwégung, dass die Bodenqualitit eine entscheidende Rolle bei der Bereitstellung von Okosystemdienstleistungen
wie Wasserfilterung und -speicherung und somit bei dem Schutz vor Uberschwemmungen und Diirren, der
Kohlenstoftbindung, der biologischen Vielfalt und dem Wachstum von Biomasse spielt; in der Erwdgung, dass die
Verbesserung der Bodenqualitit, beispielsweise — in manchen Regionen — durch die Umwandlung von Nadelwald in
permanenten Laubwald, ein wirtschaftlich anspruchsvoller Prozess ist, der Jahrzehnte dauert;

N. in der Erwigung, dass der europdischen Gesellschaft, die von Wildern und Forstwirtschaft zunehmend entkoppelt ist,
die entscheidende Rolle der NWB vor Augen gefithrt werden sollte, wobei der vielfdltige Nutzen der Walder unter
wirtschaftlichen, sozialen und okologischen sowie unter kulturellen und historischen Gesichtspunkten hervorgehoben
werden sollte;

O. in der Erwdgung, dass sich Wilder neben der Kohlenstoftbindung positiv auf das Klima, die Atmosphire, die Erhaltung
der biologischen Vielfalt und das Management von Flissen und Binnenwasserstraflen auswirken, vor Bodenerosion
durch Wasser und Wind schiitzen und weitere niitzliche natiirliche Eigenschaften besitzen;

P. in der Erwégung, dass fast 23 % der europdischen Wilder in Natura-2000-Gebieten liegen, wobei der Anteil in einigen
Mitgliedstaaten mehr als 50 % betrdgt, und dass fast die Halfte der natiirlichen Lebensrdume in Natura-2000-Gebieten
Walder sind;

Q. in der Erwidgung, dass Wilder sowohl Primérforsterzeugnisse wie Holz als auch wertvolle Sekundirerzeugnisse wie
Pilze, Triiffeln, Krduter, Honig und Beeren bereitstellen konnen, die fiir die wirtschaftlichen Aktivititen in einigen
Regionen der Union iiberaus wichtig sind;

R. in der Erwigung, dass den europdischen Wildern ein hoher Stellenwert im Hinblick auf die Verringerung der
Umweltbelastung, die wirtschaftliche Entwicklung, die Deckung des Bedarfs der Mitgliedstaaten an Holzerzeugnissen
und die Steigerung des Wohlbefindens der Bevolkerung zukommt;

S. in der Erwigung, dass die Agrarforstwirtschaft, definiert als Landnutzungssysteme, bei denen eine Fliche von Biumen
bewachsen ist und gleichzeitig landwirtschaftlich genutzt wird, mehrere Landmanagementsysteme umfasst, in deren
Rahmen die Gesamtproduktivitdt gesteigert wird, mehr Biomasse erzeugt wird, Boden erhalten und wiederhergestellt
werden und zahlreiche wertvolle Okosystemleistungen erbracht werden;

T. in der Erwigung, dass die multifunktionale Rolle der Walder, die geraume Zeit, die fiir ihre Entstehung erforderlich ist,
sowie die Bedeutung der Sicherstellung einer guten Vielfalt an Baumarten aus der nachhaltigen Nutzung, dem Schutz
und der Vermehrung der Waldressourcen eine wichtige europdische Aufgabe machen;



C 395/40 Amtsblatt der Europdischen Union 29.9.2021

Donnerstag, 8. Oktober 2020

U. in der Erwigung, dass auch eine sozial und 6kologisch verantwortungsvolle Jagd eine wichtige Rolle in Wildern und
teilweise mit Waldern bedeckten Regionen spielt, da durch sie der Wildbestand reguliert und die Ausbreitung von damit
verbundenen Krankheiten wie der Afrikanischen Schweinepest kontrolliert werden kann;

V. in der Erwidgung, dass Wildern eine entscheidende Rolle bei der Bekdmpfung der Bodenerosion und der Verodung von
Landflichen zukommt; in der Erwigung, dass Biume in Parks und stddtischen Umgebungen Studien zufolge dazu
beitragen, die Temperaturen niedriger als in baumlosen Gebieten zu halten;

W. in der Erwigung, dass im gegenwirtigen Programmplanungszeitraum (2014-2020) Maflnahmen im Rahmen der GAP
durchgefithrt werden, die darauf abzielen, Wirtschaftsakteure beim Aufbau von Kapazititen im Bereich der
Waldbewirtschaftung zu unterstiitzen;

X. in der Erwidgung, dass einige Regionen, in denen Forstwirtschaft betrieben wird, massiv von Schidlingen und Insekten
wie Holzwiirmern und verschiedenen Pilzen befallen wurden; in der Erwigung, dass natiirliche Populationen von
Kastanienwildern massiv vom Kastanienrindenkrebs (Cryphonectria parasitica) befallen sind, was eine ernsthafte
Bedrohung fiir das Uberleben dieser Populationen darstellt, aber langfristig auch die damit verbundenen menschlichen
Aktivititen wie die Gewinnung und das Sammeln von Kastanien bedroht;

Y. in der Erwidgung, dass die auf EU-Ebene verfigbaren Daten zu Waldern unvollstindig und von unterschiedlicher
Qualitdt sind, wodurch die Moglichkeiten einer Koordinierung der Waldbewirtschaftung auf EU-Ebene eingeschrankt
werden;

Z. in der Erwagung, dass auch in der EU weiterhin illegaler Holzeinschlag betrieben wird;

Die Vergangenheit — Bestandsaufnahme aktueller Erfolge und Herausforderungen bei der Umsetzung

1. begriifdt, dass die Kommission ihren Bericht mit dem Titel ,Fortschritte bei der Umsetzung der EU-Forststrategie —
,Eine neue EU-Forststrategie: fiir Wialder und den forstbasierten Sektor (COM(2018)0811) verdffentlicht hat;

2. begrifdt die von den Mitgliedstaaten und der Kommission ergriffenen Maflnahmen zur Erreichung der Ziele der
EU-Forststrategie und die Beteiligung des Stindigen Forstausschusses, der Gruppe fiir den zivilen Dialog iiber
Forstwirtschaft und Kork, der Expertengruppe fir Waldbrinde, der Expertengruppe fur die forstbasierte Wirtschaft und
mit diesem Wirtschaftsbereich verbundene Themen sowie der einschldgigen Interessengruppen an der Umsetzung des
Mehrjahresplans fiir die Wilder (Forest MAP);

3. weist auf die Aussagen der Kommission in ihrem Bericht von 2018 tiber die Fortschritte bei der Umsetzung der
derzeitigen EU-Forststrategie hin, wonach sich die Strategie bei der Koordinierung als niitzliches Instrument erwiesen hat
und wonach die acht — plus eins — Schwerpunkte der Strategie im Allgemeinen ohne groffere Schwierigkeiten umgesetzt
wurden, mit Ausnahme jedoch der groffen Herausforderungen, die im Rahmen der Biodiversitdtspolitik angegangen werden
miissen, und der derzeitigen Herausforderungen in den Bereichen ,Welche Wilder haben wir, und wie verindern sie
sich?* — insbesondere im Hinblick auf die offentliche Wahrnehmung und Informationen iiber den Forstsektor — und
,Abstimmung und Kommunikation fordern“ — insbesondere in Bezug auf forstbezogene politische Mafnahmen;

4. hebt hervor, dass im Rahmen des europaweiten Forest-Europe-Prozesses auf internationaler Ebene eine Definition des
Begriffs NWB vereinbart wurde; stellt fest, dass die Definition in die nationalen Rechtsvorschriften und die in den
Mitgliedstaaten bestehenden freiwilligen Regelungen wie etwa fiir die Zertifizierung von Waldern eingeflossen ist;

5. hebt hervor, dass sich die Forderung der NWB in der EU im Rahmen der EU-Forststrategie und der Manahmen zur
Entwicklung des lindlichen Raums nach Maflgabe der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) generell positiv auf die Wilder und
deren Zustand, die Existenzgrundlagen in lindlichen Gebieten und die biologische Vielfalt der Wilder in der EU auswirkt
und die vom forstbasierten Sektor erbrachten Klimadienstleistungen stirkt; nimmt jedoch zur Kenntnis, dass die NWB auf
ausgewogene Weise weiter gestirkt werden muss, damit sich der okologische Zustand der Walder verbessert, die
Gesundheit und Resilienz der Okosysteme gestirkt werden, sichergestellt wird, dass Wilder besser in der Lage sind, sich an
die im Wandel befindlichen Klimabedingungen anzupassen, die Risiken und Auswirkungen natiirlicher Storungen
eingeddmmt werden, fiir gegenwirtige und kiinftige Generationen Moglichkeiten zur Bewirtschaftung der Walder bewahrt
werden — beispielsweise so, dass die Ziele von Waldbesitzern und von KMU verwirklicht werden — und die Qualitit
bestehender Wilder und Waldgebiete verbessert wird; ist der Ansicht, dass die EU-Forststrategie diesbeziiglich geeignete
Instrumente umfassen sollte; weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten Vorreiter bei der NWB sein miissen; ist der Ansicht,
dass Waldbewirtschaftungsmodelle die 6kologische, gesellschaftliche und 6konomische Nachhaltigkeit einschliefen sollten,
was bedeutet, dass Wilder und Waldgebiete so bewirtschaftet und genutzt werden, dass ihre biologische Vielfalt, ihre
Produktivitdt, ihre Verjiingungsfahigkeit, ihre Vitalitit und ihre Fahigkeit, gegenwirtig und in Zukunft wichtige 6kologische,
wirtschaftliche und soziale Funktionen auf lokaler, nationaler und globaler Ebene zu erfullen, erhalten werden und anderen
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Okosystemen kein Schaden zugefiigt wird; betont, dass die Anerkennung und der Schutz von Eigentumsrechten von
wesentlicher Bedeutung fiir den langfristigen Einsatz fur die NWB sind; stellt fest, dass der Erhalt und die nachhaltige
Bewirtschaftung unserer Wilder zentrales Element unseres allgemeinen Wohlbefindens sind, da unsere Wilder
Gemeinwohlleistungen der Erholung und Gesundheit und der Bildung beherbergen, und weist darauf hin, dass die NWB
den Schutz der biologischen Vielfalt in den europdischen Wildern fordert; fordert, dass Primérwilder mit erhaltenen
Strukturen und mit Artenreichtum und geeignete Gebiete, in denen es solche Walder noch gibt, geschiitzt werden; stellt fest,
dass es keine Definition der EU fiir Wilder mit altem Baumbestand gibt, und fordert die Kommission auf, im Zuge der
Ausarbeitung der kiinftigen Forststrategie der EU eine Definition aufzunehmen, die im Stindigen Forstausschuss vorbereitet
wird; hebt hervor, dass es unterschiedliche Ansichten zu den Fihigkeiten verschiedener Waldarten fir die Kohlen-
stoffbindung geben dirfte, und ist deshalb der Ansicht, dass die neue EU-Forststrategie die nachhaltige Wald-
bewirtschaftung fordern sollte; bedauert, dass trotz der EU-Holzverordnung in manchen Mitgliedstaaten nicht nachhaltige
Methoden angewandt werden und illegal Holz eingeschlagen wird, und fordert die Mitgliedstaaten auf, sich stirker um eine
Beendigung dieser Praktiken zu bemithen und gegebenenfalls ihre nationalen Rechtsvorschriften zu verbessern oder zu
stirken; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten eindringlich auf, schnellstmoglich diesbeziiglich titig zu werden,
indem sie sorgfiltig iberwachen und die bestehenden EU-Rechtsvorschriften durchsetzen, und fordert die Kommission auf,
bei Verstoflen rasch Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten und illegalem Holzeinschlag mithilfe aller zustindigen
Einrichtungen nachzugehen; fordert die Kommission auf, unverziiglich die Eignungspriifung der EU-Bestimmungen gegen
illegalen Holzeinschlag abzuschliefen;

6.  gelangt zu dem Schluss, dass die Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten und auch die Unterschiede zwischen
Regionen innerhalb der Mitgliedstaaten einen wichtigen Faktor darstellen, wenn Mafsnahmen auf EU-Ebene in Erwigung
gezogen werden;

7. bringt seine tiefe Besorgnis dariiber zum Ausdruck, dass die mangelnde Umsetzung der geltenden EU-Rechtsvor-
schriften und mutmafliche Korruption in Teilen der Union illegalem Holzeinschlag und nicht nachhaltigen forstwirt-
schaftlichen Aktivititen Vorschub leisten; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Korruption zu bekdmpfen
und die geltenden Rechtsvorschriften vollstindig umzusetzen;

Die Gegenwart — aktueller Stand der Wiilder in der EU

8. hebt hervor, dass die Wilder der EU, einschlieflich der Wilder in ihren iiberseeischen Gebieten und in den Gebieten in
duferster Randlage, multifunktional und durch eine umfassende Vielfalt gekennzeichnet sind, was beispielsweise Faktoren
wie die Eigentumsstrukturen, die Grofe, die Struktur, die biologische Vielfalt, die Widerstandskraft und die
Herausforderungen betrifft; stellt fest, dass Wilder und insbesondere Mischwald der Gesellschaft eine breite Palette an
Okosystemdienstleistungen bieten, wozu etwa Lebensraum fiir Arten, Kohlenstoffbindung, Rohstoffe, erneuerbare Energie,
bessere Luftqualitit, sauberes Wasser, Grundwasserauffiillung, Erosionskontrolle und der Schutz vor Diirren, Uber-
schwemmungen und Lawinen gehoren, Bestandteile von Arzneimitteln bereitstellen und ein wichtiger Raum fiir Kultur- und
Freizeitaktivititen sind; weist darauf hin, dass diese Leistungen offenbar nicht mehr uneingeschrinkt gesichert sind, da
Waldbesitzer aufgrund der schwierigen 6konomischen Situation infolge des Klimawandels und anderer Einflussfaktoren
nicht mehr in ihren Wald reinvestieren konnen; nimmt zur Kenntnis, dass aktuellen Schitzungen zufolge lediglich 26 % der
Baumarten und 15 % der Waldlebensraume einen guten Erhaltungszustand aufweisen; fordert die Mitgliedstaaten auf, fiir
den Schutz der Okosysteme Sorge zu tragen und erforderlichenfalls Leitlinien fiir Walderzeugnisse, bei denen es sich nicht
um Holz handelt, auszuarbeiten und zu stirken;

9.  nimmt die Fortschritte zur Kenntnis, die bei der Bewertung von Okosystemleistungen im Rahmen der Initiative zur
Kartierung der Okosysteme und ihrer Leistungen (MAES) erzielt wurden; betont jedoch, dass es derzeit keine angemessene
Vergiitung fiir die Erbringung von Okosystemdienstleistungen wie die Bindung von CO,, die Férderung der biologischen
Vielfalt oder die Bodenverbesserung gibt und dass Forster, die sich auf die entsprechende Umwandlung ihrer Walder
konzentrieren, diese Wilder derzeit moglicherweise mit Verlust bewirtschaften, obwohl sie wesentliche Okosystemdienst-
leistungen erbringen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Moglichkeiten zu prifen, wie Klima-,
Biodiversitits- und sonstige Okosystemdienstleistungen angemessen geférdert und vergiitet werden koénnen, damit Wilder
rentabel umgewandelt werden kénnen;

10.  nimmt zur Kenntnis, dass die Forstressourcen der EU in den letzten Jahrzehnten dank Aufforstung und natiirlicher
Regeneration in Bezug auf Waldbedeckung und -volumen zugenommen haben und dass Walder und andere Waldflichen
derzeit etwa 43 % der Fliche der EU bedecken und damit mindestens 182 Mio. Hektar und 5 % der weltweiten Waldflichen
ausmachen; stellt fest, dass Waldgebiete die Halfte des Natura-2000-Netzes (also etwa 37,5 Mio. Hektar) ausmachen und
dass 23 % aller Wilder Europas innerhalb von Natura-2000-Gebieten liegen, wobei in manchen Mitgliedstaaten, die von der
Forstwirtschaft abhingig sind, mehr als die Hilfte des Hoheitsgebiets von Waldern bedeckt ist; hilt es fiir geboten, das
Wissen iiber Natura 2000 und iiber seine Auswirkungen auf die biologische Vielfalt, die Waldbewirtschaftung und die
sonstigen Landnutzungsarten in der gesamten EU auszuweiten; stellt fest, dass sich 60 % der Walder in der EU in
Privatbesitz befinden, wobei es einen groffen Anteil an kleinen Einheiten mit weniger als 3 ha Flache gibt, und dass 40 % der
Wilder der 6ffentlichen Hand gehoren; weist darauf hin, dass iiber 60 % der produktiven Wilder in der EU und tiber 20 %
weltweit nach den freiwilligen Standards fiir die NWB zertifiziert sind; stellt ferner fest, dass der von der Holzwirtschaft
verarbeitete Anteil des Rundholzes aus zertifizierten Waldern weltweit iiber 20 % liegt und dass dieser Anteil in der EU
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sogar 50 % betrigt; weist darauf hin, dass in der EU wenigstens 500 000 Menschen direkt () und 2,6 Millionen Menschen
indirekt () in der Branche beschiftigt sind und dass es fiir den Erhalt dieser Arbeitsplitze und der langfristigen
Wettbewerbsfihigkeit des Sektors stindiger Anstrengungen bedarf, um qualifizierte und ausgebildete Arbeitskrifte fir den
Sektor zu gewinnen und sicherzustellen, dass die Arbeitnehmer iiber einen angemessenen Zugang zu sozialen und
medizinischen Dienstleistungen verfiigen; stellt fest, dass diese Arbeitsplatze auf lange Sicht auf widerstandsfihige und gut
bewirtschaftete Waldokosysteme angewiesen sind; hebt die wichtige Rolle von Waldbesitzern bei der Umsetzung der NWB
sowie den hohen Stellenwert hervor, den Wilder fiir die Schaffung griiner Arbeitsplitze und fiir das Wachstum im
lindlichen Raum innehaben; betont aufferdem, dass Waldbesitzer und Forstverwalter in der EU iiber eine lange Tradition
und Erfahrung in der Bewirtschaftung multifunktionaler Wilder verfiigen; fordert die Kommission auf, in der neuen
EU-Forststrategie die Notwendigkeit einer — auch finanziellen — Unterstiitzung der Waldbesitzer zu beriicksichtigen; ist
der Ansicht, dass diese Unterstiitzung an die Umsetzung der NWB gekniipft werden sollte, damit weiterhin in moderne
Technologien, in Umwelt- und Klimamafinahmen, die die Multifunktionalitit der Wilder stirken — mithilfe eines
gesonderten Finanzierungsinstruments fiir die Verwaltung der Gebiete des Natura-2000-Netzes — und in die Schaffung
angemessener Arbeitsbedingungen investiert wird; vertritt die Auffassung, dass diese finanzielle Unterstiitzung auf einer
gesunden Mischung aus Finanzierungsinstrumenten sowie aus nationalen und privaten Mitteln beruhen sollte; halt es fur
geboten, Landflucht zu verhindern, und ist der Ansicht, dass in Okosysteme investiert werden muss; begriiSt Aufforstung
und Wiederaufforstung als geeignete Instrumente fur die Ausweitung der Waldbedeckung insbesondere auf aufgegebenen
Flichen, die sich nicht fiir die Nahrungsmittelproduktion eignen, in der Ndhe von stddtischen und stadtnahen Gebieten und
gegebenenfalls in Bergregionen; spricht sich insbesondere in den Mitgliedstaaten mit geringer Waldbedeckung fuir finanziell
geforderte Mafnahmen aus, damit das geerntete Holz im Verhiltnis zu einem nachhaltigen Waldbestand und
erforderlichenfalls zur Ausweitung der Waldbedeckung und anderer Waldflichen genutzt wird, wihrend in anderen
Mitgliedstaaten der Erhalt der Waldbedeckung in Gebieten mit wichtigen 6kologischen Funktionen gefordert werden sollte;
stellt fest, dass ein grofler Teil der terrestrischen Artenvielfalt in Europa in Wildern beheimatet ist;

11.  nimmt zur Kenntnis, dass die Waldfliche in der Union unter anderem infolge der Aufforstung wichst und dass
bewirtschaftete Wirtschaftswilder nicht nur Kohlenstoff besser binden als nicht bewirtschaftete Wilder, sondern auch
Emissionen und Probleme, die durch die Verschlechterung des Zustands der Wilder verursacht werden, verringern; weist
darauf hin, dass die nachhaltige Bewirtschaftung von Wirtschaftswildern die besten Klimaauswirkungen zeitigt und dass
Lander, die ihre Wilder gut bewirtschaften, dafiir belohnt werden sollten;

12.  weist darauf hin, dass dauerhafte offentliche und private Investitionen in eine gestirkte NWB, die dem sozialen,
okologischen und okonomischen Nutzen von Wildern und angemessenen Finanzierungs- und Ausgleichsmechanismen
denselben Stellenwert beimisst, dazu beitragen konnen, die Widerstands- und Anpassungsfihigkeit von Wildern zu
gewihrleisten, und den Forstsektor dabei unterstiitzen konnen, rentabel und umweltvertriglich zu bleiben, aber auch zur
Verwirklichung zahlreicher Ziele der EU wie etwa der erfolgreichen Umsetzung des europiischen Griinen Deals und des
Ubergangs zu einer kreislauforientierten Biodkonomie und der Forderung der biologischen Vielfalt beitragen kénnen; hebt
aufSerdem hervor, dass zusitzliche leicht zugédngliche, gut koordinierte und einschlidgige EU-Finanzierungsmechanismen wie
etwa Finanzinstrumente oder die Unterstiitzung durch die Europdische Investitionsbank erforderlich sind, wenn es gilt,
Investitionen in Forstprojekte zu fordern, die auf NWB und die Vorbeugung und Eindimmung von Waldbrinden abzielen,
und dass auch die Strukturfonds und Mittel aus den Programmen Horizont, Erasmus+ und LIFE+ eingesetzt werden miissen,
die im Rahmen der NWB mafgeblich zu Investitionen und Dienstleistungen im Bereich der Kohlendioxidspeicherung und
-bindung beitragen kénnten, wobei die Kohdrenz mit dem Griinen Deal sicherzustellen ist;

13.  weist auf die wichtigen Klimadienstleistungen von Wildern und des forstbasierten Sektors hin; stellt erneut fest, dass
die 6kologischen, wirtschaftlichen und sozialen Aspekte von Wildern und der Forstwirtschaft auf ausgewogene Weise
gestirkt und zugleich die globalen Klimadienstleistungen von Wildern und der forstbasierten Wertschopfungskette —
insbesondere die verstirkte Kohlenstoffbindung und -speicherung in Holzerzeugnissen sowie stoffliche Substitution —
gesichert werden miissen; hilt es fir geboten, die Kohlenstoftbindung in Wildern im Wege einer aktiven NWB
aufrechtzuerhalten, voranzutreiben und nach Moglichkeit auf ein Niveau auszuweiten, das eine nachhaltige Bewirtschaftung
aller Funktionen der Wilder und die Kohlendioxidspeicherung vor Ort auch in landwirtschaftlich genutzten Wildern,
Totholz und Waldboden sowie in Holzerzeugnissen ermoglicht; weist darauf hin, dass Walder tber 10% der
Treibhausgasemissionen der EU aufnehmen; hebt hervor, dass der Nutzung von Holz als nachhaltiger Baustoff Vorrang
eingerdumt werden muss, da wir auf diese Weise zu mehr Nachhaltigkeit in der Wirtschaft gelangen konnen; ersucht die
Kommission, verschiedene marktgestiitzte Mechanismen zu analysieren, mit denen Anreize fiir die Substitution von fossilen
Brennstoffen durch erneuerbare Rohstoffe, die Klimavorteile bieten, gesetzt werden konnen; hebt den hohen Stellenwert
von Holzwerkstoffen hervor, wenn es gilt, in Branchen wie Bau, Textilien, Chemie und Verpackung auf fossilen Rohstoffen
beruhende Materialien und Materialien mit einem groffen Umweltfuffabdruck zu ersetzen, und hilt es fiir geboten, die

() Eurostat-Datenbank zur Forstwirtschaft, abrufbar unter https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/forestry/data/database
() Informationsblatt des Europdischen Parlaments vom Mai 2019 mit dem Titel ,Die Européische Union und die Wilder.
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Klima- und Umweltvorteile dieser stofflichen Substitution umfassend zu beriicksichtigen; betont auflerdem, dass die
Ersetzung von Einwegprodukten insbesondere aus Kunststoff durch langlebige Holzerzeugnisse Vorteile bietet, die noch zu
wenig genutzt werden; hebt hervor, dass auch die kreislaufwirtschaftliche Verwendung von Holzerzeugnissen ausgeweitet
werden sollte, um die Nutzung unserer nachhaltigen Ressourcen zu verbessern, die Ressourceneffizienz zu fordern, das
Abfallaufkommen zu verringern und den CO,-Lebenszyklus zu verlingern, sodass eine nachhaltige und lokale
kreislauforientierte Biookonomie entsteht;

14.  begriift mit Blick auf die Substitution von fossilen Rohstoffen und fossiler Energie die anhaltende Forderung der
effizientesten Nutzung von Holz gemdfl dem ,Kaskadennutzungsprinzip®; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten
auf, die Nachhaltigkeitskriterien fir Biomasse bei der Neufassung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie weiter anzuwenden
und den Substitutionseffekt bestméglich zu nutzen, indem CO,-intensive fossile Materialien und Energie ersetzt werden;
weist jedoch darauf hin, dass im Rahmen von Férderprogrammen fiir Bioenergie unndtige Marktverzerrungen bei
Rohstoffen auf Holzbasis vermieden werden miissen; macht darauf aufmerksam, dass ein vorhersehbarer Anstieg der
Nachfrage nach Holz und Biomasse mit einer NWB einhergehen muss; unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass die
Finanzierung der Forschung auf dem Gebiet der Substitution fossiler Brennstoffe und Materialien aufgestockt werden muss;
weist darauf hin, dass am Ende der Holzwertschopfungskette verbleibende Reste vorteilhaft als Biomasse genutzt werden
konnen, um die fossile Wirmeerzeugung zu ersetzen, dass Holz jedoch nach Moglichkeit fiir Nutzungszwecke mit einem
lingeren Lebenszyklus vorgehalten werden sollte, um die globale Kohlendioxidspeicherung zu steigern;

15.  hebt die positiven Auswirkungen von Waldschutzstreifen fiir den Schutz landwirtschaftlicher Flachen und fiir die
Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion hervor; pladiert nachdriicklich fir Methoden, mit denen Landwirte dazu
angehalten werden, Waldschutzstreifen anzulegen;

16.  hebt die zentrale Rolle von Bliitenbdumen und -striuchern in natiirlichen Okosystemen hervor, wenn es um die
Bienenzucht, um den Beitrag zum natiirlichen Prozess der Bestdubung und um die Ausweitung der Fahigkeit geht,
geschadigte undfoder ertragsarme Boden zu regenerieren und zu schiitzen; betont, dass diese Arten von Biumen und
Strauchern unter Beriicksichtigung regionaler Besonderheiten in die EU-Férderprogramme aufgenommen werden miissen;

17.  weist darauf hin, dass Walder in der EU zwar im Einklang mit dem gemeinsam beschlossenen Grundsatz der NWB
bewirtschaftet werden und die Waldbedeckung in der EU in den letzten Jahrzehnten gestiegen ist, bedauert aber, dass im
Rahmen der kiirzlich vereinbarten Verordnung (EU) 2020/852 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni
2020 iiber die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verordnung
(EU) 2019/2088 (°) eine andere Herangehensweise an die NWB gewahlt worden ist;

18.  unterstreicht, dass es widerstandsfahiger und gesunder Waldokosysteme einschlieflich Fauna und Flora bedarf, damit
die Wilder auch kiinftig die zahlreichen Okosystemdienstleistungen wie etwa biologische Vielfalt, saubere Luft, Wasser,
gesunde Boden sowie holzbasierte und sonstige Rohstoffe erbringen und ausweiten konnen; betont, dass die bestehenden
freiwilligen Instrumente und die geltenden Rechtsvorschriften wie die Vogelschutz- und die Habitat-Richtlinie der EU
Einfluss auf Entscheidungen iiber die Landbewirtschaftung haben und eingehalten sowie angemessen umgesetzt werden
miisser;

19.  weist darauf hin, dass Landwirte und Waldbesitzer wichtige Akteure im lindlichen Raum sind; begriifit, dass die
Rolle der Forstwirtschaft, der Agrarforstwirtschaft und der forstbasierten Wirtschaftszweige im Programm zur Entwicklung
des landlichen Raums im Rahmen der GAP 2014-2020 anerkannt wurde, und begriifit die durch die Omnibus-Verordnung
eingefithrten Verbesserungen; fordert, dass dieser Rolle im Rahmen der GAP 2021-2027 und bei der Umsetzung des
europdischen Griinen Deals weiterhin Rechnung getragen wird;

20.  betont, dass der zweistufige Ansatz zur Uberpriifung der Nachhaltigkeit von Waldbiomasse entsprechend der
Neufassung der Richtlinie iiber erneuerbare Energien geeignet und tragfahig ist; weist darauf hin, dass dies dadurch erreicht
werden sollte, dass der Stindige Forstausschuss und die Kommission die in Stillstand geratene Ausarbeitung von nicht
endnutzungsspezifischen Nachhaltigkeitskriterien wieder aufnehmen;

21.  weist auf den hohen Stellenwert von Wildern hin, da sie Erholungsmaglichkeiten bieten und zu Aktivititen wie etwa
dem Sammeln von nicht auf Holz beruhenden forstwirtschaftlichen Erzeugnissen wie Pilzen und Beerenobst einladen;
nimmt zur Kenntnis, dass Grasen eine Chance fiir die vermehrte Entnahme von Biomasse und somit fiir die Vorbeugung
von Waldbrianden bietet, weist jedoch auch darauf hin, dass sich das Grasen von Wildtieren abtriglich auf Jungpflanzen
auswirkt und daher eine nachhaltige Bewirtschaftung der grasenden Fauna erforderlich ist;

() ABLL 198 vom 22.6.2020, S. 13.
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Die Zukunft — die wichtige Rolle der EU-Forststrategie fiir die Zeit nach 2020 und des europdischen Griinen Deals bei
der Verwirklichung der Ziele des Ubereinkommens von Paris sowie der Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir
nachhaltige Entwicklung

22, begriifit die kiirzlich erfolgte Veroffentlichung des europiischen Griinen Deals der Kommission und sieht der neuen
EU-Forststrategie fiir die Zeit nach 2020, die mit dem europdischen Griinen Deal und der EU-Biodiversititsstrategie
abgestimmt werden sollte, erwartungsvoll entgegen; ist ferner der Auffassung, dass die Starkung der kreislauforientierten
Biookonomie ein wesentlicher Ansatz fiir die Verwirklichung einer kohlenstoffarmen Gesellschaft bei der Umsetzung des
Griinen Deals ist; weist darauf hin, wie wichtig es ist, das Potenzial der Wilder weiter zu steigern, um die Ziele des
europdischen Griinen Deals zu erreichen, und die Entwicklung einer kreislauforientierten Biookonomie zu férdern und
gleichzeitig andere Okosystemdienstleistungen, einschlieBlich der biologischen Vielfalt, zu gewéhrleisten;

23.  begriiflt das Arbeitsprogramm der Kommission fiir 2020 und insbesondere die Anerkennung des Beitrags der neuen
EU-Forststrategie zur 26. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien (COP26) des Rahmeniibereinkommens der Vereinten
Nationen iiber Klimadnderungen; hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass Wilder zukiinftig nicht als einzig maogliche
Kohlendioxidsenke gelten sollten, da andere Wirtschaftszweige dann weniger Anreize zur Senkung ihrer Emissionen hatten;
betont dariiber hinaus, dass im Rahmen der Strategien und Pline fiir die Anpassung an den Klimawandel konkrete und
wirksame Mafnahmen unter Einbeziehung der Synergien zwischen Abschwichung und Anpassung ergriffen werden
miissen, die von entscheidender Bedeutung sein werden, um die schidlichen Auswirkungen des Klimawandels auf
Storungen wie Waldbrinde und deren negative Folgen fiir die Wirtschaft im landlichen Raum, die biologische Vielfalt und
die Erbringung von Okosystemdienstleistungen zu verringern; betont, dass mehr Ressourcen und die Entwicklung eines
wissenschaftsbasierten Brandschutzes erforderlich sind, um die Auswirkungen des Klimawandels in Wildern zu bewiltigen;
stellt fest, dass Totholz in Wildern — wie auch in der Verordnung tiber Landnutzung, Landnutzungsinderung und
Forstwirtschaft (LULUCF) anerkannt — im Hinblick auf die Erhaltung der biologischen Vielfalt und der Funktionalitit der
Wailder in Verbindung mit der Notwendigkeit, den Klimawandel einzudimmen und sich daran anzupassen, Mikrolebens-
rdume darstellt, von denen viele Arten abhingig sind;

24, weist erneut darauf hin, dass Wilder und der forstbasierte Sektor in erheblichem Mafle zur Entwicklung der lokalen
kreislauforientierten Biookonomie in der EU beitragen; hebt die wichtige Rolle der Walder, des forstbasierten Sektors und
der Biookonomie bei der Verwirklichung der Ziele des europaischen Griinen Deals und der Klimaneutralitdt bis 2050
hervor; betont, dass die Biookonomie 2015 einen Markt mit einem Wert von schitzungsweise iiber 2,3 Billionen EUR
darstellte, der 20 Millionen Arbeitsplitze bot und auf den 8,2 % der Gesamtbeschiftigung in der Union entfielen; weist
darauf hin, dass mit jedem Euro, der im Rahmen von Horizont 2020 in Forschung und Innovation im Bereich Biookonomie
investiert wird, etwa 10 EUR an Wertschopfung generiert werden; weist darauf hin, dass die Umwelt-, Klima- und
Biodiversitdtsziele der EU ohne multifunktionale, gesunde und mit einer langfristigen Perspektive nachhaltig bewirtschaftete
Wilder und rentable Forstunternehmen nicht erreicht werden konnen; betont, dass unter bestimmten Umstinden in der
Bioskonomie und insbesondere in der Forstwirtschaft, die beim Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft von zentraler
Bedeutung ist, ein Zielkonflikt zwischen dem Schutz des Klimas und dem Schutz der biologischen Vielfalt besteht; ist
besorgt dariiber, dass in der aktuellen politischen Debatte nicht ausreichend auf diesen Zielkonflikt eingegangen wird; halt
es fur geboten, einen kohdrenten Ansatz zu entwickeln, der dem Schutz der biologischen Vielfalt ebenso Rechnung tragt wie
dem Klimaschutz in einem florierenden forstbasierten Sektor und einer florierenden Biookonomie; betont, wie wichtig es
ist, eine marktbasierte Biodkonomie in der EU aufzubauen und sicherzustellen, etwa indem Anreize fiir Innovationen und
die Entwicklung neuer biobasierter Produkte mit einer Lieferkette geschaffen werden, bei der die Biomasse-Materialien
wirksam genutzt werden; ist der Auffassung, dass die EU die Verwendung von Holz, Holzernteprodukten oder
Forstbiomasse unterstiitzen sollte, um nachhaltige Produktion und Arbeitsplitze zu fordern; fordert die Kommission und
die Mitgliedstaaten auf, anzuregen, dass Materialien biologischen Ursprungs, darunter Holzabfille, wieder der
Wertschopfungskette zugefiithrt werden, indem das Okodesign geférdert wird, Recycling weiter vorangetrieben wird und
die Verwendung holzhaltiger Sekundirrohstoffe fiir Produkte vor einer mdglichen Verbrennung am Ende ihres
Lebenszyklus gefordert wird;

25.  halt es fiir geboten, dass die Forstwirtschaft umfassend und reell politisch unterstiitzt wird, und hebt in diesem
Zusammenhang hervor, dass es im Zeitraum nach 2020 parallel zu anderen einschlagigen sektorspezifischen Strategien
einer ambitionierten, unabhdngigen und eigenstindigen EU-Forststrategie bedarf; weist darauf hin, dass die
EU-Forststrategie mit der Strategie ,Vom Hof auf den Tisch“ abgestimmt werden muss, da die Agrarforstwirtschaft sowohl
landwirtschaftliche als auch forstwirtschaftliche Merkmale aufweisen kann; fordert eine neue EU-Forststrategie, die an das
ganzheitliche Konzept fur die NWB ankniipft, simtlichen wirtschaftlichen, sozialen und okologischen Aspekten der
forstbasierten Wertschopfungskette gerecht wird und sicherstellt, dass die Wilder auch kiinftig eine multifunktionale und
multidimensionale Rolle spielen konnen; hebt hervor, dass in Anbetracht der Tatsache, dass immer mehr Mafnahmen der
Mitgliedstaaten und der EU die Wilder und ihre Bewirtschaftung in der EU direkt oder indirekt betreffen, eine abgestimmte,
ausgewogene und kohirente EU-Forststrategie ausgearbeitet werden muss, die besser in die EU-Rechtsvorschriften tiber
Wilder und den forstbasierten Sektor integriert ist und auch den Menschen, die direkt oder indirekt im Wald und im
Bereich der Forstwirtschaft leben bzw. arbeiten, und den zahlreichen von ihnen erbrachten Dienstleistungen Rechnung
tragt;

26.  fordert die Kommission auf, alles zu unternehmen, um bei der Umsetzung des Fonds fur regionale Entwicklung
sicherzustellen, dass insbesondere Initiativen gefordert werden, die darauf abzielen, dem Verlust an biologischer Vielfalt in
Wildern Einhalt zu gebieten, die Anpflanzung gemischter und heimischer Arten zu férdern und die Waldbewirtschaftung
zu verbessern, und dass Projekte durchgefithrt und Mittel gezielt eingesetzt werden;
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27.  ist der Ansicht, dass die EU-Forststrategie als Briicke zwischen der Forstpolitik und den agrarforstwirtschaftlichen
Strategien der einzelnen Mitgliedstaaten einerseits und den Zielen der EU fir die Walder und die landwirtschaftlich
genutzten Wilder andererseits dienen sollte, indem sie sowohl dem Erfordernis, die Zustindigkeit der Einzelstaaten zu
achten, als auch der Notwendigkeit, einen Beitrag zu den umfassenderen Zielen der EU zu leisten, gerecht wird und dabei
auf kohidrente Weise die Besonderheiten sowohl der Privatwilder als auch der Wilder in offentlichem Eigentum
beriicksichtigt; fordert Mafinahmen zur Sicherstellung langfristiger Stabilitit und Vorhersehbarkeit fur die Forstwirtschaft
und die gesamte Biookonomie;

28.  betont, dass Entscheidungen hinsichtlich der EU-Politik zu Wildern, dem forstbasierten Sektor und der damit
verbundenen Wertschopfungskette auf Fakten beruhen miissen; fordert, dass die Ziele aller mit Waldern zusammen-
hidngenden Aspekte des europdischen Griinen Deals und der Biodiversititsstrategie mit der EU-Forststrategie fiir die Zeit
nach 2020 kohirent sind, damit insbesondere gewihrleistet ist, dass sich die NWB positiv auf die Gesellschaft auswirkt,
auch im Hinblick auf Konnektivitt und den reprisentativen Charakter von Waldokosystemen, und ein langfristiger und
stabiler Nutzen fiir das Klima und die Umwelt erzielt und gleichzeitig ein Beitrag zur Verwirklichung der Ziele fiir
nachhaltige Entwicklung geleistet wird; betont, dass alle potenziellen EU-Leitlinien zur NWB im Rahmen der
EU-Forststrategie fiir die Zeit nach 2020 entwickelt werden sollten;

29.  betont, dass die Zusammenhinge zwischen dem forstbasierten Sektor und anderen Branchen wie der Landwirtschaft
und deren Koordinierung innerhalb der kreislauforientierten Biokonomie sowie die Bedeutung der Digitalisierung und von
Investitionen in Bildung, Forschung und Innovation und die Erhaltung der biologischen Vielfalt beriicksichtigt werden
miissen, was einen positiven Beitrag zu weiteren Losungen zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel
sowie zur Schaffung von Arbeitsplitzen leisten kann; weist darauf hin, dass Wilder integraler Bestandteil einer nachhaltigen
Entwicklung sind;

30.  betont, wie wichtig Agroforstsysteme, die eine sehr geringe Dichte aufweisen und wirtschaftlich wenig rentabel sind,
fir die lindliche Gesellschaft sind, wobei zu beriicksichtigen ist, dass das jihrliche Einkommen durch andere Tatigkeiten wie
Viehzucht, Tourismus und Jagd ergdnzt wird, die eine angemessene Finanzierung benétigen, um Wiistenbildung oder
iibermifiger Nutzung vorzubeugen;

31.  betont, dass natiirliche Stérungen wie Brinde, Diirren, Uberschwemmungen, Stiirme, Schidlingsbefall, Krankheiten
und Erosion aufgrund des Klimawandels und der Auswirkungen menschlicher Titigkeiten bereits jetzt auftreten und in
Zukunft noch hiufiger und in schwererem Ausmaf auftreten und die Wilder in der EU schidigen werden, was ein auf die
einzelnen Szenarien abgestimmtes Risiko- und Krisenmanagement erfordern wird; betont in diesem Zusammenhang, dass
eine solide EU-Forststrategie fir die Zeit nach 2020 sowie Risikomanagementmafnahmen wie die Stirkung der
europdischen Katastrophenresilienz und der Frithwarnsysteme entwickelt werden miissen, um besser auf derartige
Ereignisse vorbereitet zu sein und ihnen besser vorbeugen zu konnen, wobei die Widerstandsfahigkeit und Klimaresistenz
der Wilder erhoht wird, beispielsweise durch die verstirkte Umsetzung einer nachhaltigen und aktiven Wald-
bewirtschaftung sowie mittels Forschung und Innovation, wodurch die Anpassungsfihigkeit unserer Wilder optimiert
werden kann; weist erneut darauf hin, dass der Druck auf die Wilder in der EU nach Angaben der Europdischen
Umweltagentur in erster Linie auf die Ausdehnung der stddtischen Gebiete und den Klimawandel zuriickzufithren ist; betont
auflerdem, dass Waldbesitzern bessere Unterstiitzungsmechanismen sowie Finanzmittel und entsprechende Instrumente
bereitgestellt werden miissen, damit sie Priventionsmafnahmen anwenden und betroffene Gebiete wiederherstellen
konnen, etwa in Form der Wiederaufforstung geschidigter Flachen, die fiir die Landwirtschaft ungeeignet sind, wobei sie,
u. a. mittels auferordentlicher Maflnahmen, auch auf besondere Katastrophenfonds wie den Solidarititsfonds der
Europiischen Union zuriickgreifen konnen sollten; fordert, dass fiir Kohdrenz zwischen der EU-Forststrategie und dem
Katastrophenschutzverfahren der Europdischen Union gesorgt wird; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf,
einen Notfallmechanismus einzurichten, und ist der Ansicht, dass die Unterstiitzung fiir Waldweiden (Waldbeweidung)
unbedingt in die agroforstwirtschaftlichen Mafinahmen aufgenommen werden muss und die Mitgliedstaaten aufgefordert
werden miissen, dies im nichsten Programm zur Entwicklung des landlichen Raums umzusetzen; betont, dass mehr
Ressourcen erforderlich sind und dass ein wissenschaftlich fundiertes Brandschutz-Management sowie risikobewusste
Entscheidungsverfahren entwickelt werden miissen, wobei die soziookonomischen, klimatischen und 6kologischen
Ursachen von Waldbrinden zu beriicksichtigen sind; fordert, dass eine Reaktionskomponente fiir gemeinsame
Herausforderungen infolge des Klimawandels eingefiihrt wird;

32.  fordert die Mitgliedstaaten auf, Initiativen zur Erhaltung und gegebenenfalls zur Festlegung von Wildern mit einem
hohen Erhaltungswert auszuarbeiten, in deren Rahmen die notwendigen Mechanismen und Instrumente fiir die Schaffung
von Anreizen und gegebenenfalls fir die Entschiadigung von Waldbesitzern vorgesehen sind, damit neben der Erhaltung der
natiirlichen Lebensraume auch die Kenntnisse und das wissenschaftliche Verstindnis in Bezug auf diese Walder erweitert
werden konnen;

33.  weist auf die Rolle der biologischen Vielfalt hin, wenn es gilt, gesunde und widerstandsfihige Waldokosysteme zu
bewahren; hebt die Bedeutung der Natura-2000-Gebiete hervor, die die Gesellschaft mit zahlreichen Okosystemleistungen
wie etwa der Bereitstellung von Rohstoffen versorgen konnen; stellt jedoch fest, dass fiir das Management solcher Gebiete
technische Beratung und neue Mittel in ausreichender Hohe erforderlich sind; betont, dass durch Schutzmafnahmen
verursachte wirtschaftliche Verluste angemessen ausgeglichen werden sollten; betont, dass der Naturschutz auf
pragmatische Weise in die NWB integriert werden muss, wobei die Schutzgebiete nicht zwangsldufig erweitert und
zusdtzliche administrative und finanzielle Belastungen vermieden werden miissen; unterstiitzt die Einrichtung von
Netzwerken, die zu diesem Zweck auf der Grundlage von Initiativen der Mitgliedstaaten geschaffen werden; fordert die
staatlichen oder regionalen Stellen auf, gegebenenfalls mit spezialisierten Akteuren iiber die Wiederaufforstung von
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Uferwéldern zu verhandeln, wobei das Ziel darin besteht, biologisch vielfiltige Lebensrdaume zu schaffen, nach deren
Einrichtung 6kologische Dienstleistungen, wie die Absorption von im Grundwasser zirkulierenden Schadstoffen, entwickelt
werden; hebt die Ergebnisse der Studie zur Bewertung der Auswirkungen der GAP hervor, in der aufgezeigt wird, wo die
Instrumente und Malnahmen der GAP einen groferen Beitrag zu den Biodiversititszielen leisten konnen, und regt an,
Moglichkeiten zur Verbesserung der bestehenden Instrumente zu sondieren; regt auflerdem an, dass der Zusammenhang
zwischen biologischer Vielfalt und Resilienz weiter erforscht wird;

34.  weist darauf hin, dass fast 25 % der gesamten Waldflache in der EU Teil des Natura-2000-Netzes sind;

35.  nimmt zur Kenntnis, dass die von der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fiir Europa gefiihrten und von
der Organisation der Vereinten Nationen ftir Ernahrung und Landwirtschaft unterstiitzten Verhandlungen an der Frage einer
rechtsverbindlichen europaweiten Vereinbarung iiber die Walder gescheitert sind, da sich die Russische Foderation aus dem
Verhandlungsprozess zuriickgezogen hat; spricht sich jedoch nach wie vor fuir starke Instrumente zur Starkung der NWB
auf gesamteuropdischer und globaler Ebene aus;

36.  betont, dass bei immer mehr Strategien der EU das Thema Wilder aus unterschiedlichen Blickwinkeln betrachtet
wird; regt an, den im Rahmen der derzeitigen EU-Forststrategie eingerichteten laufenden Prozess zur Ausarbeitung eines
nicht auf den letztendlichen Verwendungszweck ausgelegten Nachhaltigkeitskonzepts unter enger Mitwirkung des
Standigen Forstausschusses und der Mitgliedstaaten abzuschlieen und dabei an die zweistufige Herangehensweise der
Neufassung der Richtlinie tiber erneuerbare Energien anzukniipfen; ist der Ansicht, dass die zweistufige Herangehensweise
auch bei anderen Mafinahmen angewandt werden kann, mit denen die Nachhaltigkeitskriterien fir forstwirtschaftliche
Biomasse und die sektoriibergreifende Kohidrenz der EU-Strategien sichergestellt und okosystembezogene Leistungen
honoriert werden sollen, insbesondere die gesellschaftlich bedeutende klimabezogene Leistung von Wildern; erkennt
gleichzeitig an, dass die forstwirtschaftliche Tatigkeit in der EU bereits hochsten Nachhaltigkeitsstandards geniigt; weist
darauf hin, dass im Zusammenhang mit dem Nachhaltigkeitskonzept fiir forstwirtschaftliche Biomasse beriicksichtigt
werden muss, dass Holz anderen Rohstoffen gegeniiber wettbewerbsfihig sein muss; betont die Bedeutung der vom Markt
entwickelten Instrumente, wie z. B. der bestehenden Waldzertifizierungssysteme, als geeignetes Mittel zur Uberpriifung der
Nachbhaltigkeit der Waldressourcen und regt die Verwendung dieser Instrumente an;

37.  betont die entscheidende Bedeutung der forst- und agrarforstwirtschaftlichen Maffnahmen im Rahmen der GAP und
anderer forstwirtschaftlicher Mafnahmen sowie der Sicherstellung fairer und wettbewerbsfihiger Marktbedingungen
innerhalb der EU fiir die erfolgreiche Entwicklung einer nachhaltigen, kreislauforientierten Biookonomie bei gleichzeitiger
Umsetzung der EU-Forststrategie; weist erneut darauf hin, dass Kontinuitit und ausdriickliche und verbesserte
forstwirtschaftliche und agroforstwirtschaftliche Manahmen im Rahmen der GAP 2021-2027 vonnéten sind; weist
darauf hin, dass weitere Kiirzungen im GAP-Haushaltsplan die Investitionen in die NWB und die Verwirklichung der Ziele
der EU im Forstsektor beeintrachtigen wiirden; ist der Auffassung, dass die NWB in den neuen GAP-Strategieplinen einen
prominenten Platz einnehmen sollte; betont, dass der Verwaltungsaufwand bei den forstwirtschaftlichen Maffnahmen der
EU und grundsitzlich bei staatlichen Beihilfen verringert werden muss, um beispielsweise die Forderung und Erhaltung von
Geholzpflanzen in Verbindung mit landschaftlichen Merkmalen und politische Mafnahmen im Zusammenhang mit
Zahlungen im Rahmen der ersten und zweiten Sdule voranzutreiben, indem Gruppenfreistellungen zugelassen werden, die
es ermoglichen, rasch auf Herausforderungen fiir Wilder zu reagieren; ist gleichzeitig besorgt dariiber, dass horizontale
Mafinahmen des Programms zur Entwicklung des lindlichen Raums, etwa die Manahme ,Junglandwirte®, zumindest in
einigen Mitgliedstaaten keine forstwirtschaftlichen Tatigkeiten umfassen;

38.  hebt die Vorteile einer Verbindung von Beweidung und Waldbewirtschaftung hervor, insbesondere im Hinblick auf
eine Senkung des Brandrisikos und die Verringerung der Kosten der Waldpflege; ist der Ansicht, dass Forschung und der
Transfer von Wissen an Praktiker in diesem Zusammenhang von wesentlicher Bedeutung sind; hebt den Wert traditioneller
extensiver Agrarforstsysteme und der von ihnen erbrachten Okosystemdienstleistungen hervor; fordert die Kommission auf,
die EU-Forststrategie mit der Strategie ,Vom Hof auf den Tisch“ zu koordinieren, um diese Ziele zu erreichen, und EU-weite
spezielle Schulungsprogramme zu fordern, um die Landwirte fir die Vorteile und die Praxis der Integration von
Geholzpflanzen in die Landwirtschaft zu sensibilisieren; stellt fest, dass die zahlreichen Mafnahmen im Rahmen der
Verordnung tiber die landliche Entwicklung fur den Zeitraum 2014-2020, mit denen die bewusste Integration von
Geholzpflanzen in die Landwirtschaft unterstiitzt werden soll, nur in geringem Umfang angenommen werden; erkennt die
Fahigkeit der Agroforstwirtschaft an, die Biomasseproduktivitit in bestimmten Gebieten insgesamt zu steigern, und betont,
dass gemischte Okosysteme mehr Biomasse erzeugen und mehr Kohlenstoff aus der Atmosphire aufnehmen;

39.  betont, dass die Europidische Union ausreichende Finanzmittel fir Mafnahmen fiir den forstbasierten Sektor
bereitstellen sollte, die den neuen Erwartungen dieses Sektors gerecht werden, einschlieflich Investitionen in den Aufbau
von Waldgebieten und in die Verbesserung der Lebensfahigkeit von Wildern, die Instandhaltung von forstwirtschaftlichen
Wegnetzen, Forsttechnologie, Innovation sowie die Verarbeitung und Nutzung von Forstprodukten;

40.  fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre verschiedenen Strategien und Plane fur die Waldbewirtschaftung aufeinander
abzustimmen, damit die jeweiligen Ziele zeitnah verfolgt und entsprechend korrigiert werden koénnen, anstatt
administratives Stiickwerk zu schaffen, mit dem die Verwirklichung der in diesen strategischen Dokumenten festgelegten
Ziele gefahrdet wird;
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41.  bedauert, dass die Agroforstwirtschaft im GAP-Vorschlag fiir den Programmplanungszeitraum 2021-2027 nicht
beriicksichtigt wurde; halt es fur wesentlich, dass in der nichsten GAP-Verordnung die Vorteile der Agroforstwirtschaft
anerkannt und die Einrichtung, Regenerierung, Erneuerung und Erhaltung von Agroforstsystemen weiterhin gefordert und
unterstiitzt werden; fordert die Kommission auf, sich dafiir einzusetzen, dass die Mitgliedstaaten Mafnahmen zur
Unterstiitzung der Agroforstwirtschaft in ihre strategischen Pline aufnehmen;

42.  begrifit die von der Kommission angekiindigte Initiative mit dem Titel ,Farm Carbon Forest®, in deren Rahmen
Landwirte fiir die Teilnahme an Projekten belohnt werden sollen, mit denen der CO,-Ausstof verringert bzw. die
CO,-Speicherung verbessert werden soll, um im Rahmen des neuen Griinen Deals zur Verwirklichung des Ziels eines
CO,-neutralen Europas bis zum Jahr 2050 beizutragen;

43, betont die mafgebliche Rolle von Spitzenforschung und -innovation, wenn es gilt, den Beitrag, den Wilder,
Agroforstwirtschaft und forstbasierter Sektor zur Bewiltigung der Herausforderungen unserer Zeit leisten, zu steigern; hebt
die Bedeutung der Forschungs- und Innovationsprogramme der EU fiir die Zeit nach 2020 hervor, erkennt die Rolle des
Standigen Agrarforschungsausschusses an und stellt fest, dass Forschung und Technologie seit der Einfuhrung der
EU-Forststrategie im Jahr 2013 weit fortgeschritten sind; halt es fiir geboten, die weitere Forschung unter anderem in den
Bereichen Waldokosysteme, biologische Vielfalt, nachhaltige Ersetzung von fossilen Rohstoffen und Energietrigern,
Kohlendioxidspeicherung, Produkte aus Holz sowie nachhaltige Forstwirtschaftsverfahren zu fordern; fordert, dass die
Erforschung von Boden und ihrer Rolle in Bezug auf die Widerstandsfihigkeit von Wildern gegen den Klimawandel und
ihre Fahigkeit, sich daran anzupassen, auf den Schutz und die Starkung der biologischen Vielfalt sowie auf die Erbringung
weiterer Okosystemdienstleistungen und Substitutionseffekte weiterhin finanziert wird und Daten {iber innovative
Methoden fiir den Schutz von Wildern und den Aufbau ihrer Widerstandsfahigkeit erhoben werden; weist besorgt darauf
hin, dass die Daten zu Primdrwildern nach wie vor unvollstindig sind; hebt hervor, dass vermehrte Forschung und
Finanzierung einen sinnvollen Beitrag zum Klimaschutz, zur Erhaltung der Waldokosysteme und zur Forderung der
biologischen Vielfalt, zu nachhaltigem Wirtschaftswachstum und zu Beschiftigung — insbesondere im landlichen Raum —
leisten wiirden; nimmt die Empfehlung der Kommission zur Kenntnis, wonach eine starke Kapitalisierung von Innovation
entlang der Wertschopfungskette dazu beitragen wiirde, die Wettbewerbsfahigkeit des forstbasierten Sektors zu
unterstiitzen; begriilt in diesem Zusammenhang das neue ehrgeizige Ziel der EIB, Projekte zu finanzieren, die dem
forstbasierten Sektor einen Schub verleihen kénnen, der eine wichtige Rolle dabei spielt, fossile Materialien und fossile
Energietrdger zu ersetzen; lobt die insbesondere im Rahmen der Programme Horizont 2020 und LIFE+ bereits
durchgefiihrten Forschungsaktivititen und Innovationen im Forstbereich; begriiflt die Fille, in denen die Ergebnisse zur
Entwicklung einer nachhaltigen Biodkonomie beitragen, indem ein Gleichgewicht zwischen verschiedenen Aspekten der
nachhaltigen Waldbewirtschaftung gesucht und die multifunktionale Rolle der Walder hervorgehoben wird; fordert die
Kommission auf, in die Erforschung einer Losung fiir die Ausbreitung von Schidlingen und Krankheiten in Waldern zu
investieren und die Forschung erforderlichenfalls zu intensivieren;

44.  fordert die Kommission auf, gemeinsam mit den Herstellern von Forstmaschinen Initiativen fiir ein besseres
Okodesign dieser Maschinen zu ergreifen, wodurch sowohl ein hohes Maf8 an Schutz fiir die Arbeitnehmer sichergestellt
wird als auch die Auswirkungen auf Boden und Wasser in Waldern minimiert werden;

45.  ist besorgt dariiber, dass die weltweite Waldfldche seit den 1990er-Jahren erheblich geschrumpft ist; hebt hervor,
dass weltweite Entwaldung und Waldschidigung grofle Probleme darstellen; betont, dass die EU-Forststrategie einen
Einfluss auf den globalen politischen Kontext ausiiben und die auflenpolitischen Ziele und Mafinahmen der EU zur
weltweiten Forderung der nachhaltigen Waldbewirtschaftung — und zwar sowohl auf bilateraler Ebene als auch im
Rahmen multilateraler forstbezogener Verfahren — umfassen sollte, wobei der Schwerpunkt auf Mafinahmen gelegt werden
sollte, mit denen der Entwaldung weltweit Einhalt geboten werden soll, auch durch die Forderung legaler, nachhaltiger und
entwaldungsfreier Produktions- und Lieferketten, die nicht zu Menschenrechtsverletzungen fithren, und mit denen fiir eine
nachhaltige Bewirtschaftung der Waldressourcen gesorgt wird; weist darauf hin, dass politische Initiativen zur Bewaltigung
von Problemen auflerhalb der EU ins Leben gerufen werden sollten, wobei der Schwerpunkt auf den Tropen — unter
Beriicksichtigung der unterschiedlich hohen umweltpolitischen Ambitionen der einzelnen tropischen Linder — und den
auflerhalb des Sektors liegenden Auslosern nicht nachhaltiger Praktiken in Wildern liegen sollte; betont, dass Mainahmen
zur Riickverfolgbarkeit von Einfuhren ergriffen werden miissen, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf,
die Zusammenarbeit mit Drittlindern zu fordern, um hohere Nachhaltigkeitsstandards zu konsolidieren; hilt es fiir
geboten, dass die Umsetzung der EU-Holzverordnung und des Aktionsplans fiir Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und
Handel im Forstsektor (FLEGT) vorangetrieben wird, damit besser verhindert werden kann, dass illegal beschafftes oder
nicht nachhaltig erzeugtes Holz auf den EU-Markt gelangt, was unlauteren Wettbewerb gegeniiber der Forstwirtschaft der
EU darstellen wiirde; bekraftigt, dass Zertifizierungssysteme vonnoten sind und dass spezifische Bestimmungen in Bezug
auf nachhaltige Waldbewirtschaftung in Handelsabkommen aufgenommen werden miissen; fordert, dass das in der
EU-Holzverordnung festgelegte System fiir die Sorgfaltspflicht einheitlich und systematisch ausgelegt wird;

46.  betont die Bedeutung von Bildung und qualifizierten, gut ausgebildeten Arbeitskriften, wenn es darum geht, eine
nachhaltige Waldbewirtschaftung erfolgreich in die Praxis umzusetzen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf,
weiterhin Mafinahmen umzusetzen und die bestehenden europiischen Instrumente wie den Europdischen Landwirt-
schaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raumes (ELER), den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE),
den Europdischen Sozialfonds (ESF) und die europiischen Bildungsprogramme (ET2020) zu nutzen, um den
Generationswechsel zu unterstiitzen und den Mangel an qualifizierten Fachkriften in dem Sektor auszugleichen;



C 395/48 Amtsblatt der Europdischen Union 29.9.2021

Donnerstag, 8. Oktober 2020

47.  fordert, dass die Frage der Einfuhr von illegal beschafftem Holz auch in Handelsabkommen beriicksichtigt wird und
dass bei Verstoflen Sanktionen verhdngt werden;

48.  fordert die Mitgliedstaaten und die holzverarbeitende Industrie auf, einen wesentlichen Beitrag dazu zu leisten, dass
genau so viel Flache aufgeforstet wie gerodet wird;

49.  betont, dass das EU-weite Waldinformationssystem fiir Europa — fiir das alle einschlidgigen Generaldirektionen der
Kommission gemeinsam zustindig sind, die an den verschiedenen mit dem Waldinformationssystem zusammenhangenden
Themen arbeiten — unter Beriicksichtigung bestehender Systeme weiter ausgebaut werden muss; ist der Auffassung, dass
die Koordinierung dieses Instruments im Rahmen der EU-Forststrategie erfolgen sollte; betont, wie wichtig es ist,
vergleichbare, wissenschaftlich fundierte und ausgewogene Echtzeitinformationen zu den europdischen Waldressourcen
bereitzustellen und dabei zu tiberwachen, ob die Wilder und Naturreservate ordnungsgemafl bewirtschaftet und, falls
erforderlich, erhalten werden, und darauf abzuzielen, die Auswirkungen durch den Klimawandel bedingter natiirlicher
Storungen und ihre Folgen zu prognostizieren, wobei 6kologische und soziookonomische Indikatoren fiir die Entwicklung
jedweder forstbezogenen EU-Politik zu verwenden sind; stellt fest, dass auf einzelstaatlicher Ebene gefiithrte forstwirt-
schaftliche Bestandsverzeichnisse ein umfassendes Uberwachungsinstrument zur Bewertung der Waldbestinde darstellen
und dass dabei regionale Erwigungen beriicksichtigt werden; fordert die EU auf, ein Netz fiir die Uberwachung der
europdischen Walder einzurichten, das mit den Erdbeobachtungsprogrammen im Rahmen von ,Copernicus“ verbunden ist
und dazu dient, vor Ort Informationen zu erfassen;

50.  begriilt den Trend zur Digitalisierung in der Branche und fordert die Kommission auf, die Einfithrung eines
EU-weiten digitalen Riickverfolgungsmechanismus in Betracht zu ziehen, mit dem Daten gesammelt werden, fiir
durchgingige Transparenz und gleiche Wettbewerbsbedingungen gesorgt wird und wettbewerbswidriges Verhalten und
vorsdtzliches Fehlverhalten im Holzhandel sowohl innerhalb als auch auferhalb der Europdischen Union durch ein
Uberpriifungssystem eingeschrankt werden; ist ferner der Ansicht, dass mit einem derartigen Uberpriifungssystem die
Einhaltung der Vorschriften verbessert und Finanzbetrug eingedimmt und bekdmpft wiirde und gleichzeitig
Kartellpraktiken unterbunden wiirden und gegen logistische Operationen und Bewegungen im Zusammenhang mit
illegalem Holzeinschlag vorgegangen wiirde; unterstiitzt dariiber hinaus den Austausch iiber bewihrte Verfahren mit den
Mitgliedstaaten, die derartige Reformen bereits auf nationaler Ebene durchgefiithrt haben;

51.  betont, dass die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung und Umsetzung der EU-Forststrategie fiir die Zeit nach 2020
iiber Kompetenzen verfiigen und eine zentrale Rolle spielen; fordert den Stiandigen Forstausschuss der Kommission auf, die
Mitgliedstaaten bei dieser Aufgabe zu unterstiitzen; hilt es fiir geboten, dass Informationen ausgetauscht und die
einschldgigen Interessengruppen wie Waldbesitzer und Forstverwalter gleichzeitig in die Gruppe fiir den zivilen Dialog tiber
Forstwirtschaft und Kork einbezogen werden und dass ihre regelméfigen Sitzungen beibehalten und die Koordinierung mit
dem Stindigen Forstausschuss sowie die daraus entstehenden Synergieeffekte verstiarkt werden; fordert die Kommission
nachdriicklich auf, das Parlament mindestens auf jahrlicher Basis in die Umsetzung der EU-Forststrategie einzubinden;
fordert, dass die Rolle des Stindigen Forstausschusses gestirkt wird, damit die Koordinierung zwischen den einschligigen
Interessengruppen und den Politikbereichen auf EU-Ebene sichergestellt wird; betont dariiber hinaus, dass lokale und
regionale Behorden eine wesentliche Rolle spielen, wenn es darum geht, die nachhaltige Nutzung der Wilder und
insbesondere die Wirtschaft im lindlichen Raum zu stirken; betont, dass die Mitgliedstaaten eng zusammenarbeiten
miissen, um den Nutzen der neuen EU-Forststrategie zu erhohen; fordert die Kommission und ihre Generaldirektionen mit
forstbezogenen Zustindigkeiten auferdem auf, strategisch vorzugehen, um bei sdmitlichen forstbezogenen Mafinahmen fiir
Kohirenz zu sorgen und die nachhaltige Bewirtschaftung der Walder zu fordern;

52.  fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, der Erhaltung einer hochwertigen Berufsausbildung im Bereich des
umweltfreundlichen Bauwesens und in den holzbezogenen Berufen Vorrang einzuriumen und die notwendigen
offentlichen Ausgaben und Investitionen in diesem Bereich bereitzustellen, um den kiinftigen Bedarf der Holzindustrie
der EU zu antizipieren;

53.  verweist erneut auf die Zusage der Kommission, keinerlei Verstofle zu tolerieren; betont, dass eine Reihe von
Vertragsverletzungsverfahren, die derzeit gegen die Mitgliedstaaten anhingig sind, unersetzliche Werte der europdischen
Waldokosysteme betreffen, und fordert die Kommission nachdriicklich auf, in diesen Fillen rasch zu handeln;

54.  fordert die Kommission nachdriicklich auf, in Abstimmung mit den Arbeitsaufsichtsbehorden der Mitgliedstaaten zu
iiberpriifen, ob die in Verkehr gebrachten und von den Unternehmen der Holzbranche eingesetzten Maschinen mit den
Bestimmungen der Richtlinie 2006/42/EG iiber Maschinen im Einklang stehen und mit einer Einrichtung fir das Auffangen
und Sammeln von Sigemehl ausgestattet sind;

55.  ist davon iiberzeugt, dass im Rahmen der EU-Forststrategie der Austausch bewahrter Verfahren in Bezug auf die
Umsetzung der NWB, die Berufsausbildung von Forstarbeitern und -verwaltern, Ergebnisse im Forstsektor und eine
verbesserte Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei grenziibergreifenden Mafnahmen und dem Informations-
austausch gefordert und unterstiitzt werden sollten, um das Wachstum gesunder europiischer Wilder sicherzustellen;
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betont dariiber hinaus, dass die Bedeutung der nachhaltigen Bewirtschaftung von Waldgebieten besser kommuniziert
werden muss und dass die Moglichkeit bestehen muss, Informationskampagnen zum multifunktionalen Charakter der
Wiilder und zu den zahlreichen wirtschaftlichen, sozialen und 6kologischen Vorteilen der Waldbewirtschaftung auf allen
relevanten Ebenen der EU auszuweiten, durchzufithren und abzustimmen, damit sich alle Biirger bewusst werden, welchen
Reichtum dieses Erbe darstellt und dass unsere Ressourcen verwaltet, erhalten und nachhaltig genutzt werden miissen, um
gesellschaftlichen Konflikten vorzubeugen;

56. legt den Mitgliedstaaten nahe, ihre jeweiligen Interessenvertreter im Bereich der Forstwirtschaft nachdriicklich
aufzufordern, durch pidagogische Instrumente und Programme sowohl fiir Schiiler als auch fiir Menschen anderer
Altersgruppen eine breitere Offentlichkeit zu erreichen, wobei es gilt, die Bedeutung der Wilder sowohl fiir vom Menschen
gefithrte Aktivitdten als auch fiir die Erhaltung der biologischen Vielfalt und mannigfaltiger Okosysteme hervorzuheben;

57.  stellt fest, dass Digitalisierung und nachhaltige Technologien eine entscheidende Rolle dabei spielen, bei der
Weiterentwicklung des forstbasierten Sektors einen Mehrwert zu erzielen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten
auf, den Wissenstransfer und den Technologietransfer sowie den Austausch bewahrter Verfahren, beispielsweise im Bereich
der nachhaltigen und aktiven Waldbewirtschaftung, zu fordern;

o
(0] (0]

58.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission zu tibermitteln.
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P9 TA(2020)0258
Eritrea: der Fall Dawit Isaak

Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu Eritrea, insbesondere dem Fall Dawit Isaak
(2020/2813(RSP))

(2021/C 395/06)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieSungen zu Eritrea, insbesondere seine EntschlieSung vom 6. Juli 2017 ('),

— unter Hinweis auf den Bericht der Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen fiir die Menschenrechtslage in Eritrea
vom 11. Mai 2020,

— unter Hinweis auf die Erklarung, die die Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen fiir die Menschenrechtslage in
Eritrea am 30. Juni 2020 auf der 44. Tagung des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen abgegeben hat,

— unter Hinweis auf die Resolutionen des Menschenrechtsrates der Vereinten Nationen zur Menschenrechtslage in Eritrea,

— unter Hinweis auf die Resolution 2444 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom 14. November 2018, mit der
alle Sanktionen der Vereinten Nationen gegen Eritrea (Waffenembargo, Einfrieren von Vermogenswerten und
Reiseverbote) mit sofortiger Wirkung aufgehoben wurden,

— unter Hinweis auf den Beschluss (GASP) 2018/1944 des Rates vom 10. Dezember 2018 zur Aufhebung des Beschlusses
2010/127|GASP iiber restriktive Malnahmen gegen Eritrea (2),

— unter Hinweis auf die Rechtssache 428/12 (2012), die der Afrikanischen Kommission fur die Menschenrechte und
Rechte der Volker im Namen Dawit Isaaks und anderer politischer Gefangener vorgelegt wurde,

— unter Hinweis auf die Schlusserklirung der 66. Tagung der Afrikanischen Kommission fiir die Menschenrechte und
Rechte der Volker vom 22. Mai 2017,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe,

— unter Hinweis auf die 1997 verabschiedete Verfassung von Eritrea, in der die biirgerlichen Freiheiten, einschlieflich der
Religionsfreiheit, garantiert werden;

— unter Hinweis auf die Afrikanische Charta der Menschenrechte und Rechte der Volker,
— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte (IPBPR) von 1966,

— unter Hinweis auf das AKP-EU-Partnerschaftsabkommen (Cotonou-Abkommen) (}) in der 2005 und 2010 gednderten
Fassung, dem Eritrea als Vertragspartei angehort,

— gestiitzt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass Dawit Isaak, der sowohl die eritreische als auch die schwedische Staatsangehérigkeit besitzt und
somit Biirger der Europaischen Union ist, als Journalist und Miteigentiimer der ersten unabhingigen Zeitung des Landes,
der auflagenstarken Setit, am 23. September 2001 ebenso wie 21 weitere Personen von den Staatsorganen Eritreas
festgenommen wurde; in der Erwdgung, dass die Regierung Eritreas Dawit Isaak beschuldigt, ein ,Verriter” zu sein,
obwohl er nie angeklagt oder vor Gericht gestellt wurde; in der Erwidgung, dass Dawit Isaak nach der Unabhingigkeit
Eritreas im Jahr 1992 aus Schweden zuriickkehrte, um zur Festigung der aufstrebenden Demokratie des Landes
beizutragen;

() ABL C 334 vom 19.9.2018, S. 140.
() ABLL 314 vom 11.12.2018, S. 60.
() ABLL 317 vom 15.12.2000, S. 3.
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B. in der Erwigung, dass die Inhaftierungen nach der Veroffentlichung eines offenen Briefes stattfanden, in dem das
Regime scharf kritisiert wurde und Président Isayas Afewerki aufgefordert wurde, demokratische Reformen
durchzufiihren; in der Erwigung, dass die Regierung am Tag der Festnahmen das Verbot aller unabhingigen Medien
verkiindete; in der Erwigung, dass die Inhaftierten nicht angeklagt wurden;

C. in der Erwidgung, dass Dawit [saak am 19. November 2005 aus der Haft entlassen wurde, nachdem sich unter anderem
die Regierung Schwedens massiv fiir ihn eingesetzt hatte; in der Erwdgung, dass er zwei Tage spiter auf dem Weg zum
Krankenhaus erneut festgenommen wurde, wobei die Staatsorgane Eritreas behaupteten, er sei nur voriibergehend
freigelassen worden, damit er sich einer drztlichen Behandlung unterziehen konnte; in der Erwidgung, dass Dawit Isaak
seitdem ohne Kontakt zur Aulenwelt von den Staatsorganen Eritreas festgehalten wird, die sich weigern, seinen genauen
Aufenthaltsort oder Einzelheiten zu seiner Gesundheit und seinem Wohlergehen mitzuteilen;

D. in der Erwidgung, dass Dawit Isaak laut unbestitigten Berichten vom Dezember 2008 in ein Hochsicherheitsgefingnis in
Imbatikala verlegt wurde und dass er kurz darauf, am 11. Januar 2009, in ein Krankenhaus der Luftstreitkrifte in
Asmara eingewiesen wurde, weil er schwer erkrankt sein soll; in der Erwigung, dass Art und Schwere seiner
Erkrankung bis heute nicht bekannt sind und die Regierung Eritreas sich weigert, seine Krankenhauseinweisung zu
bestitigen;

E. in der Erwigung, dass Dawit Isaaks Familie, darunter seine drei Kinder, seit seinem Verschwinden enormem Leid und
Unsicherheit ausgesetzt ist, zumal nur wenig dariiber bekannt ist, wo Dawit Isaak sich befindet, wie es ihm geht und
welcher Zukunft er entgegenblicke; in der Erwégung, dass die Tochter von Dawit Isaak, Betlehem Isaak, weiterhin fiir die
Freilassung ihres Vaters eintritt; in der Erwidgung, dass Betlehem Isaak 2020 bestitigte, dass ihr Vater am Leben ist;

F. in der Erwigung, dass die Afrikanische Kommission fiir die Menschenrechte und Rechte der Vélker entschied, dass die
im September 2001 in Eritrea festgenommenen Journalisten, darunter Dawit Isaak, willkiirlich und unrechtmafig
inhaftiert waren, und die eritreischen Staatsorgane daher nachdriicklich aufforderte, sie freizulassen oder zumindest ein
faires Gerichtsverfahren abzuhalten;

G. in der Erwidgung, dass die Lage in den iiberfullten und unhygienischen Haftanstalten Eritreas auf eine grausame und
unmenschliche Behandlung hinauslauft; in der Erwagung, dass die Haftlinge infolge dieser Bedingungen einem erhohten
Risiko der Ubertragung von COVID-19 ausgesetzt sind; in der Erwigung, dass der Zugang zu Gesundheitsversorgung,
Lebensmitteln und sanitdren Einrichtungen extrem eingeschrankt ist oder ganz fehlt, sodass die Hiftlinge, was ihre
Grundversorgung anbelangt, auf Besucher angewiesen sind; in der Erwigung, dass Kontaktsperren in Gefidngnissen, um
die Pandemie zu bekdmpfen, zu einer noch stirkeren Mangelerndhrung und damit einhergehenden kérperlichen und
geistigen Beschwerden beigetragen haben; in der Erwidgung, dass viele weitere Gefangene in Frachtcontainern
untergebracht sind, wo sie extremen Temperaturen ausgesetzt sind;

H. in der Erwigung, dass in Eritrea seit Erlangung seiner Unabhangigkeit unter Isayas Afewerki systematisch Tausende von
Menschen aufgrund ihrer politischen Ansichten, ihrer Arbeit als Journalisten oder ihrer Religionsausiibung inhaftiert
wurden; in der Erwdgung, dass das Verschwindenlassen von Menschen an der Tagesordnung ist; in der Erwigung, dass
Inhaftierte in der Regel willkiirlich und rechtswidrig festgenommen und ohne Anklage festgehalten werden und ihnen
der Zugang zu Rechtsanwilten oder Familienbesuche verwehrt werden;

I. in der Erwidgung, dass Eritrea gemdf dem Bericht des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen iiber die
menschliche Entwicklung von den 189 Lindern, die 2019 im Rahmen des Index der menschlichen Entwicklung
bewertet werden, den 182. Platz belegte; in der Erwagung, dass Eritrea auf der Rangliste der Pressefreiheit von ,Reporter
ohne Grenzen“ im Jahr 2020 den 178. Platz von 180 Lindern belegte; in der Erwdgung, dass das Komitee zum Schutz
von Journalisten Eritrea 2019 als das Land mit der stirksten Zensur weltweit einstufte;

J. in der Erwigung, dass in dem am 9. Mai 2016 veroffentlichten Bericht der Untersuchungskommission der Vereinten
Nationen zur Menschenrechtslage in Eritrea festgestellt wurde, dass Verbrechen gegen die Menschlichkeit in
Haftanstalten, Militarausbildungslagern und anderen Orten im ganzen Land in den vergangenen 25 Jahren weit
verbreitet waren und systematisch begangen wurden;

K. in der Erwigung, dass laut dem Bericht der Vereinten Nationen vom 16. Mai 2019 die positive Dynamik fiir Frieden und
Sicherheit in der Region in Eritrea und in der internationalen Gemeinschaft Erwartungen geweckt hat, dass die
Regierung Eritreas politische und institutionelle Reformen durchfithren wiirde, die Staatsorgane Eritreas jedoch noch
keine inldndischen Reformen eingeleitet haben und die Menschenrechtslage unverdndert bleibt; in der Erwégung, dass
der Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen seit 2009 die Einreise nach Eritrea fiir Besuche vor Ort verwehrt
wird;
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L. in der Erwidgung, dass die eritreischen Staatsorgane im Mai 2019 gegen nicht anerkannte christliche Gemeinden
vorgegangen sind und katholische Schulen und Gesundheitseinrichtungen beschlagnahmten, wodurch das Recht auf
Bildung bzw. das Recht auf Gesundheit der Bevolkerung beeintrichtigt wurde;

M. in der Erwagung, dass sich der Prisident Eritreas nach wie vor weigert, Wahlen abzuhalten und die Verfassung des
Landes umzusetzen, obwohl die Verfassung 1997 und das Wahlgesetz Eritreas 2002 ratifiziert wurde; in der Erwagung,
dass die Ubergangsregierung seit 2002 nicht mehr zusammengetreten ist und die Justiz von der Regierung kontrolliert
wird;

N. in der Erwigung, dass erwartet wurde, dass die jingsten Entwicklungen in Bezug auf Frieden und Sicherheit in der
Region zu Reformen des Wehrdienstes und zur Demobilisierung von Wehrpflichtigen in Eritrea fithren wiirden; in der
Erwigung, dass bislang keine offizielle Ankiindigung einer Verkiirzung des Wehrdienstes oder von Plinen zur
Demobilisierung erfolgt ist; in der Erwidgung, dass der Wehrdienst nach wie vor unfreiwillig und von unbestimmter
Dauer ist; in der Erwdgung, dass der Wehrdienst fiir viele Biirgerinnen und Biirger, so auch fiir Frauen und Madchen, mit
einer Art Sklavendienst vergleichbar ist, in dem ihr gesamtes Leben unter der Kontrolle anderer steht und sie unter
anderem korperlicher Misshandlung, sexuellem Missbrauch und Beleidigungen ausgesetzt sind und gezwungen werden
konnen, als Hausangestellte zu arbeiten;

O. in der Erwigung, dass Eritrea und Athiopien im Juli 2018 ein historisches Friedensabkommen unterzeichnet haben, mit
dem ihr zwanzig Jahre wihrender Konflikt beendet wurde; in der Erwdgung, dass das Friedensabkommen vom Juli 2018
neue Perspektiven fur die soziookonomische Entwicklung des Landes eroffnet hat, die mit Fortschritten bei der
regionalen Wirtschaftsintegration am Horn von Afrika verkniipft sind;

P. in der Erwigung, dass die EU nach dem Friedensabkommen zwischen Eritrea und Athiopien ihre Haltung gegeniiber
Eritrea, die zuvor auf den ,Grundsitzen fur ein Engagement” beruhte, denen zufolge weder ein politischer Dialog noch
eine Entwicklungszusammenarbeit der EU mit Eritrea moglich war, gedndert und auf eine sogenannte zweigleisige
Herangehensweise umgestellt hat;

Q. in der Erwagung, dass fiir die Partnerschaft der EU mit Eritrea das Cotonou-Abkommen mafigeblich ist und dass dessen
Parteien verpflichtet sind, seine Bestimmungen, insbesondere jene iiber die Achtung der Menschenrechte, der
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit, zu achten und umzusetzen;

R. in der Erwidgung, dass die EU trotz der groben und systematischen Verletzungen der wesentlichen und fundamentalen
Aspekte des Cotonou-Abkommens in Bezug auf die Menschenrechte durch Eritrea nie Konsultationen gemifl dessen
Artikel 96 eingeleitet hat, obwohl das Europdische Parlament dazu aufgefordert hatte;

S. in der Erwidgung, dass die EU fiir Eritrea ein bedeutender Geber von Entwicklungshilfe ist; in der Erwédgung, dass die EU
und Eritrea im Anschluss an das Friedensabkommen zwischen Eritrea und Athiopien von 2018 eine neue Strategie fiir
die Entwicklungszusammenarbeit fir 2019-2020 vereinbart haben, in deren Rahmen die EU 180 Mio. EUR
bereitgestellt hat;

T. in der Erwigung, dass die autokratische Regierung versucht, auch iiber die eritreische Diaspora Macht auszuiiben, indem
sie eine Einkommensteuer von 2 % auf Auslandseritreer erhebt, die Diaspora ausspioniert und in Eritrea verbliebene
Verwandte ins Visier nimmt;

1. fordert die sofortige und bedingungslose Freilassung siamtlicher Personen, die in Eritrea aus Gewissensgriinden
inhaftiert worden sind, insbesondere des Unionsbiirgers Dawit Isaak und der anderen Journalisten, die seit September 2001
in Haft sind; fordert sofortige Informationen iiber den Aufenthaltsort und das Wohlergehen von Dawit Isaak; fordert die
Staatsorgane Eritreas nachdriicklich auf, Dawit Isaak Zugang zu Vertretern der EU, der EU-Mitgliedstaaten und Schwedens
zu gewdhren, damit festgestellt werden kann, ob er arztlich versorgt werden muss oder andere Unterstiitzung benotigt;

2. verurteilt die systematischen, weit verbreiteten und gravierenden Menschenrechtsverletzungen, die durch Eritrea
begangen werden, auf das Schirfste; fordert die Regierung Eritreas auf, den Verhaftungen von Vertretern der Opposition,
Journalisten, fithrenden Vertretern von Religionsgemeinschaften und unschuldigen Angehérigen der Zivilbevolkerung ein
Ende zu setzen;

3. fordert die Afrikanische Union als Partner der EU, der sich ausdriicklich zu den universellen Werten der Demokratie
und der Menschenrechte bekennt, auf, ihre Mainahmen in Bezug auf die besorgniserregende Lage in Eritrea zu verstirken
und mit der EU zusammenzuarbeiten, um die Freilassung von Dawit Isaak und weiteren politischen Gefangenen zu
erwirken;
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4. fordert, dass den Haftlingen angesichts der derzeitigen Gesundheitskrise im Zusammenhang mit COVID-19, der
schlechten hygienischen Bedingungen in eritreischen Gefangnissen und des hohen Infektionsrisikos fur Haftlinge umgehend
angemessene Erndhrung, Wasser und medizinische Versorgung bereitgestellt wird; ist besorgt dariiber, dass die
COVID-19-Pandemie die von Hunger und Untererndhrung geprigte Lage in Teilen des Landes verschirft und zu
Nahrungsmittelknappheit beitragt;

5. fordert, dass die Regierung Eritreas nachweist, dass simtliche Personen, die ihrer korperlichen Freiheit beraubt
wurden, noch am Leben sind, und ausfiihrliche Informationen iiber deren Schicksal und Aufenthaltsort zur Verfiigung stellt;
fordert faire Gerichtsverfahren fur die Angeklagten, die umgehende und bedingungslose Freilassung aller Gefangenen, die
keiner Straftat angeklagt sind, und die Abschaffung von Folter und anderer erniedrigender Behandlung, etwa von
Beschrankungen in Bezug auf Nahrung, Wasser und medizinische Versorgung; weist die Regierung Eritreas erneut darauf
hin, dass sie verpflichtet ist, gegen simtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, was unter anderem auch die
Untersuchung aufergerichtlicher Totungen und des Verschwindenlassens von Personen einschliefSt sowie die Todesstrafe
betrifft, die im Einklang mit den Empfehlungen im Jahresbericht 2020 des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen
abgeschafft werden sollte;

6.  missbilligt, dass in Eritrea weder unabhingige Menschenrechtsverfechter noch die Mitglieder der Opposition noch
unabhingige Journalisten ihrer Tatigkeit nachgehen konnen; fordert deshalb die Regierung Eritreas auf, einen
zivilgesellschaftlichen Raum fuir unabhingige Organisationen der Zivilgesellschaft einzurichten und die Griindung anderer
Parteien in dem Land zu ermdoglichen; weist Eritrea erneut darauf hin, dass es gemif den Ubereinkommen der IAO
Verpflichtungen eingegangen ist, insbesondere mit Blick auf das Recht von Organisationen der Zivilgesellschaft und von
Gewerkschaften, sich zu organisieren, friedlich zu demonstrieren, am 6ffentlichen Leben teilzunehmen und sich fiir bessere
Arbeitnehmerrechte einzusetzen;

7. fordert die Regierung Eritreas auf, davon abzusehen, die Biirgerinnen und Biirger des Landes mittels unbefristeten
Wehrdiensts als Zwangsarbeitskrifte zu missbrauchen, und der Praxis ein Ende zu setzen, wonach alle Kinder ihr letztes
Schuljahr in einem Militarausbildungslager absolvieren miissen;

8.  fordert die Kommission auf, zu priifen, ob die Konditionalitit der EU-Hilfe eingehalten wird, und daftir zu sorgen, dass
die Finanzierung von Projekten in Eritrea nicht der Regierung Eritreas zugutekommt, insbesondere bei Projekten, bei denen
Wehrdienstleistende als Arbeitskrifte eingesetzt werden; bedauert in diesem Zusammenhang, dass die Kommission
weiterhin das ,Roads Project” finanziert, und fordert sie auf, den Bediirfnissen der Bevolkerung Eritreas in den Bereichen
Entwicklung, Demokratie, Menschenrechte, verantwortungsvolle Staatsfuhrung, Sicherheit sowie Rede-, Presse- und
Versammlungsfreiheit umfassend Rechnung zu tragen und konkrete Ergebnisse in Bezug auf die Menschenrechte zu
bewerten, die sich aus der Strategie EU-Eritrea und dem sogenannten ,zweigleisigen Ansatz* ergeben;

9.  fordert, dass die Verfassung Eritreas von 1997, die nach umfassender Konsultation aller Interessentrager und der
Zivilgesellschaft ausgearbeitet und ordnungsgemafl angenommen wurde, umgehend in Kraft gesetzt wird;

10.  verurteilt, dass die Regierung Eritreas eine extraterritoriale ,Diaspora-Steuer” erhebt; fordert die Regierung Eritreas
nachdriicklich auf, die Freiziigigkeit zu achten und die Politik der ,Sippenhaft“ zu beenden, die sich gegen
Familienangehorige derjenigen richtet, die sich dem Wehrdienst entziehen, aus Eritrea zu fliechen versuchen oder die
Einkommensteuer in Hohe von 2 % nicht zahlen, die Auslandseritreern — auch Unionsbiirgern — von der Regierung
auferlegt wird;

11.  fordert Eritrea auf, das Verbot unabhidngiger Medien aufzuheben und als zentrales Instrument zur Forderung der
Demokratie in dem Land die Griindung von Parteien zu ermoglichen; fordert, dass Menschenrechtsorganisationen in dem
Land ungehindert titig werden konnen;

12.  fordert, dass die Staatsorgane Eritreas den Verhaftungen von Vertretern der Opposition, Journalisten, fihrenden
Vertretern von Religionsgemeinschaften, Vertretern der Zivilgesellschaft und unschuldigen Angehorigen der Zivilbe-
volkerung ein Ende setzen; fordert Eritrea nachdriicklich auf, die Religionsfreiheit uneingeschrinkt zu achten und zu
schiitzen und die anhaltende Verfolgung wegen des Glaubens einzustellen;

13.  bekriftigt seine dringende Forderung nach einem weltweiten EU-Menschenrechtsmechanismus, d. h. einem
sogenannten Magnitski-Rechtsakt der Union; fordert den Rat auf, diesen Mechanismus im Wege eines Beschlusses tiber die
strategischen Interessen und Ziele der Union gemidfl Artikel 22 Absatz 1 des Vertrags iiber die Europdische Union
anzunehmen;

14.  fordert Eritrea auf, das Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe uneingeschriankt zu achten und umgehend in nationales Recht umzusetzen und
seine Verpflichtungen im Rahmen des Internationalen Pakts iiber biirgerliche und politische Rechte und der Afrikanischen
Charta der Menschenrechte und Rechte der Volker, in denen Folter untersagt wird, in vollem Umfang einzuhalten;

15.  beauftragt seinen Prisidenten, diese EntschlieRung dem Rat, der Kommission und dem Vizeprisidenten der
Kommission und Hohen Vertreter der Europiischen Union fir Aufen- und Sicherheitspolitik sowie der Afrikanischen
Union, dem Prisidenten Eritreas, dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen und der Parititischen Parlamentarischen
Versammlung AKP-EU zu {ibermitteln.
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P9 TA(2020)0259
Das Gesetz zur Registrierung ,auslindischer Agenten” in Nicaragua

EntschlieRung des Europidischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Gesetz zur Registrierung
sauslindischer Agenten“ in Nicaragua (2020/2814(RSP))

(2021/C 395/07)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf seine fritheren Entschliefungen zu Nicaragua, insbesondere die Entschliefungen vom 31. Mai
2018 ("), vom 14. Mirz 2019 () und vom 19. Dezember 2019 (?),

— unter Hinweis auf das Abkommen vom 29. Juni 2012 zur Griindung einer Assoziation zwischen der Europiischen
Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Zentralamerika andererseits (),

— unter Hinweis auf das Landerstrategiepapier der EU und das Mehrjahresrichtprogramm 2014-2020 zu Nicaragua,
— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates zu Nicaragua,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2019/1716 des Rates vom 14. Oktober 2019, mit der ein Rahmen fiir gezielte
Sanktionen in Nicaragua geschaffen wurde (°), sowie auf die Durchfihrungsverordnung (EU) 2020/606 des Rates vom
4. Mai 2020, mit der sechs nicaraguanische Beamte in die Liste fiir gezielte Sanktionen, einschlieflich des Einfrierens
von Vermogenswerten und Reiseverbote, aufgenommen wurden (¢),

— unter Hinweis auf die vom Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fiir Auflen- und
Sicherheitspolitik (HR/VP) im Namen der Europdischen Union abgegebenen Erklirungen zu Nicaragua, insbesondere
diejenigen vom 20. November 2019 und vom 4. Mai 2020,

— unter Hinweis auf die am 14. September 2020 von der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen fiir
Menschenrechte, Michelle Bachelet, anldsslich der 45. Tagung des Menschenrechtsrats abgegebene Erklirung sowie
auf den Bericht des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen vom 19. Juni 2020 zu Nicaragua,

— unter Hinweis auf die Mitteilungsblitter des von der Interamerikanischen Menschenrechtskommission eingerichteten
Sondermechanismus zur Weiterverfolgung der Lage in Nicaragua (Mecanismo Especial de Seguimiento para
Nicaragua — MESENI),

— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte (IPBPR) von 1966,
— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte von 1948,

— unter Hinweis auf die Leitlinien der EU zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern und jene zur Freiheit der
Meinungsduflerung — online und offline,

— unter Hinweis auf die Verfassung Nicaraguas,

— gestiitzt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

ABL C 76 vom 9.3.2020, S. 164.
Angenommene Texte, P8_TA(2019)0219.
Angenommene Texte, P9_TA(2019)0111.
ABL L 346 vom 15.12.2012, S. 3.

ABL L 262 vom 15.10.2019, S. 1.

ABL L 139 I vom 4.5.2020, S. 1.
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A. in der Erwidgung, dass die der Regierungspartei Alianza Frente Sandinista de Liberacion Nacional (Sandinistische
Nationale Befreiungsfront) angehérenden Mitglieder der Nationalversammlung Nicaraguas am 22. September 2020
einen Vorschlag fiir ein Gesetz zur Regulierung auslindischer Agenten nach dem Vorbild des russischen Gesetzes zu
auslindischen Agenten von 2012 vorlegten, gemidfs dem — sollte es verabschiedet werden — alle Personen,
Organisationen oder Einrichtungen, einschlieflich Medienunternehmen und nichtstaatlicher Organisationen, die
Finanzmittel aus dem Ausland erhalten, sich beim Innenministerium registrieren miissen und der finanziellen
Uberwachung durch die fiir Finanzanalyse zustindige Stelle unterliegen;

B. in der Erwigung, dass jede beim Innenministerium als ,auslindischer Agent” registrierte Person oder Einrichtung einer
genauen Uberwachung unterliegen wiirde und gemif Artikel 12 davon absehen miisste, ,in Fragen und
Angelegenheiten der Innenpolitik titig zu werden, wodurch ihre biirgerlichen und politischen Rechte eingeschrankt
wiirden und es ermdglicht wiirde, sie zu schikanieren und — auch strafrechtlich — zu verfolgen; in der Erwigung, dass
sich dieses Gesetz, sollte es verabschiedet werden, nachteilig auf das Recht auf gleichberechtigte politische und
offentliche Teilhabe — auch was die Opposition betrifft — auswirken und dadurch das politische System in Nicaragua
weiter verzerren wirde; in der Erwigung, dass dies eine schwerwiegende rechtswidrige Kriminalisierung von
Organisationen der Zivilgesellschaft, Aktivisten und Menschenrechtsverteidigern zur Folge haben kann;

C. in der Erwidgung, dass das Gesetz zur Regulierung auslindischer Agenten — sollte es angenommen werden — als
Instrument fiir die Unterdriickung von Einzelpersonen und Menschenrechtsorganisationen, die Mittel im Rahmen der
internationalen Entwicklungszusammenarbeit in Nicaragua erhalten, dienen wiirde; in der Erwdgung, dass sich eine
Annahme dieses Gesetzes unmittelbar auf die Zusammenarbeit der Union mit dem Land sowie auf Einzelpersonen, die
mit europdischen Interessen in Verbindung stehen, auswirken konnte;

D. in der Erwidgung, dass mehrere Mitglieder der Regierungspartei in der Nationalversammlung zudem ein Sondergesetz
zur Bekdmpfung von Cyberkriminalitdt, mit dem die digitalen Medien zensiert werden sollen, vorgeschlagen sowie einen
Vorschlag fiir ein neues Gesetz gegen Hassverbrechen vorgelegt haben, mit dem das Strafgesetzbuch reformiert wiirde,
um die Verhdngung einer lebenslangen Haftstrafe wegen politischen Widerstands zu ermoglichen, ohne dass darin klar
definiert wire, welches Verhalten ein so hartes Urteil zur Folge hitte, und mit dem jene bestraft werden konnten, die die
repressiven Mafinahmen der Regierung anprangern;

E. in der Erwidgung, dass diese Gesetzesvorschlige eindeutig darauf abzielen, die Grundfreiheiten — etwa das Recht auf
freie Meinungsduflerung (sowohl online als auch offline), die Versammlungsfreiheit und die Religionsfreiheit — zu
beschrinken, den zivilgesellschaftlichen Raum fur die Biirger Nicaraguas weiter einzuschrinken und eine totalitire
Kontrolle der Biirger, der Medienunternechmen, der Organisationen der Zivilgesellschaft und der Menschenrechtsorga-
nisationen in Nicaragua auszuiiben, wobei deren Umsetzung mittels der Uberwachung all ihrer Titigkeiten ohne ein
System der Kontrolle und Gegenkontrolle und mit einem grofen Ermessensspielraum sowie mit einem Schwerpunkt auf
den Bereichen Politik, Arbeit und Wirtschaft erfolgen wiirde; in der Erwigung, dass mit diesen Gesetzen — sollten sie
angenommen werden — gegen eine Reihe von Rechten und Grundfreiheiten verstofSen wiirde, die in der Verfassung
Nicaraguas verankert und allesamt in den internationalen Abkommen, Pakten und Vertrigen, zu deren Unter-
zeichnerstaaten Nicaragua gehort, anerkannt sind;

F. in der Erwigung, dass diese Initiativen die jiingsten Beispiele solcher Verstofe darstellen und ein weiterer Beleg fiir ein
umfassenderes Muster von Unterdriickung und Verstofsen gegen die Menschenrechte und Grundfreiheiten sind; in der
Erwigung, dass gegen Personlichkeiten aus der Zivilgesellschaft, Umweltaktivisten, Journalisten, Personlichkeiten der
politischen Opposition, Angehorige der Religionsgemeinschaften, insbesondere der katholischen Kirche, Studierende
und ehemalige politische Gefangene sowie deren Angehorige nach wie vor vonseiten der Sicherheitskrifte und
bewaffneten regierungsnahen Gruppen mittels Verhaftungen, Kriminalisierung, exzessiver Gewalt, Razzien in ihren
Wohnungen, Schikanen durch die Polizei, sexueller Gewalt sowie zunehmender Gewalt und Einschiichterung im Fall
von Aktivistinnen sowie Morddrohungen, Vandalismus, iibler Nachrede in der Offentlichkeit und Verleumdungs-
kampagnen vorgegangen wird;

G. in der Erwigung, dass die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte, Michelle Bachelet, erklart hat,
dass hinsichtlich der Menschenrechtslage keine Fortschritte erzielt worden seien und dass es keine Anzeichen dafiir gebe,
dass die Regierung konstruktiv gegen die Spannungen und strukturellen Probleme vorgeht, die im April 2018 eine
gesellschaftspolitische Krise auslosten; in der Erwdgung, dass Berichten von Organisationen der Zivilgesellschaft zufolge
94 Personen, die als Regierungsgegner erachtet werden, nach wie vor willkiirlich inhaftiert sind — die meisten von
ihnen aufgrund von frei erfundenen, nicht miteinander im Zusammenhang stehenden Tatvorwiirfen;

1. verurteilt die Versuche, das ,Gesetz zur Regulierung auslindischer Agenten®, das ,Sondergesetz zur Bekimpfung der
Cyberkriminalitdt“ und das ,Gesetz gegen Hassverbrechen® zu verabschieden, die verfassungswidrig sind, und fordert die
Nationalversammlung auf, diese und alle weiteren Gesetze abzulehnen, durch die die Grundfreiheiten der nicaraguanischen
Bevolkerung eingeschrankt wiirden; betont, dass diese Gesetze — sollten sie angenommen werden — der Regierung von
Daniel Ortega ein neues Instrument der Repression an die Hand geben, durch das nicht nur ihre Kritiker, sondern auch alle
Personen oder Organisation zum Schweigen gebracht werden, die Finanzierung aus dem Ausland erhalten, sodass die
Repression noch mehr Opfer fordern und das umfassende Klima von Einschiichterung und Bedrohung weiter verscharft
wiirde, was nicht hinnehmbare Menschenrechtsverletzungen in Nicaragua zur Folge hatte;
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2. bekundet seine Solidaritat mit der nicaraguanischen Bevolkerung und verurteilt alle repressiven Maffnahmen der
Regierung Nicaraguas und insbesondere den Umstand, dass dadurch Menschen zu Tode gekommen sind; verurteilt die
Unterdriickung von Aktivisten der Zivilgesellschaft, von Personlichkeiten der politischen Opposition, von Studenten,
Journalisten und indigenen Bevolkerungsgruppen, von Angehorigen religioser Gemeinschaften, insbesondere der
katholischen Kirche, sowie von Menschenrechtsverteidigern; fordert, dass alle willkiirlich inhaftierten politischen
Gefangenen umgehend freigelassen werden, dass alle gegen sie erhobenen Anklagepunkte fallen gelassen werden und
dass grundlegende Rechtsgarantien geachtet werden;

3. fordert die nicaraguanische Regierung nachdriicklich auf, unabhingige Stimmen nicht linger zu kriminalisieren und
von samtlichen Zielen abzusehen, die Arbeit von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Menschenrechtsorganisationen,
Personlichkeiten der politischen Opposition sowie von Medien und Journalisten in irgendeiner Weise zu kontrollieren und
einzuschrinken; fordert die Regierung Nicaraguas eindringlich auf, beschlagnahmtes Eigentum an die Medien
zuriickzugeben und deren Betriebslizenzen sowie die Rechtspersonlichkeit von nichtstaatlichen Organisationen wieder-
herzustellen; fordert, dass mit internationalen Organisationen uneingeschrinkt zusammengearbeitet wird und dass diesen
die Riickkehr in das Land ermdglicht wird, darunter was die Interamerikanische Menschenrechtskommission, das Amt des
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte, den MESENI (Sonderfolgemechanismus fur Nicaragua) und
die interdisziplindre Gruppe unabhingiger Experten der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) betrifft; begrifSt die
Resolution des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen vom Juni 2020, in der das Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen fiir Menschenrechte damit beauftragt wird, die Lage in Nicaragua verstirkt zu tiberwachen, sowie die
Unterstiitzung der EU bei deren Verabschiedung;

4. betont, dass jede Einschrinkung der Wahrnehmung des Rechts auf Meinungsfreiheit und freie MeinungsiufSerung —
sowohl online als auch offline —, des Rechts, sich frei und friedlich mit anderen zu versammeln und sich frei mit anderen
zusammenzuschliefen, und des Rechts auf Verteidigung der Menschenrechte mit der Verfassung Nicaraguas und mit den
aus Menschenrechtsiibereinkommen herriihrenden internationalen Verpflichtungen des Landes unvereinbar ist;

5. lehnt die missbrauchliche Berufung auf Institutionen und Gesetze vonseiten der autoritiren Regierung Nicaraguas ab,
die damit beabsichtigt, zivilgesellschaftliche Organisationen und politische Widersacher fiir politische und rechtswidrige
Zwecke zu kriminalisieren; fordert die Regierung Nicaraguas in diesem Zusammenhang auf, die in den Vereinbarungen vom
Mirz 2019 enthaltenen Zusagen vollstindig einzuhalten, die gegeniiber oppositionellen Gruppen und der Biirgerallianz
getdtigt wurden, welche sich nunmehr im Rahmen einer nationalen Koalition zusammengeschlossen haben, um eine
demokratische und friedliche Verhandlungslosung der politischen Krise in Nicaragua zu erreichen;

6.  erinnert die nicaraguanische Regierung daran, dass freie, glaubwiirdige, inklusive und transparente Wahlen nur
stattfinden konnen, wenn es keine Repression gibt und die Rechtsstaatlichkeit sowie die Achtung der in der Verfassung
verankerten Rechte aller Biirger Nicaraguas wiederhergestellt werden, darunter das Recht auf freie Meinungsduflerung, die
Versammlungsfreiheit, die Religionsfreiheit und das Recht auf friedlichen Protest; fordert die nicaraguanische Regierung auf,
mithilfe von demokratischen und friedlichen Verhandlungsinstrumenten eine Vereinbarung mit oppositionellen Gruppen,
darunter mit der Nationalen Koalition, iiber Wahlreformen und institutionelle Reformen abzuschliefen, die notwendig sind,
um eine glaubwiirdige, inklusive und transparente Wahl zu gewihrleisten, die derzeit fur November 2021 angesetzt ist,
wobei alles im Einklang mit internationalen Standards zu erfolgen hat, auch indem die Empfehlungen der
EU-Wahlbeobachtungsmission aus dem Jahr 2011 und der OAS umgesetzt werden; vertritt daher die Auffassung, dass
die Wahl von ordnungsgemafl akkreditierten nationalen und internationalen Beobachtern begleitet werden muss;

7. ist zutiefst besorgt uiber aktuelle Berichte nicaraguanischer Organisationen, denen zufolge staatliche Stellen die
nationale Polizei angewiesen haben, Menschenrechtsverletzungen zu begehen, wobei die Polizei bei dieser repressiven
Tatigkeit von regierungsfreundlichen zivilen Gruppen und regionalen Organisationen der Regierungspartei unterstiitzt
worden sein soll, von denen einige bewaffnet und als paramilitirische Gruppen organisiert sind; verlangt, dass die
Regierung diese paramilitdrischen Gruppen entwaffnet, und fordert, dass Personen, die fiir Menschenrechtsverletzungen
und die Untergrabung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit verantwortlich sind, zur Rechenschaft gezogen werden, und
fordert ebenfalls, dass das umstrittene Amnestiegesetz tiberpriift wird, in dessen Rahmen die strafrechtliche Verfolgung von
Personen, die sich schwerer Menschenrechtsverletzungen schuldig gemacht haben, ausgeschlossen werden konnte;

8.  fordert angesichts der anhaltenden schwerwiegenden Menschenrechtsverstofse und -verletzungen, dass der Rat — falls
das vorgeschlagene ,Gesetz zur Regulierung auslindischer Agenten“, das ,Sondergesetz zur Bekdmpfung der
Cyberkriminalitit* und das ,Gesetz gegen Hassverbrechen® verabschiedet werden, falls die nicaraguanische Regierung
weiterhin nicht dazu bereit ist, einen nationalen Dialog iiber eine angemessene Wahlreform einzuleiten, und falls die
Unterdriickung der Zivilgesellschaft und der demokratischen Opposition in Nicaragua anhilt — seine Liste der zu
sanktionierenden Personen und Einrichtungen umgehend erweitert, darunter um den Présidenten und den Vizeprisidenten,
wobei besonders darauf zu achten ist, dass keine negativen Auswirkungen fiir die nicaraguanische Bevolkerung entstehen;
bekriftigt seine nachdriickliche Forderung nach einem globalen Menschenrechtsmechanismus der EU; fordert den Rat auf,
diesen Mechanismus im Wege eines Beschlusses iiber die strategischen Interessen und Ziele der Union gemif3 Artikel 22
Absatz 1 des Vertrags iiber die Europdische Union anzunehmen;

9.  fordert, dass moglichst bald eine Delegation des Parlaments nach Nicaragua entsandt wird, um die Beobachtung der
Lage in dem Land wieder aufzunehmen, und fordert die staatlichen Stellen Nicaraguas nachdriicklich auf, ihr die
ungehinderte Einreise in das Land zu ermdglichen und Zugang zu allen Gesprachspartnern und Einrichtungen zu gewéhren;
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10.  bekriftigt seine in seiner EntschlieSung vom 14. Mdrz 2019 erhobene Forderung, Alessio Casimirri, der nach wie
vor unter dem Schutz der nicaraguanischen Regierung in Managua lebt, umgehend nach Italien auszuliefern, da er dort
aufgrund seiner nachgewiesenen Beteiligung an der Entfihrung und Ermordung von Aldo Moro, ehemaliger
Ministerprasident und Vorsitzender der Partei der Christlichen Demokraten, sowie an der Ermordung seiner Wachleute
am 16. Mdrz 1978 in Rom rechtskriftig eine sechsfache lebenslingliche Freiheitsstrafe verbiilen muss;

11.  fordert den Europdischen Auswirtigen Dienst und den EU-Sonderbeauftragten fiir Menschenrechte auf, die
materielle und technische Unterstiitzung fiir Menschenrechtsverteidiger und unabhingige Medien in Nicaragua fortzusetzen
und zu verstirken; fordert die Delegation der Européischen Union in Nicaragua und die Mitgliedstaaten mit diplomatischen
Vertretungen vor Ort auf, die EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern vollstindig umzusetzen;

12.  weist darauf hin, dass Nicaragua vor dem Hintergrund des Assoziierungsabkommens zwischen der EU und
Zentralamerika die Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit, der Demokratie und der Menschenrechte einhalten und stirken
muss, und bekriftigt seine Forderung, dass unter den gegebenen Umstinden die Demokratieklausel des Assoziierungs-
abkommens ausgelost wird;

13.  betont, dass die Unterstiitzung der EU fur zivilgesellschaftliche Organisationen beibehalten und gestirkt werden
sollte, um die Auswirkungen von COVID-19 zu lindern;

14.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, den Regierungen und Parlamenten der
Mitgliedstaaten, dem Generalsekretdr der Organisation Amerikanischer Staaten, der Parlamentarischen Versammlung
Europa—Lateinamerika, dem Zentralamerikanischen Parlament, der Lima-Gruppe sowie der Regierung und dem Parlament
der Republik Nicaragua zu tibermitteln.
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P9 TA(2020)0260
Die Lage dthiopischer Migranten in Internierungslagern in Saudi-Arabien

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu der Lage ithiopischer Migranten in
Internierungslagern in Saudi-Arabien (2020/2815(RSP))

(2021/C 395/08)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieSungen zu Saudi-Arabien, insbesondere seine EntschlieSungen vom 11. Mérz
2014 zu Saudi-Arabien, seine Beziehungen zur EU und seine Rolle in Nahost und Nordafrika ('), vom 12. Februar 2015
zu dem Fall Raif Badawi (%), vom 8. Oktober 2015 zum Fall Ali Mohammad al-Nimr (}), vom 31. Mai 2018 zu der Lage
von Frauenrechtsaktivisten in Saudi-Arabien () und vom 25. Oktober 2018 zur Totung des Journalisten Jamal
Khashoggi im saudi-arabischen Konsulat in Istanbul () sowie seine EntschlieBung vom 25. Februar 2016 zur
humanitdren Lage im Jemen (°) und seine EntschlieSungen vom 30. November 2017 (') und vom 4. Oktober 2018 (¥)
zur Lage im Jemen,

— unter Hinweis auf seine EntschlieRung vom 3. Mai 2018 zum Schutz minderjihriger Migranten (2018/2666(RSP)) (°),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 5. April 2017 zum Thema ,Bewiltigung von Fliichtlings- und
Migrantenstromen: Die Rolle des auswirtigen Handelns der EU* (2015/2342(INT)) (*9),

— unter Hinweis auf die Erklarung der Internationalen Organisation fiir Migration (IOM) vom 15. September 2020 mit
dem Titel ,Urgent Action Needed to Address Conditions in Detention in Kingdom of Saudi Arabia: IOM Director
General* (Dringender Handlungsbedarf im Hinblick auf die Haftbedingungen im Konigreich Saudi-Arabien:
Generaldirektor der IOM),

— unter Hinweis auf die Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 19. Dezember 2018 mit dem
Titel ,Globaler Pakt fiir eine sichere, geordnete und reguldre Migration®,

— unter Hinweis auf die Konvention der Vereinten Nationen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer
Familienangehorigen,

— gestiitzt auf Artikel 144 Absatz 5 und 132 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass Berichten von Human Rights Watch zufolge seit April 2020 etwa 30 000 idthiopische Migranten,
darunter schwangere Frauen und Kinder, unter schrecklichen Bedingungen in Saudi-Arabien willkiirlich festgehalten
werden, nachdem sie von der Huthi-Fithrung aus dem nérdlichen Jemen zwangsausgewiesen wurden; in der Erwédgung,
dass viele dieser Migranten Berichten zufolge beim Uberqueren der Grenze dem Kreuzfeuer von saudi-arabischen und
Huthi-Streitkriften ausgesetzt waren; in der Erwagung, dass Berichten zufolge 2 000 Migranten unter katastrophalen
Bedingungen — die sich durch den Ausbruch von COVID-19 noch verschirft haben — nach wie vor auf der
jemenitischen Seite der Grenze festsitzen und ihnen jeglicher Zugang zu grundlegenden Giitern verwehrt ist;

B. in der Erwigung, dass Wanderarbeitnehmer von saudi-arabischen Streitkriften gewaltsam aufgegriffen und im
Internierungslager Al-Dayer festgehalten wurden, bevor sie in zehn weitere Internierungslager verlegt wurden,
insbesondere in das zwischen den Stidten Dschidda und Mekka gelegene Gefangnis Shmeisi und ins Zentralgefangnis in
der Stadt Dschazan, wo angeblich Tausende athiopische Hiftlinge festgehalten werden; in der Erwiagung, dass es den
Hiftlingen Berichten konsularischer Behorden Athiopiens zufolge an ausreichend Nahrung und Wasser und
angemessener Sanitirversorgung und medizinischer Versorgung fehlt und dass Schussverletzungen nicht behandelt
wurden; in der Erwdgung, dass von mehreren Todesfillen, auch von Kindern, berichtet wurde und mehrere Hiftlinge
versucht haben, sich das Leben zu nehmen; in der Erwidgung, dass diejenigen, die versucht haben, sich bei den
Gefangniswartern tiber ihre Bedingungen zu beschweren, Berichten zufolge von den saudi-arabischen Sicherheitskriften
schwer gefoltert wurden;

. C 378 vom 9.11.2017, S. 64.
1. C 310 vom 25.8.2016, S. 29.
ABIL. C 349 vom 17.10.2017, S. 34.
1
1

NG

sl oo tooro
>
=

. C76 vom 9.3.2020, S. 142.

. C 345 vom 16.10.2020, S. 67.
ABL. C 35 vom 31.1.2018, S. 142.
ABL. C 356 vom 4.10.2018, S. 104.
ABL C 11 vom 13.1.2020, S. 44.
ABL. C 41 vom 6.2.2020, S. 41.

) ABL C 298 vom 23.8.2018, S. 39.

<3

e e e e e



29.9.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C 395/59

Donnerstag, 8. Oktober 2020

C. in der Erwdgung, dass Wanderarbeitnehmer, auch aus afrikanischen und asiatischen Landern, schatzungsweise 20 % der
saudi-arabischen Bevolkerung ausmachen und eine wesentliche Rolle in der Wirtschaft Saudi-Arabiens und anderer
Lander in der Region spielen, wobei sie meist gering bezahlte und oft schwere korperliche Tatigkeiten ausiiben; in der
Erwigung, dass der Umstand, dass sie ausgebeutet und als billige Arbeitskrifte missbraucht werden, denen ihre Rechte
grofdtenteils oder ginzlich verwehrt werden, durch zahlreiche Berichte der Vereinten Nationen und anderer
internationaler Organisationen gut dokumentiert ist;

D. in der Erwidgung, dass Wanderarbeitnehmer im Rahmen des sogenannten Kafala-Systems — eines missbrauchlichen
Systems der Biirgschaft in Visa-Fragen, das von Menschenrechtsorganisationen als moderne Sklaverei bezeichnet wird —
ohne die Zustimmung ihres Biirgen weder in das Land einreisen noch aus dem Land ausreisen oder ihren Arbeitsplatz
wechseln diirfen, keinen rechtlichen Schutz geniefen und hiufig unterbezahlt sind oder tiberhaupt nicht bezahlt
werden; in der Erwédgung, dass Saudi-Arabien Berichten zufolge die Abschaffung des Kafala-Systems in Erwéagung zieht;

E. in der Erwidgung, dass der Druck auf schutzbediirftige Gruppen, insbesondere auf Wanderarbeitnehmer, innerhalb
Saudi-Arabiens, aber auch in anderen Lindern in der Region infolge der anhaltenden weltweiten COVID-19-Pandemie
zugenommen hat, was zu zunehmender Diskriminierung und Feindseligkeit ihnen gegentiber fithrt; in der Erwigung,
dass Migranten oftmals das Stigma angeheftet wird, angeblich das Coronavirus iibertragen zu haben, was hiufig dazu
fuhrt, dass sie ihren Arbeitsplatz verlieren und in eine dufSerst prekdre Lage geraten, in der sie ohne Unterkunft und
Einkommen nur iiber duflerst geringe Mittel verfiigen, um ihren Status zu regeln oder selbststindig eine mogliche
Riickkehr in ihr Heimatland zu finanzieren;

F. in der Erwidgung, dass Saudi-Arabien im November 2017 eine Kampagne gegen Migranten einleitete, die beschuldigt
wurden, gegen Aufenthalts-, Grenzschutz- und Arbeitsbestimmungen und -vorschriften verstofen zu haben; in der
Erwidgung, dass die staatlichen Stellen im September 2019 bekanntgaben, dass im Rahmen der Kampagne mehr als
3,8 Millionen Festnahmen durchgefithrt und tiber 962 000 Personen zur Abschiebung tiberstellt wurden; in der
Erwigung, dass Angaben der IOM zufolge zwischen Mai 2017 und April 2020 etwa 380 000 Athiopier von
Saudi-Arabien nach Athiopien abgeschoben wurden;

G. in der Erwidgung, dass die dthiopische Regierung Kenntnis von den entsetzlichen Bedingungen hat, unter denen ihre
Biirger in Saudi-Arabien festgehalten werden; in der Erwigung, dass Heimatiiberweisungen von im Ausland lebenden
Athiopiern ein wichtiger Teil der dthiopischen Wirtschaft und fur viele Familien von grofiter Bedeutung sind;

H. in der Erwigung, dass die staatlichen Stellen Saudi-Arabiens keine wirksamen Ermittlungen durchgefiihrt haben, obwohl
sie Anfang September 2020 zugesagt hatten, die Angelegenheit zu untersuchen; in der Erwigung, dass sich die
Haftbedingungen verschlechtert haben und die Hiftlinge inzwischen geschlagen und ihrer Mobiltelefone beraubt
werden;

I in der Erwidgung, dass sich die Misshandlung von Migranten in einen breiteren Rahmen weit verbreiteter
Menschenrechtsverletzungen in Saudi-Arabien einfiigt; in der Erwigung, dass die staatlichen Stellen Saudi-Arabiens
die Beschrankungen, die aufgrund der Notwendigkeit der Bekimpfung von COVID-19 verhdngt wurden, als Deckmantel
nutzen, um weitere Menschenrechtsverletzungen an politischen Gefangenen wie der Frauenrechtsaktivistin Ludschain
al-Hathlul und an abtriinnigen Mitgliedern des Konigshauses wie Prinzessin Basmah bint Saud und Prinz Salman bin
Abdulaziz bin Salman zu begehen, die willkiirlich und ohne Kontakt zur Auflenwelt festgehalten werden; in der
Erwidgung, dass die Festnahmen dieser und anderer politischer Aktivisten Teil eines brutalen Vorgehens gegen
abweichende Meinungen vonseiten der staatlichen Stellen Saudi-Arabiens sind, zu dem auch die Ermordung des
Journalisten Jamal Khashoggi im saudi-arabischen Konsulat in Istanbul im Jahr 2018 gehort, deren Verantwortliche
noch immer nicht zur Rechenschaft gezogen wurden;

J. in der Erwidgung, dass die staatlichen Stellen Saudi-Arabiens nach Angaben der Sonderberichterstatterin der Vereinten
Nationen fiir auflergerichtliche, summarische oder willkiirliche Hinrichtungen elektronische Uberwachungstechnolo-
gien auf missbrauchliche Weise einsetzen; in der Erwagung, dass Saudi-Arabien zu den fiinf Lindern gehort, in denen
weltweit die meisten Hinrichtungen durchgefithrt werden;

K. in der Erwdgung, dass das Konigreich Saudi-Arabien in Bezug auf die zentralen internationalen Menschenrechtsiiber-
einkommen eine der geringsten Ratifizierungsraten aufweist und auch die wichtigsten Instrumente fiir den Schutz vor
willkiirlicher Festnahme und Abschiebehaft — etwa den Internationalen Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte, das
Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen gegen Folter (das Priventionsmechanismen und Besuche zur Uberwachung
der Haftbedingungen auf nationaler Ebene vorsicht), das Ubereinkommen iiber Wanderarbeitnehmer, die Fliichtlings-
konvention und das Ubereinkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit — nicht ratifiziert hat;

L. in der Erwigung, dass der Hohe Vertreter Josep Borrell bei seinem Treffen mit dem Auffenminister Saudi-Arabiens, Faisal
bin Farhan Al Saud, am 29. September 2020 in Briissel die Absicht der EU bekriftigt hat, den Menschenrechtsdialog zu
vertiefen;
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1. wverurteilt die Misshandlung athiopischer Migranten und die Verletzung ihrer Menschenrechte insbesondere in den
Internierungslagern in Saudi-Arabien aufs Scharfste; fordert die staatlichen Stellen Saudi-Arabiens auf, unverziiglich alle
Hiftlinge freizulassen und dabei den schutzbediirftigsten unter ihnen, unter anderem Frauen und Kindern, Vorrang
einzuraumen;

2. fordert die saudi-arabischen Behorden auf, dafiir zu sorgen, dass jede Person, die aus dem Jemen nach Saudi-Arabien
gelangt, dies auf sichere Weise tun kann und in eine geeignete Aufnahmeeinrichtung iiberstellt wird, die in Bezug auf
Lebensmittelversorgung, medizinische Versorgung und Gesundheitsdienstleistungen, sanitdre Einrichtungen, Korperhygie-
ne, Fenster und Licht, Kleidung, Fliche, Temperatur, Beliiftung und Bewegung im Freien sowie mit Blick auf alle
erforderlichen Vorkehrungen zur Begrenzung der Ubertragung von COVID-19, Tuberkulose und anderen Krankheiten
internationalen Standards entspricht; fordert, dass Versuche unternommen werden, um Alternativen zur Ingewahrsam-
nahme von Migranten und Flichtlingen zu finden, die nicht auf Freiheitsentzug beruhen, und spricht sich in diesem
Zusammenhang gegen jedwede unmenschliche oder erniedrigende Behandlung von Migranten aus;

3. fordert Saudi-Arabien nachdriicklich auf, Folter und anderen Misshandlungen wihrend der Haft unverziiglich ein
Ende zu setzen und alle Personen, insbesondere Vergewaltigungsopfer, angemessen psychologisch und physisch zu
versorgen; weist darauf hin, dass, wie der Ausschuss der Vereinten Nationen fiir die Rechte des Kindes klargestellt hat,
Kinder niemals aus Griinden in Gewahrsam genommen werden sollten, die mit Einwanderung zusammenhangen, und dass
eine Ingewahrsamnahme niemals damit gerechtfertigt werden kann, dass sie im Sinne des Kindeswohls geschieht; fordert
die staatlichen Stellen Saudi-Arabiens auf, Kinder und ihre Familienangehdrigen unverziiglich freizulassen und sichere, nicht
auf Freiheitsentzug beruhende Alternativen zum Gewahrsam vorzusehen, die humanitiren Hilfsorganisationen einen
regelmifSigen Zugang erlauben;

4. fordert die saudi-arabischen staatlichen Stellen eindringlich auf, zu simtlichen mutmaRlichen Menschenrechtsver-
letzungen wie etwa der Abgabe von Schiissen auf Migranten an der Grenze und unrechtmifigen Totungen, Folter und
anderen Misshandlungen wihrend des Gewahrsams unabhingige und unparteiische Untersuchungen durchzufihren, alle
Verantwortlichen im Rahmen von fairen Gerichtsverfahren, die internationalen Standards gentigen, zur Rechenschaft zu
ziehen, ohne die Todesstrafe oder eine korperliche Ziichtigung zu verhingen, und allen Menschen, die unter den
entsetzlichen Bedingungen gelitten haben, angemessenen psychischen Beistand und medizinische Versorgung zuteilwerden
zu lassen;

5. fordert die saudi-arabischen staatlichen Stellen mit Nachdruck auf, unverziiglich unabhingigen internationalen
Beobachtern einschlieSlich des EU-Sonderbeauftragten fiir Menschenrechte die Mdoglichkeit zu bieten, in das Land
einzureisen, regelmifig Gefingnisse und Gewahrsamseinrichtungen zu iiberpriifen, unabhingige Untersuchungen der
mutmaflichen Folterungen und der verdichtigen Todesfille im Gewahrsam vorzunehmen und den Gefangenen regelmifig
vertrauliche Besuche abzustatten;

6.  bekriftigt die Forderung der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen fir Menschenrechte, alle Personen, die ohne
ausreichende Rechtsgrundlage festgehalten werden, freizulassen und gleichzeitig einen angemessenen Zugang zu
medizinischer Versorgung sicherzustellen und die Voraussetzungen dafiir zu schaffen, dass die Mafnahmen zur
Eindimmung der Pandemie wie etwa die physische Distanzierung ordnungsgemifl umgesetzt werden konnen;

7. erinnert die saudi-arabischen staatlichen Stellen erneut an ihre internationalen Verpflichtungen gemdfl der
Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte, dem Internationalen Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte und dem
Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
oder Strafe;

8.  weist darauf hin, dass die saudi-arabische Wirtschaft ihr Gedeihen und ihren Erfolg teilweise den etwa 13 Millionen
ausldndischen Arbeitskriften und Migranten in dem Land verdankt, und stellt deshalb fest, dass der laufende Prozess der
Modernisierung des Landes eine Reform der Arbeitsmarkt- und der Einwanderungspolitik umfassen muss, damit
auslindische Arbeitskrifte angemessene Arbeitsbedingungen vorfinden und nicht stigmatisiert oder ausgebeutet werden;

9.  fordert die Regierung Saudi-Arabiens auf, gemeinsam mit der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) auf die
vollstindige Abschaffung des Kafala-Systems hinzuarbeiten und allen Wanderarbeitnehmern in dem Land angemessene
rechtliche Garantien zu bieten, indem beispielsweise ihre Arbeitsbedingungen strukturell tiberpriift werden; ist besorgt tiber
die besonders abtriglichen Auswirkungen der systemischen Diskriminierung von eingewanderten Frauen und insbesondere
von eingewanderten Hausangestellten, die stirker dem Risiko korperlichen Missbrauchs, extrem langer Arbeitszeiten und
eingeschrankter Bewegungsfreiheit ausgesetzt sind und haufig von ihrem Arbeitgeber abhingig sind, wenn sie ihren
Arbeitsplatz wechseln oder aus dem Land ausreisen wollen; fordert die Regierung Saudi-Arabiens auf, die wichtigen
IAO-Ubereinkommen iiber die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechtes (Nr. 87) und iiber das
Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollektivverhandlungen (Nr. 98) zu ratifizieren;

10.  fordert Garantien dafiir, dass es keine kollektiven Riickfithrungen gibt und dass jeder Asylantrag individuell gepriift
wird;
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11.  fordert die 4thiopische Regierung auf, so schnell wie moglich die freiwillige, sichere und menschenwiirdige
Repatriierung samtlicher dthiopischer Migranten zu ermdglichen, indem sie beispielsweise mit der IOM zusammenarbeitet,
und dabei Frauen, Kindern und besonders schutzbediirftigen Personen Vorrang einzuriumen; fordert, dass alle
festgehaltenen Staatsbiirger von Vertretern ihres Konsulats unterstiitzt und besucht werden konnen, und ersucht die
athiopische Regierung, Antragen auf Unterstiitzung zeitnah und effektiv nachzukommen;

12, bekraftigt seine Unterstiitzung fur den Globalen Pakt der Vereinten Nationen fiir eine sichere, geordnete und reguldre
Migration, da damit Standards gefordert werden, mit denen Aufnahmelinder in die Lage versetzt werden, die
grundlegenden Menschenrechte schutzbediirftiger Gruppen wie der in Saudi-Arabien und im Jemen festsitzenden
athiopischen Wirtschaftsmigranten besser zu schiitzen;

13.  stellt fest, dass sowohl Saudi-Arabien als auch Athiopien ein gegenseitiges Interesse daran haben, einen Mechanismus
fur die Zusammenarbeit im Bereich der Mobilitit einzurichten, der es ermdglichen soll, dass sich ihre Arbeitsmarkte
gegenseitig erganzen, und weist erneut darauf hin, dass der Globale Pakt der Vereinten Nationen fiir eine sichere, geordnete
und reguldre Migration Beratung und Kapazititsaufbau in diesem Bereich vorsieht;

14.  bekundet seine Besorgnis iiber die brutale Gewalt, der Menschenrechtsverteidiger in Saudi-Arabien zunehmend
ausgesetzt sind, und tiber die hochst unfairen Gerichtsverfahren gegen Migranten und Mitglieder der schiitischen Minderheit
in dem Land; nimmt die kiirzlich abgegebene Erklarung zur Kenntnis, wonach das Auspeitschen als Form der Bestrafung in
den meisten Fillen durch eine Gefingnisstrafe ersetzt wird; fordert die saudi-arabische Regierung eindringlich auf,
unverziiglich ein Moratorium fiir die Todesstrafe und fiir jegliche Form korperlicher Ziichtigung wie etwa fiir Amputationen
und Auspeitschen zu verhingen und ihre vollstindige Abschaffung anzustreben;

15.  ersucht den EAD und die Mitgliedstaaten, Saudi-Arabien zur unverziiglichen Freilassung aller Menschen — darunter
Frauenrechtsverteidiger, politische Aktivisten usw. — aufzufordern, die unrechtmifigerweise festgenommen worden sind,
weil sie ihre Grundrechte wahrgenommen haben; bekundet seine Besorgnis iiber die Lage des unrechtmifig festgehaltenen
Sacharow-Preistragers von 2015, Raif Badawi, auf den Berichten zufolge ein Mordversuch im Gefingnis veriibt wurde, und
verlangt seine sofortige und bedingungslose Freilassung;

16.  fordert das Konigreich Saudi-Arabien auf, von jeglicher systemischen Diskriminierung von Frauen, Einwanderern,
eingewanderten Frauen und Minderheiten wie beispielsweise religiosen Minderheiten Abstand zu nehmen; bedauert, dass
die Gesetze, mit denen Frauen diskriminiert werden — wie etwa das Gesetz iiber den Personenstand —, trotz der Tatsache,
dass seit 2019 begriifenswerte Reformen zugunsten von Frauen umgesetzt werden, nach wie vor Bestand haben und das
System der mannlichen Vormundschaft noch nicht vollstindig abgeschafft wurde;

17.  fordert die saudi-arabischen staatlichen Stellen auf, alle Frauenrechtsverteidiger bedingungslos freizulassen, und
erhebt diese Forderung insbesondere fiir die Aktivistinnen und den Aktivisten der Bewegung fiir das Ende des
Autofahrverbots fiir Frauen — Ludschain al-Hathlul und Fahad Albutairi, Samar Badawi, Nassima al-Sada, Nouf Abdulaziz
und Maya’a al-Zahrani —, und fordert, alle Anklagepunkte gegen sie und gegen Iman al-Nafjan, Aziza al-Yousef, Amal
al-Harbi, Ruqayyaa al-Mhareb, Shadan al-Anezi, Abir Namankni und Hatoon al-Fassi fallenzulassen; verurteilt Folter,
sexuellen Missbrauch und andere Misshandlungen dieser Personen aufs Schirfste; fordert eine unparteiische Untersuchung
der Verstofle gegen ihre Menschenrechte und verlangt, dass alle hierfiir Verantwortlichen der Justiz tiberstellt werden;

18.  fordert die Regierung Saudi-Arabiens auf, Artikel 39 der Verfassung von 1992 und das Gesetz gegen
Cyberkriminalitdt zu dndern, damit die Presse- und die Meinungsfreiheit sowohl offline als auch online gesichert sind;
fordert die saudi-arabische Regierung auf, das Gesetz iiber Vereinigungen an das Volkerrecht anzupassen, damit
unabhingige Menschenrechtsorganisationen gegriindet werden und ihrer Arbeit nachgehen konnen;

19.  fordert die saudi-arabischen staatlichen Stellen mit Nachdruck auf, dem Sonderberichterstatter der Vereinten
Nationen fiir die Menschenrechte von Migranten und der Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen iiber die Lage von
Menschenrechtsverteidigern im Einklang mit ihren jeweiligen Mandaten uneingeschrinkten Zugang zu dem Land zu
gewihren;

20. fordert die EU-Delegation und die diplomatischen Vertretungen der EU-Mitgliedstaaten in Saudi-Arabien auf,
umgehend eine Besuchserlaubnis fiir die Internierungslager fiir Migranten zu beantragen; hebt hervor, dass die Forderung
der Menschenrechte im Mittelpunkt der AufSenpolitik der EU stehen muss;

21.  fordert den VP/HR, den EAD und die Mitgliedstaaten auf, gemeinsam mit dem EU-Sonderbeauftragten fiir
Menschenrechte mit der Ausarbeitung einer gemeinsamen Vorgehensweise fiir die effektive Anwendung der EU-Leitlinien
zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern in Saudi-Arabien zu beginnen; fordert den VP/HR in diesem Sinne auf, vor der
Aufnahme eines Menschenrechtsdialogs mit Saudi-Arabien konkrete Messlatten und praktische Ziele festzulegen;
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22.  fordert die staatlichen Stellen Saudi-Arabiens auf, den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte zu
ratifizieren, die Vorbehalte gegeniiber dem Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
(CEDAW) aufzugeben und das dazugehorige Fakultativprotokoll sowie die Internationale Konvention zum Schutz der
Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehorigen, das Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen gegen
Folter, die Genfer Konvention von 1951 und das Ubereinkommen iiber Staatenlosigkeit zu ratifizieren; fordert
Saudi-Arabien eindringlich auf, eine dauerhafte Einladung fuir Vertreter saimtlicher Sonderverfahren des Menschenrechtsrats
der Vereinten Nationen in das Land auszusprechen; fordert die Einsetzung eines Sonderberichterstatters der Vereinten
Nationen fiir Saudi-Arabien, und zwar analog zu anderen Sonderverfahren des Menschenrechtsrats, die fir die
schwierigsten Menschenrechtssituationen weltweit geschaffen wurden;

23.  fordert erneut, dass keine Uberwachungstechnik und andere Ausriistungen, die fiir die Repression in dem Land
eingesetzt werden konnen, mehr nach Saudi-Arabien ausgefithrt werden;

24, fordert den Rat erneut nachdriicklich auf, den EU-Sanktionsmechanismus fiir Menschenrechtsverletzungen als
Beschluss iiber die strategischen Interessen und Ziele der Union gemaf$ Artikel 22 Absatz 1 EUV anzunehmen und dafiir
Sorge zu tragen, dass zeitnah nach der Annahme des Mechanismus EU-weite gezielte Sanktionen gegen die Personen
verhingt werden, die fir die Ermordung des Journalisten Jamal Khashoggi verantwortlich sind;

25.  fordert den Prasidenten des Rates der Europaischen Union, die Prasidentin der Kommission und die Mitgliedstaaten
auf, die institutionelle und diplomatische Vertretung beim ndchsten Gipfeltreffen der G20 auf einer niedrigeren Stufe
anzusetzen, damit die Straflosigkeit fiir Menschenrechtsverletzungen und fiir die immer wiederkehrenden illegalen und
willkiirlichen Festnahmen in Saudi-Arabien nicht legitimiert wird;

26.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprasidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fir Aufen- und Sicherheitspolitik, dem Europiischen Auswirtigen Dienst, dem
Generalsekretdr der Vereinten Nationen, der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte, der
Regierung Athiopiens, Seiner Majestit Konig Salman bin Abdulaziz al-Saud, Kronprinz Muhammad bin Salman al-Saud, der
Regierung des Konigreichs Saudi-Arabien und dem Generalsekretir des Zentrums fur den nationalen Dialog des
Konigreichs Saudi-Arabien zu iibermitteln; fordert, dass diese Entschliefung ins Arabische tibersetzt wird.
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P9 TA(2020)0264
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte in Bulgarien

Entschliefung des Europidischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu der Rechtsstaatlichkeit und den
Grundrechten in Bulgarien (2020/2793(RSP))

(2021/C 395/09)

Das Europdische Parlament,

— gestttzt auf die Artikel 2, 3, 4, 6, 7, 9 und 10 des Vertrags tiber die Europiische Union (EUV) und Artikel 20 des
Vertrags uiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV),

— unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Europidische Menschenrechtskonvention (EMRK) und die Rechtsprechung des Europiischen
Gerichtshofs fiir Menschenrechte,

— unter Hinweis auf die Entscheidung der Kommission vom 13. Dezember 2006 zur Einrichtung eines Verfahrens fiir die
Zusammenarbeit und die Uberpriifung der Fortschritte Bulgariens bei der Erfiillung bestimmter Vorgaben in den
Bereichen Justizreform und Bekdmpfung der Korruption und des organisierten Verbrechens (!), die entsprechenden
Jahresberichte fiir den Zeitraum 2007-2019 und den Bericht der Kommission vom 22. Oktober 2019 iiber Bulgariens
Fortschritte im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens (COM(2019)0498),

— unter Hinweis auf die am 20. Mai 2020 im Rahmen des Europiischen Semesters verdffentlichten linderspezifischen
Empfehlungen zu Bulgarien (COM(2020)0502),

— unter Hinweis auf das Urteil des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte vom 5. November 2009 in der
Rechtssache Kolevi | Bulgarien (3),

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission iiber die Management- und Leistungsbilanz des EU-Haushalts 2019,

— unter Hinweis auf das Urteil des Europdischen Gerichtshofs fir Menschenrechte vom 1. Juli 2014 in der Rechtssache
Dimitrov und andere | Bulgarien (),

— unter Hinweis auf den Bericht des Europdischen Amtes fiir Betrugsbekimpfung (OLAF) fur 2019,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme der Venedig-Kommission vom 9. Dezember 2019 zu dem Entwurf von
Anderungen an der Strafprozessordnung und dem Gerichtsverfassungssystem Bulgariens hinsichtlich strafrechtlicher
Ermittlungen gegen hochrangige Richter,

— unter Hinweis auf den Sonderbericht des Europiischen Rechnungshofs Nr. 6/2019 mit dem Titel ,Bekimpfung von
Betrug bei den EU-Kohisionsausgaben: Verwaltungsbehorden miissen Aufdeckung, Reaktion und Koordinierung
verstirken®,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme der Venedig-Kommission vom 9. Oktober 2017 zum Gerichtsverfassungsgesetz
Bulgariens,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Stellungnahme der Venedig-Kommission und des Biiros fur demokratische
Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) der OSZE vom 19. Juni 2017 zum bulgarischen Wahlgesetz,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme der Venedig-Kommission vom 23. Oktober 2015 zu dem Entwurf des Gesetzes
zur Anderung und Ergdnzung der Verfassung (im Bereich der Justiz) der Republik Bulgarien,

") ABL L 354 vom 14.12.2006, S. 58.

Urteil des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte vom 5. November 2009, Kolevi [ Bulgarien (Beschwerde Nr. 1108/02).
) Urteil des Europiischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte vom 1. Juli 2014, Dimitrov und andere| Bulgarien (Beschwerde
Nr. 77938/11).
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— unter Hinweis auf die Entscheidung des Ministerkomitees des Europarats vom 3. September 2020 iiber die Vollstrek-
kung der Urteile des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte in den Rechtssachen S. Z. | Bulgarien und Kolevi |
Bulgarien,

— unter Hinweis auf den Jahresbericht 2020 der Partnerorganisationen der Plattform des Europarats zur Forderung des
Schutzes des Journalismus und der Sicherheit von Journalisten,

— unter Hinweis auf die Resolution 2296 (2019) der Parlamentarischen Versammlung des Europarats vom 27. Juni 2019
zum Dialog mit Bulgarien iiber die Nachbegleitung,

— unter Hinweis auf das Vorgehen des Europarats gegen Wirtschaftskriminalitdit und Korruption (,Action against
Economic Crime and Corruption®),

— unter Hinweis auf den zweiten Bericht der Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO) des Europarats iiber die
Einhaltung der Regeln durch Bulgarien vom 6. Dezember 2019,

— unter Hinweis auf die Erklirung der Menschenrechtskommissarin des Europarats vom 3. September 2020 zur
Polizeigewalt gegen Journalisten in Bulgarien und ihren im Anschluss an ihren Besuch in Bulgarien vom 25. bis
29. November 2019 verfassten Bericht,

— unter Hinweis auf die Erklirung des OSZE-Beauftragten fiir Medienfreiheit vom 18. Marz 2020 zu dem brutalen Angriff
auf den bulgarischen Journalisten Slavi Angelov,

— unter Hinweis auf die Erklarung des Vorsitzes der Konferenz der internationalen nichtstaatlichen Organisationen des
Europarats vom 9. Juli 2020 zu den vorgeschlagenen Anderungen am bulgarischen Gesetz iiber gemeinniitzige
juristische Personen,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Erklarung der Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen fur Rassismus und des
Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen fiir Minderheitenfragen vom 13. Mai 2020,

— unter Hinweis auf die Erklarung der Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen iiber Gewalt gegen Frauen, deren
Ursachen und deren Folgen vom 21. Oktober 2019,

— unter Hinweis auf die abschliefenden Bemerkungen der Vertragsorgane der Vereinten Nationen zu Bulgarien,
— unter Hinweis auf den am 17. August 2020 unterbreiteten Vorschlag fiir eine neue Verfassung der Republik Bulgarien,

— unter Hinweis auf seine EntschlieRung vom 3. Mai 2018 zu Freiheit und Pluralismus der Medien in der Europiischen
Union (%),

— unter Hinweis auf seine Aussprache vom 5. Oktober 2020 iiber Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte in Bulgarien,

— unter Hinweis auf die am 10. September 2020 im Ausschuss fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres erfolgte
Erorterung des Sachstands in Bezug auf das Kooperations- und Kontrollverfahren,

— unter Hinweis auf die Aussprachen, die von der Gruppe zur Beobachtung der Wahrung der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte seit ihrer Einsetzung durch den Ausschuss fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und
Inneres am 5. September 2019 durchgefithrt wurden, insbesondere die Aussprache vom 28. August 2020 zur Lage in
Bulgarien,

— — unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 30. September 2020 mit dem Titel ,Bericht iiber die
Rechtsstaatlichkeit 2020 — Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Europdischen Union“ (COM(2020)0580) und das
Begleitdokument mit dem Titel ,Landerkapitel zur Lage der Rechtsstaatlichkeit in Bulgarien* (SWD(2020)0301),

— gestiitzt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass sich die Europdische Union auf folgende Werte griindet: Achtung der Menschenwiirde, Freiheit,
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und Wahrung der Menschenrechte einschlieflich der Rechte der Personen,
die Minderheiten angehoren; in der Erwdgung, dass diese Werte allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam
sind, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidaritit und die Gleichheit von
Frauen und Mannern auszeichnet (Artikel 2 EUV);

() ABL C 41 vom 6.2.2020, S. 64.
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B. in der Erwidgung, dass die Rechtsstaatlichkeit und die Achtung der Demokratie, der Menschenrechte und der
Grundfreiheiten sowie der in den Vertrigen der EU und volkerrechtlichen Ubereinkiinften auf dem Gebiet der
Menschenrechte verankerten Werte und Grundsitze fiir die Européische Union und ihre Mitgliedstaaten bindende
Wirkung haben und eingehalten werden miissen;

C. in der Erwdgung, dass gemidfl Artikel 6 Absatz 3 EUV die Grundrechte, wie sie in der EMRK verankert sind und wie sie
sich aus den gemeinsamen Verfassungsiiberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, als allgemeine Grundsitze Teil des
Unionsrechts sind;

D. in der Erwidgung, dass die Charta der Grundrechte der Europdischen Union und die darin verankerten Grundsitze zum
Primérrecht der Union gehoren;

E. in der Erwigung, dass das Recht auf freie Meinungsiduflerung sowie die Freiheit und Pluralitiat der Medien in Artikel 11
der Charta der Grundrechte und Artikel 10 der EMRK festgeschrieben sind;

F. in der Erwidgung, dass die Unabhingigkeit der Justiz eine wesentliche Voraussetzung des demokratischen Grundsatzes
der Gewaltenteilung ist und in Artikel 19 Absatz 1 EUV, Artikel 47 der Charta der Grundrechte und Artikel 6 der EMRK
verankert ist;

G. in der Erwdgung, dass die Union auf dem gegenseitigen Vertrauen in Bezug darauf beruht, dass die Mitgliedstaaten im
Einklang mit Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und den Grundrechten handeln, wie dies in der EMRK und der Charta der
Grundrechte verankert ist;

H. in der Erwigung, dass die Rechtsstaatlichkeit einer der gemeinsamen Werte ist, auf die sich die Union griindet, und eine
Voraussetzung fiir das wirksame Funktionieren der gesamten Union; in der Erwidgung, dass gemif den Vertrigen die
Kommission gemeinsam mit dem Parlament und dem Rat dafiir zu sorgen hat, dass das Rechtsstaatsprinzip als
grundlegender Wert der Union gewahrt wird und das Unionsrecht sowie die Werte und Grundsitze der Union geachtet
werden;

. in der Erwigung, dass sich die systematische Weigerung eines Mitgliedstaats, die Grundwerte der Europaischen Union
und die Vertrdge, denen er freiwillig beigetreten ist, zu achten, auf die Union als Ganzes auswirkt und diese bedroht; in
der Erwagung, dass eine mangelnde Reaktion auf eine solche Situation die Glaubwiirdigkeit der Union beschadigen
wiirde;

J. in der Erwigung, dass die Venedig-Kommission und das Biiro fiir demokratische Institutionen und Menschenrechte
(BDIMR) der OSZE festgestellt haben, dass das bulgarische Wahlgesetz die sprachliche Vielfalt und das Wahlrecht der im
Ausland lebenden Biirger beeintrichtigt (°);

K. in der Erwigung, dass es in den letzten Jahren zu einer Reihe von Vorfillen im Zusammenhang mit Hassreden gegen
Minderheiten, auch von Regierungsmitgliedern, gekommen sein soll; in der Erwdgung, dass die parlamentarische
Immunitit systematisch genutzt wird, um Mitglieder der bulgarischen Volksversammlung vor der Rechenschaftspflicht
fiir Hassreden zu schiitzen (°);

L. inder Erwigung, dass sich die Berichte iiber den Missbrauch von EU-Geldern in Bulgarien in den letzten Jahren gehauft
haben und griindlich untersucht werden sollten; in der Erwdgung, dass die bulgarischen Biirger in den letzten Monaten
Zeugen einer groffen Zahl an Vorwiirfen hinsichtlich Korruption auf hoher Ebene geworden sind, von denen einige
unmittelbar den Ministerprisidenten betreffen; in der Erwidgung, dass auch in den letzten Monaten in den
internationalen Medien wiederholt iiber mogliche Verbindungen zwischen kriminellen Gruppen und offentlichen
Stellen in Bulgarien berichtet wurde;

M. in der Erwdgung, dass die Staatsanwaltschaft Anklage gegen den ehemaligen Minister fiir Umwelt und Wasser, den
ehemaligen stellvertretenden Minister fir Umwelt und Wasser sowie den ehemaligen stellvertretenden Wirtschafts-
minister erhoben hat, die alle von der Regierung sofort entlassen wurden;

Q) Gemeinsame Stellungnahme der Venedig-Kommission und des BDIMR der OSZE vom 19. Juni 2017 zu den Anderungen des
Wahlgesetzes in Bulgarien (CDL-AD(2017)016).

() Menschenrechtskommissarin des Europarats, Bericht im Anschluss an ihren Besuch in Bulgarien vom 25. bis 29. November 2019,
31. Midrz 2020, S. 33 und S. 38.
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N. in der Erwidgung, dass diese Enthiillungen zu groffen Demonstrationen und Protesten der Zivilgesellschaft gefiihrt
haben, die seit mehr als drei Monaten ununterbrochen andauern und bei denen die Bulgaren Gerechtigkeit, die Achtung
der Rechtsstaatlichkeit und eine unabhingige Justiz fordern und gegen die Aushohlung der Demokratie und die
grassierende Korruption protestieren; in der Erwdgung, dass zu den Forderungen der Demonstranten der Riicktritt der
Regierung und des Generalstaatsanwalts sowie sofortige Neuwahlen des Parlaments gehoren; in der Erwdgung, dass
diesen Protesten angeblich mit unverhaltnismafiger Gewalt seitens der Strafverfolgungsbehorden begegnet worden ist;

O. in der Erwidgung, dass das Recht auf Protest ein Grundrecht ist, das nicht allgemein und absolut einem Verbot oder
Kontrollmafnahmen unterworfen werden darf und das nur durch rechtmifige, verhiltnismafige und notwendige
polizeiliche Mafinahmen und nur in Ausnahmesituationen eingeschrankt werden kann; in der Erwdgung, dass keine
Demonstration als nicht unter dieses Recht fallend betrachtet werden sollte; in der Erwidgung, dass eine freiwillige,
gewaltfreie Auflosung fiir Strafverfolgungsbehorden Prioritdt haben muss; in der Erwigung, dass die Versammlungs-
freiheit Hand in Hand mit der Meinungsfreiheit geht, durch die jede Person das Recht auf freie Meinungsduflerung hat,
wozu auch das Recht auf eigene Uberzeugungen und die Freiheit, Informationen und Ideen ohne behérdliche Eingriffe
und ohne Riicksicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben, zahlen;

P. in der Erwigung, dass der Minister des Innern, der Minister der Finanzen, der Minister fiir Wirtschaft und die Ministerin
fiir Tourismus am 15. Juli 2020 und der Minister der Justiz am 26. August 2020 zuriickgetreten sind;

Q. in der Erwidgung, dass der Ministerprasident angekiindigt hat, dass er zuriicktreten wird, sobald die Nationalver-
sammlung beschlieft, Wahlen zur Grofen Nationalversammlung abzuhalten ();

R. in der Erwdgung, dass nach wie vor ernste Bedenken hinsichtlich der Korruptionsbekdampfung in Bulgarien bestehen; in
der Erwigung, dass dies das Vertrauen der Biirger in die 6ffentlichen Institutionen zu untergraben droht;

S. in der Erwigung, dass nach einer Eurobarometer-Sonderumfrage iiber die Ansichten der Unionsbiirger zur Korruption,
die im Juni 2020 verdffentlicht wurde, 80 % der befragten Bulgaren die Korruption in ihrem Land fiir weit verbreitet
halten und 51 % der Auffassung sind, dass die Korruption in den letzten drei Jahren zugenommen hat;

T. in der Erwdgung, dass Bulgarien auf dem Rechtsstaatlichkeitsindex 2020 des World Justice Project von insgesamt
128 Landern den 53. Platz und innerhalb der Union den vorletzten Platz einnimmt; in der Erwédgung, dass Bulgarien auf
dem Anfang dieses Jahres veroffentlichten Korruptionswahrnehmungsindex 2019 von Transparency International auf
der Liste derjenigen Region, die auch die Mitgliedstaaten der EU umfasst, an letzter Stelle steht und weltweit Platz 74
belegt;

U. in der Erwdgung, dass eine lebendige Zivilgesellschaft und pluralistische Medien eine zentrale Rolle bei der Forderung
einer offenen und pluralistischen Gesellschaft und der Beteiligung der Offentlichkeit am demokratischen Prozess sowie
beim Ausbau der Rechenschaftspflicht von Regierungen spielen; in der Erwidgung, dass sich die Medienfreiheit in
Bulgarien verschlechtert hat, wie das Ranking des Landes in den von Reporter ohne Grenzen verdffentlichten Berichten
belegt; in der Erwidgung, dass Bulgarien auf der Rangliste der Pressefreiheit 2020, die Ende April 2020 verdffentlicht
wurde, weltweit auf Platz 111 rangiert und zum dritten Mal in Folge den letzten Platz unter den EU-Mitgliedstaaten
belegt; in der Erwidgung, dass die Plattform des Europarats zur Forderung des Schutzes des Journalismus und der
Sicherheit von Journalisten drei Warnmeldungen der Stufe 1 enthilt, bei denen vor schweren und schidlichen
Verletzungen der Medienfreiheit gewarnt wird und auf die eine Antwort der staatlichen Stellen Bulgariens noch
aussteht; duflert sich besorgt iiber die Einflussnahme von Drittstaaten in der Medienlandschaft als Teil einer breiter
angelegten Strategie zur Verbreitung von gegen die EU gerichteter Propaganda und Desinformation;

V. in der Erwidgung, dass Bulgarien nach wie vor zahlreiche institutionelle Miangel aufweist, insbesondere im Hinblick auf
die Unabhingigkeit der Justiz, was auch von der Kommission im Laufe der Jahre in ihren Berichten im Rahmen des
Kooperations- und Kontrollverfahrens bestitigt wurde; in der Erwidgung, dass die Kommission jedoch im letzten, am
22. Oktober 2019 veroffentlichten Bericht iiber das Kooperations- und Kontrollverfahren festgestellt hat, dass die
Fortschritte, die Bulgarien im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens erzielt hat, ausreichend sind, um den
Verpflichtungen nachzukommen, die das Land bei seinem Beitritt zur Union eingegangen ist, und daher die Authebung
des Uberwachungsmechanismus empfohlen hat; in der Erwiigung, dass die Kommission, nachdem sie die Bemerkungen
des Parlaments und des Rates beriicksichtigt hat, noch eine endgiiltige Entscheidung iiber die Beendigung des
Kooperations- und Kontrollverfahrens treffen muss; in der Erwdgung, dass in einem Schreiben von Prisident Sassoli
Unterstiitzung fiir die Beendigung des Kooperations- und Kontrollverfahrens ausgedriickt, jedoch auch betont wurde,
dass die Verpflichtungen und Reformen umgesetzt bzw. durchgesetzt werden miissen, sowie besonders auf die Lage in
Bezug auf die Unabhingigkeit der Justiz, die Korruption und die Medienfreiheit hingewiesen wurde;

W. in der Erwidgung, dass der neue umfassende Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte, wie er
vom Parlament befiirwortet wird, mit seinem jihrlichen Uberwachungszyklus, der fiir alle Mitgliedstaaten
gleichermafSen gelten wiirde, alle in Artikel 2 EUV verankerten Werte abdecken und letztlich die Kooperations- und
Kontrollverfahren fiir Ruménien und Bulgarien ersetzen sollte;

() https://government.bg/bg/prestsentar/novini/obrashtenie-na-ministar-predsedatelya-boyko-borisov


https://government.bg/bg/prestsentar/novini/obrashtenie-na-ministar-predsedatelya-boyko-borisov

29.9.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C 395/67

Donnerstag, 8. Oktober 2020

X. in der Erwidgung, dass in dem kiirzlich veroffentlichten Bericht iiber die Rechtsstaatlichkeit 2020 festgestellt wird, dass
in Bulgarien noch Herausforderungen in Bezug auf die Unabhingigkeit des Strafverfolgungssystems von der Exekutive
bestehen, und darauf hingewiesen wird, dass eine wirksame Regelung fiir die Rechenschaftspflicht des Generalstaats-
anwalts nach wie vor nicht zum Abschluss gebracht wurde; in der Erwigung, dass in dem Bericht auch erwihnt wird,
dass in Bulgarien Probleme hinsichtlich der Wirksamkeit der Ermittlungen, Strafverfolgung und Verurteilung in
Korruptionsfillen bestehen; in der Erwdgung, dass in dem Bericht im Bereich der Medienfreiheit auf mehrere Bedenken
hingewiesen wird — von der Wirksamkeit der nationalen Medienaufsichtsbehorden in Bulgarien tiber die fehlende
Transparenz in Bezug auf die Eigentumsverhiltnisse im Medienbereich bis hin zu Gefahren und Angriffen, denen
Journalisten ausgesetzt sind;

1. bedauert zutiefst, dass die Entwicklungen in Bulgarien zu einer erheblichen Verschlechterung im Hinblick auf die
Achtung der Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit, der Demokratie und der Grundrechte — einschliefSlich der Unabhingigkeit
der Justiz, der Gewaltenteilung, der Korruptionsbekimpfung und der Medienfreiheit — gefithrt haben; bringt seine
Solidaritit mit dem bulgarischen Volk hinsichtlich dessen legitimen Forderungen und Bestrebungen nach Gerechtigkeit,
Transparenz, Rechenschaftspflicht und Demokratie zum Ausdruck;

2. betont, wie iiberaus wichtig es ist, dafiir zu sorgen, dass die in Artikel 2 EUV aufgefiihrten Werte uneingeschrankt
geachtet werden und dass die in der Charta der Grundrechte der Europiischen Union verankerten Grundrechte garantiert
sind; fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, die uneingeschrinkte und bedingungslose Achtung dieser Werte und
Rechte sicherzustellen;

3. nimmt den Vorschlag zur Kenntnis, die Grofe Nationalversammlung einzuberufen, um eine neue Verfassung
anzunehmen; betont, dass jede Verfassungsreform Gegenstand einer griindlichen und inklusiven Debatte sein, auf
angemessenen Konsultationen mit allen Interessentrigern, insbesondere der Zivilgesellschaft, griinden und mit einem
moglichst breiten Konsens angenommen werden sollte; nimmt das Schreiben des Prasidenten der Volksversammlung an den
Prisidenten der Venedig-Kommission vom 18. September 2020 zur Kenntnis, in dem ein offizielles Ersuchen um die
Bereitstellung von Expertenunterstiitzung und die Abgabe einer Stellungnahme der Venedig-Kommission zu dem Entwurf
einer neuen Verfassung der Republik Bulgarien unterbreitet wird; fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, sich vor der
endgiiltigen Annahme der entsprechenden Maflnahmen proaktiv um deren Bewertung durch die Venedig-Kommission und
andere einschldgige Gremien internationaler Organisationen zu bemiihen;

4. nimmt die Annahme von Anderungen des bulgarischen Wahlgesetzes in zweiter Lesung zur Kenntnis; nimmt mit
Besorgnis zur Kenntnis, dass das bulgarische Parlament dabei ist, ein neues Wahlgesetz anzunehmen, wo doch in spitestens
sieben Monaten ordentliche Parlamentswahlen stattfinden miissen; fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, dafiir zu
sorgen, dass die Wahlgesetzgebung allen Empfehlungen der Venedig-Kommission und des BDIMR der OSZE in vollem
Umfang entspricht, insbesondere was die Bestidndigkeit der grundlegenden Elemente des Wahlgesetzes betrifft, die weniger
als ein Jahr vor einer Wahl nicht mehr gedndert werden sollten;

5. st zutiefst davon iiberzeugt, dass das bulgarische Parlament eine zentrale Rolle bei der Sicherstellung der
Rechenschaftspflicht der Exekutive spielen sollte und Teil des Systems von Kontrolle und Gegenkontrolle ist, das notwendig
ist, damit die Rechtsstaatlichkeit gewahrt werden kann; ist besorgt iiber die Praxis der Regierungsmehrheit, Rechtsvor-
schriften {ibereilt zu erlassen, oft ohne eine angemessene Debatte oder Konsultation von Interessentriagern; nimmt das
dufert geringe Vertrauen der Offentlichkeit in das bulgarische Parlament zur Kenntnis (¥); bedauert die jiingsten
Einschriankungen, die Journalisten in den Raumlichkeiten der Volksversammlung auferlegt wurden, wodurch ihr Zugang zu
den Mitgliedern des Parlaments und damit die Moglichkeit der Medien, die Arbeit der Legislative zu kontrollieren,
eingeschrinkt wird;

6.  ist zutiefst besorgt dariiber, dass einige systemische Probleme im Justizsystem, die vom Européischen Gerichtshof fiir
Menschenrechte und von der Venedig-Kommission ermittelt wurden, nach wie vor ungelost sind, insbesondere was die
Bestimmungen {iber den Obersten Justizrat und den Generalstaatsanwalt betrifft, vor allem das Fehlen wirksamer
Mechanismen fiir die Rechenschaftspflicht oder eine funktionierendes System von Kontrolle und Gegenkontrolle im
Zusammenhang mit deren Tatigkeit; beharrt darauf, dass die staatlichen Stellen Bulgariens die Rechtsprechung des
Europiischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte und die justizbezogenen Empfehlungen der Venedig-Kommission und der
GRECO, insbesondere in Bezug auf den Obersten Justizrat und den Status des Generalstaatsanwalts, uneingeschriankt
befolgen miissen, um die Unabhingigkeit der Justiz sicherzustellen; stellt fest, dass in dem Bericht der Kommission vom
22. Oktober 2019 iiber die Fortschritte in Bulgarien im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens erwihnt wird,
dass in den Medien eine breit angelegte Debatte stattgefunden hat, bei der einige Interessentrager Bedenken hinsichtlich des
Ernennungsverfahrens und des Hauptkandidaten fiir den Posten des Generalstaatsanwalts gedufert haben, und dass von
Organisationen der Zivilgesellschaft Straenproteste organisiert wurden;

7. ist besorgt dariiber, dass Untersuchungen in Bezug auf Korruption auf hoher Ebene nicht zu greifbaren Ergebnissen
fuhren; stellt fest, dass Korruption, Ineffizienz und mangelnde Rechenschaftspflicht in der Justiz weiterhin allgegenwirtige
Probleme darstellen und dass das Vertrauen der Offentlichkeit in das Justizsystem nach wie vor gering ist, da die Ansicht
herrscht, dass Richter anfillig fir politischen Druck sind und in der Rechtsprechung mit zweierlei Mal messen; nimmt zur
Kenntnis, dass die Zahl der gegen hochrangige Beamte und Personen von hohem offentlichen Interesse eingeleiteten
Untersuchungen zu Korruption auf hoher Ebene, einschlieSlich Fillen mit grenziibergreifenden Aspekten, gestiegen ist;

() https:/|www.gallup-international.bg/en/4 3830/public-opinion-political-situation|/.
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verweist besorgt auf die Diskrepanzen zwischen den Entscheidungen der Gerichte der niedrigen und der hoheren Instanzen,
die auch dazu beitragen, dass keine rechtskriftigen und wirksamen Verurteilungen zustande kommen; weist darauf hin, dass
ernsthafte, unabhingige und aktive Ermittlungen durchgefiihrt und Ergebnisse in den Bereichen Korruptionsbekdmpfung,
organisierte Kriminalitit und Geldwische erzielt werden miissen, und dass die Vorwiirfe der Korruption auf hoher Ebene
infolge der im Sommer 2020 aufgetauchten Tonaufnahmen sowie im Zusammenhang mit den Skandalen ,Apartment-
Gate* und ,Guesthouse-Gate*, der Tankeraffire, dem Fall ,Rosenets Seaside Estate* und dem Skandal um den mutmaflich
rechtswidrigen Transfer von Geldern aus der bulgarischen Entwicklungsbank — die allesamt darauf hindeuten, dass bei der
Rechtsstaatlichkeit und den Mafinahmen zur Korruptionsbekdmpfung in Bulgarien tiefgreifende und systemische Mingel
herrschen — griindlich untersucht werden miissen; ist ferner besorgt iiber weniger prominente Beispiele fiir Defizite bei der
Rechtsstaatlichkeit in Bulgarien, etwa den Umgang mit Eigentiimern von Wohnungen in der Anlage ,Sunset Resort“ in der
Stadt Pomorie; begriifdt die Einrichtung einer neuen einheitlichen Agentur fiir Korruptionsbekdmpfung in Bulgarien; fordert
die staatlichen Stellen Bulgariens auf, dafiir zu sorgen, dass die Agentur in der Lage ist, ihren umfassenden
Zustandigkeitsbereich, zu dem die Verhinderung der Bildung illegaler Vermogenswerte sowie deren Untersuchung und
Einziehung gehoren, wirksam wahrzunehmen;

8. st zutiefst besorgt tiber die gravierende Verschlechterung der Medienfreiheit in Bulgarien in den vergangenen zehn
Jahren; fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, ein giinstiges Umfeld fur die Meinungsfreiheit zu fordern, indem
insbesondere die Transparenz der Eigentumsverhiltnisse im Medienbereich erhoht und einer iiberméfigen Konzentration
des Eigentums an Medien und Vertriebsnetzen vorgebeugt wird, unter anderem indem der geltende Rechtsrahmen
ordnungsgemifd angewendet wird und die strafrechtlichen Bestimmungen gegen Verleumdungsdelikte aufgehoben werden;
betont, dass die Zusammensetzung und das Mandat des Rates fiir elektronische Medien unabhingiger und wirksamer
gestaltet werden miissen; ist besorgt iiber die Berichte iiber die anhaltende Praxis der Einflussnahme auf die Medien, in deren
Rahmen regierungsfreundliche Medien bei der Verteilung von EU-Mitteln bevorzugt behandelt werden;

9.  weist darauf hin, dass der Schutz von Journalisten im ureigensten Interesse der Gesellschaft ist; fordert die staatlichen
Stellen Bulgariens auf, den Schutz von Journalisten jederzeit sicherzustellen und somit deren Unabhingigkeit zu wahren;
verurteilt aufs Schirfste die Flle, in denen regierungskritische Journalisten zum Ziel von Verleumdungskampagnen wurden,
und fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, diese undemokratischen Praktiken einzudimmen; bedauert die
gewaltsamen Ubergriffe auf Reporter und die Zerstorung ihrer technischen Ausriistung; fordert die staatlichen Stellen
Bulgariens nachdriicklich auf, eine umfassende Untersuchung aller im Zusammenhang mit den Protesten stehenden Fille
von Gewalt gegen Journalisten einzuleiten; fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, dafiir zu sorgen, dass Polizeibeamte
und andere Beamte die Pressefreiheit achten und Journalisten und Medienschaffenden ermdglichen, sicher iber
Demonstrationen zu berichten; betont, dass Gewalt durch Staatsbedienstete einen Verstofl gegen die Pflicht der
Mitgliedstaaten darstellt, die Pressefreiheit zu wahren und fir die Sicherheit von Journalisten zu sorgen (°);

10.  fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, simtlichen Warnungen, die auf der Plattform des Europarats zur
Forderung des Schutzes des Journalismus und der Sicherheit von Journalisten iibermittelt werden, vollstindig und
umfassend nachzugehen und den Empfehlungen der Menschenrechtskommissarin des Europarats uneingeschrinkt
nachzukommen, um ein sicheres Umfeld fiir Journalisten in Bulgarien zu schaffen;

11.  bekundet der bulgarischen Bevélkerung seine uneingeschrinkte Unterstiitzung fiir ihre berechtigten Forderungen
und Bestrebungen nach Gerechtigkeit, Transparenz, Rechenschaftspflicht und Demokratie; ist fest davon iiberzeugt, dass
friedliche Demonstrationen in jedem demokratischen Land ein Grundrecht sind, und unterstiitzt das Recht der Menschen,
friedlich zu protestieren; verurteilt jegliche Form von Gewalt gegen friedliche Demonstrationen; betont, dass das Recht auf
freie Meinungsiuf8erung und die Informationsfreiheit jederzeit geachtet werden miissen; betont, dass die Anwendung von
Gewalt und die Ausiibung unverhiltnismifiger Gewalt nicht hinnehmbar sind; ist bestiirzt iiber die Vorwiirfe der
Anwendung von Gewalt gegen Frauen und Kinder, einschliefSlich Kindern mit Behinderungen; ist besorgt tiber die
unrechtmafligen und tbermafigen Kontrollen bei Privatunternehmen, die 6ffentlich ihre Unterstiitzung fir die Proteste
zum Ausdruck gebracht haben; verurteilt das gewaltsame und unverhiltnismafige Vorgehen der Polizei im Rahmen der
Demonstrationen vom Juli, August und September 2020; fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, fiir eine umfassende,
transparente, unparteiische und wirkungsvolle Untersuchung der Polizeieinsitze zu sorgen;

12, verurteilt die vom Europdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte festgestellten unmenschlichen Bedingungen in
bulgarischen Gefingnissen, darunter Uberbelegung, schlechte sanitdre und materielle Bedingungen, begrenzte Moglich-
keiten fiir Tatigkeiten auflerhalb der Zelle, unzureichende medizinische Versorgung und die anhaltende Anwendung
restriktiver Strafvollzugsregelungen (*%);

() Erklarung der Menschenrechtskommissarin des Europarats mit dem Titel ,Bulgaria must investigate police violence against
journalists“ (Bulgarien muss Polizeigewalt gegen Journalisten untersuchen), Strafburg, 3. September 2020.

("% Siehe die Urteile vom 27. Januar 2015 in der Rechtssache Neshkov und andere | Bulgarien (Beschwerden Nr. 36925/10, 21487/12,
7289312, 73196/12, 77718[12 und 9717/13), vom 12. Mai 2017 in der Rechtssache Simeonovi| Bulgarien (Beschwerde
Nr. 21980/04), vom 21. Januar 2016 in der Rechtssache Boris Kostadinov | Bulgarien (Beschwerde Nr. 61701/11), vom 29. Juni
2017 in der Rechtssache Dimcho Dimov | Bulgarien (Nr. 2) (Beschwerde Nr. 77248/12), vom 17. November 2015 im Fall Dimitrov
und Ridov [ Bulgarien (Beschwerde Nr. 34846/08) und vom 5. Oktober 2017 in der Rechtssache Kormev | Bulgarien (Beschwerde
Nr. 39014/12).
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13.  bringt seine tiefe Besorgnis dariiber zum Ausdruck, dass die staatlichen Stellen Bulgariens nach tiber 45 Urteilen des
Europdischen Gerichtshofs fur Menschenrechte gegen Bulgarien ihrer Verpflichtung zur Durchfihrung wirksamer
Ermittlungen nicht nachgekommen sind; ist der Ansicht, dass diese immer wieder auftretenden Mangel das Bestehen eines
systemischen Problems offenbaren ('); hebt hervor, dass dem Jahresbericht 2019 des Europarats iiber die Uberwachung der
Vollstreckung von Urteilen und Entscheidungen des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte zufolge bei
79 Grundsatzurteilen gegen Bulgarien die Umsetzung noch aussteht;

14. ist besorgt dariiber, dass die Verfahrensrechte in Bulgarien trotz der verschiedenen EU-Richtlinien {ber
Verfahrensrechte fiir Verddchtige und Beschuldigte, wie sie im Fahrplan von 2009 festgelegt sind, nicht ausreichend
gewahrt werden; ist der Ansicht, dass dies tiefgreifende Auswirkungen auf die Grundrechte hat ('2);

15.  verurteilt alle Fille von Hetze, Diskriminierung und Feindseligkeit gegen Menschen mit Roma-Hintergrund, Frauen,
LGBTI-Personen und Angehorige anderer Minderheiten, die nach wie vor Anlass zu grofer Sorge geben; fordert die
staatlichen Stellen auf, energisch auf Fille von Hetze — auch vonseiten hochrangiger Politiker — zu reagieren, den
rechtlichen Schutz vor Diskriminierung und Hassverbrechen zu verbessern und derartige Verbrechen wirksam zu
untersuchen und strafrechtlich zu verfolgen; begriifSt das gerichtliche Verbot des jdhrlichen neonazistischen
,Lukov-Marsches“ und die Einleitung einer Untersuchung gegen die dahinterstehende Organisation ,BNU* fordert die
bulgarische Regierung auf, die Zusammenarbeit mit internationalen und lokalen Menschenrechtsbeobachtern zu verstirken
und alle erforderlichen Mafinahmen zu ergreifen, um die Rechte von Minderheiten wirksam zu schiitzen, insbesondere das
Recht auf freie Meinungsdufferung und die Vereinigungsfreiheit, auch durch die Umsetzung der einschldgigen Urteile des
Europiischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte (*%); fordert die staatlichen Stellen und Staatsbediensteten Bulgariens auf, alle
Akte der Gewalt und der Hetze gegen Minderheiten aufs Schirfste zu verurteilen;

16.  bedauert das Klima der Feindseligkeit gegen Menschen mit Roma-Hintergrund in einigen Gemeinschaften, in denen
Roma leben, insbesondere gegen diejenigen, die ihr Zuhause infolge von Kundgebungen, die gegen ihre Gemeinschaften
gerichtet waren, verlassen mussten; bedauert die Schikanierung und gewaltsame Vertreibung von Roma im Gebiet
Voivodinovo; fordert die staatlichen Stellen auf, sich dringend mit der Lage der Betroffenen zu befassen; ist der Ansicht, dass
entschlossene Mafnahmen zur Verbesserung der allgemeinen Wohnsituation von Menschen mit Roma-Hintergrund
weitergefithrt werden sollten; ist der Ansicht, dass die schulische Segregation von Kindern mit Roma-Hintergrund
vollstindig beseitigt werden muss; fordert die staatlichen Stellen auf, COVID-19-bedingter Hetze und Rassendiskriminie-
rung gegen Menschen aus der Roma-Minderheit Einhalt zu gebieten und Polizeieinsitze gegen Roma-Viertel wihrend der
Pandemie einzustellen;

17.  nimmt das Urteil des Verfassungsgerichts vom 27. Juli 2018 zur Kenntnis, das die Unvereinbarkeit des
Ubereinkommens von Istanbul mit der Verfassung Bulgariens betrifft; bedauert, dass diese Entscheidung Bulgarien daran
hindert, das Ubereinkommen zu ratifizieren; ist zutiefst besorgt iiber den anhaltenden negativen und auf Falschdar-
stellungen beruhenden 6ffentlichen Diskurs iiber das Ubereinkommen, der durch eine breit angelegte Desinformations- und
Verleumdungskampagne gepragt ist, nachdem mehrere Medien mit angeblichen Verbindungen zu Regierungs- und
Oppositionsparteien negativ iiber das Thema berichtet hatten, wobei sich die Angelegenheit angesichts der Beteiligung von
im bulgarischen Parlament vertretenen Politikern und politischen Parteien noch besorgniserregender darstellt; ist besorgt
dariiber, dass die anhaltend negative Haltung gegeniiber dem Ubereinkommen weiter zur Stigmatisierung von von
geschlechtsspezifischer Gewalt bedrohten schutzbediirftigen Gruppen beitrdgt — deren Lage sich durch die
COVID-19-Mafinahmen und den Lockdown in ganz Europa, auch in Bulgarien, besonders verscharft hat — und dass
das bei denjenigen, die geschlechtsspezifische Straftaten begehen, vorherrschende Gefiihl der Straflosigkeit durch diese
negative Haltung weiter befeuert und verstarkt wird; bedauert, dass sich die jiingsten Anderungen des Strafgesetzbuchs, mit
denen hirtere Strafen fiir geschlechtsspezifische Gewalt eingefithrt wurden, als unzureichend erwiesen haben, um die
Komplexitit des Problems anzugehen und vor allem um derartiger Gewalt vorzubeugen; fordert die staatlichen Stellen
Bulgariens daher auf, die Privention und Bekdmpfung hduslicher Gewalt zu verstirken, das Notwendige zu tun, um die
Ratifizierung des Ubereinkommens von Istanbul zu erméglichen, diejenigen Elemente des Ubereinkommens umzusetzen,
die mit der bulgarischen Verfassungsordnung im Einklang stehen, und gleichzeitig eine umfassendere Losung fiir die
verbleibenden Elemente anzustreben sowie die Zahl der Unterkiinfte und anderen sozialen Dienste zu erhohen, die fir die
Unterstiitzung der Opfer hduslicher Gewalt erforderlich sind;

18.  vertritt die Auffassung, dass die Diskriminierung von Personen aufgrund ihrer sexuellen Ausrichtung oder
Geschlechtsidentitit sowohl rechtlich als auch praktisch in allen Bereichen beseitigt werden muss; fordert die staatlichen
Stellen Bulgariens auf, das Gesetz zum Schutz vor Diskriminierung dahingehend zu dndern, dass die Geschlechtsidentitat
ausdriicklich als Diskriminierungsgrund aufgenommen wird; fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, das derzeitige

(") Siche das Urteil des Europaischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte vom 3. Marz 2015 in der Rechtssache S. Z.[ Bulgarien
(Beschwerde Nr. 29263/12).

() Siehe die jiingsten periodischen Berichte tiber Besuche des Europdischen Ausschusses zur Verhiitung von Folter und unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe.

(*)  Siehe die Urteile vom 19. Januar 2006 in der Rechtssache The United Macedonian Organisation Ilinden und andere | Bulgarien
(Beschwerde Nr. 59491/00), vom 18. Oktober 2011 in der Rechtssache The United Macedonian Organisation Ilinden und andere |
Bulgarien (Nr. 2) (Beschwerde Nr. 34960/04), vom 11. Januar 2018 in der Rechtssache The United Macedonian Organisation
llinden und andere | Bulgarien (Nr. 3) (Beschwerde Nr. 29496/16) und vom 11. Januar 2018 in der Rechtssache Yordan Ivanov und
andere | Bulgarien (Beschwerde Nr. 70502/13).
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Strafgesetzbuch dahingehend zu 4ndern, dass auch Hassverbrechen und Hetze aufgrund der sexuellen Ausrichtung, der
Geschlechtsidentitit und des Ausdrucks der Geschlechtlichkeit sowie der Geschlechtsmerkmale einbezogen werden; fordert
die staatlichen Stellen Bulgariens auf, die einschlidgige Rechtsprechung des Gerichtshofs und des Europiischen Gerichtshofs
fiir Menschenrechte umzusetzen und in diesem Zusammenhang die Lage von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften und
Eltern zu beriicksichtigen, damit ihr Recht auf gesetzliche und tatsichliche Freiheit von Diskriminierung umgesetzt wird,
sowie einen angemessenen Rechtsrahmen einzurichten, der gleiche Rechte fur alle Partnerschaften vorsieht;

19.  ist besorgt dariiber, dass Personen, die moglicherweise internationalen Schutz bendtigen, an der Einreise in das
bulgarische Hoheitsgebiet gehindert oder in einigen Fillen mit Gewalt ausgewiesen wurden, ohne dass ihnen die
Moglichkeit gegeben wurde, Asyl oder eine individuelle Priffung zu beantragen (*%); ist besonders besorgt iiber die
beunruhigende Abschiebung von Mitgliedern der tiirkischen Opposition, die gegen internationale Vertrage verstofit und
ungeachtet giiltiger Gerichtsbeschliisse der zustindigen bulgarischen Gerichte durchgefithrt wurde (*°); fordert die
staatlichen Stellen Bulgariens auf, dafiir zu sorgen, dass das Asylrecht und die Asylpraxis uneingeschrinkt mit dem
Besitzstand im Bereich Asyl und der Charta der Grundrechte in Einklang gebracht werden; fordert die Kommission auf, das
Vertragsverletzungsverfahren gegen Bulgarien vorrangig zu behandeln;

20.  bringt seine tiefe Besorgnis iiber die vorgeschlagenen Anderungen des Gesetzes iiber gemeinniitzige juristische
Personen zum Ausdruck, die ein duflerst feindliches Umfeld fiir zivilgesellschaftliche Organisationen mit gemeinniitzigem
Status, die auslindische Finanzmittel erhalten, schaffen wiirden und womoglich dem Grundsatz der Vereinigungsfreiheit
und dem Recht auf Privatsphire zuwiderlaufen wiirden (*°); fordert die staatlichen Stellen Bulgariens nachdriicklich auf, die
einschldgige Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs gebithrend zu beriicksichtigen;

21.  stellt fest, dass Bulgarien im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens gewisse Fortschritte erzielt hat;
fordert die bulgarische Regierung auf, mit der Kommission gemidfl dem im EUV verankerten Grundsatz der loyalen
Zusammenarbeit zusammenzuarbeiten und seinen Verpflichtungen fortwahrend nachzukommen; fordert die staatlichen
Stellen Bulgariens auf, von einseitigen Reformen abzusehen, die die Achtung der Rechtsstaatlichkeit, insbesondere die
Unabhingigkeit der Justiz und die Gewaltenteilung, gefihrden wiirden; stellt fest, dass die Kommission erklart hat, dass sie
das Kooperations- und Kontrollverfahren fiir Bulgarien noch nicht beenden wird; fordert die Kommission auf, die Reform
des Justizwesens und die Korruptionsbekimpfung in Bulgarien im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens
weiterhin zu iberwachen, solange noch kein fur alle Mitgliedstaaten gleichermaflen anwendbarer vollstindig
funktionierender Mechanismus zur Uberwachung der Achtung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechten
vorhanden ist; fordert die Kommission dariiber hinaus auf, gegebenenfalls auch weitere verfiigbare Instrumente zu nutzen,
etwa Vertragsverletzungsverfahren, den Rahmen zur Stirkung des Rechtsstaatsprinzips und Haushaltsinstrumente, sobald
sie zur Verfiigung stehen;

22, begriiflt, dass erstmals ein Jahresbericht der EU iiber die Rechtsstaatlichkeit veroffentlicht wurde, in dem auf alle
Mitgliedstaaten eingegangen wird; nimmt die von der Kommission in mehreren Bereichen in Bezug auf Bulgarien
festgestellten Probleme zur Kenntnis; fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, rasch auf diese Bedenken einzugehen;

23.  betont, dass die bulgarische Regierung in Zusammenarbeit mit der Kommission dafiir sorgen muss, dass die
Verwendung von EU-Mitteln strenger kontrolliert wird, sowie unverziiglich den Bedenken nachgehen muss, wonach sich
bestimmte mit der Regierungspartei in Verbindung stehende Kreise am Geld der Steuerzahler bereichern;

24.  begriiflt den Beitritt Bulgariens zur Europdischen Staatsanwaltschaft (EUStA) und ist zuversichtlich, dass seine
Beteiligung an der EUStA per se eine strengere Kontrolle der ordnungsgemifen Verwendung von Unionsmitteln in diesem
Zusammenhang bedeuten wird;

25.  bekraftigt seinen Standpunkt zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates
tiber den Schutz des Haushalts der Union im Fall von generellen Mingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den
Mitgliedstaaten (*7) sowie die Notwendigkeit, die Rechte der Begiinstigten zu schiitzen, und fordert den Rat auf, so rasch wie
moglich interinstitutionelle Verhandlungen aufzunehmen;

26.  fordert die staatlichen Stellen Bulgariens auf, die Enthiillungen in den FinCEN-Dossiers zu priifen, aus denen
hervorgeht, dass drei bulgarische Banken an der Abwicklung von Zahlungen beteiligt waren, bei denen ein hohes
Geldwischerisiko festgestellt wurde und die mit der Finanzierung der organisierten Kriminalitdt und des Terrorismus in
Verbindung stehen; ist der Ansicht, dass Bulgarien entschlossene Mafinahmen ergreifen muss, um die Bankenaufsicht zu
verbessern und die Malnahmen zur Bekdmpfung der Geldwische zu intensivieren, unter anderem durch die Stirkung der
Einrichtungen, die in diesen Fillen ermitteln; betont, dass in den FinCEN-Dossiers die Mingel des globalen Systems und
seine Anfilligkeit fiir Missbrauch durch kriminelle und korrupte Personen aufgezeigt und hervorgehoben wurde, dass die

(™) Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen, Abschliefende Bemerkungen zum vierten periodischen Bericht Bulgariens,
15. November 2018, Nrn. 29 und 30.

(**)  Europdischer Gerichtshof fir Menschenrechte, anhidngige Beschwerde, Abdullah Biiyiik | Bulgarien (Beschwerde Nr. 23843/17);
Aufenministerium der Vereinigten Staaten, Biiro fiir Demokratie, Menschenrechte und Arbeit, ,Bulgaria 2016 Human Rights
Report* (Menschenrechtsbericht 2016 {iber Bulgarien), S. 16.

(") Erkldrung des Vorsitzes der Konferenz der internationalen nichtstaatlichen Organisationen des Europarats vom 9. Juli 2020 zu den
vorgeschlagenen Anderungen am bulgarischen Gesetz iiber gemeinniitzige juristische Personen.

()  Angenommene Texte, P§_TA(2019)0349.
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Bankenaufsicht weltweit dringend verbessert und bessere Mechanismen fur den Umgang mit grenziiberschreitenden
Transaktionen eingefithrt werden miissen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Arbeit in diesem Bereich
zu beschleunigen, unter anderem durch die Einrichtung einer europiischen Aufsichtsbehorde, die das Parlament bereits
gefordert hat;

27.  beauftragt seinen Prasidenten, diese EntschliefSung der Kommission, dem Rat, den Regierungen und Parlamenten der
Mitgliedstaaten, dem Europarat, der Organisation fir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und den Vereinten
Nationen zu iibermitteln.
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Digitales Finanzwesen: neu auftretende Risiken bei Kryptoanlagen — Herausforderungen in
Bezug auf Regulierung und Aufsicht im Bereich Finanzdienstleistungen, Finanzinstitute und
Finanzmirkte

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 mit Empfehlungen an die Kommission zum
digitalen Finanzwesen: neu auftretende Risiken bei Kryptoanlagen — Herausforderungen in Bezug auf
Regulierung und Aufsicht im Bereich Finanzdienstleistungen, Finanzinstitute und Finanzmiirkte (2020/2034(INL))

(2021/C 395/10)

Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf Artikel 225 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf Artikel 7 und 8 der Charta der Grundrechte der Europiischen Union,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2016/679 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (}),

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015
tiber Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Anderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und
der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufthebung der Richtlinie 2007/64/EG (%),

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der
Richtlinie 2005/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (?),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 19. Februar 2020 mit dem Titel ,Eine europiische
Datenstrategie” (COM(2020)0066),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 8. Mérz 2018 mit dem Titel, FinTech-Aktionsplan: Fiir einen
wettbewerbsfahigeren und innovativeren EU-Finanzsektor* (COM(2018)0109),

— unter Hinweis auf die Gemeinsame Mitteilung der Hohen Vertreterin der Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik und
der Kommission vom 6. April 2016 mit dem Titel ,Gemeinsamer Rahmen fiir die Abwehr hybrider Bedrohungen —
eine Antwort der Europdischen Union“ (JOIN(2016)0018),

— unter Hinweis auf das Weibuch der Kommission vom 19. Februar 2020 ,Zur Kiinstlichen Intelligenz — ein
europdisches Konzept fur Exzellenz und Vertrauen“ (COM(2020)0065),

— unter Hinweis auf die Antwort des Vizeprasidenten Dombrovskis im Namen der Kommission vom 10. April 2017 auf
eine Frage zur schriftlichen Beantwortung (E-001130/2017),

— unter Hinweis auf den Abschlussbericht der Generaldirektion Finanzstabilitit, Finanzdienstleistungen und Kapital-
marktunion der Kommission vom Oktober 2019 mit dem Titel ,Governance for a DLT/Blockchain enabled European
electronic Access Point (EEAP)“ (Leitungsstrukturen fiir Distributed-Ledger-Technologie | ein auf Blockchain gestiitztes
Europdisches elektronisches Zugangsportal (EEZP)) (*),

ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1.

ABL L 337 vom 23.12.2015, S. 35.

ABL L 141 vom 5.6.2015, S. 73.
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/98da7b74-38db-11ea-ba6e-01aa7 5ed7 1al [language-en/format-PDF/
source-113099411
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— unter Hinweis auf die Studie der Kommission tiber die Anwendung der Verordnung tiber Interbankenentgelte (%),

— unter Hinweis auf die offentliche Konsultation der Kommission vom 17. Februar 2020 mit dem Titel ,Review of the
regulatory framework for investment firms and market operators“ (Uberpriifung des Rechtsrahmens fir Wert-
papierfirmen und Marktbetreiber),

— unter Hinweis auf den Bericht des hochrangigen Forums der Kommission zur Kapitalmarktunion vom 10. Juni 2020
mit dem Titel ,A New Vision for Europe’s Capital Markets“ (Eine neue Vision fiir Europas Kapitalmarkte) (°),

— unter Hinweis auf den Abschlussbericht der Expertengruppe der Kommission ,Regulatorische Hemmnisse fiir
Finanzinnovationen“ vom 13. Dezember 2019 mit dem 30 Empfehlungen tber Vorschriften, Innovationen und
Finanzen,

— unter Hinweis auf den gemeinsamen Ratschlag der Europiischen Aufsichtsbehérden an die Kommission vom 10. April
2019 mit Blick auf die notwendigen legislativen Verbesserungen in Bezug auf die Anforderungen an das
IKT-Risikomanagement im EU-Finanzsektor,

— unter Hinweis auf den gemeinsamen Ratschlag der Europiischen Aufsichtsbehérden an die Kommission vom 10. April
2019 zu Kosten und Nutzen eines kohirenten Testrahmens fiir die Cyber-Resilienz bedeutender Marktteilnehmer und
Infrastrukturen im gesamten EU-Finanzsektor,

— unter Hinweis auf den gemeinsamen Bericht der Europdischen Aufsichtsbehorden vom 7. Januar 2019 mit dem Titel
,FinTech: Regulatory sandboxes and innovation hubs“ (Finanztechnologie: aufsichtliche Entwicklungsumgebung und
Innovationszentren) ('),

— unter Hinweis auf die Leitlinien der Europdischen Bankenaufsichtsbehorde vom 29. November 2019 fiir das
Management von IKT- und Sicherheitsrisiken,

— unter Hinweis auf den Bericht der Europdischen Bankenaufsichtsbehorde vom 9. Januar 2019 mit Empfehlungen an die
Kommission zu Kryptoanlagen,

— unter Hinweis auf die Empfehlung der Europaischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde vom 9. Januar 2019 an die
Kommission iiber die Ausgabe neuer virtueller Wahrungen (ICO) und Kryptoanlagen,

— unter Hinweis auf das Konsultationspapier der Kommission zu einem EU-Rahmen fir Kryptoanlagenmirkte vom
Dezember 2019,

— unter Hinweis auf seine legislative EntschlieSung vom 27. Mirz 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung des
Europdischen Parlaments und des Rates zu europdischen Crowdfunding-Dienstleistern fiir Unternehmen (¥),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 3. Oktober 2018 zum Thema ,Dezentrale Transaktionsnetzwerke und
Blockkettensysteme — mehr Vertrauen durch verringerte Kreditmittlertatigkeit” (°),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 17. Mai 2017 zur Finanztechnologie: Einfluss der Technologie auf die
Zukunft des Finanzsektors (9),

— unter Hinweis auf seine EntschliefSung vom 16. Februar 2017 mit Empfehlungen an die Kommission zu zivilrechtlichen
Regelungen im Bereich Robotik (1),

— unter Hinweis auf die vom Ausschuss des Parlaments fur Wirtschaft und Wahrung in Auftrag gegebene Studie vom
April 2019 mit dem Titel ,Crypto-assets: Key developments, regulatory concerns and responses“ (Kryptoanlagen:
wichtige Entwicklungen, aufsichtsrechtliche Bedenken und Reaktionen),

> https:/[ec.europa.eu/competition/publications/reports/kd012016 1enn.pdf
https:/[ec.europa.eu/info/files/200610-cmu-high-level-forum-final-report_en
JC(2018)74.

Angenommene Texte, P8_TA(2019)0301.

ABL. C 11 vom 13.1.2020, S. 7.

ABL. C 307 vom 30.8.2018, S. 57.

ABIL. C 252 vom 18.7.2018, S. 239.
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— unter Hinweis auf die vom Ausschuss fur Binnenmarkt und Verbraucherschutz des Europdischen Parlaments in Auftrag
gegebene Studie vom Februar 2014 mit dem Titel ,Consumer Protection Aspects of Financial Services* (Verbraucher-
schutzaspekte bei Finanzdienstleistungen),

— unter Hinweis auf den Bericht der Europdischen Zentralbank vom Juli 2019 iiber die Auswirkungen der Digitalisierung
im Massenzahlungsverkehr auf die Katalysatorfunktion des Eurosystems,

— unter Hinweis auf die Grundsatzrede von Benoit Coeuré vom 31. Januar 2019 mit dem Titel ,FinTech for the People*
(Finanztechnologie fiir die Bevolkerung),

— unter Hinweis auf die Grundsatzrede von Yves Mersch mit dem Titel ,Lending and payment systems in upheaval: the
FinTech challenge® (Kredit- und Bezahlsysteme im Umbruch: die Herausforderung der Finanztechnologie), die am
26. Februar 2019 bei der dritten jihrlichen Konferenz zu Finanztechnologie und digitalen Innovationen gehalten wurde,

— unter Hinweis auf den Bericht des Rates fiir Finanzstabilitdt vom 6. Juni 2019 mit dem Titel ,Decentralized financial
technologies: Report on financial stability, regulatory and governance implications” (Dezentralisierte Finanztechnologie:
Bericht tiber die Auswirkungen auf die Finanzstabilitit, Regulierung und Governance),

— unter Hinweis auf den Bericht des Rates fiir Finanzstabilitit vom 14. Februar 2019 mit dem Titel ,FinTech and market
structure in financial services: Market developments and potential financial stability implications* (Finanztechnologie
und Marktstruktur bei Finanzdienstleistungen: Marktentwicklungen und potenzielle Auswirkungen auf die
Finanzstabilitt),

— unter Hinweis auf den Bericht des Rates fir Finanzstabilitit vom 16. Juli 2018 mit dem Titel ,Crypto-assets: Report to
the G20 on work by the FSB and standard-setting bodies* (Kryptoanlagen: Bericht an die G20 iiber die Arbeit des FSB
und der normgebenden Gremien),

— unter Hinweis auf den Bericht des Rates fiir Finanzstabilitdt vom 27. Juni 2017 mit dem Titel ,Financial Stability
Implications from FinTech: Supervisory and Regulatory Issues that Merit Authorities’ Attention” (Auswirkungen der
Finanztechnologie auf die Finanzstabilitit: Aufsichts- und Regulierungsfragen, die die Aufmerksamkeit der Behorden
verdienen) vom 27. Juni 2017,

— unter Hinweis auf das Konsultationspapier des Rates fiir Finanzstabilitit vom 14. April 2020 mit dem Titel ,Addressing
the regulatory, supervisory and oversight challenges raised by ,global stablecoin’ arrangements® (Bewiltigung der
regulatorischen, aufsichtlichen und aufsichtsrechtlichen Herausforderungen im Zusammenhang mit globalen
Stablecoins),

— unter Hinweis auf die Untersuchung der G7-Arbeitsgruppe zu Stablecoins vom Oktober 2019 tiber die Auswirkungen
globaler Stablecoins,

— unter Hinweis auf die ,Guidance for a Risk Based Approach to Virtual Assets and Virtual Asset Service Providers*
(Leitlinien fiir einen risikobasierten Ansatz fir virtuelle Vermogenswerte und Dienstleistungsanbieter von virtuellen
Vermogenswerten) der Arbeitsgruppe ,Bekdmpfung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung® vom Juni 2019,

— unter Hinweis auf die im Juni 2019 aktualisierten Empfehlungen der Arbeitsgruppe ,Bekimpfung der Geldwésche und
der Terrorismusfinanzierung®, insbesondere die Empfehlung 16 zu elektronischen Uberweisungen,

— unter Hinweis auf die Analyse der Bank fiir Internationalen Zahlungsausgleich vom Januar 2020 mit dem Titel ,Policy
responses to FinTech: a cross-country overview* (Antworten der Politik auf Finanztechnologie: ein linderiibergreifender

Uberblick),

— unter Hinweis auf den Beitrag von Fernando Restoy mit dem Titel ,Regulating FinTech: what is going on, and where are
the challenges* (Regulierung von Finanztechnologie: Was tut sich, und wo liegen die Herausforderungen?*, der am
16. Oktober 2019 im Rahmen des 15. regionalpolitischen Dialogs zwischen Bankwesen und offentlich-privatem Sektor
(ASBA, BID und FELABAN) gehalten wurde,

— gestitzt auf die Artikel 47 und 54 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft und Wihrung (A9-0161/2020),

A.  in der Erwigung, dass das digitale Finanzwesen ein sich stindig weiterentwickelnder Bereich des Finanzsektors ist, der
sowohl auf Branchen- als auch auf regulatorischer Ebene einer stindigen Uberwachung und Beriicksichtigung bedarf;
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B. in der Erwidgung, dass der Binnenmarkt der Union durch offenen Wettbewerb gekennzeichnet ist, auf die Schaffung
gleicher Wettbewerbsbedingungen mithilfe eines einheitlichen Regulierungsrahmens, der Verwendung internationaler
Normen und der Zusammenarbeit bei der Aufsicht ausgerichtet ist; in der Erwdgung, dass die Strategie der Union fiir
das digitale Finanzwesen daher auf denselben Grundsitzen beruhen sollte;

C. inder Erwdgung, dass ein ausgewogenes Konzept fiir die Regulierung von Finanztechnologien erforderlich ist, wenn es
um die Forderung von Innovationen und die Sicherstellung eines hohen MafSes an Anlegerschutz und Finanzstabilitit
geht;

D. in der Erwidgung, dass der Begriff ,Kryptoanlagen“ fiir eine Vielzahl digitaler Vermogenswerte verwendet wird,
darunter etwa fir virtuelle Wahrungen und Token, wobei aber vereinzelt bestimmte Formen von Stablecoins bzw.
bestimmte Token wie Beteiligungstoken (Security Token) ausgenommen sind;

E.  in der Erwidgung, dass die beiden am hdufigsten verwendeten Komponenten von Kryptoanlagen i) die private Art des
Anspruchs hinsichtlich des zugrunde liegenden Vermogenswerts, der entsprechenden Forderung oder entsprechenden
Rechts und ii) die Verwendung von Kryptotechnik und dezentralen Transaktionsnetzwerken (DLT) oder einer
dhnlichen Technologie zur Unterstiitzung des Austausches des Vermogenswerts und seines inhidrenten oder
wahrgenommenen Wertes sind;

F. in der Erwidgung, dass Kryptoanlagen derzeit weder von einer Zentralbank oder einer Behorde in der Union
ausgegeben noch garantiert werden und vielfaltige Verwendungszwecke, auch als Tauschmittel, haben konnen und fiir
Investitionszwecke und fur den Zugang zu einer Ware oder Dienstleistung verwendet werden;

G. in der Erwigung, dass Stablecoins dhnliche Merkmale wie Kryptoanlagen aufweisen und nicht die Form einer
bestimmten Wihrung haben, sondern sich auf eine Reihe von Instrumenten stiitzen, die darauf abzielen,
Fluktuationen ihres in einer Wihrung benannten Preises zu minimieren; in der Erwagung, dass einige Kryptoanlagen,
darunter Stablecoins und die dazugehorigen Technologien, potenziell fiir mehr Effizienz, mehr Wettbewerb und mehr
Transparenz sorgen und der Gesellschaft betrachtliche Chancen und Vorteile zu bieten konnen, da einige von ihnen
Zahlungen billiger machen und beschleunigen und kleine und mittlere Unternehmen (KMU) neue Finanzierungs-
quellen bieten konnten; in der Erwigung, dass das Instrumentarium zur Minimierung von Preisfluktuationen nicht fiir
den Fall getestet wurde, dass eine erhebliche Zahl von Transaktionen mit Stablecoins durchgefithrt werden;

H. in der Erwigung, dass die 6ffentliche Debatte iiber privat eingefithrte Stablecoins unter Umstinden auf gewisse Méngel
in der Zahlungslandschaft der Union zuriickzufithren ist;

. in der Erwidgung, dass Stablecoins zu einem gingigen Zahlungsmittel werden konnten, was dazu fithren sollte, dass
geeignete Regulierungs- und Aufsichtsmafinahmen ergriffen werden;

J.  inder Erwdgung, dass eine digitale Wihrung der Zentralbank (CBDC) auf dem Konzept eines stabilen Vermogenswerts
basiert, souverdner Art ist und sich daher von Kryptoanlagen unterscheidet; in der Erwagung, dass die People’s Bank of
China eine digitale Zentralbankwihrung (DCEP) erprobt; in der Erwigung, dass die potenziell weltweite Nutzung der
DCEP Folgen fiir den internationalen Handel und den Verbraucherschutz haben konnte;

K. in der Erwidgung, dass sowohl innerhalb der Union als auch auf globaler Ebene magliche Initiativen zur Umsetzung
von digitalen Wihrungen der Zentralbank in Erwidgung gezogen werden;

L. in der Erwigung, dass das digitale Finanzwesen ein starkes grenziiberschreitendes Element, das tiber die Unionsebene
hinausgeht, aufweist und daher eine internationale Kooperation und Normierung sowie eine effiziente und wirksame
Aufsicht durch die Union in diesem Bereich essenziell ist;

M. in der Erwidgung, dass die Entwicklung des Instrumentariums des digitalen Finanzwesens als ausgepragtes Element
einen Kapitalfluss aufweisen kann, der grenziiberschreitende Investitionen anzieht; hebt daher hervor, dass das digitale
Finanzwesen daher zur Wettbewerbsfihigkeit der Union auf den globalen Markten beitragen kann;

N. in der Erwdgung, dass Marktdaten (') zufolge im Juni 2020 weltweit iber 5600 Kryptoanlagen mit einer
Gesamtmarktkapitalisierung von mehr als 260 Mrd. USD existieren (*), von denen 65 % allein aus Bitcoin bestehen;

(') https://coinmarketcap.com
() https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/648779/IPOL_STU(2020)648779_EN.pdf
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O. in der Erwidgung, dass den Marktdaten zufolge Stablecoins im Juni 2020 eine Marktkapitalisierung von insgesamt
10 Mrd. EUR gegeniiber 1,5 Mrd. EUR im Januar 2018 erreicht haben und trotz ihrer im Vergleich zu anderen
Kryptowahrungen nach wie vor begrenzten Reichweite das Potenzial haben, rasch eine globale Reichweite und eine
breite Nutzerbasis zu erlangen, insbesondere, wenn sie von groffen Technologieunternehmen iibernommen werden,
die hierfur ihre Netze nutzen;

P.  inder Erwidgung, dass einer Publikation von Sachverstindigen der Europdischen Zentralbank (EZB) aus dem Jahr 2019
zufolge ("*) Kryptoanlagen, obgleich sie hochspekulativ sind, dennoch keine unmittelbare Bedrohung fir die
Finanzstabilitdt darstellen; in der Erwigung, dass diese Auffassung sowohl von der Europidischen Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehorde (ESMA) (*%) als auch von der Europiischen Bankenaufsichtsbehorde (EBA) (1) geteilt wird; in
der Erwidgung, dass der Internationale Wahrungsfonds (IWF) in seinem Bericht tiber die globale finanzielle Stabilitit
aus dem Jahr 2018 sowie der Rat fiir Finanzstabilitit (FSB) in seinem Bericht vom Juli 2018 die gleichen
Schlussfolgerungen gezogen haben, wobei Letzterer die Auffassung vertritt, dass angesichts der Geschwindigkeit, mit
der sich diese Markte entwickeln, eine Analyse durchgefiihrt werden muss;

Q. in der Erwidgung, dass Finanzinstitute dem Bericht der EBA zufolge derzeit relativ begrenzt im Zusammenhang mit
Kryptoanlagen titig sind, ihr Interesse jedoch insbesondere vor dem Hintergrund der zunehmenden Nutzung von
Losungen, die auf dezentralen Transaktionsnetzwerken basieren, wahrscheinlich steigen wird; in der Erwigung, dass
zu diesen Tatigkeiten das Halten von Kryptoanlagen oder das Eingehen einer entsprechenden Risikoposition, die
Ubernahme von Emissionsrechten (ICO) oder das Anbieten von Dienstleistungen in Bezug auf Kryptoanlagen wie die
Bereitstellung von depotgestiitzten Geldborsen oder Borsen gehoren; in der Erwidgung, dass die derzeitigen
Aufsichtsvorschriften der hohen Volatilitdt und den hohen Risiken von Kryptoanlagen nicht gerecht werden;

R. in der Erwdgung, dass aktuellen Untersuchungen zufolge Kryptoanlagen anscheinend in erster Linie fiir spekulative
Investitionen genutzt werden und nicht als Zahlungsmittel fiir Waren oder Dienstleistungen, die von einem legalen
Hindler angeboten werden; in der Erwidgung, dass nach Aussage der Europiischen Aufsichtsbehorden mit
Kryptoanlagen, die nicht als Finanzinstrumente im Rahmen der Finanzvorschriften der Union gelten, besondere
Risiken verbunden sind, insbesondere in Bezug auf den Anleger- und Verbraucherschutz sowie die Marktintegritit; in
Erwdgung der hohen Risiken, die Kryptoanlagen im Hinblick auf Geldwische, betriigerische Praktiken, Steuer-
vermeidung und Angriffe von auffen darstellen konnen;

S. in der Erwigung, dass die Einfithrung neuer Technologien wesentlich dazu beitragen kann, dass Finanzdienst-
leistungsunternehmen ihren laufenden Aufsichts- und Konformititspflichten nachkommen konnen;

T. in der Erwidgung, dass eine Einstufung als solche innerhalb des Spektrums von Kryptoanlagen, die nach dem
Unionsrecht als Finanzinstrumente gelten, davon abhdngt, dass die zustandigen nationalen Behorden die sich aus dem
Unionsrecht ergebenden nationalen Umsetzungsvorschriften anwenden, was allerdings Diskrepanzen im auf-
sichtlichen und regulatorischen Ansatz mit sich bringt, wodurch die Kohirenz und gleiche Wettbewerbsbedingungen
in der Union beeintrachtigt werden; in der Erwidgung, dass eine entsprechende Einstufung und Einbindung in den
Rechtsrahmen der Union nicht unproblematisch ist, da die einzelnen Kryptoanlagen unterschiedliche Merkmale
aufweisen, die sich im Laufe der Zeit dndern kénnen;

U. in der Erwigung, dass die Ausgabe neuer virtueller Wahrungen eine alternative Finanzierungsquelle fiir innovative
Unternehmen und Start-up-Unternehmen in der Anfangsphase ihrer Entwicklung darstellen konnte, wobei sie
Investoren aufgrund ihres hochspekulativen Charakters und ihrer Betrugsanfilligkeit aber auch hohen Verlustrisiken
aussetzen; in der Erwigung, dass sich dem jdhrlichen Wirtschaftsbericht 2018 der Bank fur Internationalen
Zahlungsausgleich zufolge mindestens 22,5% der Ausgaben neuer virtueller Wahrungen als betriigerische
Schneeballsysteme erwiesen haben;

V. in der Erwidgung, dass Kryptoanlagen das Potenzial haben, die Transaktionskosten in einer zunehmend digital
tiberwachten Welt auf sichere Weise zu senken, wenn sie einer strengen, zweckgerechten und risikobasierten Aufsicht
unterliegen;

W. in der Erwigung, dass das digitale Finanzwesen in verschiedener Art und Weise dazu beitragen kann, gegen die
wirtschaftlichen Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs in Bezug auf die Konsequenzen fiir die Biirger, KMU und
andere Unternehmen und Finanzdienstleistungen vorzugehen; in der Erwédgung, dass die COVID-19-Pandemie in den
Mitgliedstaaten in unterschiedlichem MafSe das Potenzial aufgezeigt hat, das das digitale Finanzwesen sowohl fiir die
Verbraucher als auch fiir die Wirtschaft bietet;

(" https:/[www.ecb.europa.eu/pub/economic-bulletin/articles/2019/html/ecb.ebart201905_03~c83acaa44c.en.html#toc4

(") Empfehlung der ESMA zur Ausgabe neuer virtueller Wihrungen und Kryptoanlagen (https:/[www.esma.europa.cu/sites/default/files/
library[esma50-157-1391_crypto_advice.pdf)

(") Bericht der EBA mit Empfehlungen an die Kommission zu Kryptoanlagen (https://eba.europa.eu/sites/default/documents/files/
documents/10180/254554767493daa-85a8-4429-aa91-e9a5ed880684/EBA%20Report%200n%20crypto%20assets.pdf)
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https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma50-157-1391_crypto_advice.pdf
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29.9.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C 395/77

Donnerstag, 8. Oktober 2020

X. in der Erwigung, dass grofle Technologieunternehmen und globale digitale Plattformen zunehmend Finanzdienst-
leistungen anbieten; in der Erwidgung, dass die grofSen Betreiber der Digitalbranche von Wettbewerbsvorteilen wie
GroRenvorteilen, riesigen Nutzernetzen iiber die Grenzen hinweg, leichtem Zugang zu Finanzierungsmitteln und der
Moglichkeit profitieren, tiber Datenverarbeitungstechnologien wie Massendatenanalysen groffe Mengen von Nutze-
rdaten zu gewinnen, die auf vielfiltige Weise einen enormen Mehrwert schaffen; in der Erwigung, dass die Prasenz
von groflen Technologieunternehmen auf den Finanztechnologiemarkten dem fairen Wettbewerb und der Innovation
abtraglich sein kann;

Y. in der Erwidgung, dass kiirzlich aufgedeckte betriigerische Aktivititen im Zusammenhang mit Unternehmen der
Finanztechnologiebranche deutlich machen, dass eine ganzheitliche Perspektive der Risiken fiir den Verbraucher- und
Anlegerschutz erforderlich ist, die sich aus Mangeln bei der Rechnungslegung, Betrug und Insolvenzverfahren ergeben;

Z. in der Erwigung, dass der Anteil der nicht auf Barmitteln basierenden Zahlungen in den letzten Jahren erheblich
gestiegen ist; in der Erwidgung, dass ein verbesserter Rahmen fiir bargeldlose Transaktionen die Moglichkeit, Bargeld als
Zahlungsmittel zu nutzen, nicht beeintrichtigen sollte;

AA. in der Erwidgung, dass der Finanzsektor weltweit der grofite Nutzer der Informations- und Kommunikationstechno-
logie (IKT) ist, auf den rund ein Finftel simtlicher IKT-Ausgaben zuriickgehen;

AB. in der Erwidgung, dass die Anwendung neuer Technologien im Finanzsektor neue Risiken mit sich bringen kann, die
reguliert und iiberwacht werden miissen, um die finanzielle Stabilitt, die Integritit des Binnenmarkts und den
Verbraucherschutz zu garantieren;

AC. in der Erwidgung, dass die verstirkte Nutzung kiinstlicher Intelligenz bei Finanzdienstleistungen zu einem Bedarf an
einem stabileren Systembetrieb, einer entsprechenden angemessenen Aufsicht und einem entsprechenden
angemessenen Datenschutz in Ubereinstimmung mit dem Unionsrecht fithren wird;

AD. in der Erwidgung, dass neue operative Probleme, insbesondere IKT- und Sicherheitsrisiken, systeminhdrente Risiken im
Finanzsektor verursachen konnen; in der Erwigung, dass diese neuen Risiken, wie vom Europaischen Ausschuss fiir
Systemrisiken hervorgehoben, durch geeignete Maffnahmen angegangen werden sollten (*7);

AE. in der Erwidgung, dass mit dem derzeitigen Regelwerk der EU fiir Finanzdienstleistungen in der Frage der
Riickstellungen fiir operative Risiken eine fragmentarische Herangehensweise verfolgt wird;

AF. in der Erwigung, dass die IKT- und Sicherheitsrisiken, denen der Finanzsektor ausgesetzt ist, und sein Integrationsgrad
auf Unionsebene spezifische und fortschrittlichere Mainahmen erfordern, die sich auf die Richtlinie (EU) 2016/1148
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2016 iiber Mafnahmen zur Gewihrleistung eines hohen
gemeinsamen Sicherheitsniveaus von Netz- und Informationssystemen in der Union (**) aufbauen, aber iiber diese
hinausgehen;

AG. in der Erwigung, dass die Cyberabwehr integraler Bestandteil der Anstrengungen ist, die die Behorden auf globaler
Ebene mit Blick auf die operative Belastbarkeit von Finanzinstituten unternehmen;

AH. in der Erwidgung, dass ein funktionierender, tragfihiger und widerstandsfihiger Finanzmarkt der Union eine solide
Allokationseffizienz in Bezug auf Kapital und Risiken aufweisen und eine maoglichst breite finanzielle Einbeziehung
der Biirger im Rahmen der Finanzdienstleistungen bieten sollte;

Al in der Erwigung, dass die Nutzung von Cloud-Computing-Diensten Finanzdienstleistern erhebliche Vorteile in Bezug
auf den stabilen Systembetrieb und die Effizienz im Vergleich zu herkommlichen Losungen vor Ort bieten kann,
jedoch zusitzliche Herausforderungen in Bezug auf die Sicherheit von Daten und Prozessen, die Geschiftskontinuitat
bei Austillen und die allgemeine Anfilligkeit fur Cyberkriminalitdt mit sich bringt;

() https://www.esrb.europa.eu/news/pr/date/2020/html/estb.pr200107~29129d5701.en.html
(") ABLL 194 vom 19.7.2016, S. 1.
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AJ. in der Erwigung, dass gleiche Wettbewerbsbedingungen fiir Finanzdienstleistungsunternehmen und Technologieun-
ternehmen erforderlich sind, damit alle Unternehmen gleichberechtigt miteinander konkurrieren, und zwar nach dem
Grundsatz des gleichen Risikos, der gleichen Titigkeit und des gleichen Aufsichtssystems;

AK. in der Erwigung, dass die Einfithrung digitaler Finanzdienstleistungen weder zu Aufsichtsarbitrage noch zu
geringerem Kundenschutz, zu weniger Sicherheit und zu Risiken fiir die Finanzstabilitdt fihren darf;

AL. in der Erwigung, dass sich zahlreiche grofle Finanzinstitute in der Union bei Cloud-Computing-Diensten auf Anbieter
aus Drittstaaten verlassen;

AM. in der Erwdgung, dass dem Europdischen Datenschutzausschuss eine wichtige Aufgabe zukommt, wenn es darum
geht, Unternehmen dabei zu unterstiitzen, ihre Pflichten beziiglich der Einhaltung der Datenschutz-Grundverordnung
zu verstehen;

AN. in der Erwigung, dass es bei Kryptoanlagen in der Regel keinen bekannten Originator gibt und sie keine finanziellen
Anspriiche auf einen zugrunde liegenden Vermogenswert begriinden, im Gegensatz zu den Stablecoins,
Beteiligungstoken (Security Token) und Warentoken (Commodity Token), die jeweils iiber einen bekannten Originator
verfiigen;

AO. in der Erwidgung, dass die Token, die von Unternechmern in Form von Forderungen auf einen Kapitalfluss,
Eigenkapitalforderungen oder Forderungen auf kiinftige Produkte/Dienstleistungen ausgegeben werden, zwar auf
andere Weise eingestuft werden konnen, ihre Einstufung in der Union aber aufsichtliche Planbarkeit und Homogenitit
auf den europdischen Markten sicherstellen sollte; in der Erwidgung, dass bei einer technologierelevanten und
funktionalen Regulierung der Token mogliche hybride Gestaltungen beriicksichtigt werden und Begriffsbestimmungen
enthalten sein sollten, mit denen der Verbraucher- und Anlegerschutz maximiert werden, fir mehr Rechtssicherheit
gesorgt und das enorme Potenzial dieser Instrumente bei der Finanzierung risikobehafteter unternehmerischer
Projekte genutzt wird; in der Erwigung, dass die zugrunde liegende wirtschaftliche Funktion von Tokens ein
entscheidendes Element fiir ihre Einstufung ist;

AP. in der Erwigung, dass die Arbeitsgruppe ,Bekdmpfung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung* (FATF) eine
weit gefasste Definition des Begriffs der virtuellen Wihrung angenommen und empfohlen hat, in den
Anwendungsbereich der Pflichten im Bereich der Bekdmpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung alle
natiirlichen bzw. juristischen Personen aufzunehmen, die Tatigkeiten nachgehen wie den Austausch von
Kryptoanlagen, die Ubertragung von Kryptoanlagen und die Beteiligungen an und die Erbringung von Finanzdienst-
leistungen im Zusammenhang mit der Ausgabe neuer virtueller Wahrungen;

AQ. in der Erwidgung, dass die Geldwasche eine erhebliche Gefahr darstellt, die im Bereich des digitalen Finanzwesens
ausgeschaltet werden muss; in der Erwagung, dass ein umfassendes System zur Feststellung der Kundenidentitit und
zur Einhaltung der Geldwischevorschriften, wie im Unionrechts vorgesehen, bestehen sollte, auch wenn das digitale
Finanzwesen die finanzielle Inklusion verbessert; in der Erwidgung, dass selbst wenn Kryptoanlagen fiir illegale
Tétigkeiten verwendet werden konnen, mit ihren aufsichtlichen Status als Zahlungsmittel anstelle von Tauschmitteln
die Uberwachung und Pravention von Finanzkriminalitdt verbessert werden kann;

AR. in der Erwidgung, dass eine verbesserte Konnektivitit, das Internet der Dinge und die Interaktion von Menschen und
Maschinen bessere Erfahrungen mit Finanzdienstleistungen mit sich bringen kénnen, aber auch neue Risiken in Bezug
auf den Schutz der Privatsphire und der personenbezogenen Daten, die Qualitit der Interaktion, das operative
Risikomanagement und Herausforderungen im Bereich der Cybersicherheit nach sich zichen;

Empfehlungen:
Allgemeine Erwigungen

1. begriifdt, dass die Kommission das Paket zum digitalen Finanzwesen angenommen hat, das zwei Legislativvorschlige
zu Kryptoanlagen und operativer Resilienz umfasst; ist der Ansicht, dass der Vorschlag der Kommission zu Kryptoanlagen
und iber einen stabilen Systembetrieb und Cyberabwehr aufgrund der aktuellen Entwicklungen in der Union und in den
weltweiten Mirkten zeitgemifs, sinnvoll und erforderlich ist und einen entscheidenden Schritt zur Schaffung von
Rechtsklarheit und zur Entwicklung eines neuen Regulierungssystems darstellt; bedauert jedoch, dass die Kommission, die
Probleme im Zusammenhang mit Geldwische, Terrorismusfinanzierung und kriminellen Aktivititen in Verbindung mit
Kryptoanlagen, die nach wie vor weitgehend ungeldst sind, nicht angemessen angegangen ist; ersucht die Kommission, in
diesen Bereichen dringend entsprechend dem im Anhang aufgefithrten Empfehlungen titig zu werden;
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2. ist der Auffassung, dass das digitale Finanzwesen, das eine wichtige Funktion bei der Entwicklung von
Finanzaktivititen tbernimmt, fiir den Erfolg der Kapitalmarktunion von wesentlicher Bedeutung sein wird, indem das
Finanzierungsangebot fiir Unternehmen und Biirger ausgeweitet wird und Investitionsmoglichkeiten geschaffen werden,
und fordert die Kommission auf, zu priifen, wie Innovatoren befihigt und somit die Vorteile der digitalen Finanzierung
genutzt werden konnen, um die Kapitalmarktintegration voranzubringen und die Beteiligung von Kleinanlegern in der
Union und deren Umfang weltweit zu erhohen;

3. betont, dass die Uberwachung und Uberpriifung von Manahmen im Zusammenhang mit der Regulierung des
digitalen Finanzwesens immer wichtiger werden, insbesondere angesichts der zunehmenden Bedeutung dieser Branche, die
sich wihrend weltweiten Auseinandersetzung mit der COVID-19-Pandemie ergeben hat; betont ferner, dass gegen die
spezifischen Risiken, die die digitale Finanzierung auf der Regulierungs- und Aufsichtsebene mit sich bringt, durch einen
geeigneten Rechtsrahmen und Verbraucherschutzbestimmungen vorgegangen werden muss;

4. betont, wie wichtig es fiir die Kommission ist, ihre Arbeit in der Entwicklung internationaler Normen angesichts der
gerichtsbarkeitsiibergreifenden Art des digitalen Finanzwesen eng mit internationalen Foren und Aufsichtsbehérden,
unbeschadet der Befugnis der Union, Regulierungs- und Aufsichtsbestimmungen entsprechend den Gegebenheiten der
Union zu erlassen, abzustimmen; weist insbesondere darauf hin, dass die Interoperabilitit des Regulierungsrahmens der
Union mit international vereinbarten Grundsitzen sichergestellt werden muss;

5. stellt fest, dass die Entwicklung zahlreicher Technologien im Zusammenhang mit der digitalen Finanzierung noch in
den Kinderschuhen steckt; betont, dass alle neuen legislativen Mafinahmen daher einer griindlichen und zukunfts-
orientierten Bewertung der Risiken und Vorteile, die sie fiir Verbraucher und Finanzstabilitdt mit sich bringen, unterzogen
werden missen; fordert die Kommission auf, eine verhidltnismafSige, risikobasierte, branchentibergreifende, ganzheitliche
und ergebnisorientierte Herangehensweise bei ihrer Arbeit zur Finanztechnologie zu verfolgen;

6.  fordert die Kommission auf, das Wissen und die Erfahrung aus dem Europdischen Forum fiir Innovationsforderer zu
nutzen und als Vorreiter zu agieren, um ein giinstiges und tragfahiges Umfeld fiir europiische Finanztechnologie-
Plattformen und -Unternechmen sowie auch fur die etablierte Finanzindustrie, die das digitale Finanzwesen nutzt, zu
schaffen, ausldndische Investitionen anzuziehen und die Prasenz der Union auf den globalen Mirkten zu erhéhen;

7. istin diesem Zusammenhang der Ansicht, dass die Finanztechnologie als wesentliches und effektives Instrument fiir
europdische KMU betrachtet werden sollte, das Echtzeit-Losungen bzw. schnelle Losungen anbieten kann, die ihrem
Finanzierungsbedarf gerecht werden; ist der Ansicht, dass das digitale Finanzwesen dazu beitragen kann, die
Finanzierungsliicke bei KMU zu schliefSen;

8. betont, dass bei allen auf der Unionsebene ergriffenen Mafnahmen sichergestellt werden sollte, dass die
Marktteilnehmer, welcher Grofie auch immer, aus regulatorischer Sicht tiber Spielraum fiir Innovationen verfiigen, und
dass bei samtlichen neuen oder aktualisierten Rechts- und Aufsichtsvorschriften im Bereich des digitalen Finanzwesens
folgende Grundsitze Beriicksichtigung finden sollten:

a) gleiche Vorschriften fiir die gleichen Tatigkeiten und Dienstleistungen und die mit diesen verbundenen dhnlichen Risiken;
b) VerhiltnisméRigkeit und Technologieneutralitit;
¢) eine Herangehensweise, die von Risiko, Transparenz und Rechenschaftspflicht bestimmt wird;

d) Achtung der Grundrechte, insbesondere des Schutzes von Privatsphdre und personenbezogener Daten, wie in Artikel 7
und 8 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union garantiert;

e) hoher Verbraucher- und Anlegerschutz;
f) gleiche Wettbewerbsbedingungen;
¢) Innovationsfreundlichkeit;

9.  weist darauf hin, dass bei allen neuen oder aktualisierten Mafnahmen, die auf der Unionsebene ergriffen wurden, der
rasanten Entwicklung auf den expandierenden Markten fiir Kryptoanlagen und bei der Ausgabe neuer virtueller Wahrungen
Rechnung getragen werden sollte; betont, dass im gesamten Binnenmarkt fiir gleiche Wettbewerbsbedingungen gesorgt
werden muss, damit die Wahl des giinstigsten Gerichtsstands und Aufsichtsarbitrage vermieden werden; weist warnend
darauf hin, dass solche Maffnahmen nicht die Wachstumschancen von Unternehmen, insbesondere von KMU, schmilern
diirfen und ein tragfihiges Okosystem fiir die Entwicklung des digitalen Finanzwesen innerhalb des Binnenmarkts bieten
und gleichzeitig Finanzstabilitit, Marktintegritit und Anleger- und Verbraucherschutz sicherstellen sollten;
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10.  weist darauf hin, dass aufsichtliche Entwicklungsumgebungen und Innovationszentren potenziell niitzliche
Instrumente fiir Finanztechnologieunternehmen sein kénnen, um innovative Finanzprodukte, Finanzdienstleistungen oder
entsprechende Geschiftsmodelle in einem kontrollierten Umfeld zu erproben, und dass die zustindigen Behorden auf
diesem Wege ein besseres Verstindnis solcher Tatigkeiten erlangen und aufsichtsrelevantes Fachwissen zu aufkommenden
Technologien entwickeln kénnen, wodurch zugleich auch der Dialog zwischen den Unternechmen und den Aufsichts-
behorden begiinstigt wird; betont jedoch, dass sie auch erhebliche Risiken fiir den Verbraucher- und Anlegerschutz
bedeuten und Finanzbetrug ermoglichen konnen sowie auch die Gefahr einer aufsichtlichen Fragmentierung und einer
Aufsichtsarbitrage mit sich bringen;

11.  betont, dass bei jeder aufsichtlichen Entwicklungsumgebung, auch bei einem europaweiten Pendant, ein
Gleichgewicht zwischen den Zielen der Forderung von Innovation und Finanzstabilitdt einerseits und dem Anleger- und
Verbraucherschutz andererseits angestrebt werden sollte, wobei Grofle, Systemrelevanz und grenziibergreifende Tatigkeit
der betreffenden Unternehmen zu beriicksichtigen sind; fordert die Kommission auf, einen gemeinsamen Unionsrahmen fiir
eine europaweite aufsichtliche Entwicklungsumgebung fiir digitale Finanzdienstleistungen zu schaffen, da dies zusitzliche
Vorteile fur Finanzinnovationen und Finanzstabilitdt sowie eine Verringerung der aufsichtlichen Fragmentierung mit sich
bringen wiirde;

12.  betont, wie wichtig das Dreieck aus Vertrauen, Identitdtsiiberpriifung und Daten ist, damit Betreiber, Verbraucher,
Anleger und Aufsichtsbehorden in das digitale Finanzwesen vertrauen konnen;

13.  halt es fiir angebracht, Initiativen eingehender zu analysieren, die auf die Einfithrung von digitalen Wahrungen der
Zentralbank (CBDC) sowohl innerhalb der Union als auch weltweit ausgerichtet sind; fordert die EZB auf, die Durchfithrung
einer umfassenden Folgenabschitzung in Erwidgung zu ziehen, um mogliche Perspektiven fur digitale Wahrungen der
Zentralbank darzustellen, einschlieflich einer Analyse der Chancen und Risiken der Einfithrung eines digitalen Euro; ist der
Ansicht, dass bei dieser Bewertung auch die Funktion der zugrunde liegenden Technologien beriicksichtigt werden sollte;
fordert die Aufsichtsbehorden der Union ferner auf, weitere Forschungsarbeiten in diesem Bereich zu fordern; fordert die
Kommission und die EZB auf, in einen Dialog auf internationaler Ebene einzutreten, in dem der potenzielle Nutzen und die
moglichen Auswirkungen einer breiteren Nutzung von digitalen Wahrungen der Zentralbank weltweit bewertet werden;

14.  ist der Ansicht, dass fur Analyseparameter und -grundsitze, die bei der Folgenabschitzung und nachfolgenden
Analyse herangezogen werden, die Funktion zu beriicksichtigen ist, die digitale Wahrungen der Zentralbank iibernehmen,
wenn es darum geht, die riickliufige Verwendung von Barmitteln zu kompensieren, das Vertrauen in das Finanzsystem zu
sichern, fiir eine stirkere finanzielle Inklusion und den Zugang zu 6ffentlichen Zahlungsmitteln zu sorgen und zugleich die
Finanz- und Wihrungsstabilitat sicherzustellen;

15.  betont, dass eine stirkere regulatorische und aufsichtliche Konvergenz mit dem Ziel, einen gemeinsamen
Unionsrahmen zu entwickeln, erforderlich ist; weist auf die entscheidende Aufgabe hin, die den Europiischen
Aufsichtsbehorden (ESA) bei der Forderung dieses Ziels zukommt; fordert einen strukturierten Dialog zwischen den
Europiischen Aufsichtsbehorden und den zustindigen nationalen Behorden, bei dem der Schwerpunkt auf den aktuellen
Herausforderungen im Bereich der Aufsicht und der Konvergenz der Verfahren im Hinblick auf eine nahtlose Aufsicht auf
allen Ebenen liegen sollte, insbesondere in Bezug auf das digitale Finanzwesen, die Bekdimpfung der Geldwische, den Schutz
der Privatsphire und des Datenschutzes sowie die Herausforderungen und Chancen im Bereich der Cybersicherheit; ist der
Ansicht, dass der Schwerpunkt dieses strukturierten Dialogs im Bereich des digitalen Finanzwesens auf der Verringerung
der Aufsichtsarbitrage und des Aufsichtswettbewerbs sowie auf anderen Hindernissen, die bei grenziiberschreitenden
Geschiften bestehen, liegen sollte;

16.  schldgt eine einheitliche europdische Aufsichtsbehorde vor, die in enger Zusammenarbeit mit anderen européischen
Aufsichtsbehorden und den zustindigen nationalen Behorden auf der Grundlage eines gemeinsamen Regelwerks und
gemeinsamer Interventionsbefugnisse im Bereich der Aufsicht fur Produkte in den folgenden Bereichen der Tatigkeiten im
Zusammenhang mit Kryptoanlagen tdtig sein soll: Anbieter von Dienstleistungen fiir den Tausch virtueller Wahrungen
gegen Papierwihrungen sowie Anbieter von Geldborsen und alle sonstigen Dienstleistungsanbieter fiir virtuelle
Vermogenswerte, die unter die FATF-Normen fallen; stellt gleichzeitig fest, dass die Rechenschaftspflicht dieser
europdischen Aufsichtsbehorde sichergestellt und ein gerichtliches Uberpriifungsverfahren fiir die Maflnahmen der
europdischen Aufsichtsbehorde vorgesehen werden muss; nimmt in diesem Zusammenhang den Vorschlag der Kommission
vom 24. September 2020 fur eine Verordnung tiber Markte fiir Kryptoanlagen zur Kenntnis; betont, dass die einheitliche
Aufsichtsbehorde in Zusammenarbeit mit anderen einschlidgigen Aufsichtsbehorden auf der Unionsebene die Aufsicht tiber
Tatigkeiten im Zusammenhang mit Kryptoanlagen in der Union, die ein grenziiberschreitendes Element aufweisen, haben
und eine geeignete interne Struktur aufbauen sollte, um eine effiziente und wirksame Beaufsichtigung von Kryptoanlagen
auf der Unionsebene sicherzustellen;

17.  teilt die Auffassung der EZB, dass Bargeld als gesetzliches Zahlungsmittel von Bedeutung ist; betont, dass Fortschritte
im Bereich virtueller Wahrungen und digitaler Zahlungen nicht zu Einschrinkungen beim Bargeldverkehr oder zur
Abschaffung des Bargelds fithren diirfen;
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18.  bringt seine Besorgnis iiber die Umweltbelastung zum Ausdruck, die durch das Schiirfen von Kryptowdhrungen
verursacht wird; betont, dass Losungen gefunden werden miissen, mit denen der 6kologische Fuffabdruck von gingigen
Kryptoanlagen gemindert werden kann; fordert die Kommission auf, dies bei jeder kiinftigen Rechtsetzungsinitiative zu
beriicksichtigen und dabei dem Engagement der EU fiir die Ziele fiir nachhaltige Entwicklung und den notwendigen
Ubergang zu einer klimaneutralen Gesellschaft bis spitestens 2050 Rechnung zu tragen;

Festlegung eines Rahmens fiir Kryptoanlagen

19.  ist der Ansicht, dass die Entwicklung einer umfassenden pan-europdischen Taxonomie fiir neue Produkte wie
Kryptoanlagen ein notwendiger Schritt hin zur Forderung eines gemeinsamen Verstindnisses, zur Forderung der
Zusammenarbeit iiber Rechtsordnungen hinweg und zur Schaffung groerer Rechtssicherheit fir Marktteilnehmer, die
grenzitberschreitend titig sind, ist; empfichlt, die bestehenden nationalen Regulierungs- und Aufsichtsrahmen zu
beriicksichtigen; stellt fest, dass internationale Kooperation und globale Initiativen in Bezug auf einen Unionsrahmen fiir
Kryptoanlagen von Bedeutung sind, wobei insbesondere deren Unabhingigkeit von Grenzen zu beriicksichtigen ist;

20. st der Ansicht, dass die Entwicklung einer offenen Taxonomie-Vorlage auf der Ebene der Union unter Umstidnden
besser geeignet ist, da es sich um ein sich entwickelndes Marktsegment handelt, und dass eine entsprechende Taxonomie als
Grundlage fur angemessene Maflnahmen im Bereich des Rechts bzw. der Aufsicht dienen sollte; ist jedoch der Ansicht, dass
es keine Einheitslosung fur die rechtliche Einstufung von Kryptoanlagen gibt und dass daher ein Rahmen wichtig ist, der
eine Uberwachung und Anpassung durch die Aufsichtsbehérden erméglicht;

21.  betont, dass verbraucherorientierte Start-up-Unternehmen haufig innovative Finanzdienstleistungen zum Nutzen
der Unionsbiirger und Unternchmen in der Union aufbauen und dass jedweder Rechtsrahmen so gestaltet werden sollte,
dass er mehr Innovation und eine groere Wahlfreiheit der Verbraucher bei Finanzdienstleistungen ermoglicht;

22, stellt fest, dass die Mitgliedstaaten in Ermangelung eines gemeinsamen Aufsichtskonzepts der EU fiir Kryptoanlagen
bereits damit begonnen haben, einseitige Legislativ- und Aufsichtsmaffnahmen zu ergreifen, und dass sie aufgrund von
Bedenken im Zusammenhang mit dem Verbraucherschutz einem zunehmenden Druck ausgesetzt sind, titig zu werden;
weist darauf hin, dass unterschiedliche Auslegungen und ein unter den Mitgliedstaaten nicht abgestimmtes Konzept zu einer
Marktfragmentierung fithren, die Rechtsunsicherheit erhohen, gleiche Wettbewerbsbedingungen beeintrachtigen und
Moglichkeiten fur Aufsichtsarbitrage bieten konnen;

23. st daher der Ansicht, dass jede weitere Kategorisierung ausgewogen und flexibel sein sollte, damit eine Anpassung
entsprechend den sich wandelnden Geschiftsmodellen und Risiken maglich ist und Innovationen und der Wettbewerbs-
fahigkeit in der Branche Raum gegeben wird, wihrend gleichzeitig sicherzustellen ist, dass Risiken frithzeitig ermittelt und
abgemildert werden kénnen;

24.  betont dariiber hinaus, dass eine Prazisierung der Leitlinien zu den geltenden Regulierungs- und Aufsichtsverfahren
erforderlich ist, um fiir Regulierungssicherheit und in Bezug auf Kryptoanlagen fiir eine angemessene Aufsicht und
aufsichtsrechtliche Behandlung zu sorgen; schlieft sich der Auffassung des Basler Ausschusses und der EBA an, dass
Banken, die Kryptoanlagen erwerben, fiir Kryptoanlagen eine vorsichtige aufsichtliche Behandlung wihlen sollten,
insbesondere fur Kryptoanlagen mit hohem Risiko;

25.  ist der Auffassung, dass angesichts der moglichen Gefahren fir den Verbraucher- und Anlegerschutz und fir die
Finanzstabilitit, die mit einer intensiven Tatigkeit mit Blick auf Kryptoanlagen verbunden sind, fiir Finanzinstitute, die einer
Regulierung unterliegen, insbesondere Kreditinstitute, Zahlungsinstitute und Pensionsfonds, spezifische Obergrenzen fiir
Risikopositionen gelten sollten; teilt ferner die Auffassung, dass eine strenge Sorgfaltspflicht, eine solide Unternehmens-
fihrung und ein solides Risikomanagement, eine vollstindige Offenlegung sdmtlicher Risikopositionen und ein fundierter
Dialog mit den Aufsichtsbehorden von grofter Bedeutung sind; ist der Ansicht, dass die bevorstehende Uberarbeitung des
Rahmens fiir Eigenkapitalanforderungen diesbeziigliche Anderungen umfassen sollte;

26. ist der Auffassung, dass alle Akteure und Teilnehmer, die Tatigkeiten im Zusammenhang mit Kryptoanlagen
ausiiben, soweit anwendbar, den Normen des geltenden Regulierungsrahmens im Bereich Finanzen unterliegen sollten; hebt
ferner hervor, dass rechtliche Bestimmungen und Verfahren festzulegen sind, die sicherstellen, dass die Regulierungsnormen
fiir Tdtigkeiten im Zusammenhang mit Kryptoanlagen, insbesondere in Bezug auf Verbraucherschutz und die Bekimpfung
der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, auch durchgesetzt werden, wenn solche Tatigkeiten oder Dienste von
auflerhalb der Union angeboten oder ausgefihrt werden; betont dariiber hinaus, dass spezifische Vorschriften tiber
Markttransparenz und -integritdt fir alle Emittenten oder Forderer von Kryptoanlagen erforderlich sind, die den
Bestimmungen der Richtlinie 2014/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 tiber Markte fiir
Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (**) (MiFID II) zumindest gleichwertig
sind, wobei strenge Vorschriften fir Informationen fiir potenzielle Kunden, die klar und nicht irrefihrend sein sollten, sowie
Anforderungen an Eignungspriifungen festzulegen sind;

() ABL L 173 vom 12.6.2014, S. 349.
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27.  ist der Ansicht, dass einige Kryptoanlagen, die grofitenteils tiber illegale Kandle verwendet werden, nicht durch ihre
Aufnahme in das bestehende Aufsichtssystem legitimiert werden diirfen; betont, dass mit jeder unerwiinschten
Legitimierung der Verbraucherschutz gefihrdet und die Marktintegritit beeintrichtigt wiirde; fordert die Kommission
daher auf, strenge Vorschriften zu Warnhinweisen gegeniiber potenziellen Kunden festzulegen und sicherzustellen, dass den
zustindigen Behorden die erforderlichen Eingriffsbefugnisse iibertragen werden, um Geschifte und Titigkeiten im
Zusammenhang mit Kryptoanlagen, die iiberwiegend fiir illegale Zwecke genutzt werden, zu beschrinken oder zu
untersagen;

28.  betont, dass Risiken im Zusammenhang mit Beteiligungen und Risikopositionen in Kryptoanlagen vollstindig in den
aufsichtlichen Uberpriifungs- und Bewertungsprozess einbezogen werden sollten, sobald die Taxonomie verfiigbar ist; hebt
in diesem Zusammenhang hervor, dass geeignete standardisierte Offenlegungspflichten fiir alle wesentlichen Risiko-
positionen bzw. Dienstleistungen im Zusammenhang mit Kryptoanlagen erforderlich sind;

29.  weist darauf hin, dass die Regelungsliicken in den bestehenden Rechtsvorschriften der Union durch gezielte
Anderungen geschlossen werden miissen, etwa durch die Schaffung mafigeschneiderter Aufsichtssysteme fiir Tatigkeiten im
Bereich der neuen sich entwickelnden Kryptoanlagen wie die Ausgabe neuer virtueller Wahrungen oder Erstaustauschan-
gebote (IEO); stellt fest, dass sich bestimmte Arten von Kryptoanlagen in den bestehenden Regelungsrahmen einfiigen
konnten, z. B. als ,iibertragbare Wertpapiere im Sinne der MiFID II; ist der Ansicht, dass die Kryptoanlagen, die unter
MIFID II fallen konnten, genauso behandelt werden sollten wie andere iibertragbare Wertpapiere, die unter diese Regelung
fallen, und daher keinen mafgeschneiderten Rechtsrahmen, sondern gezielte Anderungen der einschligigen MIiFID-II-
Bestimmungen erfordern wiirden;

30.  betont, dass bestimmte Kryptoanlagen, die nicht unter die Bestimmungen der MiFID II fallen, auf der Unionsebene
einheitlich geregelt werden miissen;

31.  stellt fest, dass Stablecoins eine besondere Kategorie von Kryptoanlagen sind; weist darauf hin, dass die Verwendung
von Stablecoins in der Union derzeit noch nicht weit verbreitet ist; betont jedoch, dass ihre breite Anwendung erhebliche
Gefahren fur die Finanzstabilitit, die Transmission der Geldpolitik und die demokratische Kontrolle mit sich bringen
konnte; begriifSt daher die Annahme eines Rechtsrahmens durch die Kommission, mit dem unter anderem sichergestellt
werden soll, dass es einen stabilen Umrechnungskurs zwischen Stablecoins und Papierwdhrungen gibt und dass der
jeweilige Stablecoin jederzeit zum Nennwert in eine Papierwihrung umgewandelt werden kann; betont jedoch, dass alle
Emittenten von Stablecoins rechtlich verpflichtet sein miissen, dem Inhaber eine direkte Forderung einzurdumen und die
Stablecoins jederzeit zum Nennwert in Papiergeld zuriickzunehmen und zu diesem Zweck angemessene Verfahren fiir die
Sicherung und Trennung der Stabilisierungsreserven einzurichten;

32.  betont, dass die Ausgabe neuer virtueller Wahrungen und Erstaustauschangebote potenziell geeignet sind, den
Zugang von KMU, innovativen Start-up-Unternchmen und expandierenden Jungunternechmen zu Finanzierungsmitteln zu
verbessern, und den Technologietransfer beschleunigen und einen wesentlichen Bestandteil der Kapitalmarktunion bilden
konnen; stellt jedoch fest, dass verschiedene Aufsichtsbehorden aufgrund fehlender Transparenz- und Offenlegungs-
pflichten, die Risiken fiir Anleger und Verbraucher mit sich bringen kénnen, Warnungen in Bezug auf die Ausgabe neuer
virtueller Wihrungen ausgesprochen haben;

33.  fordert die Kommission daher auf, die Vorteile eines Vorschlags fiir einen Rechtsrahmen fiir die Ausgabe neuer
virtueller Wihrungen und Erstaustauschangebote zu bewerten, mit dem die Transparenz, die Rechtssicherheit und der
Anleger- und Verbraucherschutz erhoht und die Risiken verringert werden, die sich aus asymmetrischen Informationen,
betriigerischem Verhalten und illegalen Aktivititen ergeben; besteht darauf, dass Aufsicht und Uberwachung dieses
Rahmens auf der Unionsebene koordiniert werden;

34.  betont, dass ein gemeinsamer Unionsrahmen fur Kryptoanlagen dazu beitragen sollte, ein hohes Mafl an
Verbraucher- und Anlegerschutz, Marktintegritit und Finanzstabilitit sicherzustellen, die Anwendung der Bestimmungen
zur Bekdmpfung der Geldwische durchzusetzen, wie etwa die Pflichten im Bereich der Feststellung der Kundenidentitit in
Bezug auf Akteure, die Transaktionen im Zusammenhang mit Kryptoanlagen durchfithren, wobei Ausnahmen nur fiir
gelegentliche Transaktionen unterhalb einer Mindestschwelle gelten sollten, und die Aufsicht iiber die zugrunde liegende
Technologie zu verbessern, damit Behorden, die Straftaten untersuchen, in der Lage sind, die Endbegiinstigten von
Zahlungsvorgingen zuverlissig und mit begrenztem Aufwand zu ermitteln;

35. st besorgt uiber aktuelle Forschungsergebnisse (**), denen zufolge die Halfte der Transaktionen von Kryptoanlagen
mit illegalen Aktivititen in Zusammenhang steht, etwa dem Kauf oder Verkauf illegaler Waren oder Dienstleistungen,
Geldwische und Zahlungen bei Ransomware-Angriffen; weist auf die jiingsten Erkenntnisse hin, die darauf hindeuten, dass
bei illegalen Aktivititen Bitcoins in Hohe von 76 Mrd. USD pro Jahr verwendet werden;

(*)  Elektronisch abrufbar iiber https:/[ssrn.com/abstract=3102645
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36. weist erneut darauf hin, dass wirksam gegen die Risiken im Zusammenhang mit Geldwische und
Terrorismusfinanzierung vorgegangen werden muss, die durch grenziiberschreitende Titigkeiten und neue Technologien,
insbesondere durch Kryptoanlagen, entstehen;

37.  betont, dass bestehende Liicken in den Vorschriften zur Bekimpfung der Geldwische fiir Kryptoanlagen, etwa bei
der Anwendung des Grundsatzes der Feststellung der Kundenidentitit, ungleiche Wettbewerbsbedingungen bei den
verschiedenen Arten von Finanztitigkeiten bewirken; ist der Ansicht, dass die Bestimmungen zur Bekdmpfung von
Geldwische und Terrorismusfinanzierung fiir Anbieter von Diensten im Zusammenhang mit Kryptoanlagen auch fiir
auslindische Anbieter, die ihre Dienste in der Union anbieten, durchgesetzt werden sollten; betont, dass eine umfassende
Begriffsbestimmung der virtuellen Vermogenswerte erforderlich ist, damit fiir die Zwecke der Bekimpfung von Geldwische
und Terrorismusfinanzierung Art und Funktion von Kryptoanlagen besser erfasst werden; weist darauf hin, dass die
Begriffsbestimmung der Terrorismusfinanzierung ebenfalls aktualisiert werden muss, damit Kryptoanlagen angemessen
abdeckt sind;

38. nimmt die Aktualisierung der bestehenden Empfehlung Nr. 16 der FATF beziiglich der Informationsweitergabe
(Travel Rule) durch Dienstleistungsanbieter von virtuellen Vermogenswerten (VASP) zur Kenntnis und fordert die
Kommission auf, ihre Auswirkungen auf die Kryptoborsen und die Anbieter elektronischer Geldborsen im Rahmen der
Richtlinie (EU) 2015/849 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Authebung der Richtlinie 2005/60/EG des Européischen
Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (*!) zu priifen,

39.  fordert die Kommission ferner auf, im Einklang mit den Empfehlungen der FATF und der ESMA den Geltungsbereich
der Verpflichteten des Rahmens fiir die Bekdmpfung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung auszuweiten, damit alle
Tatigkeiten im Zusammenhang mit Kryptoanlagen in Bezug auf Anbieter virtueller Borsen, andere Kategorien von
Anbietern von Geldborsen und die Ausgabe neuer virtueller Wahrungen denselben Pflichten bei der Bekimpfung von
Geldwische und Terrorismusfinanzierung unterliegen;

40.  ist der Ansicht, dass bei der Verbreitung der Finanztechnologie niemand zuriickgelassen werden darf und dass die
Verfiigbarkeit von Losungen des digitalen Finanzwesens fur Verbraucher und nichtprofessionelle Anleger mit groferen
Anstrengungen einhergehen muss, was die Sicherstellung von Transparenz, die Sensibilisierung der Offentlichkeit und den
Zugang zu Informationen betrifft; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in Programme zur Verbesserung der
Digital- und Finanzkompetenzen zu investieren;

41.  stellt fest, dass die Einfilhrung einer von der Zentralbank entwickelten digitalen Wihrung mit erheblichen
Herausforderungen und Risiken einhergeht (z. B. Risiken fuir die Finanzstabilitit, Einlagensicherung, Auswirkungen auf die
Transmission der Geldpolitik, Auswirkungen auf die Kreditvermittlung, Ersetzung anderer Zahlungsmittel, Verdringung
privater Marktteilnehmer), die die vermeintlichen Vorteile einer digitalen Wihrung der Zentralbank leicht aufwiegen
konnten;

42, stellt fest, dass einige der festgestellten Mingel des europdischen Zahlungssystems durch schrittweise durchgefiihrte
Verbesserungen des bestehenden Systems, etwa eine verstirkte Verbreitung kosteneffizienter Sofortzahlungen, behoben
werden konnten;

Ein gemeinsames Konzept fiir Cyberabwehr im Finanzsektor

43, weist darauf hin, dass die zunehmende Digitalisierung von Finanzdienstleistungen sowie die Auslagerung an externe
IT-Losungs- oder Wartungsanbieter wie Cloud-Anbieter insbesondere Start-up-Unternehmen bei Innovationen unterstiitzen
kann und dabei, Zugang zu Technologie zu erhalten, die ihnen sonst nicht zur Verfiigung stiinden; weist jedoch warnend
darauf hin, dass Finanzinstitute und -markte zunehmend stirker der Gefahr von Stérungen ausgesetzt sind, die durch
interne Ausfille oder externe Angriffe oder infolge finanzieller Notlagen verursacht werden, und dass operative Risiken
daher in einer solchen sich wandelnden Landschaft griindlich bewertet werden miissen; ist der Ansicht, dass die Leitziele
eines diesbeziiglichen Legislativvorschlags daher Sicherheit, Abwehrfahigkeit und Effizienz sein sollten;

44, nimmt zur Kenntnis, dass die Gesamtkosten von Cybervorfillen zwar bekanntermafien schwer zu ermitteln sind, die
Branche jedoch die Kosten fiir die Weltwirtschaft im Jahr 2018 zwischen 45 Mrd. USD und 654 Mrd. USD geschitzt hat;

() ABL L 141 vom 5.6.2015, S. 73.
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45.  betont, dass der Finanzsektor seit jeher ein zentrales Ziel fur Cyberkriminelle ist, die finanzielle Gewinne anstreben;

46.  ist besorgt iiber die Analyse des ESRB, der zufolge es durchaus denkbar ist, dass sich ein Cybervorfall zu einer
systemischen Cyberkrise entwickeln konnte, die die Finanzstabilitdt gefihrdet (*2);

47.  weist darauf hin, dass einige bereichsspezifischen Rechtsakte der Union zu Finanzdienstleistungen bereits spezifische
Anforderungen in Bezug auf das Informationssicherheitsmanagement enthalten, wihrend dies in anderen Bereichen der
Rechtsvorschriften der Union im Bereich der Finanzdienstleistungen nicht der Fall ist; weist darauf hin, dass die
Aufsichtsbehorden die Verbraucher mit Blick auf die Ausgabe neuer virtueller Wihrungen gewarnt haben, da mangelnde
Transparenz und Offenlegungspflichten potenzielle, schwerwiegende Risiken fiir Anleger bergen kénnen;

48.  fordert die Kommission auf, legislative Anderungen im Bereich IKT- und Cybersicherheitsanforderungen fiir den
Finanzsektor der Union unter Beriicksichtigung internationaler Normen vorzuschlagen, um Unstimmigkeiten, Liicken und
Schlupflocher zu beseitigen, die in den entsprechenden Rechtsvorschriften vorhanden sind; fordert die Kommission in
diesem Zusammenhang auf, zu priifen, ob es eines aufsichtsrechtlichen Uberblicks iiber die IKT-Anbieter bedarf, wobei auf
die Konzentrations- und Ansteckungsrisiken hinzuweisen ist, die sich aus der starken Abhingigkeit des Finanzdienst-
leistungssektors von einer kleinen Zahl von IKT- und Cloud-Computing-Anbietern ergeben kénnen;

49. st der Auffassung, dass diese Anderungen sich auf vier Hauptbereiche konzentrieren sollten:
a) Modernisierung der IKT-Strategie und des Risikomanagements sowie Einhaltung internationaler Normen;
b) Angleichung der Meldevorschriften in Bezug auf IKT-Vorfille;

¢) einen gemeinsamen Rahmen fiir Penetrationstests und Tests der operativen Abwehrfahigkeit in allen Bereichen der
Finanzwirtschaft;

d) Beaufsichtigung von und Mindestnormen fur kritische IKT-Drittanbieter;

50. betont den Bedarf an einem weiteren Informationsaustausch, insbesondere iiber Vorfille, und einer verbesserten
Abstimmung der entsprechenden Regulierungs- und Aufsichtsbehorden, wobei zu beriicksichtigen ist, dass der Aufbau der
Abwehrfihigkeit und der Abwehrbereitschaft fiir den Umgang mit Grofangriffen im Cyberraum und operativen Vorfillen
eine wirksame Zusammenarbeit nicht nur iiber Grenzen, sondern auch iiber verschiedene Wirtschaftszweige hinweg
erfordert; ist der Ansicht, dass dies dadurch erreicht werden sollte, dass den Aufsichtsbehorden bestimmte Befugnisse
eingerdumt werden, damit die von Dritten erbrachten Tatigkeiten wirksamer iiberwacht werden, nimlich erweiterte
Inspektions-, Priif- und Sanktionsrechte;

51.  fordert die Kommission auf, die Zusammenarbeit in internationalen Foren zu verstirken, um die Entwicklung
internationaler Normen in Bezug auf Cloud-Computing und Auslagerung zu erleichtern; fordert fernerhin eine Analyse
zum Bedarf an unionsspezifischen Mafinahmen, die darauf abzielen, die Aufsicht iiber Cloud Computing und Auslagerung
auf das Niveau der Aufsicht zu heben, die bei herkommlichen Systemen besteht; weist darauf hin, dass in diesen Bereichen
auch internationale Normen entwickelt werden miissen; ist der Ansicht, dass die Verantwortung fiir die Einhaltung der
Vorschriften zwar bei den Finanzunternehmen liegt, die Aufsicht tiber kritische dritte Zahlungsdienstleister jedoch darauf
abzielen sollte, das Konzentrationsrisiko und die Risiken fiir die Finanzstabilitit zu itberwachen und die Zusammenarbeit
der zustindigen Behorden sicherzustellen; ist der Ansicht, dass dies dadurch erreicht werden sollte, dass den
Aufsichtsbehorden bestimmte Befugnisse eingerdumt werden, damit die von Dritten erbrachten Tatigkeiten Dritter
wirksamer iiberwacht werden, nimlich erweiterte Inspektions-, Priif- und Sanktionsrechte;

52.  betont, dass die Abwehrfihigkeit des Finanzsystems einen starken Technologierahmen erfordert, der auf die Aufsicht
iber fortschrittliche technologische Anwendungen im Bereich der Finanzdienstleistungen ausgerichtet ist; weist auf die
Notwendigkeit einer konkreten Strategie hin, mit der der Einsatz der Regulierungstechnologie (RegTech) und der
Aufsichtstechnologie (SupTech) verbessert wird;

53. fordert die Kommission und die Aufsichtsbehorden auf, nicht-legislative Manahmen zu ergreifen, um die
operationelle Abwehrbereitschaft im Finanzsektor zur Bewiltigung groffer Cybervorfille und operationeller Vorfille durch
gemeinsame Ubungen und operationelle Protokolle (Strategiebiicher), Instrumente der sicheren Zusammenarbeit und
Investitionen in den Ausbau kritischer Infrastrukturen und européischer Reservekapazititen zu verstirken; betont, dass
Aufsichtsbehorden {iber internes Fachwissen und angemessene Ressourcen verfiigen miissen, um solche Ubungen und
Aufsichtsmafnahmen durchfithren zu konnen;

(*®  Der ESRB veroffentlichte im Februar 2020 einen Bericht iiber systemische Cyberangriffe (https://www.esrb.europa.cu/news|pr/date/
2020/html/esrb.pr200219~61abad5f20.en.html).


https://www.esrb.europa.eu/news/pr/date/2020/html/esrb.pr200219~61abad5f20.en.html
https://www.esrb.europa.eu/news/pr/date/2020/html/esrb.pr200219~61abad5f20.en.html
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54.  fordert die Kommission auf, das Risiko zu bewerten und zu iiberwachen, das im Hinblick auf etwaige Transaktionen
auf dem ,Schwarzmarkt®, auf Geldwische, Terrorismusfinanzierung, Steuerhinterziehung, Steuervermeidung und andere
strafrechtlich relevante Tatigkeiten besteht;

Daten

55.  weist darauf hin, dass die Erfassung und Analyse von Daten von zentraler Bedeutung fiir das digitale Finanzwesen
sind, und betont daher die Notwendigkeit, die geltenden Datenschutzvorschriften einheitlich und technologieneutral
anzuwenden; hebt hervor, dass die kiinstliche Intelligenz eine der Schliisseltechnologien fiir die Verbesserung der weltweiten
Wettbewerbsfahigkeit der EU ist;

56.  weist darauf hin, dass die Union in Bezug auf den Schutz personenbezogener Daten als weltweiter Normengeber
auftritt; betont, dass die Ubertragung und Nutzung personenbezogener und nicht personenbezogener Daten im
Finanzdienstleistungssektor in Ubereinstimmung mit den einschligigen Unionsrechtsvorschriften und internationalen
Abkommen erfolgen sollten, wihrend zugleich aber auch ein vorschriftenkonformer und sicherer Datenfluss ermdglicht
wird, der fiir die Ausweitung innovativer Finanzinitiativen benétigt wird;

57.  betont, dass der ungehinderte Datenfluss innerhalb der Union notwendig ist, damit innovative Finanzdienst-
leistungen in Europa expandieren konnen; weist darauf hin, dass grenziiberschreitende Datenfliisse, auch von und nach
Drittstaaten, im Rahmen der Rechtsvorschriften der Union in Bezug auf den Schutz der Privatsphire und des Datenschutzes
iiberwacht und geregelt werden miissen;

58.  fordert die Kommission diesbeziiglich auf, sicherzustellen, dass digitale Finanzinstitute auf gleichberechtigter
Grundlage auf relevante, zuverldssige und zweckdienliche Daten in Ubereinstimmung mit der Datenschutz-Grundver-
ordnung zugreifen konnen, wobei der Kundennutzen erhoht, das Potenzial des digitalen Finanzwesens gefordert und
innovativen Finanztechnologieunternehmen die Chance eroffnet wird, in und auferhalb der EU zu wachsen; betont, wie
wichtig es ist, die Wettbewerbsregeln im Binnenmarkt einzuhalten und daftir zu sorgen, dass die Interessen der Verbraucher
und Innovationen nicht beeintrichtigt werden; fordert die Kommission auf, das Angebot der Finanzdienstleistungen von
grofen Technologieunternehmen zu iiberwachen und auch zu beobachten, wie die Wettbewerbsvorteile, die diesen
Unternehmen besitzen, den Wettbewerb auf dem Markt verzerren und den Interessen der Verbraucher sowie der Innovation
schaden konnen;

59.  betont, dass die Kommission ein Gleichgewicht zwischen der Sicherstellung der Datensicherheit und des
Verbraucherschutzes und der Wahrung des Verbrauchererlebnisses und der Effizienz der Dienstleistungen herstellen muss;

60. fordert die Kommission auf, auf der Grundlage der bestehenden Unionsnorm gemif der Verordnung (EU)
Nr. 910/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 iber elektronische Identifizierung und
Vertrauensdienste fiir elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufthebung der Richtlinie 1999/93/EG (¥) eine
Infrastruktur fur das digitale Onboarding und die Nutzung digitaler Finanzidentititen in Erwdgung zu ziehen, was darauf
abzielt, die bestehenden rechtlichen Anforderungen in der gesamten Union zu harmonisieren, soweit dies erforderlich ist,
und ihre Anwendung zu erleichtern, um fiir weniger fragmentierte Geschifte innerhalb des Binnenmarkts und die
Einhaltung der einschldgigen Bestimmungen zur Bekdmpfung der Geldwische zu sorgen; betont die Bedeutung und die
potenziellen Vorteile der Verwendung digitaler Finanzidentititen in allen Branchen und Mitgliedstaaten, wobei gleichzeitig
sicherzustellen ist, dass sie den Normen im Bereich des Datenschutzes und des Schutzes der Privatsphire gerecht werden,
und dass geeignete und verhaltnismafige Maflnahmen zur Vermeidung von Datenvorfillen oder Identitdtsbetrug ergriffen
werden;

61.  weist darauf hin, dass sich die rechtlichen Anforderungen an das Onboarding von Privatkunden bei Finanzinstituten,
die fur die Verfahren zur Feststellung der Kundenidentitdt gelten, in jedem Mitgliedsstaat unterscheiden und daher ein
grenziiberschreitendes Onboarding mit bestehenden Datensdtzen oft nicht moglich ist, was auch fiir das Onboarding von
Firmenkunden und den damit verbundenen Verfahren zur Feststellung der Firmenidentitit gilt; fordert die Kommission auf,
sich mit dieser Frage zu befassen und die Harmonisierung der von den Mitgliedsstaaten geforderten Daten zur Feststellung
der Kundenidentitit zu fordern;

62.  stellt fest, dass die Interoperabilitit von digitalen Unternehmen auf nationaler und europdischer Ebene von
entscheidender Bedeutung ist, wenn es um die Realisierung der gewiinschten Marktakzeptanz geht;

(%) ABL L 257 vom 28.8.2014, S. 73.
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63.  weist darauf hin, dass Kundendaten bzw. Massendaten von entscheidender Bedeutung fiir die Schaffung von
zusdtzlichem Kundennutzen und die Erhaltung der Wettbewerbsfihigkeit sind und zunehmend von Finanzinstituten
genutzt werden; bekriftigt die Schlussfolgerungen und Empfehlungen seiner Entschliefung vom 14. Mdrz 2017 zu den
Folgen von Massendaten fiir die Grundrechte: weist erneut auf den Rechtsrahmen fiir die Verarbeitung personenbezogener
Daten gemifl der Datenschutz-Grundverordnung hin und fordert simtliche Interessentrdager auf, sich verstirkt dafiir
einzusetzen, dass die Durchsetzung der darin beinhalteten Rechte sichergestellt ist; hebt insbesondere das Prinzip beziiglich
des Rechts des Einzelnen auf Besitz seiner Daten und Kontrolle tiber diese und das Recht auf Datentibertragbarkeit hervor;

64.  ist der Auffassung, dass eine auf dezentralen Transaktionsnetzwerken basierende selbst-souverdne Identitdt (SSI) ein
Schliisselelement bei der Entwicklung einer Reihe neuer Dienste und Plattformen fiir den digitalen Binnenmarkt sein kann,
die unabhingig von Datenaggregatoren sind und keine Intermediire erfordern, wobei gleichzeitig hohe Sicherheits- und
Datenschutznormen fiir die Unionsbiirger sichergestellt werden miissen;

65. ist der Ansicht, dass der Mangel an zuginglichen und verldsslichen Daten und Informationen in Bezug auf die
Tatigkeiten im Bereichen des digitalen Finanzwesens von Nachteil fiir den Verbraucherschutz, die Marktintegritdt und
Finanzstabilitit sowie fur die Bekimpfung der Geldwische und der Finanzierung des Terrorismus, der Steuervermeidung
und der Steuerhinterziechung sein kann; befiirwortet mehr Transparenz und ein verbessertes Meldewesen in Bezug auf die
Titigkeiten im Bereich des digitalen Finanzwesens, um Asymmetrien und Risiken zu reduzieren, insbesondere mit Blick auf
etablierte Massendaten-Unternchmen, die aus einem groferen Datenzugang iiberproportional Nutzen ziehen konnen;
betont, wie wichtig gleiche Wettbewerbsbedingungen fiir den grenziiberschreitenden Datenzugang sind, wie dies in der
Datenschutz-Grundverordnung fiir personenbezogene Daten gewdahrleistet ist;

66.  weist darauf hin, dass in diesem Zusammenhang Normen eine Schliisselrolle bei der weiteren Forderung der
Datenverwaltung, der gemeinsamen Nutzung und des Austauschs von Daten, einschlieSlich der Dateninteroperabilitit und
-portabilitit, spielen; stellt aulerdem fest, dass dies auch eine vertrauenswiirdige und rechtssichere Infrastruktur sowie einen
soliden Rechtsrahmen in Bezug auf die Verkniipfung und den Austausch von Daten erfordert, wodurch die Unternehmen
Vertrauen in die unternchmensiibergreifende oder sogar brancheniibergreifende Zusammenarbeit im Datenbereich
gewinnen;

67.  fordert eine effektive Aufsicht der Analyse von Massendaten in einer Art und Weise, die der Intransparenz der
Modelle entgegenwirkt und zugleich sicherstellt, dass ein ausreichender Zugang zu relevanten und qualitativen Daten
besteht; betont, wie wichtig eine grofere Rechenschaftspflicht sowie Erklirbarkeit und Transparenz mit Blick auf
Algorithmen, Datenverarbeitung und -analyse ist, die wesentliche Faktoren dafur sind, dass der Einzelne angemessen tiber
die Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten unterrichtet wird;

68.  hebt die Bedeutung eines offenen Bankwesens (Open Banking) fir die Verbesserung der Qualitit von
Zahlungsdienstleistungen durch die Einbeziehung neuer Marktteilnehmer hervor, die den Verbrauchern eine hohere
betriebliche Effizienz und giinstigere Preise bieten; weist darauf hin, dass ein Ubergang von einem offenen Bankwesen zu
einem offenen Finanzwesen (Open Finance), d. h. die Einbeziehung von anderen Finanzdienstleistungen als Zahlungen, eine
strategische Prioritdt ist, mit der die Effizienz verbessert, das Konzentrationsrisiko verringert, die finanzielle Teilhabe
gefordert werden kann;

69.  vertritt die Auffassung, dass der verlangte Vorschlag keine finanziellen Auswirkungen hat;
0
o o

70.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung und die als Anlage beigefiigten Empfehlungen der Kommission
und dem Rat sowie den Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.
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ANLAGE ZUR ENTSCHLIESSUNG:

EMPFEHLUNGEN ZUM INHALT DES VERLANGTEN VORSCHLAGS

A. GRUNDSATZE UND ZIELE DES VORSCHLAGS

1. Schaffung der Grundlagen eines zukunftsorientierten Konzeptes fiir Vorschriften fiir das digitale Finanzwesen in der
Union;

2. Sicherstellung, dass das digitale Finanzwesen weiterhin ein innovativer Motor fiir Wachstum und Beschiftigung im
gesamten Binnenmarkt sein kann;

3. Forderung eines gemeinsamen Verstindnisses der Schliisselfragen beziiglich des digitalen Finanzwesens und der
Harmonisierung der entsprechenden Bestimmungen, was zu verstirkten grenziibergreifenden Aktivititen fithren wird;

4. Ausbau des Datenaustausches gemifl den Grundsitzen der Union, um Innovationen zu fordern Ziel sollte sein, den
Zugang zu Offentlichen Daten in der Union zu erleichtern. Dies kime nicht nur digitalen Finanzunternehmen, sondern auch
einigen anderen unionspolitischen Bereichen zugute und wiirde die Markttransparenz verbessern;

5. Erwigung von drei Bereichen fiir erste Malnahmen der Union, insbesondere die Entwicklung eines Rahmens fiir
Kryptoanlagen, die Entwicklung eines Rahmens fiir Cyberabwehr und operative Resilienz und die Harmonisierung des
Konzepts fiir digitales Onboarding innerhalb des Binnenmarkts.

B. VORZUSCHLAGENDE MASSNAHMEN

1. Vorlage eines Legislativvorschlags fiir Kryptoanlagen, der Rechtssicherheit fiir die Behandlung von Kryptoanlagen
bietet und zugleich ein hohes Mafl an Verbraucher- und Anlegerschutz sowie Marktintegritit und Finanzstabilitit
sicherstellt: Bei einem solchen Rahmen sollte eine offene, umfassende unionsweite Taxonomie erwogen werden: Ferner
sollte darauf abgezielt werden, Rechtsvorschriften nach dem Grundsatz gleicher Vorschriften fiir gleiche Tatigkeiten und
Risiken zu erlassen, und der Grundsatz der VerhiltnismaRigkeit gewahrt werden, wodurch die Aufsichtsarbitrage minimiert
wird und gleiche Wettbewerbsbedingungen geschaffen werden.

Ein entsprechender Legislativvorschlag sollte

a) Leitlinien fur die anwendbaren Regulierungs- und Aufsichtsverfahren bzw. aufsichtsrechtlichen Verfahren und die
Behandlung von Kryptoanlagen bereitstellen; gesonderte Regeln zur Markttransparenz und -integritdt fiir Emittenten
bzw. Forderer von Kryptoanlagen vorsehen, die mindestens denen der Finanzmarktrichtlinie (MiFID 1I) entsprechen;

b) die Regelungsliicken in den bestehenden Rechtsvorschriften der Union in Bezug auf Kryptoanlagen beseitigen,
beispielsweise durch die Einstufung bestimmter Kryptoanlagen als ,iibertragbare Wertpapiere im Sinne der MiFID 1I,
damit sie genauso behandelt werden wie andere tibertragbare Wertpapiere;

¢) einen mafsgeschneiderten Regulierungsrahmen fiir neue und sich weiterentwickelnde Tatigkeiten im Zusammenhang mit
Kryptoanlagen wie die Ausgabe neuer virtueller Wahrungen oder Erstaustauschangebote sowie fiir Kryptoanlagen, die
nicht unter den bestehenden Regulierungsrahmen fallen, schaffen, wodurch ihre harmonisierte Regulierung auf der
Unionsebene sichergestellt werden soll;

d) auf die durch das Schiirfen von Kryptowdhrungen verursachte Umweltbelastung und den Bedarf an Losungen zur
Verringerung des 6kologischen Fuffabdrucks von herkommlichen Kryptoanlagen eingehen;

2. Ergreifen von Mafinahmen hin zu einer stirkeren regulatorischen und aufsichtlichen Konvergenz mit dem Ziel, einen
gemeinsamen Unionsrahmen zu entwickeln; Forderung nach einem strukturierten Dialog zwischen den ESA und den
zustdndigen nationalen Behorden, der sich auf die aktuellen aufsichtlichen Herausforderungen und die Konvergenz der
Verfahren im Hinblick auf eine nahtlose Aufsicht auf allen Ebenen im Bereich der digitalen Finanzierung konzentrieren
sollte;
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3. Entwicklung eines Rechtsrahmens fiir Stablecoins, damit sie mindestens den Normen der Richtlinie 2009/110/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 iiber die Aufnahme, Ausiibung und Beaufsichtigung der
Tétigkeit von E-Geld-Instituten, zur Anderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der
Richtlinie 2000/46EG (') entsprechen, einschlielich eines stabilen Umrechnungskurses und des Umtausches zu gleichen
Bedingungen in Papierwahrungen;

4. Vorlage eines Vorschlags auf der Grundlage einer Bewertung fiir einen gemeinsamen Unionsrahmen fiir eine
europaweite aufsichtliche Entwicklungsumgebung fiir digitale Finanzdienstleistungen;

5. Verstarkte Anwendung des Rahmens fiir die Bekimpfung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung mit Blick
auf Kryptoanlagen und SchlieBung der bestehenden Schlupflocher (siche insbesondere die Mainahmen in den Ziffern 33—
38);

6.  Sicherstellung, dass niemand bei der Verbreitung digitaler Finanzmittel zuriickgelassen wird; Forderung an die
Kommission und die Mitgliedstaaten, in Programme zur Verbesserung der Digital- und Finanzkompetenzen zu investieren;

7. Vorlage eines Legislativvorschlags zur Cyberabwehr, mit dem einheitliche Normen fiir IKT- und Cybersicherheit im
Finanzsektor der Union unter Beriicksichtigung internationaler Normen sichergestellt werden (Ein solcher Rahmen sollte
zukunftsorientiert sein, auf die Modernisierung der aktuell geltenden Vorschriften tiber Cyberabwehr abzielen und dabei
aufsichtsrechtliche Schlupflocher und Liicken schliefen, die Unternehmen, Anleger und Verbraucher gefihrden kénnten);

8. Bestimmung einer einheitlichen europiische Aufsichtsbehérde fir die Aufsicht tiber und Registrierung aller
einschldgigen Tatigkeiten im Zusammenhang mit Kryptoanlagen in der Union, die ein grenziiberschreitendes Element
aufweisen, in Zusammenarbeit mit anderen Aufsichtsbehorden auf der Unionsebene und auf der Grundlage eines
gemeinsamen Regelwerks;

9.  Forderung an die Kommission, die Erstellung eines aufsichtsrechtlichen Uberblicks iiber die IKT-Anbieter im Bereich
der Finanzdienstleistungen in Erwagung zu ziehen, die ihre Dienste in der Union erbringen (siche Ziffer 47);

10.  Forderung an die Kommission auf, legislative Anderungen im Bereich der IKT- und Cybersicherheitsanforderungen
fur den Finanzsektor der Union vorzuschlagen (Diese Anderungen sollten sich auf die vier in Ziffer 48 genannten
Kernbereiche konzentrieren);

11.  Ausarbeitung von Unionsnormen in den Bereichen Cloud-Computing und Auslagerung unter gleichzeitiger
Zusammenarbeit mit internationalen Partnern bei der Entwicklung internationaler Normen (siehe Ziffer 50);

Daten

12.  Unterbreitung eines Vorschlags fur einen Rahmen fiir digitales Onboarding. Ein derartiger Rahmen sollte mit den
entsprechenden Rechtsvorschriften der Union, wie den Bestimmungen zur Bekdmpfung von Geldwische, den Normen im
Bereich des Datenschutzes und des Schutzes der Privatsphire, im Einklang stehen und darauf abzielen, ein gemeinsames
Verstindnis beziiglich der digitalen Finanzidentitdten im Binnenmarkt sicherzustellen und zugleich fiir die Harmonisierung
des grenziiberschreitenden Onboardings zu sorgen.

13.  Verbesserung der Rechenschaftspflicht, Erklarbarkeit und Transparenz in Bezug auf Algorithmen, Datenverarbeitung
und Analyse (siche Ziffer 66).

() ABLL 267 vom 10.10.2009, S. 7.
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P9_TA(2020)0266

Weiterentwicklung der Kapitalmarktunion: Verbesserung des Zugangs zu Finanzmitteln am
Kapitalmarkt, insbesondere durch KMU, und Verbesserung der Beteiligungsmoglichkeiten
fiir Kleinanleger

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu der Weiterentwicklung der Kapitalmarkt¢-
union: Verbesserung des Zugangs zu Finanzmitteln am Kapitalmarkt, insbesondere durch KMU, und
Verbesserung der Beteiligungsmoglichkeiten fiir Kleinanleger (2020/2036(INI))

(2021/C 395/11)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Bericht der hochrangigen Gruppe ,Next CMU“ vom Oktober 2019,
— unter Hinweis auf den Bericht des Hochrangigen Forums zur Kapitalmarktunion vom 10. Juni 2020,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 10. Marz 2020 mit dem Titel ,Eine KMU-Strategie fiir ein
nachhaltiges und digitales Europa“ (COM(2020)0103),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 9. Juli 2020 mit dem Titel: ,Bereit fiir Verinderungen —
Mitteilung zur Vorbereitung auf das Ende des Ubergangszeitraums zwischen der Europiischen Union und dem
Vereinigten Konigreich® (COM(2020)0324),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 8. Marz 2018 mit dem Titel: ,FinTech-Aktionsplan: Fiir einen
wettbewerbsfahigeren und innovativeren EU-Finanzsektor* (COM(2018)0109),

— unter Hinweis auf das Manahmenpaket fiir die Erholung der Kapitalmarkte, das am 24. Juli 2020 von der Kommission
vorgestellt wurde,

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 9. Juli 2015 zu der Schaffung einer Kapitalmarktunion ('),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 19. Januar 2016 zu dem Thema ,EU-Vorschriften fiir den Finanzdienst-
leistungssektor — Bestandsaufnahme und Herausforderungen: Auswirkungen und Wege zu einem effizienteren und
wirksameren EU-Rahmen fiir die Finanzregulierung und eine Kapitalmarktunion® (%),

— unter Hinweis auf die Ergebnisse der von der EZB regelmifig durchgefithrten Erhebung iiber den Zugang von
Unternehmen zu Finanzmitteln,

— unter Hinweis auf die Wirtschaftsprognose der Kommission fiir den Sommer 2020,
— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wihrung (A9-0155/2020),

A. in der Erwidgung, dass die Kernziele aller Malnahmen zur Schaffung einer Kapitalmarktunion darin bestehen sollten, das
Spektrum attraktiverer, stabiler und tragfahiger Finanzierungsmoglichkeiten, die Unternehmen und Biirgern angeboten
werden, zu verbessern, wobei gleichzeitig die wirtschaftliche Stabilitdt gewahrt wird, das finanzielle Risiko minimiert
wird und die Interessen von Kleinanlegern, Rentnern und Verbrauchern ausreichend geschiitzt werden, um Anreize fiir
die finanzielle Beteiligung zu setzen und aus Sparern Anleger zu machen; in der Erwidgung, dass es fir die Erholung
nach der COVID-19-Pandemie noch wichtiger geworden ist, dass KMU, Unternehmer und die Sozialwirtschaft Zugang
zu Beteiligungskapital haben;

B. in der Erwigung, dass der Binnenmarkt der EU durch offenen Wettbewerb, einen Regelungsrahmen, den Riickgriff auf
internationale Normen und Zusammenarbeit bei der Aufsicht gekennzeichnet ist; in der Erwdgung, dass die Strategie fiir
die Kapitalmarktunion daher auf denselben Grundsitzen beruhen sollte;

() ABL C 265 vom 11.8.2017, S. 76.
() ABL C 11 vom 12.1.2018, S. 24.
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C. in der Erwidgung, dass es angesichts des Umfangs der Finanzmittel, die fur die Erholung der Wirtschaft in der EU
benotigt werden, unbedingt erforderlich ist, klug und nachhaltig im Sinne der kiinftigen Generationen zu investieren; in
der Erwdgung, dass mit der Kapitalmarktunion ein wesentlicher Beitrag zum Wandel hin zu einer nachhaltigen,
wettbewerbsfihigen und widerstandsfihigen Wirtschaft geleistet werden sollte, die im Einklang mit dem europaischen
Griinen Deal 6ffentliche Investitionen ergdnzt; in der Erwédgung, dass derzeit ein Rahmen zur Erleichterung nachhaltiger
Investitionen ausgearbeitet wird; in der Erwagung, dass dieser Rahmen ein integraler Bestandteil der MafSnahmen ist, die
die EU im Rahmen der Kapitalmarktunion ergreift, um die Finanzbranche mit den Bediirfnissen der Wirtschaft und mit
der EU-Agenda fiir nachhaltige Entwicklung in Einklang zu bringen;

D. in der Erwigung, dass die Kapitalmirkte in der EU der Wirtschaft und der dringend erforderlichen wirtschaftlichen
Erholung dann am besten dienen konnen, wenn sie transparent, wettbewerbsfihig und widerstandsfahig sind, auf
zentrales Clearing zuriickgreifen und durch gerechte Regulierung getragen werden;

E. in der Erwigung, dass manche Anleger iiber eine hohere Risikotoleranz verfiigen als andere, sowie in der Erwégung,
dass nicht alle Unternehmen in der Lage sind, sich iiber den Kapitalmarkt zu finanzieren und Nutzen aus dem
Kapitalmarkt zu zichen;

F. in der Erwidgung, dass die Schaffung einer sicheren Anlage fiir das Euro-Wihrungsgebiet von entscheidender Bedeutung
fur die finanzielle Integration und fir den Aufbau einer Kapitalmarktunion ist; in der Erwdgung, dass eine sichere
Anlage in der EU erforderlich ist, um als Herzstiick der Kapitalmarktunion einen integrierten, tiefgreifenden und
liquiden europdischen Anleihemarkt zu schaffen, und dass sie als Referenzwert fiir die Bepreisung im
Euro-Wihrungsgebiet, anhand derer Anleihen, Aktien und sonstige Vermogenswerte bewertet werden, sowie im
gesamten Euro-Wihrungsgebiet als Sicherheit dienen konnte;

G. in der Erwigung, dass die meisten Mafnahmen, die bisher zur Verwirklichung der Kapitalmarktunion ergriffen wurden,
in die richtige Richtung gehen, auch wenn mehrere Ziele nicht erreicht wurden, und dass Bankdarlehen im Verhaltnis zu
Beteiligungsfinanzierungen in den letzten Jahren sogar an Bedeutung gewonnen haben; in der Erwidgung, dass im
Hinblick auf die Konvergenz, Genauigkeit, Wirksamkeit und Vereinfachung der ergriffenen Manahmen weiterhin
grofler Handlungsbedarf besteht; in der Erwdgung, dass beim Projekt der Kapitalmarktunion eine ambitionierte Vision
von entscheidender Bedeutung ist, damit nationale Befindlichkeiten tiberwunden werden konnen und die Dynamik
entfacht werden kann, die zur Vollendung der Kapitalmarktunion erforderlich ist, um letztendlich die EU zu einem
attraktiven Markt fur auslandische Kapitalinvestitionen zu machen und ihre Wettbewerbsfahigkeit auf den Weltmirkten
zu steigern;

H. in der Erwidgung, dass der Aufbau einer Kapitalmarktunion mit der Vertiefung der Wirtschafts- und Wahrungsunion
sowie insbesondere mit der Vollendung der Bankenunion einhergeht; in der Erwagung, dass das Européische Parlament
in seiner EntschlieBung vom 19. Juni 2020 zu dem Thema ,Bankenunion — Jahresbericht 2019“ (*) nachdriicklich
fordert, dass die Bankenunion durch die Schaffung eines vollstindig umgesetzten europdischen Einlagenversicherungs-
systems vollendet wird, in der Erwdgung, dass die Bankenunion aufSerdem nicht vollendet werden kann, so lange keine
glaubwiirdige Letztsicherung fiir den einheitlichen Abwicklungsfonds vorhanden ist; fordert ferner, zu priifen, ob die
Einrichtung und Schaffung eines fiskalischen Stabilisierungsmechanismus fiir das Euro-Wahrungsgebiet als Ganzes
erforderlich ist; in der Erwigung, dass die Kapitalmarktunion durch antizyklische politische Mafnahmen erginzt
werden muss, um einen gleichberechtigten Zugang zu Finanzmitteln und Investitionsmdglichkeiten in der gesamten EU
sicherzustellen;

. in der Erwidgung, dass die Finanzvorschriften, insbesondere in den Bereichen Banken und Rechnungspriifung, kiirzlich
als Reaktion auf COVID-19 geindert wurden; in der Erwdgung, dass Finanzierungen iiber die Kapitalmirkte erforderlich
sind, um die insgesamt verfiigbare Finanzierungskapazitit zu steigern und die in der EU bestehende Abhangigkeit von
Bankdarlehen zu verringern; in der Erwigung, dass einem gut kapitalisierten Bankensektor nach wie vor eine wichtige
Rolle bei der Finanzierung von Unternehmen und insbesondere von KMU zukommt;

J. in der Erwigung, dass das Fehlen eines zentralen Mechanismus mit leicht zugédnglichen, zuverlissigen, verstindlichen
und vergleichbaren 6ffentlichen Informationen einer der Griinde dafiir ist, dass es Unternehmen schwerfllt, Investoren
zu finden; in der Erwidgung, dass es fir Anleger schwierig ist, junge und kleine Unternehmen mit einer kurzen
Unternehmensgeschichte zu bewerten, wodurch innovative Einstiegsmoglichkeiten insbesondere fiir junge Unternehmer
behindert werden;

K. in der Erwigung, dass sich auf der Grundlage der Erfahrung der groflen Rezession der Konsens herausgebildet hat, dass
die institutionelle Architektur des Euro-Wahrungsgebiets einer Reform bedarf, um starke wirtschaftliche Schocks besser
bewiltigen zu konnen; in der Erwidgung, dass in der wirtschaftswissenschaftlichen Fachliteratur in dieser Hinsicht
zumeist die Auffassung vertreten wird, dass die bessere Schockabsorption in den Vereinigten Staaten vor allem darauf
zurlickzufiihren ist, dass dort iiber die Kredit- und Kapitalmarkte eine wirksamere private Risikoteilung erfolgt;

() Angenommene Texte, P9_TA(2020)0165.
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L. in der Erwidgung, dass KMU 99,8 % aller Unternehmen der nicht zur Finanzwirtschaft zahlenden Wirtschaftszweige in
der EU der 28 ausmachen, und in diesem Bereich 56,4 % der Wertschopfung sowie 66,6 % der Beschiftigung auf sie
entfallen; in der Erwidgung, dass Kleinstunternehmen 93 % des Bereichs ausmachen, wahrend kleine Unternehmen 5,9 %
und mittlere Unternehmen nur 0,9 % ausmachen (%);

M. in der Erwdgung, dass die soziale und wirtschaftliche Krise infolge der COVID-19-Pandemie und des Lockdowns sich
besonders negativ auf KMU auswirken wird und auch Kleinanleger in dhnlicher Weise in Mitleidenschaft ziehen konnte;
in der Erwigung, dass bei der Reaktion der EU auf COVID-19 im Rahmen des europdischen Aufbauplans eine
umfangreiche Kapitalzufuhr vorgesehen werden sollte, die durch Anreize zur Forderung einer marktbasierten
Finanzierung und zur Verringerung der Abhingigkeit von Bankdarlehen erganzt werden sollte, um den Zugang der
europdischen Unternehmen zu Finanzmitteln zu verbessern und eine widerstandsfahige EU-Wirtschaft aufzubauen, mit
der Arbeitsplatze und die Produktionskapazitit der Mitgliedstaaten gewahrt werden;

N. in der Erwagung, dass der komplexe Skandal um das deutsche Zahlungsdienstleistungsunternehmen Wirecard — ein
DAX-30-Unternchmen, das am 24. Juni 2020 einen Insolvenzantrag stellte — Mingel im europdischen Aufsichts-
rahmen offenbart hat, sodass eine sorgfiltige Bewertung erforderlich ist, um zu ermitteln, welche Fehlentwicklungen
dazu gefithrt haben, dass ein betriigerisches Verhalten derartigen Umfangs so lange unbemerkt bleiben konnte; in der
Erwigung, dass durch diesen jiingsten Skandal einmal mehr deutlich geworden ist, wie dringend Anpassungen an der
europdischen Aufsichtsarchitektur in den Bereichen Rechnungslegung, Finanzinnovation, Zahlungen und verwandten
Bereichen, einschlieSlich Rechnungspriifung sowie Bekdmpfung von Geldwidsche und Terrorismusfinanzierung,
vorgenommen werden miissen;

O. in der Erwdgung, dass mit der Kapitalmarktunion die Endkundennachfrage mobilisiert werden muss; in der Erwdgung,
dass zur Verwirklichung dieses Ziels ein Wandel der Investitionskultur bei den Kleinanlegern erforderlich ist; in der
Erwigung, dass es erst dann zu einem solchen Wandel kommen wird, wenn die Kleinanleger davon iiberzeugt wurden,
dass Investition auf den Kapitalmarkten firr sie erstrebenswert sind und die zugehorigen Risiken hinnehmbar und klar
definiert sind; in der Erwdgung, dass die Kommission weitere Mdglichkeiten ergriinden sollte, wie die Vorteile des
Projekts der Kapitalmarktunion besser vermittelt werden konnen, beispielsweise durch eine Anderung der Bezeichnung,
mit der — wie von der der hochrangigen Gruppe ,Next CMU* vorgeschlagen — die unmittelbare Verkniipfung zwischen
den Ersparnissen der Unionsbiirger und den Investitionen in das Wirtschaftswachstum und die Erholung nach der
COVID-19-Krise deutlich sichtbar gemacht wird;

P. in der Erwigung, dass aktuellen Berichten und verbraucherzentrierten Erhebungen zufolge (°) die meisten europdischen
Kleinanleger Nachhaltigkeit bevorzugen und bei ihren Anlageentscheidungen die Faktoren Umwelt, Soziales und
Governance sowie entsprechende Risiken beriicksichtigen mochten, ihnen aber kaum geeignete Produkte angeboten
werden;

Q. in der Erwidgung, dass die durch COVID-19 ausgelosten Marktbewegungen als eine Art Stresstest unter realen
Bedingungen fur die Robustheit des gesamten Finanzokosystems fungiert haben, sodass nun im Nachgang eine
detaillierte Bewertung der Vorteile und Mangel des bestehenden Regelwerks der EU zur Finanzstabilitit und zur
Finanzaufsicht durchgefithrt werden sollte;

R. in der Erwidgung, dass der Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU zu strukturellen Anderungen am
Finanzsystem der EU fuhrt; in der Erwédgung, dass die Kapitalmarkte in der EU nach dem Brexit einen polyzentrischen
Charakter aufweisen werden, woraus sich ein groferes Risiko einer Fragmentierung in der EU ergibt; betont, dass
Strategien und Mafinahmen, einschlielich eines soliden Ansatzes fiir den Zugang von Drittlindern zum EU-Markt und
eines dynamischen Uberwachungssystems fiir Gleichwertigkeitsregelungen, geférdert werden miissen, mit denen die
Widerstandsfahigkeit, Konnektivitit und Wettbewerbsfahigkeit der EU-Finanzmarkte und deren Stabilitit sowie gleiche
Wettbewerbsbedingungen sichergestellt werden; in der Erwigung, dass eine Gleichwertigkeit nur dann anerkannt
werden kann, wenn festgestellt wird, dass das Regulierungs- und Aufsichtssystem und die Normen des betreffenden
Drittlandes die in den EU-Rechtsvorschriften festgelegten einschligigen Anforderungen erfiillen, um gleiche
Wettbewerbsbedingungen zu gewihrleisten;

S. in der Erwidgung, dass die Finanztechnologie bestimmte Bediirfnisse von KMU und Kleinanlegern decken kann, indem
Abldufe dezentralisiert und Effizienzsteigerungen erzielt werden;

Finanzierungsgeschift

1. nimmt die die Mitteilung der Kommission vom 24. September 2020 mit dem Titel ,Eine Kapitalmarktunion fur die
Menschen und Unternehmen — neuer Aktionsplan® (COM(2020)0590) zur Kenntnis; beharrt darauf, dass die
Kapitalmarktunion vollendet werden muss, um zur wirtschaftlichen und sozialen Erholung nach der COVID-19-Pandemie
beizutragen; fordert die Kommission auf, sich stirker dafiir einzusetzen, dass echte Fortschritte in Bereichen wie dem
Aufsichts-, Steuer- und dem Insolvenzrecht erzielt werden, die nach wie vor grofle Hindernisse fur die tatsichliche
Integration der EU-Kapitalmarkte darstellen;

() Jahresbericht 2018/2019 der Kommission iiber europdische KMU.
9 Siche beispielsweise: https://2degrees-investing.org/wp-content/uploads/2020/03/A-Large-Majority-of-Retail-Clients-Want-to-
Invest-Sustainably.pdf
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2. fordert, dass gegebenenfalls Hindernisse und biirokratische Hiirden entfernt werden und die Rechtsvorschriften
vereinfacht und mit mehr VerhaltnismaRigkeit angewandt werden, wo dies relevant ist und der Finanzstabilitit dient, um die
Finanzierungsquellen fiir europdische Unternehmen zu diversifizieren, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf KMU,
einschlieflich Start-up- und Midcap-Unternehmen, gelegt werden sollte, um deren Mdoglichkeiten fiir den Zugang zu
Aktienmarkten und den Zugang zu vielféltigeren, lingerfristigen und wettbewerbsfahigeren Investitionsmoglichkeiten fiir
Kleinanleger und Grofinvestoren zu fordern; hebt hervor, dass bestehende Verschuldungsanreize verringert werden
missen; weist darauf hin, dass die derzeitige Lage die Unternechmen in der EU und insbesondere KMU schwicht und
anfilliger macht; fordert, dass die Folgenabschitzungen zu den einzelnen Initiativen fur die Kapitalmarktunion um einen
,KMU-Test“ erginzt werden;

3. stellt fest, dass zu den notwendigen Mafinahmen, mit denen sichergestellt werden soll, dass KMU, einschlieflich
Start-up- und Midcap-Unternehmen, ihren Weg auf die Finanzmarkte finden, die Erleichterung der Finanzanalyse, die
durchgehende Beriicksichtigung der Definition von KMU in allen einschldgigen EU-Rechtsvorschriften und die Lockerung
der Ausgabeanforderungen gehoren; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Bevorzugung der Fremd- gegeniiber der
Eigenkapitalfinanzierung bei der Besteuerung auszugleichen; spricht sich fiir eine Uberarbeitung des in der Richtlinie {iber
Mirkte fur Finanzinstrumente (MiFID 1) festgelegten Systems fiir Anreize zur Durchfihrung von Finanzanalysen durch
KMU aus;

4. fordert die Kommission auf, einen Legislativvorschlag zu ,Europiischen besicherten Anleihen” auszuarbeiten, einem
neuen fiir Banken bestimmten Finanzierungsinstrument mit doppelten Riickgriffsmoglichkeiten, das dazu beitragen konnte,
den Zugang zu Finanzierung fur KMU in der gesamten EU zu verbessern; weist erneut darauf hin, dass Europdische
besicherte Anleihen auf bestimmte Ziele ausgerichtet werden kénnten, beispielsweise darauf, KMU beim Ubergang zu einer
wettbewerbsfahigeren und nachhaltigeren Wirtschaft zu unterstiitzen und Finanzmittel in die Realwirtschaft zu lenken;

5. fordert die Kommission auf, die obligatorische Riickmeldung auszuweiten, die Banken KMU geben miissen, wenn sie
einen Darlehensantrag ablehnen, da durch eine umfangreichere Riickmeldung den KMU, deren Antrige abgelehnt wurden,
die Moglichkeit gegeben wiirde, ihren Unternehmensansatz anzupassen und dazuzulernen;

6.  fordert die weitere Integration und Verbesserung der europiischen Kapitalmarkte, um sie — insbesondere auch
angesichts des Austritts des Vereinigten Konigreichs aus der EU — so attraktiv, wettbewerbsfahig und widerstandsfahig wie
moglich zu machen;

7. betont, dass die Risikoabsorptionsfihigkeit des Euro-Wihrungsgebiets unbedingt gestirkt werden muss;

8. hebt hervor, dass die Lander des Euro-Wihrungsgebiets ihre interne Kapazitit zur Bewaltigung makrodkonomischer
Schocks insbesondere dadurch stirken konnen, dass sie Schwachstellen in ihren Volkswirtschaften, Bankwesen und
offentlichen Finanzen wirksam verringern; vertritt ferner die Auffassung, dass die wirtschaftliche Widerstandsfahigkeit
durch Strukturreformen verbessert werden muss, die potenzielles Wachstum unterstiitzen und Flexibilitit erhohen;

9.  betont, dass effiziente und integrierte Finanzmirkte eine wesentliche Voraussetzung fiir eine effiziente private
Risikoteilung im Euro-Wahrungsgebiet sind; vertritt die Auffassung, dass durch eine echte Kapitalmarktunion ein
erheblicher Beitrag zur Diversifizierung und Verringerung von Risiken geleistet werden konnte;

10.  stellt fest, dass in der EU ein Riickgang der Mirkte fiir Borsengdnge zu verzeichnen ist, was darauf zurtickzufithren
ist, dass diese Mirkte insbesondere fiir kleinere Unternehmen nur begrenzt attraktiv sind; hebt in diesem Zusammenhang
hervor, dass sich KMU im Zusammenhang mit den Borsenzulassungskriterien mit einem unverhiltnisméRigen
Verwaltungsaufwand und mit unverhéltnismifigen Befolgungskosten konfrontiert sehen; vertritt die Auffassung, dass
die Effizienz und die Stabilitdt der Finanzmirkte verbessert und die Borsenzulassung von Unternehmen erleichtert werden
sollte; regt an, zur Unterstiitzung der Finanzierung von KMU einen grofl angelegten privaten europaweiten Fonds — einen
Fonds fiir Borsenginge — einzurichten und ihm Vorrang einzurdumen; betont, dass es notwendig ist, fir KMU ein
attraktives Umfeld vor und nach dem Borsengang sicherzustellen;

11.  begriilt die Idee eines hochrangigen Forums fiir die Einrichtung eines einheitlichen europiischen Zugangspunkts
(European Single Access Point — ESAP), an dem Informationen iiber Unternehmen in der EU gebiindelt werden, indem die
auf der Ebene der EU und auf einzelstaatlicher Ebene bestehenden Register und Unternehmensdatenbanken miteinander
verbunden werden, um auf diese Weise Unternehmen — insbesondere in kleineren Mitgliedstaaten — dabei zu
unterstiitzen, Investoren anzuziehen; betont, dass Unternehmen in der Lage sein sollten, die Verfiigbarkeit ihrer Daten an
diesem Zugangspunkt zu kontrollieren; fordert die Kommission auf, einen Legislativvorschlag fiir einen einheitlichen
europdischen Zugangspunkt fiir finanzielle und nichtfinanzielle Informationen zu borsennotierten und nicht
borsennotierten Unternehmen in der EU vorzulegen, und dabei gegebenenfalls auch den Grundsatz der Verhaltnismafigkeit
zu beachten; fordert die Kommission auf, die Transparenzanforderungen gemdf der Richtlinie iiber die Angabe
nichtfinanzieller Informationen und die entsprechenden Anforderungen gemidfl der Taxonomie-Verordnung und gemafs der
Verordnung iiber nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor zu vereinheitlichen;



29.9.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C 395/93

Donnerstag, 8. Oktober 2020

12, fordert, dass gepriift wird, ob die Behandlung von Minderheitsbeteiligungen von Tochterunternehmen im Rahmen
der Eigenmittelverordnung von der Notierung an den Aktienmaérkten abschrecken konnte, und zwar im Zusammenhang
mit Bedenken hinsichtlich der Finanzstabilitdt und einem Mehrwert fiir die Finanzierung der Realwirtschaft;

13.  fordert, dass die Entwicklung von Risikokapitalmarkten und Markten fiir privates Beteiligungskapital in der EU
mittels eines gemeinsamen, transparenten Rahmens fiir europdische Risikokapitalfonds (EuVECA) () beschleunigt wird,
indem die Verfiigbarkeit von Finanzmitteln fiir Risikokapitalinvestitionen erhéht wird und grofere Risikokapitalfonds fiir
die Frithphase und die Spitphase, Steueranreizsysteme fiir Risikokapital- und Business-Angel-Investitionen sowie aktive
Mirkte fur Borsengdnge von Unternehmen, die durch Risikokapital unterstiitzt werden, entwickelt werden; betont, dass
diese Steueranreizsysteme so zu gestalten sind, dass sie wirtschaftlich und sozial tragfihig sind sowie von Verantwor-
tungsbewusstsein gekennzeichnet sind, und dass sie einer regelmafigen Uberwachung und Bewertung unterliegen sollten;

14.  hebt hervor, dass auf den europdischen Mirkten fiir Risikokapital fiir mehr Transparenz und eine geringere
Fragmentierung zu sorgen ist; betont, dass die europiischen langfristigen Investmentfonds (ELTIF), die europiischen
Risikokapitalfonds (EuVECA) und die europdischen Fonds fiir soziales Unternehmertum (EuSEF) gefordert werden miissen,
um gesamteuropdische Instrumente fiir privates Beteiligungskapital zu entwickeln; spricht sich fiir die Uberarbeitung der
Verordnung (EU) 2015/760 iiber europdische langfristige Investmentfonds (’) aus, einschliefSlich einer Analyse moglicher
gezielter Anpassungen der entsprechenden aufsichtlichen Kalibrierungen im Regulierungsrahmen fur Banken und
Versicherungen bei gleichzeitiger Wahrung der Finanzstabilitit, um Kleinanleger in die Lage zu versetzen, sich langfristig an
der Finanzierung von nicht borsennotierten Unternehmen, Infrastrukturprojekten und nachhaltigen Investitionen zu
beteiligen, damit das Potenzial der ELTIF voll ausgeschopft werden kann;

15.  fordert Mafnahmen zur Wiederbelebung der Verbriefungsmirkte in Europa, indem sie fiir Emittenten und Anleger
attraktiv gemacht werden; fordert die Europiischen Aufsichtsbehorden und die Kommission auf, alle technischen
Regulierungsstandards fertigzustellen; fordert die Vereinfachung und Vereinheitlichung der rechtlichen Anforderungen
hinsichtlich der Offenlegung sowie einfache, transparente und standardisierte Kriterien (simple, transparent and
standardised — STS), die Uberpriifung der Einhaltung der STS-Kriterien sowie die Bereitstellung von einfachen und
risikosensitiven Parametern fiir die Bewertung der Ubertragung eines signifikanten Risikos;

16.  nimmt die Vorschldge zur Verbriefung zur Kenntnis, die am 24. Juli 2020 im Rahmen des Mafinahmenpakets fiir die
Erholung der Kapitalmirkte vorgelegt wurden; fordert, dass die Kommission priift, wie durch gezielte Anderungen an der
Verbriefungsverordnung Finanzierungskapazititen freigesetzt werden konnten, um eine Verringerung der Kreditvergabe der
europdischen Banken zu vermeiden, wobei gleichzeitig Bedenken hinsichtlich der Finanzstabilitit zu beriicksichtigen sind,
da die Art einiger synthetischer Verbriefungen spezifische aufsichtsrechtliche und systemische Risiken bergen kann; ist der
Ansicht, dass im Rahmen einer solchen gezielten Bewertung u. a. die Behandlung von Barverbriefungen und synthetischen
Bilanzverbriefungen sowie des aufsichtsrechtlichen Kapitals und der Liquiditit an die Behandlung von gedeckten
Schuldverschreibungen und Darlehen angepasst werden konnte und die Offenlegungs- und Sorgfaltspflichten fiir die
Verbriefung von Dritten, gedeckte Schuldverschreibungen und einfache, transparente und standardisierte Verbriefungen
(STS-Verbriefungen) tiberpriift werden konnten;

17.  fordert die Kommission auf, die Auswirkungen potenzieller gezielter Malnahmen auf die Finanzstabilitit zu
bewerten und dabei die Rechtsvorschriften fiir den Wertpapiermarkt anzugleichen und zu vereinfachen, eine rasche
Erholung nach der COVID-19-Krise zu erleichtern, Investitionen in die Realwirtschaft, insbesondere in KMU, zu férdern
und Neuankdmmlingen und neuen Produkten den Markteintritt zu ermdglichen und damit Verbraucherschutz und
Marktintegritdt zu wahren und gleichzeitig grenziiberschreitende Beteiligungsinvestitionen und entsprechenden Handel zu
fordern; fordert die Kommission ferner auf, zu priifen, ob die Verordnung iiber Markte fur Finanzinstrumente (MiFIR),
einschlieflich der darin festgelegten Handelspflichten fur Aktien und fur Derivate, iberpriift werden muss, um etwaige
Reibungsstellen zu beseitigen, die die Fihigkeit von Unternehmen in der EU beeintrichtigen konnten, in diesen Zeiten —
insbesondere im Hinblick auf das Ablaufen des zwischen der EU und dem Vereinigten Konigreich vereinbarten
Ubergangszeitraums — Kapital zu beschaffen;

18.  bedauert, dass der EU-Markt fiir Crowdfunding im Vergleich zu anderen groffen Volkswirtschaften unterentwickelt
ist; begriilt die im Dezember 2019 vereinbarte neue Reihe einheitlicher Kriterien fiir EU-weite Regelungen
(2018/0048(COD)), die dazu beitragen sollen, dieses Problem zu l6sen und grenziibergreifende Unternechmensfinanzierung
zu fordern; fordert die Europidische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde (ESMA) und die Kommission auf, die
Umsetzung der neuen Regeln streng zu iiberwachen, um zu reagieren und Anderungen vorzuschlagen, wenn beim
Crowdfunding als alternativer Finanzierungsform fiir KMU keine deutlichen Verbesserungen festzustellen sind; fordert die
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, KMU aktiv iiber die alternativen Finanzierungsinstrumente zu informieren, die
ihnen zur Verfiigung stehen;

(©) Verordnung (EU) Nr. 345/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2013 iber Europiische
Risikokapitalfonds (ABL L 115 vom 25.4.2013, S. 1).
() ABLL 123 vom 19.5.2015, S. 98.
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19.  fordert die Kommission auf, Initiativen auszuloten, mit denen Anreize fur die Kapitalbeteiligung durch
Belegschaftsaktien gesetzt werden konnen, um die direkte Beteiligung von Kleinanlegern an der Finanzierung der
Wirtschaft voranzutreiben, zumal diese auch als Instrument zur Verbesserung der Unternehmensfihrung und -kontrolle
dienen und dabei helfen konnen, eine Beteiligungskultur zu entwickeln;

20.  fordert die Kommission auf, angesichts der moglichen Renditen fiir Kleinanleger die direkte Einbeziehung von
Kleinanlegern in die Finanzierung der Wirtschaft zu fordern;

21.  ersucht die Kommission, angesichts der COVID-19-Krise und des Brexits die Regelung zur Abwicklungsdisziplin
gemif$ der Verordnung iiber Zentralverwahrer zu tiberpriifen;

Forderung langfristiger und grenziiberschreitender Investitionen und Finanzprodukte

22, fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre nationalen Steuerrahmen zu dndern, um die steuerliche Hindernisse fiir
grenziibergreifende Investitionen abzubauen, was auch Verfahren fiir eine grenziiberschreitende Riickerstattung der
Quellensteuer auf Dividenden an Anleger, darunter Kleinanleger, umfasst, wenn eine Doppelbesteuerung droht; ist der
Ansicht, dass derartige Verfahren auf einer europaweiten digitalen Plattform transparent abgewickelt werden sollten und
Anleger dadurch in die Lage versetzt werden sollten, die Rendite ihrer Investitionen in Echtzeit zu bestimmen; fordert die
Mitgliedstaaten auf, eng mit der OECD und ihrem Projekt fiir Steuererleichterungen und die verbesserte Einhaltung von
Vorschriften (Tax Relief and Compliance Enhancement — TRACE) zusammenzuarbeiten, um die verschuldungsfreundliche
Besteuerung zu korrigieren, die dazu fihrt, dass die Finanzierung von Innovation durch private Investitionen bestraft wird,
und um Anreize fur langfristige Investitionsmoglichkeiten fiir Anleger zu setzen, um die Unionsbiirger dabei zu
unterstiitzen, bei langfristigen Sparprodukten bessere Renditen zu erzielen;

23, vertritt die Auffassung, dass eine einseitige Anderung der einzelstaatlichen steuerlichen Rahmen innerhalb der EU,
mit der steuerliche Hindernisse fiir grenziibergreifende Investitionen verringert werden sollen, die Diskrepanzen bei den
Steuervorschriften weiter verscharfen wiirde, die Unternehmen bei einer grenziibergreifenden Tatigkeit befolgen miissen,
wobei dies mit hohen Kosten verbunden ist sowie weitere Moglichkeiten zur Steuervermeidung erdffnet; fordert die
Mitgliedstaaten erneut auf, die Vorschlige zur Gemeinsamen konsolidierten Korperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage
(GKKB) gleichzeitig anzunehmen und dabei die Stellungnahme des Parlaments zu beriicksichtigen, in der der Begriff der
virtuellen Betriebsstitte und die Formelaufteilung bereits enthalten sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre abweichenden
Positionen zur GKKB zu tiberwinden, da dieses Instrument wichtig ist, um einen Rahmen zu schaffen, indem Sicherheit
gefordert und Doppelbesteuerung verhindert wird sowie Verwaltungskosten gesenkt werden, was sich forderlich auf
grenziibergreifende Investitionen auswirke;

24.  betont, dass die Rechtssicherheit fiir grenziiberschreitende Investitionen erhoht werden muss, indem nationale
Insolvenzverfahren effizienter und wirksamer gestaltet werden und indem die Regeln zur Unternehmensfithrung und
-kontrolle weiter harmonisiert werden, wobei unter anderem eine gemeinsame Definition fiir den Begriff , Anteilseigner*
festgelegt werden sollte, um die Ausiibung von Anteilseignerrechten und die Beteiligung an Beteiligungsunternehmen in der
gesamten EU zu erleichtern; hebt hervor, dass nach dem Auslaufen der EU-internen bilateralen Investitionsschutzab-
kommen ein solider Rechtsrahmen zum Schutz von grenziibergreifenden Investitionen innerhalb der EU sichergestellt
werden muss; fordert die Kommission auf, entsprechend legislative Initiativen vorzuschlagen und/oder Empfehlungen an
die Mitgliedstaaten herauszugeben;

25.  hebt hervor, wie wichtig die langfristigen Beteiligungsinvestitionen der Finanzmarktteilnehmer sind, um
unabhingige europdische Unternehmen in der Union, starke und widerstandsfihige strategische Wirtschaftszweige, ein
nachhaltiges Wirtschaftswachstum und Wohlstand zum Nutzen der Unionsbiirger zu fordern;

26.  betont, dass bei der Umsetzung und Durchsetzung eines tatsichlich einheitlichen Regelwerks fiir Finanzdienst-
leistungen im Binnenmarkt weitere Fortschritte erzielt werden miissen, auch im Hinblick auf gemeinsame Definitionen und
Normen im Bereich der nachhaltigen Finanzierung; fordert die Kommission und die europdischen Aufsichtsbehorden auf,
den Schwerpunkt auf die Verwendung von Instrumenten fiir die aufsichtliche Konvergenz zu legen und deren Wirksamkeit
zu erhohen;

27.  betont, dass angesichts der weitreichenden demografischen Umwilzungen, die der EU bevorstehen, die
Altersversorgung — und insbesondere die Altersversorgung der zweiten und dritten Sdule — gefordert werden muss;
begriif§t das Paneuropdische Private Pensionsprodukt (PEPP); stellt fest, dass es sich beim PEPP um eine freiwilliges
Pensionsprodukt zur Ergdnzung der nationalen staatlichen Altersversorgung handelt; weist darauf hin, dass die steuerliche
Behandlung von entscheidender Bedeutung fiir die Marktaufnahme kiinftiger PEPP sein wird; weist auf die Empfehlung der
Kommission vom 26. Juni 2017 hin, in der sie die Mitgliedstaaten aufgefordert hat, dafiir zu sorgen, dass PEPP der gleichen
steuerlichen Behandlung unterliegen wie nationale Altersvorsorgeprodukte und damit eine Option fiir Anleger werden;
fordert eine griindliche evidenzbasierte Evaluierung des Markts fiir PEPP — auch im Hinblick auf die Frage, ob gleiche
Wettbewerbsbedingungen herrschen —, bevor die nichste legislative Uberarbeitung der PEPP-Verordnung durchgefiihrt wird;
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28.  fordert die Mitgliedstaaten auf, kapitalgedeckte Rentensysteme zu fordern, um die fur langfristige Investitionen
verfiigbaren europdischen Kapitalpools zu vertiefen und Marktdynamik und Investitionsanreize zu verbessern; ist der
Ansicht, dass die kapitalgedeckte Altersvorsorge neu belebt und attraktiver gestaltet werden sollte; fordert Manahmen, mit
denen die Hiirden, die einer Koexistenz o6ffentlicher und privater Altersvorsorgesysteme entgegenstehen, beseitigt werden;
regt die Beteiligung von Anlegern an langfristigen Produkten mit Strategien fiir steuerliche Anreize an, die so gestaltet sind,
dass sie sich in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht positiv auswirken und gleiche Wettbewerbsbedingungen fiir die
verschiedenen Anbieter und Produktarten fordern;

29.  fordert die Kommission auf, die Moglichkeit zu priifen, im Rahmen der Richtlinie {iber Organismen fiir gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren (OGAW) auf der Ebene der EU eine De-minimis- oder eine Freistellungsregelung fiir professionelle
und/oder halbprofessionelle Anleger einzufiihren;

30.  weist erneut darauf hin, dass die Richtlinie ,Solvabilitit II“ bis Ende 2020 tiberpriift werden muss und dass die
Europiische Aufsichtsbehorde fiir das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA) der Kommission
nach Konsultationen mit verschiedenen Interessentrigern technische Beratung leisten wird, auch im Zusammenhang mit
den Erkenntnissen aus der COVID-19-Pandemie, insbesondere im Hinblick auf die Deckung pandemiebezogener Risiken;
fordert die Kommission und die EIOPA auf, auf der Grundlage einer gezielten Folgenabschitzung die potenziellen Vorteile
und die aufsichtsrechtliche Begriindung einer Anpassung der Eigenkapitalanforderungen fiir Investitionen in Beteiligungen
und private Schuldtitel, insbesondere von KMU, zu bewerten, moglicherweise auch im Rahmen des auf internen Modellen
beruhenden Ansatzes, damit die Kapitalanforderungen fiir Versicherer und Pensionsfonds nicht von langfristigen
Investitionen abschrecken; fordert eine ziigige Abschaffung der nationalen Freistellungen und der Uberregulierung bei der
Umsetzung der Richtlinie ,Solvabilitat II“ auf nationaler Ebene;

31.  betont, dass nachhaltige Vermogenswerte geschaffen werden miissen und deren Verfiigbarkeit zu fordern ist; fordert
die Kommission auf, eine Gesetzgebungsinitiative fiir eine EU-Norm fiir griine Anleihen vorzulegen; fordert weitere
Diskussionen iiber die Schaffung einer sicheren europiischen Anlage auf der Grundlage einer von der Kommission
durchzuftihrenden Bewertung des Vorschlags fiir staatsanleihebesicherte Wertpapiere und moglicher Entwicklungen, um die
internationale Rolle des Euro zu stirken, die Finanzmirkte zu stabilisieren und den Banken eine Diversifizierung ihrer
Portfolios zu ermoglichen;

32.  betont, dass angemessene aufsichtsrechtliche Vorschriften, die eine Verlustabsorptionsfahigkeit vorsehen, von
grundlegender Bedeutung fiir die Wahrung der Finanzstabilitit sind, wahrend ein Gleichgewicht angestrebt werden muss,
damit die Fihigkeit von Finanzinstituten, in die Realwirtschaft zu investieren und Kredite an sie zu vergeben, sowie die
globale Wettbewerbsfahigkeit der EU verbessert werden; fordert die Kommission auf, bei der Umsetzung der endgiiltigen
Basel-IlI-Normen die Risikogewichte gebithrend zu beriicksichtigen, die fiir Beteiligungsinvestitionen von Banken gelten,
insbesondere bei langfristigen Beteiligungen an KMU;

33.  betont, dass die Kapitalmarktunion mit dem europaischen Griinen Deal und insbesondere mit dem Investitionsplan
fur ein zukunftsfahiges Europa und der EU-Taxonomie fiir nachhaltige Tatigkeiten im Einklang stehen sollte; vertritt die
Auffassung, dass mit der Kapitalmarktunion darauf abgezielt werden sollte, Investitionen in umweltfreundliche und
wettbewerbsfihige Projekte zu leiten, um auf diese Weise einen Beitrag zur Nachhaltigkeitsagenda der EU zu leisten;

Marktarchitektur

34.  betont, dass die europiischen und nationalen Aufsichtsbehorden auf effiziente und wirksame Weise zusammen-
arbeiten miissen, um ihre Differenzen zu iiberwinden und gemeinsam auf eine echte aufsichtliche Konvergenz
hinzuarbeiten, um ein gemeinsames europdisches Aufsichts- und Durchsetzungsmodell unter Leitung der Europiischen
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde (ESMA) zu fordern und so die bestehenden Hindernisse fiir grenziiberschreitende
Finanzgeschifte abzubauen; hebt die Bedeutung der ESMA, der EIOPA und der EBA bei diesem Prozess hervor, wobei auch
die im Rahmen der jiingst vereinbarten Uberpriifung des Europiischen Finanzaufsichtssystems festgelegten Rolle der
zustdndigen nationalen Behorden beriicksichtigt werden muss; weist ferner erneut darauf hin, dass die Lenkungsstrukturen
der Europdischen Aufsichtsbehorden reformiert werden miissen, damit sich deren Abhingigkeit von den nationalen
Aufsichtsbehorden verringert;

35.  fordert die Kommission auf, im Hinblick auf potenzielle Effizienzgewinne in Erwidgung zu ziehen, der ESMA
schrittweise direkte Aufsichtsbefugnisse zu iibertragen, einschliefSlich der direkten Aufsicht iiber bestimmte Marktsegmente
wie zentrale Gegenparteien (CCP) und Zentralverwahrer aus der EU und die Europiische zentrale Zugangsstelle, sowie
umfangreichere Produktinterventionsbefugnisse; betont ferner, dass in Zusammenarbeit mit den entsprechenden
zustindigen nationalen Behorden eine einzige europidische Aufsichtsbehorde benannt werden muss, die auf einem
gemeinsamen Regelwerk beruht und iiber Produktinterventionsbefugnisse fir die Aufsicht tiber Tatigkeiten im
Zusammenhang mit Kryptoanlagen mit einem erheblichen grenziiberschreitenden Element in der EU verfiigt;

36. ist besorgt iiber den jiingsten Skandal um das deutsche Finanztechnologie-Unternehmen Wirecard; fordert die
Kommission und die zustindigen Stellen der EU in diesem Zusammenhang auf, zu bewerten, inwieweit dieser Skandal auf
Mingel im EU-Regulierungsrahmen in den Bereichen Wirtschaftspriifung und Aufsicht zuriickgefithrt werden kann und ob
die Aufsichtsbehorden der Mitgliedstaaten und der EU ausreichend geriistet sind, um grofe grenziiberschreitend titige
Finanzinstitute mit komplexen Geschiftsmodellen, die verschiedene Rechtsordnungen von Drittlindern sowie mehrere
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Unternehmensebenen umfassen, wirksam zu beaufsichtigen; fordert, dass aus diesem Fall Schlussfolgerungen in Bezug auf
die Weiterentwicklung des Regulierungs- und Aufsichtsrahmens der EU und insbesondere des Aktionsplans zur
Kapitalmarktunion gezogen werden; ist der Ansicht, dass in diesen Schlussfolgerungen die Frage behandelt werden sollte, ob
eine direkte Aufsicht auf europdischer Ebene in bestimmten Bereichen dieses Scheitern hitte verhindern kénnen und ob
eine ambitionierte Reform der Leitung der Europiischen Aufsichtsbehorden mit einer stirkeren Rolle beim Abbau der
bestehenden Hindernisse fir grenziiberschreitende Finanzoperationen notwendig wire; bekriftigt insbesondere seine
Forderung an die Kommission, nach Wegen zu suchen, wie die Funktionsweise des Rechnungspriifungswesens, auch durch
gemeinsame Priifungen, verbessert werden kann;

37.  hebt den EU-weiten Wettbewerb, die Auswahl und den Zugang zu Marktinfrastrukturen als Grundprinzipien fur die
Vielfalt der Handelsmechanismen in der Kapitalmarktunion hervor, sofern ein solcher Zugang nicht die Finanzstabilitit
gefahrdet; stellt mit Besorgnis fest, dass sich in den letzten Jahren ein zunehmender Anteil der Handelsstrome auf
Handelsplitze mit begrenzten Transparenzanforderungen verlagert hat, und weist darauf hin, dass dieser Handel nicht in
sinnvoller Weise zur Preisfindung beitragt; stellt fest, dass das Ausmafl des bilateralen Handels auflerhalb von
Handelsplitzen nach wie vor hoch ist; spricht sich fiir eine echte Verlagerung hin zu einem wettbewerbsfihigen und
borslichen Handel auf den europdischen Aktien- und Derivatemarkten aus, wobei fir gleiche Wettbewerbsbedingungen
zwischen den verschiedenen Handelsplitzen zu sorgen ist;

38. st der Ansicht, dass mit ausreichenden Mitteln ausgestattete Akteure der Zivilgesellschaft und Verbrauchervertreter
im Bereich der Finanzdienstleistungen in der Lage sind, politischen Entscheidungstrigern und Regulierungsbehorden
wertvolle Einblicke und unabhingige Bewertungen zu bieten;

39.  betont, dass Fortschritte bei den gemeinsamen europdischen Normen erzielt werden miissen, um die Gefahr einer
Fragmentierung zu verringern, die sich aus der Anwendung nationaler Optionen und von Ermessensspielrdumen ergibt;

40.  stellt fest, dass die Regulierung von Finanzdienstleistungen ein duferst komplexes Unterfangen ist, wobei die
Regulierung auf internationaler, europdischer und nationaler Ebene stattfindet; fordert alle einschlagigen Akteure auf, sich
mit dieser Komplexitit auseinanderzusetzen, um fiir Verhaltnisméfigkeit bei der Finanzregulierung zu sorgen und um
unndtigen Verwaltungsaufwand zu beseitigen; stellt aufferdem fest, dass die VerhiltnisméfRigkeit der Finanzvorschriften in
manchen Fillen zu mehr Komplexitit fiihren kann, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, erhebliche
Anstrengungen zu unternechmen, um bestehende und kiinftige Vorschriften, gegebenenfalls durch den schrittweisen Abbau
nationaler Ausnahmen sowie durch das Verhindern einer Uberregulierung von EU-Rechtsvorschriften auf nationaler Ebene,
zu vereinheitlichen und zu harmonisieren; hebt hervor, dass Vorschriften mit klaren Zeitpldnen fiir den Ubergang bzw. das
Auslaufen bestehender Regelungen einen reibungslosen und stetigen Weg zu regulatorischer Konvergenz ermaéglichen;

41.  bekriftigt die in seiner Entschliefung vom 19. Januar 2016 zu dem Thema ,EU-Vorschriften fir den
Finanzdienstleistungssektor — Bestandsaufnahme und Herausforderungen® formulierte Forderung an die Kommission,
alle funf Jahre in Zusammenarbeit mit den Europiischen Aufsichtsbehorden, dem einheitlichen Aufsichtsmechanismus
(SSM) und dem Europdischen Ausschuss fiir Systemrisiken (ESRB) eine umfassende quantitative und qualitative Bewertung
der kumulativen Auswirkungen der EU-Vorschriften fiir den Finanzdienstleistungssektor auf die Finanzmirkte und ihre
Teilnehmer auf der Ebene der EU und der Mitgliedstaaten durchzufithren, um Méingel und Schlupflocher zu ermitteln, die
Leistung, Wirksamkeit und Effizienz der Vorschriften fur den Finanzdienstleistungssektor zu bewerten, dafiir zu sorgen,
dass sie den fairen Wettbewerb und die Entwicklung der Wirtschaft nicht beeintrichtigen, und dem Parlament Bericht zu
erstatten; bedauert, dass bislang noch keine derartige Bewertung durchgefiihrt wurde;

42.  fordert die Kommission auf, einen detaillierten Fahrplan zur Stirkung der Robustheit des Finanzokosystems
vorzulegen und dabei Lehren aus den Vorteilen und Mingeln des bestehenden Regelwerks der EU zur Finanzstabilitdt und
zur Finanzaufsicht zu ziehen, die im Zuge der COVID-19-Krise zutage traten; nimmt die jiingsten Empfehlungen des
Europiischen Ausschusses fiir Systemrisiken (ESRB) zur Kenntnis, die sich insbesondere auf Liquidititsrisiken, die sich
durch Nachschussforderungen ergeben, und auf Liquiditatsrisiken in Investmentfonds bezichen;

Kleinanleger

43.  hebt hervor, dass es ohne eine breite Anlegerbasis keinen soliden Markt gibt; ist besorgt dariiber, dass die Beteiligung
von Kleinanlegern an den Finanzmirkten nach wie vor gering ist; stellt fest, dass das Portfolio fiir Anlageoptionen fiir alle
Kleinanleger erweitert werden muss; fordert angesichts der demografischen Herausforderungen, mit denen die EU
konfrontiert ist, dass Mafinahmen zur Forderung von Investitionen durch Kleinanleger ergriffen werden, indem durch
attraktivere, transparente und angemessene private Altersvorsorgeprodukte fiir eine stirkere Beteiligung von Kleinanlegern
an den Kapitalmarkten gesorgt wird; fordert, dass Initiativen vorgelegt werden, die speziell auf Kleinanleger ausgerichtet
sind und auch die Forderung der Entwicklung unabhingiger webbasierter EU-Vergleichsinstrumente umfassen, um
Kleinanleger dabei zu unterstiitzen, die Produkte zu ermitteln, die in Bezug auf Risiko, Rendite und Wert am besten zu ihren
besonderen Bediirfnissen und Priferenzen passen, und Anreize fiir wettbewerbsfihige umweltfreundliche, soziale und
governancebezogene Produkte sowie fir Produkte, die in der Regel mit einem besseren Preis-Leistungs-Verhaltnis
verbunden sind, zu fordern;
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44, bedauert mit Sorge, dass die Bestimmungen zum Anleger- und Verbraucherschutz in einer Reihe branchen-
spezifischer EU-Rechtsvorschriften fiir Finanzdienstleistungen schlecht aufeinander abgestimmt sind, was zu tiberméfiger
Komplexitit sowohl fir Finanzintermedidre als auch Kleinanleger fiihrt; fordert die Kommission auf, in den
EU-Rechtsvorschriften iiber Finanzdienstleistungen einen stirker horizontal ausgerichteten und harmonisierten Ansatz
fur den Verbraucher- und Anlegerschutz, der an den okologischen und digitalen Wandel angepasst ist, zu verfolgen, um
einen wirksamen und einheitlichen Schutz fiir alle Finanzprodukte und -anbieter sicherzustellen;

45.  hebt hervor, dass das Vertrauen der Anleger in die Kapitalmérkte durch einen soliden Anlegerschutz und durch die
Unterstiitzung von Marktteilnehmern mit fundierter Finanzkompetenz gestirkt werden muss;

46.  betont, dass es gleicher Wettbewerbsbedingungen zwischen Finanzdienstleistern und Unternehmen der Digital-
technik bedarf, solange keine einheitliche Herangehensweise angewandt wird; betont, dass der Zugang zu Finanzmarkten
gemifl dem Grundsatz ,Gleiches Geschift, gleiche Regeln” fiir alle Unternehmen moglich sein sollte; stellt fest, dass dieser
Grundsatz besonders in den Bereichen Finanztechnologie und Finanzinnovationen von Bedeutung ist und dass der
gegenseitige Zugang zu Finanzdaten mit der Notwendigkeit gleicher Wettbewerbsbedingungen fiir alle Anbieter und
Produkttypen in einem ausgewogenen Verhiltnis stehen sollte;

47.  betont, dass der Binnenmarkt fur Finanzdienstleistungen fiir Privatkunden stark unterentwickelt ist; stellt fest, dass
der Erwerb von Finanzdienstleistungen fiir Privatkunden, wie zum Beispiel grenziibergreifende Hypothekendarlehen oder
Versicherungsprodukte, duferst uniiblich und mit Hindernissen versehen ist; vertritt die Auffassung, dass Marktteilnehmer,
bei denen es sich um Kleinanleger handelt, in der Lage sein sollten, den Binnenmarkt auf einfache Weise in vollem Umfang
zu ihrem Vorteil zu nutzen, damit sie tiber Grenzen hinweg auf Finanzdienstleistungen fiir Privatkunden zugreifen konnen
und so fiir eine groflere Auswahl und bessere Produkte gesorgt wird; fordert die Kommission auf, einen Aktionsplan fiir
Finanzdienstleistungen fur Privatkunden aufzustellen, mit dem eine hochgesteckte Strategie fiir die Entfernung von
Hindernissen fiir grenziiberschreitende Finanzdienstleistungen und die Abschaffung unnétiger und unverhaltnismagiger
Gebiihren fiir derartige Dienstleistungen festgelegt wird;

48.  fordert Verbesserungen bei der Offenlegung und Vergleichbarkeit von zentralen Informationen und die Entfernung
von irrefihrenden Informationen in den Rechtsvorschriften wiber verpackte Anlageprodukte fur Kleinanleger und
Versicherungsanlageprodukte (PRIIP), wobei diese Probleme bei der nichsten Uberpriifung angegangen werden sollten;
erwartet, dass die Rechtsvorschriften der Stufe 2 tiber PRIIP in Bezug auf die wesentlichen Informationen fiir den Anleger
im Einklang mit den Rechtsvorschriften der Stufe 1 stehen, insbesondere in Bezug auf die Bereitstellung genauer, fairer,
klarer und nicht irrefihrender vorvertraglicher Informationen und auf die Methoden im Zusammenhang mit den
Wertentwicklungsszenarien, wobei die Vergleichbarkeit zwischen den unterschiedlichen Anlageprodukten sichergestellt
wird; stellt fest, dass sichergestellt werden muss, dass den Anlegern Leistungsinformationen zu fritheren Zeitrdumen
zuganglich sind, wobei gleichzeitig darauf hinzuweisen ist, dass diese Leistungsinformationen nicht als Indikator fiir
kiinftige Renditen verwendet werden konnen; bedauert die Verzogerungen bei der Annahme der Rechtsvorschriften der
Stufe 2 iiber PRIIP, die sich mit der ersten Uberpriifung der PRIIP {iberschneiden wird und was zu mehr Rechtsunsicherheit
und hoheren Kosten fiir die entsprechenden Akteure fithren wird; beharrt darauf, dass bei der bevorstehenden Uberpriifung
standardisierte und maschinenlesbare Offenlegungsunterlagen vorgesehen werden, um so auf eine digitalkonforme Weise
Vergleichbarkeit zu ermdglichen; fordert die Kommission und die Europdischen Aufsichtsbehorden auf, ihre Vorschlage fiir
die jeweiligen Anderungen von Rechtsvorschriften der Stufe 1 und der Stufe 2 so zu koordinieren, dass ein hohes Maf§ an
Vorhersehbarkeit fir Intermedidre und Kleinanleger gewihrleistet ist;

49.  fordert die Kommission nachdriicklich auf, auf allen Ebenen der Richtlinie iiber Markte fiir Finanzinstrumente
(MiFID) eindeutig zwischen professionellen Anlegern und Kleinanlegern zu unterscheiden, damit die Behandlung von
Kunden auf ihre jeweiligen Kenntnisse und Erfahrungen auf den Markten abgestimmt werden kann; ist der Ansicht, dass es
fur Kleinanlegern moglich sein muss, auf Antrag entsprechend eindeutiger Kriterien als professionelle Anleger angesehen zu
werden; fordert die Kommission auf, die Moglichkeit zu priifen, ob durch die Einfithrung der Kategorie halbprofessioneller
Anleger besser auf die tatsichlichen Verhiltnisse der Beteiligung an den Finanzmirkten reagiert werden konnte und auf der
Grundlage ihrer Ergebnisse zu bewerten, ob die Einfithrung einer solchen Kategorie notwendig wire oder nicht; fordert die
Kommission auf, alternativ dazu eine flexiblere Kategorisierung der Anleger in Betracht zu zichen, insbesondere durch
Opt-out-Moglichkeiten fiir bestimmte Verpflichtungen, Opt-in-Mdglichkeiten fiir bestimmte Kunden oder durch eine
effizientere Gestaltung der bestehenden Kriterien fiir professionelle Anleger;

50. wurde darauf aufmerksam gemacht, dass der derzeitige Berichterstattungsrahmen innerhalb der Richtlinie tiber
Mirkte fiir Finanzinstrumente (MiFID II) und der Verordnung iiber europiische Marktinfrastrukturen (EMIR) duferst
kostspielig und komplex ist, was die Wirksamkeit des Systems beeintrachtigt; ist der Ansicht, dass eine Vereinfachung dieses
Rahmens in Betracht gezogen werden sollte, wobei die aktuellen Erfahrungen in vollem Umfang beriicksichtigt werden
sollten, die durchgingige Beriicksichtigung in allen Rechtsvorschriften ergriindet und sichergestellt werden sollte, dass die
fur die Richtlinie itber Markte fur Finanzinstrumente (MiFID II) und die Verordnung iiber europaische Marktinfrastrukturen
(EMIR) gesetzten Ziele auf keinen Fall beeintrichtigt werden und die Vorschriften in den Bereichen Marktintegritit,
Transparenz, Verbraucherschutz und Finanzstabilitdt nicht behindert werden;

51.  fordert, dass die Rechtsvorschriften gedndert werden, um den Zugang zu unabhingiger Beratung durch
Finanzintermedidre sicherzustellen, bei der nicht in unangemessener Weise die ,hauseigenen” Produkte beworben werden,
Produkte einer Reihe von Anbietern sorgfiltig bewertet werden und eine faire und transparente Vermarktung von
Finanzprodukten sichergestellt wird; stellt fest, dass die ESMA eine differenzierte Haltung gegeniiber einem moglichen
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Verbot von Anreizen eingenommen hat, und fordert die Kommission auf, alternative Ansitze zu prifen, die sich in
dhnlicher Weise auf die Angleichung von Interessen entlang der gesamten Vertriebskette auswirken; stimmt zu, dass die
Rolle von Anreizen bei Vermittlung und Vertrieb weiter untersucht werden sollte, damit keine Interessenkonflikte entstehen
und die den Kleinanlegern angebotene Finanzberatung fair, transparent und angemessen ist;

52.  hebt hervor, dass Testkdufe ein wichtiges aufsichtsrechtliches Instrument sind, das die Einheitlichkeit und
Wirksamkeit des Verbraucherschutzes in der gesamten EU wesentlich verbessern kann; fordert die ESMA auf, ihre neuen
Koordinierungsbefugnisse voll auszuschopfen und EU-weite Testkdufe voranzutreiben, um missbrauchliche Verkaufs-
praktiken zu ermitteln und dafiir zu sorgen, dass simtlichen festgestellten Verstoen gegen den Verbraucherschutz und die
Regeln fiir das Geschiftsgebaren mit angemessenen Durchsetzungsmaffnahmen nachgegangen wird;

53.  schlagt vor, dass die Kommission die Moglichkeit priift, als Ergdnzung zu den nationalen Regelungen ein
individuelles EU-Sparkonto einzurichten, mit dem die Fragmentierung der nationalen Mirkte {iberwunden werden konnte,
indem es einheitlich und iiber heterogene Mirkte hinweg funktioniert und so die Ubertragbarkeit und Sicherheit von
Spareinlagen sicherstellt;

54.  beharrt darauf, dass Kleinanleger ein integraler Bestandteil der Agenda fiir ein nachhaltiges Finanzwesen und der
EU-Agenda fir nachhaltige Entwicklung sein miissen; fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass die
Kennzeichnungsmethode im Rahmen der Taxonomie eindeutig und fiir Kleinanleger verstandlich ist;

Vermittlung von Finanzwissen

55.  stellt fest, dass fehlende Finanzkompetenz und fehlender Zugang zu flichendeckenden offentlichen Informationen
iiber die Finanzmirkte zu den Griinden fur die unzureichende Beteiligungskapitalkultur in der EU gehoren; betont, dass es
der Vermittlung von Finanzwissen bedarf, damit sich die Verbraucher ihrer Rechte bewusst sind und die mit der Teilnahme
an den Finanzmirkten verbundenen Risiken verstehen kénnen und damit sich auf diese Weise Kleinanleger auf der
Grundlage von gesteigertem Wissen, Vertrauen und Risikobewusstsein schneller in die Finanzmirkte einbringen konnen;
fordert die Kommission nachdriicklich auf, mittels einer Reihe von Instrumenten, einschlieflich digitaler und sozialer
Medien, Programme zur Forderung von Finanzwissen und Digitalkompetenz in den Mitgliedstaaten ins Leben zu rufen und
zu unterstiitzen, um Biirger und Unternchmen insbesondere durch eigens zu diesem Zweck gegriindete offentliche
Agenturen einzubeziehen; fordert die Anbieter von Finanzdienstleistungen auf, die Beteiligung von Kleinanlegern an den
Kapitalmarkten besser zu fordern und sie dabei zu unterstiitzen, ihrer Voreingenommenheit in Bezug auf Anlagen zu
iiberwinden, indem eine Beteiligungskapitalkultur geschaffen wird, die ihrem Risikoprofil gerecht wird;

56.  betont, dass die Vermittlung von Finanzwissen ein mittelfristiges Instrument ist, dessen Wirkung aufgrund der
unvermeidlichen kognitiven Voreingenommenbheit, der Geschwindigkeit, in der sich die Finanzmirkte verandern, und deren
schierer Komplexitit begrenzt ist; betont, dass die Vermittlung von Finanzwissen den Zugang zu einer zuverldssigen und
unparteiischen professionellen Finanzberatung nicht ersetzen kann; stellt fest, dass Programme fiir die Mitarbeiterkapital-
beteiligung zu den wirksamsten Mitteln zdhlen, mit denen erwachsene Unionsbiirger fiir Finanzfragen sensibilisiert werden
und Finanzwissen erlangen konnen;

57. st der Auffassung, dass in Bezug auf Finanzthemen besser informierte und ausgebildete Biirger fiir demokratische
Systeme von Vorteil sind, zur Stabilitit der Finanzsysteme beitragen und Transparenz und Auskunftspflichten von
Finanzinstitutionen fordern; fordert die Kommission auf, eine Uberpriifung der Empfehlung des Rates mit dem Titel
,Schliisselkompetenzen fiir lebensbegleitendes Lernen® vorzuschlagen und Finanzwissen als eigenstindige Schliisselkom-
petenz einzufithren; fordert die Finanzinstitute auf, Programme zu entwickeln und durchzufiihren, mit denen Finanzwissen
und finanzielle Fihigkeiten gesteigert werden und so Moglichkeiten fiir alle Biirger geschaffen werden, sich an den
Finanzmirkten zu beteiligen;

58.  fordert die Mitgliedstaaten sowie gegebenenfalls die zustindigen regionalen, lokalen oder anderen staatlichen
Behorden nachdriicklich auf, die Moglichkeit zu prifen, die Vermittlung von Finanzwissen in alle Lehrpline — von
Schulen bis hin zu Hochschulen— aufzunehmen bzw. diese auszuweiten, und zwar mit an die Anforderungen von Schiilern
und Studenten angepassten ausbaufihigen Programmen und Lehrpldnen, mit denen die Autonomie in Finanzangelegen-
heiten gestirkt werden soll; empfiehlt, dass derartige Programme mindestens grundlegende Finanzkonzepte wie Zinseszins,
Renditen und Annuititen sowie die Unterscheidung zwischen Anleihen und Anteilen umfassen sollten; schlagt vor, dass
Finanzwissen in die internationale Schulleistungsstudie der OECD (PISA) aufgenommen wird;

Digitalisierung und Daten

59.  vertritt die Auffassung, dass die Digitalisierung von Finanzdienstleistungen ein Katalysator fiir die Mobilisierung von
Kapital sein kann und dazu beitragen koénnte, die Fragmentierung der Finanzmirkte in der EU zu tiberwinden und
gleichzeitig Hindernisse abzubauen und die Effizienz der Aufsicht zu erhéhen; hebt hervor, dass die Digitalisierung weder
zu Aufsichtsarbitrage noch zur Senkung des Kundenschutzes, geringerer Sicherheit oder Finanzstabilititsrisiken fithren darf;
betont, dass ein EU-Rahmen mit hohen Standards fur die Cybersicherheit, den Schutz der Privatsphire und den Datenschutz
der Kapitalmarktunion forderlich sein koénnte; stellt fest, dass das digitale Finanzwesen durch starke Kapitalstrome
gekennzeichnet ist, die grenziibergreifende Investitionen anziehen; stellt fest, dass ein solcher EU-Rahmen in erster Linie fiir
das digitale Zeitalter geriistet und technologieneutral sein sollte;
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60. fordert die Kommission auf, auf die Umsetzung eines Aktionsplans fiir das digitale Finanzwesen hinzuarbeiten, um
den Zugang zu Finanzdienstleistungen zu verbessern, wodurch die Auswahl vergrofert und die Wirksamkeit von
Finanzgeschiften verbessert wird;

61.  fordert die Kommission auf, die bevorstehenden Uberpriifungen der Rechtsvorschriften fiir Finanzdienstleistungen
zu nutzen, um die Einbindung von Anlegern und Aktiondren durch digitale Instrumente zu fordern;

62.  hebt hervor, dass die europiischen Mirkte in der Lage sein miissen, im globalen Wettbewerb zu bestehen; fordert die
Kommission auf, ein giinstiges Umfeld fiir innovative und wettbewerbsfahige Finanzprodukte aus der EU zu schaffen, die
iiber eine weltweite Reichweite verfiigen, um auslandisches Kapital und ausldndische Investitionen anzuziehen und die
Wettbewerbsfahigkeit der EU auf den Weltmarkten zu fordern und gleichzeitig ein hohes Maf§ an aufsichtsrechtlicher
Regulierung und Finanzstabilitdt aufrechtzuerhalten; bekriftigt seine in der Entschliefung des Parlaments vom 12. April
2016 zu den Aufgaben der EU im Rahmen der internationalen Finanz-, Wahrungs- und Regulierungsinstitutionen und
-gremien (%) gedufSerte Forderung, dass die EU ihre Vertretung in multilateralen Organisationen und Gremien stirker
optimieren und entsprechende Bestimmungen festlegen sollte;

63.  betont, dass Kryptoanlagen zu einem nicht traditionellen Finanzierungskanal fir KMU werden, insbesondere im
Zusammenhang mit der Ausgabe neuer virtueller Wahrungen, iiber die potenziell innovative Start-up-Unternehmen und
expandierende Jungunternehmen finanziert werden konnen; beharrt in diesem Zusammenhang darauf, dass auf der Ebene
der EU klare und einheitliche Leitlinien fiir die Anwendbarkeit bestehender Regulierungs- und Aufsichtsverfahren auf
Kryptoanlagen, die gemifs den EU-Rechtsvorschriften als Finanzinstrumente gelten, notwendig sind, um Regulierungs-
sicherheit zu schaffen und ungleiche Wettbewerbsbedingungen, die Wahl des giinstigsten Gerichtsstands und Aufsichts-
arbitrage im Binnenmarkt zu vermeiden;

64.  stellt fest, dass sich im Bereich der Finanzdienstleistungen einige oligopolistische Strukturen entwickelt haben und
dass einige groffe Technologieunternehmen zu wichtigen Akteuren auf dem Markt fir Finanzdienstleistungen geworden
sind; fordert die Kommission auf, zu iiberwachen und zu untersuchen, wie die Wettbewerbsvorteile, iiber die diese Betreiber
verfiigen, den Wettbewerb auf dem Markt verzerren, den Interessen der Verbraucher schaden und Innovationen
beeintrichtigen kénnen; betont, dass von vornherein keine Negativanreize fiir die Bereitstellung von Marktdaten geschaffen
werden sollten und dass eine umfassende Uberpriifung der Kosten und der Verfiigbarkeit von Marktdaten fiir alle
Marktteilnehmer durchgefiihrt werden sollte;

65. betont, dass sogenannte ,Sandkisten“ ein geeignetes Instrument sein koénnen, um die Innovation und
Wettbewerbsfihigkeit des Finanzdienstleistungssektors zu verbessern; betont, dass bei jedem ,Sandkasten®, auch einem
europaweiten ,Sandkasten®, ein Gleichgewicht zwischen dem Ziel der Forderung von Innovation und Finanzstabilitdt
einerseits und dem Schutz von Anlegern und Verbrauchern andererseits angestrebt werden sollte, wobei Grofe,
Systemrelevanz und grenziibergreifende Tatigkeit der betreffenden Unternehmen zu beriicksichtigen sind; fordert die
Kommission auf, die aus dem Europaischen Forum fiir Innovationsférderer (EFIF) gewonnenen Erfahrungen zu nutzen, um
zu bewerten, ob ein gemeinsamer EU-Rahmen fiir einen europaweiten ,Sandkasten” fiir Finanzdienstleistungen zusitzliche
Vorteile fir Finanzinnovationen bote;

66.  fordert, dass Anstrengungen unternommen werden, die darauf abzielen, auf der Grundlage des grenziibergreifenden
Datenzugangs gleiche Wettbewerbsbedingungen und ein hohes Maf§ an Verbraucherschutz und Privatsphire zu
gewihrleisten und die EU zu einem Rahmen mit hohen Cybersicherheitsstandards zu machen, was der Kapitalmarktunion
forderlich wire;

Die Rolle der EU in den globalen Miirkten

67.  weist darauf hin, dass Europa im Wettbewerb um Kapital auf einem globalen Markt agiert und dass infolgedessen
tiefgreifendere, stirker integrierte, gut regulierte, stabile, effiziente und widerstandsfahige europiische Kapitalmirkte von
entscheidender Bedeutung sind, wenn es darum geht, die wirtschaftliche Souverdnitit Europas zu schiitzen, die
Verwendung des Euro in Drittlindern zu fordern und auslindische Investoren anzuziehen; ist der Ansicht, dass dieses Ziel
angesichts des Austritts des Vereinigten Konigreichs aus der EU noch weiter an Bedeutung gewinnt und dass es im Einklang
mit transparenten, regelbasierten Kriterien und nicht von Fall zu Fall verfolgt werden sollte;

68.  bekraftigt, dass in den EU-Rechtsvorschriften die Moglichkeit vorgesehen ist, Vorschriften von Drittlandern auf der
Grundlage einer technischen, verhiltnismifSigen und risikobasierten Analyse als gleichwertig einzustufen, und dass
derartige Entscheidungen durch einen delegierten Rechtsakt getroffen werden sollten; weist darauf hin, dass die EU
Entscheidungen iiber die Gleichwertigkeit einseitig zuriicknehmen kann und dass jegliche Abweichung von den
Regulierungsstandards der EU genau {iberwacht werden sollte; fordert die Kommission auf, im Falle regulatorischer und
aufsichtsrechtlicher Unterschiede zu Drittlandern, die hinsichtlich Finanzstabilitdt, Markttransparenz und -integritit sowie
Anleger- und Verbraucherschutz und gleicher Wettbewerbsbedingungen potenzielle Risiken fur die EU zur Folge haben
konnten, in Zusammenarbeit mit den Europiischen Aufsichtsbehorden und gegebenenfalls den zustindigen nationalen
Behorden ein dynamisches System zur Uberwachung der Gleichwertigkeitsregelungen einzurichten; betont, dass die
Kommission Notfallverfahren einrichten sollte, um Entscheidungen tiber die Gleichwertigkeit notfalls kurzfristig
zuriickzichen zu konnen, wobei die potenziellen Konsequenzen eines plotzlichen Riickzugs einer solchen Entscheidung

() ABL C 58 vom 15.2.2018, S. 76.
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zu Dberiicksichtigen sind; betont, dass sichergestellt werden muss, dass die Aufsichtsbehorden der EU direkte
Aufsichtsbefugnisse erhalten, falls die Tatigkeiten bestimmter Unternehmen aus Drittlindern, die im Gleichwertigkeits-
rahmen der EU anerkannt sind, Auswirkungen auf die Finanzmarktstabilitit, die Ordnungsmifigkeit der Mérkte oder den
Anlegerschutz haben kénnten;

69.  weist darauf hin, dass die Interoperabilitit des Aufsichtsrahmens der EU mit den international vereinbarten
Grundsitzen des Basler Ausschusses fiir Bankenaufsicht und des Rates fiir Finanzstabilitit sichergestellt werden muss;

70.  fordert Mafnahmen zur Stirkung der internationalen Rolle und der Verwendung des Euro, indem die Wirtschafts-
und Wihrungsunion, die Kapitalmarktunion und die Bankenunion vollendet werden, die Entwicklung von Referenzwerten
in Euro fir Rohstoffmarkte gefordert wird und die Funktion des Euro als Referenzwihrung gefordert wird;

71.  ist der Ansicht, dass in den kiinftigen Beziehungen mit dem Vereinigten Konigreich nach der Ubergangszeit gleiche
Wettbewerbsbedingungen sichergestellt sein sollten, um so die Stabilitdt der Finanzmarkte in der Europaischen Union zu
fordern;

72.  fordert den Finanzsektor der EU auf, sich fiir die zahlreichen technischen Herausforderungen zu wappnen, mit denen
er bei der Verlagerung des Handels von London in die EU konfrontiert sein wird; weist erneut darauf hin, dass die EZB, der
ESRB, die Europdischen Aufsichtsbehorden und die Kommission zu dem Schluss gekommen sind, dass die Marktteilnehmer
mindestens 18 Monate benotigen werden, um ihre Exponierung gegeniiber zentralen Gegenparteien aus dem Vereinigten
Konigreich mafSgeblich zu verringern; verweist in diesem Zusammenhang auf den Beschluss der Kommission, dem
Vereinigten Konigreich im Falle eines ,No-Deal-Brexits“ 18 Monate lang einen gleichwertigen Status zu gewidhren; weist
darauf hin, dass Entscheidungen iber die Gleichwertigkeit von der Kommission jederzeit einseitig zuriickgenommen
werden konnen, insbesondere wenn die Rahmen von Drittlindern abweichen und die Voraussetzungen fur die
Gleichwertigkeit nicht mehr erfiillt sind;

(0] o

73.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, der Eurogruppe, den Europiischen
Aufsichtsbehorden und der Europdischen Zentralbank zu tibermitteln.
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P9 TA(2020)0267
Stirkung der Jugendgarantie
Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu der Jugendgarantie (2020/2764(RSP))
(2021/C 395/12)

Das Europdische Parlament,

— gestiitzt auf Artikel 3 des Vertrags iiber die Europiische Union (EUV) und die Artikel 145, 147 und 149 des Vertrags
tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV),

— unter Hinweis auf die vom Parlament, Rat und Kommission im November 2017 proklamierte europdische Siule
sozialer Rechte und insbesondere auf deren Grundsatz 4 ,Aktive Unterstiitzung fiir Beschaftigung®,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen im Rahmen der Tagung des Europiischen Rates vom 17.-21. Juli 2020,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember
2013 iiber den Europdischen Sozialfonds und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (!),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2015/779 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 hinsichtlich eines zusitzlichen ersten Vorschussbetrags fiir durch die
Beschaftigungsinitiative fur junge Menschen geforderte operationelle Programme (3),

— unter Hinweis auf den Beschluss (EU) 2019/1181 des Rates vom 8. Juli 2019 zu Leitlinien fiir beschaftigungspolitische
Mafinahmen der Mitgliedstaaten (%),

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 22. April 2013 zur Einfithrung einer Jugendgarantie (%),

— unter Hinweis auf den Sonderbericht des Europiischen Rechnungshofs Nr. 3/2015 mit dem Titel ,EU-Jugendgarantie:
Der Anfang ist gemacht, doch sind Umsetzungsrisiken absehbar”, den Sonderbericht Nr. 17/2015 mit dem Titel
Junterstiitzung der Jugendaktionsteams durch die Kommission: Umschichtung von ESF-Mitteln erfolgreich, aber
unzureichender Fokus auf Ergebnissen“ und den Sonderbericht Nr. 5/2017 mit dem Titel ,Jugendarbeitslosigkeit —
Haben die Manahmen der EU Wirkung gezeigt? Eine Bewertung der Jugendgarantie und der Beschiftigungsinitiative
fur junge Menschen®,

— unter Hinweis auf das Arbeitspapier Nr. 4/2015 der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) mit dem Titel ,The Youth
Guarantee programme in Europe: Features, implementation and challenges (Das Jugendgarantieprogramm in Europa:
Besonderheiten, Umsetzung und Herausforderungen) und den Bericht von Eurofound aus dem Jahr 2015 mit dem Titel
,Social inclusion of young people’ (Soziale Inklusion junger Menschen)®,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 1. Juli 2020 mit dem Titel: ,Forderung der Jugendbeschiftigung:
eine Briicke ins Arbeitsleben fiir die nichste Generation“ (COM(2020) 0276),

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission fiir eine Empfehlung des Rates ,Eine Briicke ins Arbeitsleben —
Starkung der Jugendgarantie und zur Ersetzung der Empfehlung des Rates vom 22. April 2013 zur Einfithrung einer
Jugendgarantie (COM(2020)0277) und das begleitende Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen (SWD(2020)
0124),

ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 470.
ABL L 126 vom 21.5.2015, S. 1.
ABL L 185 vom 11.7.2019, S. 44.
ABL C 120 vom 26.4.2013, S. 1.
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— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 22. Mai 2018 mit dem Titel ,Beteiligung, Begegnung und
Befdhigung: eine neue EU-Strategie fiir junge Menschen (COM(2018)0269) und die Entschliefung des Rates vom
15. November 2018 iiber die Jugendstrategie der Europdischen Union 2019-2027 (°),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 4. Oktober 2016 mit dem Titel ,Die Jugendgarantie und die
Beschaftigungsinitiative fiir junge Menschen — Dreijahresbilanz® (COM(2016)0646) und das begleitende Arbeits-
dokument der Kommissionsdienststellen (SWD(2016)0323),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 23. Juli 2020 zu den Schlussfolgerungen der auflerordentlichen Tagung des
Europdischen Rates vom 17.-21. Juli 2020 (°),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 18. Januar 2018 zur Umsetzung der Beschiftigungsinitiative fiir junge
Menschen in den Mitgliedstaaten ('),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 24. Oktober 2017 zur Kontrolle der Ausgaben und zur Uberwachung der
Kostenwirksamkeit der EU-Jugendgarantie (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 16. Januar 2013 zu einer Jugendgarantie (°),

— unter Hinweis auf die Anfragen an den Rat und die Kommission zur Stirkung der Jugendgarantie (0-000058/2020 —
B9-0018/2020 und 0-000059/2020 — B9-0019/2020),

— gestiitzt auf Artikel 136 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den EntschlieSungsantrag des Ausschusses fiir Beschaftigung und soziale Angelegenheiten,

A. in der Erwigung, dass die Jugendgarantie seit ihrer Einfihrung im Jahr 2013 Chancen eroffnet und mehr als
24 Millionen jungen Menschen dabei geholfen hat, einen Arbeitsplatz zu finden bzw. an einem Programm fiir eine
weiterfihrende Ausbildung, einen Ausbildungsplatz oder einen Praktikumsplatz teilzunehmen; in der Erwidgung, dass
die Jugendarbeitslosenquote (in der Altersgruppe zwischen 15 und 24 Jahren) vor der COVID-19-Krise durchschnittlich
14,9 % betrug, verglichen mit ihrem Hochststand von 24,4 % im Jahr 2013; in der Erwidgung, dass diese Quote immer
noch mehr als doppelt so hoch ist wie die Arbeitslosenquote insgesamt (6,5 %); in der Erwdgung, dass atypische
Beschiftigungsverhaltnisse unter jungen Menschen sehr weitverbreitet sind, wobei 43,8 % der jungen Menschen EU-weit
befristet beschaftigt sind; in der Erwdgung, dass sich hinter der durchschnittlichen Jugendarbeitslosenquote grofle
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten verbergen, wobei die Arbeitslosenquote fiir junge Menschen unter 25 Jahren
in Spanien (im Juni 2020) bei 40,8 % und in Griechenland (im April 2020) bei 33,6 % lag; in der Erwigung, dass zu
viele junge Menschen prekir beschiftigt sind und dass zu viele von ihnen ihre Region oder ihr Land auf der Suche nach
menschenwiirdiger Arbeit verlassen miissen;

B. in der Erwigung, dass die Jugendgarantie anerkanntermaflen Impulse fiur Strukturreformen in den offentlichen
Arbeitsverwaltungen und Bildungssystemen in den Mitgliedstaaten geliefert hat; in der Erwigung, dass die Umsetzung
der Jugendgarantie durch die Mitgliedstaaten in ihrer Anfangsphase jedoch eher langsam und liickenhaft erfolgte und
dass von Interessentrigern und jungen Menschen bei ihrer praktischen Ausgestaltung und Funktionsweise mehrere
Mingel hervorgehoben wurden; in der Erwigung, dass der Europdische Rechnungshof in seinem Sonderbericht
Nr. 5/2017 den begrenzten Fortschritt der Jugendgarantie bemangelte und zu der Schlussfolgerung gelangte, dass der
Beitrag der Beschiftigungsinitiative fur junge Menschen zur Verwirklichung der Ziele der Jugendgarantie in den fiinf
besuchten Mitgliedstaaten zum Zeitpunkt der Priifung sehr begrenzt ausfiel und dass mehr als drei Jahre nach der
Annahme der Empfehlung des Rates der Stand der Entwicklung den urspriinglich an die Einfithrung der Jugendgarantie
gekniipften Erwartungen nicht gerecht wurde, ndmlich innerhalb von vier Monaten ein hochwertiges Angebot fiir alle
jungen Menschen, die weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder eine Ausbildung absolvieren (NEETSs),
bereitzustellen; in der Erwagung, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten nach und nach Anpassungen eingeleitet
und die Orientierungshilfen fur das Programm verbessert haben, sodass die Jugendgarantie und die Beschiftig-
ungsinitiative fir junge Menschen zu entscheidenden Instrumenten bei der Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit in
der EU geworden sind;

C. in der Erwidgung, dass die Bekimpfung der Jugendarbeitslosigkeit eine gemeinsame politische Prioritdt des Parlaments,
der Kommission und der Mitgliedstaaten ist, mit der zur Verwirklichung des Ziels der Union fiir nachhaltiges Wachstum
und Schaffung hochwertiger Arbeitspldtze beigetragen wird, was auch mit der europdischen Siule sozialer Rechte im
Einklang steht;

ABl. C 456 vom 18.12.2018, S. 1.
Angenommene Texte, P9_TA(2020)0206.
ABI. C 458 vom 19.12.2018, S. 57.

ABL C 346 vom 27.9.2018, S. 105.

ABIL. C 440 vom 30.12.2015, S. 67.
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D. in der Erwigung, dass Kommissionsprasidentin Ursula von der Leyen bei der Mitteilung ihrer politischen Priorititen
erklart hat, dass sie die Jugendgarantie zu einem dauerhaften Instrument zur Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit
machen werde, dass die Haushaltsmittel dafiir aufgestockt werden sollten und dass regelmifig dariiber Bericht erstattet
werden sollte, um sicherzustellen, dass sie den mit ihr verbundenen Versprechen in allen Mitgliedstaaten gerecht wird;

E. in der Erwidgung, dass die COVID-19-Pandemie zu einer beispiellosen wirtschaftlichen und sozialen Krise gefiihrt hat,
mit der Folge, dass die Arbeitslosenquoten in der EU steigen und Millionen von Menschen Gefahr laufen, ihren
Arbeitsplatz zu verlieren; in der Erwdgung, dass die Jugendarbeitslosenquote im Juni 2020 EU-weit 16,8 % betrug, eine
Zahl, die noch weiter drastisch ansteigen diirfte, da junge Menschen Gefahr laufen, wie schon wiahrend der Krise 2008
am stirksten betroffen zu sein; in der Erwidgung, dass sich hohe Jugendarbeitslosenquoten nachteilig auf die Betroffenen
auswirken, was hdufig negative Langzeitfolgen (sog. ,scarring effects”) verursacht; in der Erwdgung, dass insbesondere
die wachsende Anzahl junger Langzeitarbeitsloser und die Gesellschaft insgesamt diese schadlichen Auswirkungen
kiinftig zu spiren bekommen, sodass entschlossene und gezielte politische Anstrengungen erforderlich sind; in der
Erwidgung, dass mit Investitionen in das Humankapital junger Europier dazu beigetragen wird, die europdischen
Volkswirtschaften und Gesellschaften zu stirken und diese inklusiver und resilienter zu gestalten; in der Erwigung, dass
qualifizierte, kreative und innovative Arbeitskrifte eine Voraussetzung fiir ein wettbewerbsfahiges Europa sind;

F. in der Erwigung, dass junge Menschen von einer Wirtschaftskrise unverhaltnismifig stark betroffen sind (*); in der
Erwidgung, dass die Bekimpfung der Wirtschaftskrise infolge der COVID-19-Pandemie von entscheidender Bedeutung
sein wird, um hohe Jugendarbeitslosenquoten zu vermeiden; in der Erwagung, dass jeder sechste junge Mensch, der vor
dem Ausbruch der COVID-19-Pandemie beschiftigt war, seinen Arbeitsplatz verloren hat oder entlassen wurde; in der
Erwigung, dass die Arbeitszeit junger Menschen, die einer Beschiftigung nachgehen, um fast ein Viertel zuriickgegangen
ist und dass zwei von funf jungen Menschen von Einkommenseinbuflen berichtet haben, wobei Lander mit niedrigerem
Einkommen sowohl hinsichtlich der Arbeitszeit als auch hinsichtlich des Einkommens am stirksten betroffen sind;

G. in der Erwigung, dass die Lockdown-Mafnahmen dazu gefiihrt haben, dass die formale und informelle Bildung, die
Praktika und Lehrstellen sowie die Arbeitsplitze junger Menschen plotzlich unterbrochen wurden, was sich auf ihr
Einkommen, ihre Verdienstmoglichkeiten und ihr Wohlbefinden, darunter auf ihre Gesundheit und insbesondere auf
ihre psychische Gesundheit, auswirkt; in der Erwdgung, dass bei Maffnahmen zur Bekdmpfung der Jugendarbeits-
losigkeit dem mehrdimensionalen Charakter des Problems Rechnung getragen werden sollte;

H. in der Erwidgung, dass junge Menschen mit Behinderungen durch die Auswirkungen der Pandemie besonders stark
betroffen und nunmehr noch stirker von sozio6konomischer Ausgrenzung bedroht sind; in der Erwigung, dass gezielte
Maflnahmen ergriffen werden miissen, um ihre Eingliederung in den Arbeitsmarkt zu unterstiitzen und ihren Zugang zu
hochwertigen Dienstleistungen zu gewéhrleisten, wobei zugleich dafur Sorge getragen werden muss, dass sie keiner
Diskriminierung oder keinen wie auch immer gearteten Hindernissen, einschlieflich finanzieller Art, ausgesetzt sind;

I. in der Erwigung, dass die Wahrscheinlichkeit, dass junge Menschen entlassen werden, hoher liegt, weil sie hdufiger in
der informellen Wirtschaft und in atypischen Beschiftigungsverhéltnissen ohne oder mit nur geringem sozialen Schutz
arbeiten und iiber keine Berufserfahrung verfiigen;

J. in der Erwigung, dass die Quote junger Menschen, die in atypischen Beschiftigungsverhéltnissen, etwa Plattformarbeit
oder Gig-Arbeit, titig sind, sehr hoch ist und dass bei atypischen Beschaftigungsverhiltnissen weniger Arbeitsplatz-
sicherheit und ein begrenzter oder gar kein Zugang zu sozialem Schutz geboten werden, sodass junge Menschen im
Zuge einer Krise wie der COVID-19-Krise hdufiger arbeitslos werden und ihr Zugang zu sozialem Schutz eingeschrinkt
wird;

K. in der Erwigung, dass es von zentraler Bedeutung ist, den Unterschied zwischen der Arbeitslosenquote und der
Nichterwerbsquote hervorzuheben, um das Ausmafy der Krise unter jungen Menschen besser zu erfassen, da eine
Zunahme der Zahl der Nichterwerbspersonen auch zu einem statistischen Riickgang der Arbeitslosigkeit fithren kann;
in der Erwigung, dass mehrere Mitgliedstaaten einen hoheren Anstieg bei der Zahl der Nichterwerbspersonen als bei
derjenigen der Arbeitslosen verzeichnet haben, was sowohl darauf zuriickzufithren ist, dass Menschen wihrend der
Krise aufgehort haben, nach Arbeit zu suchen, als auch darauf, dass Maflnahmen fur den offentlichen Arbeitsmarkt
eingeleitet wurden, beispielsweise Kurzarbeitsregelungen und Entlassungsstopps;

L. in der Erwigung, dass die Beschiftigungsbedingungen von Millionen junger Menschen durch prekire Arbeitsvertrige
mit niedrigem Einkommen, Scheinselbststindigkeit, fehlende Grundsicherung und altersdiskriminierende Praktiken
gepragt sind; in der Erwégung, dass die Quote der nicht erwerbstatigen jungen Menschen in den meisten Mitgliedstaaten
gestiegen ist, und in der Erwigung, dass die geschlechtsspezifische Diskrepanz in den Reihen der NEETs in diesem
Zeitraum ebenfalls zugenommen hat; in der Erwdgung, dass viele junge Menschen zwischen Erwerbstitigkeit und
Arbeitslosigkeit bzw. Nichterwerbstdtigkeit schwanken oder in prekdren atypischen Beschiftigungsverhiltnissen
gefangen sind; in der Erwdgung, dass bei jungen Menschen ein hoheres Risiko als bei anderen Beschiftigten besteht, dass
sie ihre Arbeitsstelle aufgrund der Automatisierung verlieren;

(") The impact of the economic crisis on euro area labour markets (Die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf die Arbeitsmarkte im
Euro-Wihrungsgebiet), Monatsbericht Oktober 2014, S. 49-68.
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M. in der Erwidgung, dass Frauen und insbesondere junge Frauen doppelt diskriminiert werden, zum einen weil sie jung
sind und zum anderen weil sie Frauen sind, was auf ein besorgniserregendes Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt
zuriickzufiihren ist;

N. in der Erwigung, dass die Ungleichheiten in der Gesellschaft durch die Pandemie vergrofert werden konnten, auch was
die digitale Kluft betrifft, die in der EU insgesamt und in den Mitgliedstaaten nach wie vor ein gravierendes Problem
darstellt; in der Erwdgung, dass der Umstand, dass es jungen Menschen im Allgemeinen an einem angemessenen
Zugang zum Breitbandnetz und zu geeigneter IT-Ausriistung — auch vor dem Hintergrund des Fernunterrichts und der
Telearbeit — mangelt, zu weiterer Ungleichheit, Ausgrenzung und Diskriminierung fithren konnte;

O. in der Erwidgung, dass die vorangegangene Krise gezeigt hat, dass fir junge Menschen — wenn ihnen keine
hochwertigen Praktika und Arbeitsplitze angeboten werden, die mit schriftlichen Vereinbarungen und menschen-
wiirdigen Arbeitsbedingungen einhergehen, darunter mit existenzsichernden Lohnen, Berufsberatung und -orientierung
sowie Weiterbildung —, erneut ein hohes Risiko besteht, dass sie gezwungen werden, prekire Arbeitsverhiltnisse zu
akzeptieren, ihr Land auf der Suche nach Arbeit zu verlassen oder sich bei Bildungs- oder Ausbildungsprogrammen
anzumelden, obgleich sie nach einem echten Arbeitsplatz Ausschau halten;

P. in der Erwigung, dass die geringe Qualitit der Angebote der Jugendgarantie zu ihren grofiten Schwichen gehort; in der
Erwagung, dass Praktika, die im Rahmen der Jugendgarantie angeboten werden, nicht nur bezahlt werden, sondern auch
in Bezug auf Dauer und Anzahl begrenzt sein missen, damit junge Menschen nicht in endlosen Praktikaschleifen
gefangen sind und als billige oder gar kostenlose Arbeitskrifte ohne Sozialschutz und Rentenanspriiche ausgebeutet
werden; in der Erwagung, dass aus Studien hervorgeht, dass die derzeitige Generation junger Menschen erst mit Anfang
dreiflig ihre erste richtige Beschiftigung findet;

Q. in der Erwigung, dass die derzeitige Generation junger Menschen hoch qualifiziert ist; in der Erwédgung, dass
Qualifizierung, Umschulung und Weiterbildung nicht die einzige Losung ist, wenn es an Arbeitsplitzen fiir junge
Menschen mangelt; in der Erwdgung, dass die Schaffung hochwertiger und nachhaltiger Arbeitspldtze andererseits der
Schliissel fiir Stabilitit ist, wenn es um junge Menschen geht;

R. in der Erwidgung, dass Beschiftigungsprogramme zwar Auswirkungen auf die Arbeitslosigkeit haben, aber keine
weitergehende Anstrengungen zur Forderung flexiblerer Arbeitsmarkte ersetzen konnen; in der Erwidgung, dass sich
Hindernisse auf dem Arbeitsmarkt auf junge Menschen besonders nachteilig auswirken, da sie die Arbeitslosenquoten in
die Hohe treiben und junge Generationen anfillig werden lassen; in der Erwdgung, dass Untersuchungen (') gezeigt
haben, dass sowohl eine aktive Arbeitsmarktpolitik als auch Sozialversicherungssysteme auf der Grundlage der
Armutsgefahrdungsschwelle notwendig sind, um eine Situation zu vermeiden, in der Beschiftigungsmoglichkeiten
durch Mafinahmen lediglich umgeschichtet werden, sodass zwischen Untergruppen von benachteiligten Personen ein
Nullsummenspiel entsteht;

S. in der Erwidgung, dass die Mitgliedstaaten in den Leitlinien fur beschaftigungspolitische Mafnahmen der Mitgliedstaaten
von 2019 aufgefordert werden, weiterhin gegen die Jugendarbeitslosigkeit und das Phdnomen junger Menschen, die
weder einen Arbeitsplatz haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren, vorzugehen, indem junge
Menschen von einem vorzeitigen Schulabgang abgehalten und strukturelle Verbesserungen beim Ubergang von der
Schule ins Berufsleben vorgenommen werden, wozu auch die uneingeschrinkte Umsetzung der Jugendgarantie gehort;

T. in der Erwidgung, dass der Vorschlag fir eine Empfehlung des Rates zur Stirkung der Jugendgarantie auf den
Erfahrungen, die seit 2013 bei der Umsetzung der Jugendgarantie gewonnen wurden, und den daraus gezogenen Lehren
aufbaut und darauf abzielt, eine groflere Zahl junger Menschen zu erreichen, wobei die Altersgruppe auf alle Menschen
unter 30 Jahren ausgeweitet wird und diese dabei unterstiitzt werden sollen, im Rahmen eines modernisierten Systems
der beruflichen Aus- und Weiterbildung Kompetenzen zu entwickeln und Arbeitserfahrung zu sammeln;

U. in der Erwidgung, dass die Jugendgarantie im nichsten Programmplanungszeitraum 2021-2027 iiber den Europiischen
Sozialfonds Plus (ESF +) finanziert wird, der nun die Beschaftigungsinitiative fiir junge Menschen umfasst, die das
wichtigste Finanzierungsprogramm der Jugendgarantie ist; in der Erwigung, dass das Aufbauinstrument ,Next
Generation EU“ tiber die Aufbau- und Resilienzfazilitdit und REACT-EU zusitzliche Unterstiitzung fir Beschiftig-
ungsmafinahmen fiir junge Menschen bereitstellen wird; in der Erwigung, dass Investitionen in die allgemeine und
berufliche Bildung, die auf den doppelten digitalen und griinen Wandel abgestimmt sind, aus dem Européischen Fonds
fur regionale Entwicklung finanziert werden; in der Erwigung, dass die Mitgliedstaaten auf Antrag und nach Erfiillung
vorab festgelegter Kriterien neben anderen Maflnahmen Mittel aus dem Instrument fiir technische Unterstiitzung zur
Finanzierung der Vorbereitungs- und Umsetzungsphasen von Strukturreformen in den Bereichen allgemeine und
berufliche Bildung und Arbeitsmarktpolitik erhalten konnen;

(") Re-inVEST Europe (2019). Kurzbericht ,Towards more inclusive social protection and active labour market policies in the EU:a
social investment perspective*
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1. begrifit den Vorschlag fiir eine Empfehlung des Rates zur Stirkung der Jugendgarantie und die Absicht der
Kommission, auf der Grundlage der aus der Finanzkrise von 2008 und der Umsetzung dieses Instruments gezogenen
Lehren strukturelle Verbesserungen vorzunehmen; weist darauf hin, dass Empfehlungen des Rates fiir die Mitgliedstaaten
keine bindende Wirkung haben; weist darauf hin, dass nicht alle Mitgliedstaaten der Empfehlung des Rates gefolgt sind, was
dazu fiihrt, dass junge Menschen zuriickgelassen werden; ist der Ansicht, dass es an der Zeit ist, die Jugendgarantie
verbindlich statt freiwillig zu machen; fordert die Kommission erneut auf, ein Garantieinstrument fiir die Jugend
vorzuschlagen, das fiir alle Mitgliedstaaten verbindlich ist;

2. betont, dass es eines mehrdimensionalen Ansatzes zur Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit bedarf, der aktive und
passive arbeitsmarktpolitische Mafinahmen, einen wirksamen Zugang zu Maffnahmen zur sozialen Eingliederung und zu
Sozial-, Gesundheits- und Wohnungsdienstleistungen fiir junge Menschen umfasst, damit fur die Qualitit und die
Nachhaltigkeit dieser Malnahmen gesorgt wird;

3. betont, dass eine gestirkte Jugendgarantie den bisherigen, auf Beschiftigungsfahigkeit basierenden Ansatz iiberwinden
sollte und als ein Weg konzipiert werden muss, der dahin fiihrt, dass allen beteiligten jungen Menschen in einem
zumutbaren Zeitraum qualitativ hochwertige und dauerhafte Arbeitsplitze bereitgestellt werden; bekriftigt, dass die
Jugendgarantie die prekare Beschiftigung von jungen Menschen nicht institutionalisieren sollte, insbesondere nicht durch
einen atypischen Status, der zu extrem niedrigen Lohnen, mangelndem Sozialschutz, mangelnder Beschiftigungssicherheit,

zu Scheinselbststandigkeit und zu prekdren Arbeitsplitzen, die an die Stelle einer echten abhidngigen Beschiftigung treten,
fihrt;

4. begriiflt die Tatsache, dass eine breitere Altersgruppe junger Menschen — von 15 bis 29 Jahren — in die verstirkte
Jugendgarantie einbezogen wird, und dass ein stirker individualisierter und zielgerichteter Ansatz in Bezug auf junge
Menschen angewandt wird, die — sei es voriibergehend oder iiber einen lingeren Zeitraum — keine Schule besuchen,
keiner Arbeit nachgehen und keine Berufsausbildung absolvieren; begriifit auch die Anstrengungen, die unternommen
werden, um die Jugendgarantie integrativer zu gestalten und jeder Form der Diskriminierung vorzubeugen, einschliefSlich
der Diskriminierung von benachteiligten und schutzbediirftigen Gruppen, Angehorigen rassischer und ethnischer
Minderheiten, Migranten und Fliichtlingen, jungen Menschen mit Behinderungen und solchen, die in abgelegenen,
lindlichen oder benachteiligten stidtischen Gebieten oder in tiberseeischen Gebieten und Inselregionen leben; bringt seine
Besorgnis iber das Gefille auf dem Arbeitsmarkt zum Ausdruck, auf dem Frauen im Allgemeinen und junge Frauen im
Besonderen doppelt, namlich aufgrund ihres Alters und ihres Geschlechts, diskriminiert werden; unterstreicht, dass die
Kommission die Bediirfnisse junger Frauen beriicksichtigen muss, wenn sie gegen das Geschlechtergefille vorgeht;

5. begrifSt die Aufnahme einer geschlechtsspezifischen Dimension in die Jugendgarantie; stellt jedoch fest, dass die
geschlechtsspezifischen Unterschiede bei jungen Menschen, die keine Schule besuchen, keiner Arbeit nachgehen und keine
Berufsausbildung absolvieren (NEET), in den letzten Jahren zugenommen haben und dass es nach wie vor eine berufliche
Hiirde fiir junge Frauen ist, eine Familie zu haben; fordert die Mitgliedstaaten auf, verbindliche Manahmen umzusetzen,
um der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts oder der familidren Situation bei der Rekrutierung von Arbeitskraften
vorzubeugen;

6.  betont, dass NEET verschiedene Untergruppen umfassen, z. B. junge Menschen mit Behinderungen, obdachlose
Jugendliche, junge Roma, junge Migranten und Fliichtlinge, deren Bediirfnisse sich voneinander unterscheiden und fiir die
speziell zugeschnittene Dienstleistungen bereitgestellt werden sollten, wie — im Falle von Personen mit Behinderungen —
eine garantierte geeignete Unterbringung und ein Arbeitseinkommen, das mit Beihilfen fiir Behinderte vereinbar ist; betont,
dass es vor diesem Hintergrund wichtig ist, iiber genaue Daten und geeignete Methoden zur Identifizierung dieser
Untergruppen zu verfiigen und einen differenzierten Ansatz gegeniiber jungen Menschen zu verfolgen, die langfristig keine
Schule besuchen, keiner Arbeit nachgehen und keine Berufsausbildung absolvieren — diese kommen oft aus benachteiligten
soziookonomischen Verhéltnissen, sind multidimensionaler Diskriminierung u. a. in den Bereichen Bildung und
Beschiftigung ausgesetzt, und bendtigen wirksame Programme, die sie gezielt ansprechen; betont, dass die Jugendgarantie
zur Erreichung dieser Zielgruppen in ein kohdrentes Biindel von sozial- und gemeinwohlpolitischen Mafinahmen
eingebettet sein sollte, etwa Zugang zu sozialer Sicherheit, einschlieflich Arbeitslosenunterstiitzung und Mindestein-
kommen, Kinderbetreuung, Gesundheitsdiensten, angemessenem, erschwinglichem und zuginglichem Wohnraum und
psychologischer Unterstiitzung, damit der Zugang zu dem Programm fiir alle jungen Menschen sichergestellt ist; fordert,
dass im Rahmen der Programme der Jugendgarantie aktiv gegen jegliche Form der Diskriminierung von jungen Menschen
vorgegangen wird;

7. begrifSt die Empfehlung an die Mitgliedstaaten, Frithwarnsysteme auszubauen, damit junge Menschen ermittelt
werden konnen, bei denen das Risiko besteht, in die Gruppe der NEET zu rutschen; ist davon iiberzeugt, dass gut
durchgefiihrte Praventivmafinahmen wie Kompetenzbewertungen und Berufsberatung, bei denen der Schwerpunkt darauf
liegt, Schulabbrechern zu helfen, einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz zu finden, bevor sie arbeitslos werden, und die
Bereitstellung inklusiver und diskriminierungsfreier allgemeiner Bildung langfristig zu einer Verringerung der NEET fuhren
konnten;

8.  begriifdt die Idee, die vorhandenen Kompetenzen und insbesondere die digitalen Kompetenzen aller NEET, die sich im
Rahmen der Jugendgarantie registrieren lassen, zu bewerten, sowie den Vorschlag, die digitalen, sprachlichen und sozialen
Kompetenzen durch vorbereitende Schulungen zu verbessern und die Weiterqualifizierung und Umschulung in Bezug auf
griine Kompetenzen, Finanzmanagement, unternehmerische Kompetenzen und die fir die Laufbahngestaltung
erforderlichen Kompetenzen durch individuelle berufliche Beratung und Orientierung zu erleichtern; betont in diesem
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Zusammenhang die Bedeutung informeller und nichtformaler Kompetenzen; fordert ferner, dass gleichzeitig mit der
Bewertung der digitalen Kompetenzen eine Beurteilung des Eigentums an digitalen Gerdten und des Stands der
Konnektivitit aller NEET durchgefithrt wird; ist ferner der Ansicht, dass junge Menschen, die sich fiir Programme der
Jugendgarantie registrieren lassen, bei der Entwicklung sozialer und bereichsiibergreifender Kompetenzen unterstiitzt
werden sollten, damit sie besser fiir Uberginge und fiir den sich rasch wandelnden Arbeitsmarkt geriistet sind; ist der
Ansicht, dass ein solches mafSgeschneidertes Schulungsangebot darauf abzielen sollte, das Missverhaltnis zwischen
Qualifikationsangebot und -nachfrage auf dem Arbeitsmarkt zu beheben; ist der Ansicht, dass Lehrlingsausbildungen in
dieser Hinsicht eine wichtige Rolle spielen konnen, da sie junge Menschen auf Arbeitsplitze mit hoher Nachfrage
vorbereiten und so zu ihrer dauerhaften Eingliederung in den Arbeitsmarkt beitragen konnen;

9.  fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, dafiir zu sorgen, dass jungen Menschen, die sich fiir die Programme der
Jugendgarantie registrieren lassen, hochwertige, vielfiltige und mafSgeschneiderte Arbeits-, Ausbildungs-, Lehrlings- oder
Praktikumsangebote, einschlieflich einer angemessenen Entlohnung, vorgeschlagen werden und dass die Beschiftigungs-
angebote mit den einschldgigen Grundsitzen der europdischen Siule sozialer Rechte in Einklang stehen, sodass das Recht
auf faire und gleiche Behandlung in Bezug auf die Arbeitsbedingungen gewihrleistet wird, wozu auch die Gewahrleistung
eines Arbeitsumfelds, das den Bediirfnissen von Menschen mit Behinderungen gerecht wird, Zugang zu sozialem Schutz
und Ausbildung sowie Probezeiten von angemessener Dauer und das Verbot des Missbrauchs atypischer Vertrige gehoren;
besteht darauf, dass Angebote im Rahmen der verstirkten Jugendgarantie unter keinen Umstinden zu Sozialdumping,
Lohndumping, Armut trotz Erwerbstatigkeit oder prekdren Beschiftigungsverhiltnissen fiir junge Menschen beitragen
sollten; weist erneut darauf hin, dass Praktika eine Rolle bei der beruflichen Bildung spielen konnten; weist darauf hin, dass
Praktikumsvertrdge in Form schriftlicher rechtsverbindlicher Vereinbarungen geschlossen werden sollten, in denen die
Aufgaben der Praktikanten festgelegt sind und eine angemessene Vergiitung vorgesehen ist; ist der Ansicht, dass das Ziel der
Jugendgarantie die Schaffung von Arbeitsplitzen sein muss und dass Praktika niemals zur Ersetzung von Arbeitsplitzen
fithren diirfen;

10.  fordert eine Qualitdtsgarantie, die sicherstellt, dass Personen, die ihre Ausbildung und/oder ihren Bildungsweg
wihrend der COVID-19-Krise abgeschlossen haben, auch nach Erlangung ihres Abschlusses und/oder nach Abschluss ihres
Praktikums und/oder ihrer Ausbildung Kurse belegen oder wiederholen kénnen, die Teil ihres Praktikums oder ihrer
Ausbildung waren, um Liicken in ihrer Ausbildung zu schliefen, zumal einige Kurse moglicherweise abgebrochen oder
verkiirzt werden mussten oder auf andere Weise nicht vollstindig umgesetzt werden konnten, wihrend die Maflnahmen
gegen COVID-19 angewendet wurden;

11.  besteht darauf, dass in der Empfehlung des Rates klare und verbindliche Qualitatskriterien und Standards fur
Angebote festgelegt werden miissen, und fordert die Kommission auf, einen Qualititsrahmen fir die Jugendgarantie
auszuarbeiten; ist davon tiberzeugt, dass ein solcher Rahmen das Programm stirken und zu einem wirksameren Instrument
fir den erfolgreichen Arbeitsmarktiibergang machen wiirde; fordert die Kommission auf, bestehende europiische
Instrumente wie den Qualititsrahmen fiir Praktika und den Europdischen Rahmen fiir eine hochwertige und nachhaltige
Lehrlingsausbildung zu tiberpriifen und Qualitatskriterien einzufihren, die fiir an junge Menschen gerichtete Angebote
gelten, einschlieRlich des Grundsatzes der angemessenen Entlohnung fiir Auszubildende und Praktikanten sowie des
Zugangs zu sozialem Schutz, nachhaltiger Beschiftigung und sozialen Rechten; betont, dass mit diesen Kriterien
sichergestellt wiirde, dass das Programm jungen Menschen wirksam dabei hilft, den Ubergang in stabile und hochwertige
Beschaftigungsverhaltnisse zu meistern, und dass es dazu beitragt, fur geschlechterbezogene Chancengleichheit junger
Menschen in allen Branchen sowie fiir Moglichkeiten zu sorgen, die langfristige Sicherheit, sozialen Schutz und gleiche und
angemessene Arbeitsbedingungen bieten und nicht zur Schaffung prekirer Beschiftigungsverhiltnisse beitragen; fordert die
Mitgliedstaaten und die Kommission auf, Programme zur Forderung des Unternehmertums zu entwickeln, insbesondere in
Regionen mit einer schwachen industriellen Basis;

12.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bewihrte Verfahren mit Blick auf soziale Investitionen
auszutauschen, um eine integrativere Gesellschaft zu fordern und um wieder ein Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichem
und sozialem Fortschritt herzustellen; betont, dass sowohl aktive arbeitsmarktpolitische Maffnahmen als auch
Sozialschutzsysteme wichtig sind, um ein Nullsummenspiel zu vermeiden, bei dem die Beschiftigung zwischen
verschiedenen Untergruppen schutzbediirftiger Menschen, insbesondere NEET, umverteilt wird; fordert die Kommission
nachdriicklich auf, eine Studie durchzufiihren, um den Zusammenhang zu untersuchen, der zwischen jungen Menschen
ohne sozialen Schutz und prekiren Arbeitsverhiltnissen besteht;

13.  glaubt fest an das Ziel, die soziookonomischen Bedingungen junger Menschen durch die ordnungsgemife
Umsetzung der verstarkten Jugendgarantie zu verbessern; bekraftigt seinen Standpunkt, dass die Vergiitung im Verhiltnis
zur geleisteten Arbeit, den Fahigkeiten und der Erfahrung stehen sowie dem Erfordernis gerecht werden sollte, dass
Praktikanten und Auszubildende am Arbeitsmarkt auflerhalb des Unterrichts- bzw. Ausbildungsprogramms in der Lage
sind, ihren Lebensunterhalt zu bestreiten; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in Zusammenarbeit mit dem
Parlament und unter Achtung des Subsidiarititsprinzips maogliche Wege fiir die Einfihrung eines gemeinsamen
Rechtsinstruments vorzuschlagen, mit dem eine gerechte Entlohnung fiir Praktikanten, Auszubildende und Lehrlinge auf
dem Arbeitsmarkt der EU sichergestellt und durchgesetzt wird; verurteilt die Praxis des Anbietens unbezahlter Praktika,
Ausbildungsplitze und Lehrstellen, die eine Form der Ausbeutung der Arbeit junger Menschen und eine Verletzung ihrer
Rechte darstellt;

14.  fordert, dass die Finanzierung der Jugendgarantie fir den Programmplanungszeitraum 2021-2027 durch eine
Aufstockung des ESF+ und eine angemessene thematische Konzentration verstirkt wird; hebt hervor, dass der gednderte
Vorschlag der Kommission zum ESF + vom 28. Mai 2020 auch die Anforderung enthilt, dass Mitgliedstaaten, deren
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NEET-Quote im Jahr 2019 iiber dem EU-Durchschnitt lag, mindestens 15% ihrer ESF+-Mittel unter geteilter
Mittelverwaltung fiir gezielte Mafnahmen und Strukturreformen zur Forderung der Jugendbeschiftigung und der
beruflichen Aus- und Weiterbildung bereitstellen miissen, insbesondere im Zusammenhang mit der Umsetzung von
Jugendgarantie-Programmen; bedauert, dass der Europdische Rat diesen Betrag in seinen Schlussfolgerungen vom 21. Juli
2020 erheblich auf 10 % gekiirzt hat, was dem Bestreben der Union, in junge Menschen zu investieren, vollkommen
widerspricht;

15.  erinnert an seinen am 4. April 2019 in erster Lesung angenommenen Standpunkt, in dem zusitzlich gefordert wird,
dass alle Mitgliedstaaten, und zwar nicht nur diejenigen, deren NEET-Quote iiber dem Unionsdurchschnitt liegt, im
Programmplanungszeitraum 2021-2027 mindestens 3 % ihrer ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung in die
Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit — insbesondere im Zusammenhang mit der Umsetzung von Programmen der
Jugendgarantie — investieren sollten;

16.  fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, die Tatsache zu tiberdenken, dass die NEET-Quote der einzige
Faktor bei Entscheidungen iiber die Mittelzuweisung ist; ist der Ansicht, dass diese Quote zwar die Zahl der Menschen
angibt, die sich weder in Bildung, Beschiftigung noch in Ausbildung befinden, aber die groffe Zahl junger Menschen in
keinerlei Weise beriicksichtigt, die unfreiwillig in Teilzeit beschiftigt sind, das Land verlassen haben, um eine
menschenwiirdige Arbeit zu finden, eine nicht angemeldete Erwerbstitigkeit ausiiben oder in Armut leben, obwohl sie
arbeiten;

17.  fordert die Mitgliedstaaten auf, sich nachdriicklich fiir die vollstindige Umsetzung der Jugendgarantie einzusetzen;
hebt hervor, dass die Finanzmittel der Union die nationalen Haushaltsmittel ergdnzen und nicht ersetzen;

18.  weist darauf hin, dass eine verstirkte Jugendgarantie eine wichtige Rolle spielen kann, wenn es gilt, die
Mitgliedstaaten dabei zu unterstiitzen, im Rahmen des europdischen Griinen Deals in die Schaffung von Beschiftigungs-
moglichkeiten in einer klimaneutralen, energieeffizienten und kreislauforientierten Wirtschaft zu investieren und tiber
qualifizierte Arbeitskrifte in diesem Bereich zu verfiigen, wobei sichergestellt wird, dass beim Ubergang zu einer
klimaneutralen Wirtschaft keine jungen Menschen, insbesondere keine, die benachteiligten Gruppen angehéren,
zuriickgelassen werden;

19.  weist erneut darauf hin, dass die Mittel effizienter eingesetzt werden miissen; erwartet, dass die gestrafften
Programmierungs- und Durchfithrungsbestimmungen im Rahmen des ESF+ zu einer Verringerung der Verwaltungskosten
fur die Begiinstigten und auch zu einer Vereinfachung der Berichterstattungsregelungen fithren; erwartet, dass die
Mitgliedstaaten bei der Mittelvergabe fiir Jugendprogramme, durch die die Beschaftigung junger Menschen gefordert wird,
mit der gebotenen Sorgfalt vorgehen;

20.  betont, dass es wichtig ist, die potenziellen Synergien zwischen der Jugendgarantie und anderen einschldgigen Fonds
und Instrumenten der EU, einschlieflich der Aufbau- und Resilienzfazilitit, der Europaischen Kindergarantie, Erasmus+,
InvestEU, Horizont Europa und des Fonds fiir einen gerechten Ubergang, auch im Kontext von REACT-EU und nationalen
Konjunkturprogrammen zu maximieren; fordert die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf, der Forderung der
Beschiftigung junger Menschen in diesen Plinen und in ihren Aufbau- und Resilienzplinen sowie im Kontext von
REACT-EU Vorrang einzurdumen; fordert die Mitgliedstaaten auf, Mittel im Rahmen des SURE zu nutzen, um Mafinahmen
fur junge Auszubildende und Praktikanten, beispielsweise Einkommensunterstiitzung und Kurzarbeitsregelungen, zu
unterstiitzen;

21.  fordert, dass die Kommission ihre Uberwachung der Umsetzung der Jugendgarantie, einschlieflich der Uberwachung
der Begiinstigten im Rahmen der Jugendgarantie-Programme und der Art der Angebote, sowie ihre Berichterstattung tiber
die Ergebnisse verstirkt, um sicherzustellen, dass die neuen Qualititsstandards im Rahmen der verstirkten Jugendgarantie
eingehalten werden und die Begiinstigten von Jugendgarantie-Programmen langfristig in den Arbeitsmarkt integriert
werden;

22, betont, dass eine verbesserte Datenerhebung fiir die nachhaltige Integration der Begiinstigten in den Arbeitsmarkt
und die wirksame Nutzung der Jugendgarantie von entscheidender Bedeutung ist; fordert den Europdischen Rechnungshof
auf, Folgeberichte tiber die Umsetzung der Jugendgarantie-Programme zu erstellen; hilt es in diesem Zusammenhang fiir
wichtig, dass die Kommission eine Studie durchfihrt, um zu untersuchen, inwiefern ein Zusammenhang zwischen jungen
Menschen, die einer Arbeit nachgehen, bei der kein sozialer Schutz gegeben ist, und prekdren Arbeitsverhiltnissen besteht;

23.  betont, dass fur die wirksame Umsetzung der Jugendgarantie-Programme und einen verbesserten Zugang zu stabilen
und nachhaltigen Arbeitsplatzen stirkere Partnerschaften und eine wirksame Koordinierung zwischen den Anbietern der
Jugendgarantie und den einschldgigen Interessentrigern — etwa regionalen und lokalen Gebietskorperschaften,
Sozialpartnern (Arbeitgebern und Gewerkschaften), Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen, Jugendbetreuern, Anbietern
von solidarischen und biirgerschaftlichen Aktivititen, Handelskammern und Handwerkskammern, Jugendorganisationen
und anderen Organisationen der Zivilgesellschaft, einschlieflich nichtstaatlicher Organisationen, die mit benachteiligten
Personen arbeiten — erforderlich sind, und zwar insbesondere beim Austausch bewihrter Verfahren zwischen den
Mitgliedstaaten; fordert, dass diese Interessentrdger in die Gestaltung, Umsetzung und Bewertung von Jugendgarantie-
Programmen einbezogen werden, damit ihre Wirksamkeit gewéhrleistet ist; fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf,
fur eine stiarkere Einbindung dieser Partner, insbesondere der Jugendorganisationen, in alle Phasen der Verwaltung der
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Jugendgarantie-Programme und der damit verbundenen Finanzierungsinstrumente der EU auf europaischer, nationaler und
lokaler Ebene zu sorgen; ist der Ansicht, dass Partnerschaften die Strukturen und Mechanismen fiir eine sinnvolle
Beteiligung an der Entscheidungsfindung, einschlieflich des transparenten Informationsaustauschs, klar festlegen sollten;

24, ist iberzeugt, dass gezielte Sensibilisierungskampagnen in Formaten, die — auch fir Menschen mit Behin-
derungen — zugénglich sind, und jugendgerechte Kommunikationskanile eine entscheidende Rolle dabei spielen konnten,
junge Menschen und Jugendorganisationen zu erreichen und das Profil der Initiative zu schirfen, und dass es besonders
sinnvoll sein konnte, Schulabbrecher anzusprechen; betont, dass moglichst viele Finanzmittel direkt an junge Menschen
flieRen sollten; betont, dass wirksame Kommunikationsmaffnahmen ausreichende Finanzmittel und Personalkapazititen
erfordern, und zwar insbesondere in den 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen (OAV), die eine entscheidende Rolle dabei
spielen, NEET wirksam zu erreichen, aber immer noch unter den Folgen der Sparmafinahmen leiden, die nach der letzten
Finanzkrise eingefiihrt wurden; fordert die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang nachdriicklich auf, in ihre OAV zu
investieren, damit dafiir gesorgt ist, dass ausreichendes Personal und finanzielle Unterstiitzung fiir die entsprechende
Schulung des Personals und die Ausriistung vorhanden sind;

25.  fordert die Kommission auf, die Idee eines EU-Webportals zu priifen, das speziell fiir Praktika und Lehrstellen in der
EU vorgesehen ist, sodass alle bestehenden EU-Initiativen in einem sichtbaren, zuginglichen und benutzerfreundlichen
Portal zusammengefiihrt werden; ist der Ansicht, dass dieses Portal iiber geeignete Kanile in ausreichender Weise bekannt
gemacht werden sollte, damit es seine Zielgruppen erreicht und unter jungen Europiern, Bildungseinrichtungen und
Unternehmen in der gesamten EU einen hohen Bekanntheitsgrad erlangt; ist der Ansicht, dass das Portal junge Talente in die
Bereiche lenken sollte, in denen sie am dringendsten benotigt werden, junge Menschen auf spezifischen Bedarf auf dem
Arbeitsmarkt hinweisen, den Zugang zu verkniipften Lernangeboten fordern, die allgemeine kiinftige Beschaftig-
ungsfihigkeit innerhalb der EU verbessern sowie zur Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit und zur SchlieBung von
Qualifikationsliicken beitragen sollte;

26.  beauftragt seinen Prisidenten, diese EntschlieRung dem Rat und der Kommission zu tibermitteln.
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(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN
DER EUROPAISCHEN UNION

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9 _TA(2020)0249

Billigung der Zuweisung neuer Zustindigkeiten des Exekutiv-Vizeprisidenten der Kommis-
sion Valdis Dombrovskis

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 7. Oktober 2020 iiber die Zuweisung neuer Zustindigkeiten des
Exekutiv-Vizeprisidenten der Kommission Valdis Dombrovskis (2020/2203(INS))

(2021/C 395/13)

Das Europdische Parlament,

— gestiitzt auf Artikel 17 Absatz 6 des Vertrags tiber die Europdische Union und Artikel 248 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union,

— gestiitzt auf Artikel 106a des Vertrags zur Griindung der Europdischen Atomgemeinschaft,

— gestiitzt auf Nummer 7 der Rahmenvereinbarung iiber die Bezichungen zwischen dem Europdischen Parlament und der
Kommission (),

— unter Hinweis auf das Schreiben der Kommissionsprisidentin vom 14. September 2020,

— unter Hinweis auf die Anhorung von Valdis Dombrovskis, die vom Ausschuss fiir internationalen Handel, unter
Beteiligung des Ausschusses fiir auswiartige Angelegenheiten, des Entwicklungsausschusses, des Haushaltsausschusses
sowie des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wihrung, am 2. Oktober 2020 durchgefithrt wurde, sowie auf das im
Anschluss an die Anhorung ausgearbeitete Erklarungsschreiben,

— unter Hinweis auf die auf der Konferenz der Ausschussvorsitze am 5. Oktober 2020 und auf der Konferenz der
Prasidenten am 6. Oktober 2020 vorgenommene Priifung,

— gestiitzt auf Artikel 125 und Anlage VII seiner Geschiftsordnung,

1. billigt die Zuweisung neuer Zustindigkeiten an den Exekutiv-Vizeprasidenten der Kommission Valdis Dombrovskis
fiir die verbleibende Amtszeit der Kommission bis zum 31. Oktober 2024,

2. beauftragt seinen Prisidenten, diesen Beschluss dem Rat, der Kommission und den Regierungen der Mitgliedstaaten zu
iibermitteln.

() ABL L 304 vom 20.11.2010, S. 47.
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(Vorbereitende Rechtsakte)

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9 TA(2020)0242
Mirkte fiir Finanzinstrumente ***][

Legislative EntschlieSung des Europiischen Parlaments vom 5. Oktober 2020 zu dem Standpunkt des Rates in

erster Lesung im Hinblick auf den Erlass einer Richtlinie des FEuropiischen Parlaments und des Rates zur

Anderung der Richtlinie 2014/65/EU iiber Mirkte fiir Finanzinstrumente (06799/1/2020 — C9-0291/2020 —
2018/0047(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: zweite Lesung)

(2021/C 395/14)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Standpunkt des Rates in erster Lesung (06799/1/2020 — €9-0291/2020),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 11. Juli 2018 (%),

— unter Hinweis auf seinen Standpunkt in erster Lesung (}) zu dem Vorschlag der Kommission an das Europiische
Parlament und den Rat (COM(2018)0099),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 7 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde,

— gestiitzt auf Artikel 67 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wihrung fiir die zweite Lesung (A9-0169/2020),
1. billigt den Standpunkt des Rates in erster Lesung;

2. stellt fest, dass der Gesetzgebungsakt entsprechend dem Standpunkt des Rates erlassen wird;

3. beauftragt seinen Prasidenten, den Gesetzgebungsakt mit dem Prasidenten des Rates gemif Artikel 297 Absatz 1 des
Vertrags uiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu unterzeichnen;

4. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

" ABL C 367 vom 10.10.2018, S. 65.
? Angenommene Texte vom 27.3.2019, P8_TA(2019)0302.
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P9 TA(2020)0243
Europdische Schwarmfinanzierungsdienstleister fiir Unternehmen ***II

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 5. Oktober 2020 zu dem Standpunkt des Rates in

erster Lesung im Hinblick auf den Erlass einer Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates iiber

europiische Schwarmfinanzierungsdienstleister fiir Unternehmen und zur Anderung der Verordnung (EU)
2017/1129 und der Richtlinie (EU) 2019/1937 (06800/1/2020 — C9-0292/2020 — 2018/0048(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: zweite Lesung)

(2021/C 395/15)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Standpunkt des Rates in erster Lesung (06800/1/2020 — €9-0292/2020),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 11. Juli 2018 (%),

— unter Hinweis auf seinen Standpunkt in erster Lesung (}) zu dem Vorschlag der Kommission an das Europiische
Parlament und den Rat (COM(2018)0113),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 7 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde,

— gestiitzt auf Artikel 67 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wihrung fiir die zweite Lesung (A9-0168/2020),
1. billigt den Standpunkt des Rates in erster Lesung;

2. stellt fest, dass der Gesetzgebungsakt entsprechend dem Standpunkt des Rates erlassen wird;

3. beauftragt seinen Prasidenten, den Gesetzgebungsakt mit dem Prasidenten des Rates gemif Artikel 297 Absatz 1 des
Vertrags uiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu unterzeichnen;

4. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

" ABL C 367 vom 10.10.2018, S. 65.
? Angenommene Texte vom 27.3.2019, P8_TA(2019)0301.
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P9 TA(2020)0244

Anderung der Verordnung (EU) Nr. 514/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates in
Bezug auf das Verfahren zur Aufhebung von Mittelbindungen ***I

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 5142014 des

Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf das Verfahren zur Aufhebung von Mittelbindungen
(COM(2020)0309 — C9-0202/2020 — 2020/0140(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 395/16)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2020)0309),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2, Artikel 78 Absatz 2, Artikel 79 Absitze 2 und 4, Artikel 82 Absatz 1, Artikel 84 und
Artikel 87 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag
der Kommission unterbreitet wurde (C9-0202/2020),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 22. September 2020 gemachte Zusage, den
Standpunkt des Européischen Parlaments gemafd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Union zu
billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 und Artikel 52 Absatz 1 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A9-0171/2020),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2020)0140

Standpunkt des Europdischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 6. Oktober 2020 im Hinblick auf den
Erlass der Verordnung (EU) 2020/... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung
(EU) Nr. 514/2014 in Bezug auf das Verfahren zur Aufhebung von Mittelbindungen

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2020/1543.)
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P9_TA(2020)0245

Guadeloupe, Franzosisch-Guayana, Martinique und Réunion: indirekte Steuern auf ,tradi-
tionellen“ Rum *

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Vorschlag fiir einen

Beschluss des Rates zur Ermichtigung Frankreichs, auf in Guadeloupe, Franzsisch-Guayana, Martinique und

Réunion hergestellten ,traditionellen Rum ermifSigte Sitze bestimmter indirekter Steuern anzuwenden
(COM(2020)0332 — C9-0217/2020 — 2020/0150(CNS))

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren — Anhérung)

(2021/C 395/17)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an den Rat (COM(2020)0332),

— gestiitzt auf Artikel 349 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, gemdfl dem es vom Rat angehort
wurde (C9-0217/2020),

— gestiitzt auf Artikel 82 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir regionale Entwicklung (A9-0156/2020),

1. billigt den Vorschlag der Kommission;

2. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament gebilligten Text abzuweichen;

3. fordert den Rat auf, es erneut anzuhoren, falls er beabsichtigt, den vom Parlament gebilligten Text entscheidend zu
dndern;

4. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.
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P9 TA(2020)0246
AIEM-Steuer auf den Kanarischen Inseln *

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Vorschlag fiir einen
Beschluss des Rates iiber die Anwendung der AIEM-Steuer auf den Kanarischen Inseln (COM(2020)0355 —
€9-0280/2020 — 2020/0163(CNS))

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren — Anhérung)

(2021/C 395/18)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an den Rat (COM(2020)0355),

— gestitzt auf Artikel 349 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, gemafl dem es vom Rat angehort
wurde (C9-0280/2020),

— gestiitzt auf Artikel 82 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir regionale Entwicklung (A9-0157/2020),

1. billigt den Vorschlag der Kommission;

2. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament gebilligten Text abzuweichen;

3. fordert den Rat auf, es erneut anzuhoren, falls er beabsichtigt, den vom Parlament gebilligten Text entscheidend zu
dndern;

4. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.
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P9 TA(2020)0247

Verlingerung des Anwendungszeitraums der Sondersteuer ,octroi de mer“ in den
franzosischen Gebieten in duflerster Randlage *

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Vorschlag fiir einen

Beschluss des Rates zur Anderung des Beschlusses Nr. 940/2014/EU betreffend die Sondersteuer ,,octroi de mer*

in den franzdsischen Gebieten in duflerster Randlage hinsichtlich seiner Geltungsdauer (COM(2020)0371 —
(€9-0281/2020 — 2020/0174(CNS))

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren — Anhérung)

(2021/C 395/19)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an den Rat (COM(2020)0371),

— gestiitzt auf Artikel 349 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, gemdfl dem es vom Rat angehort
wurde (C9-0281/2020),

— gestiitzt auf Artikel 82 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir regionale Entwicklung (A9-0159/2020),

1. billigt den Vorschlag der Kommission;

2. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament gebilligten Text abzuweichen;

3. fordert den Rat auf, es erneut anzuhoren, falls er beabsichtigt, den vom Parlament gebilligten Text entscheidend zu
dndern;

4. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.
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P9_TA(2020)0248

Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 7/2020: Aktualisierung der Einnahmen (Eigen-
mittel)

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Standpunkt des Rates zu dem Entwurf
des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 7/2020 der Europiischen Union fiir das Haushaltsjahr 2020 — Aktualisierung
der Einnahmen (Eigenmittel) (10430/2020 — C9-0283/2020 — 2020/1999(BUD))

(2021/C 395/20)

Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf Artikel 314 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— gestiitzt auf Artikel 106a des Vertrags zur Griindung der Europiischen Atomgemeinschaft,

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018
tiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU)
Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Authebung der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 ('), insbesondere auf Artikel 44,

— unter Hinweis auf den Gesamthaushaltsplan der Europaischen Union fiir das Haushaltsjahr 2020, der am 27. November
2019 endgiiltig erlassen wurde (),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 2013 zur Festlegung des
mehrjahrigen Finanzrahmens fiir die Jahre 2014-2020 (%),

— gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem Europdischen Parlament, dem
Rat und der Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche
Haushaltsfuhrung (%),

— gestiitzt auf den Beschluss des Rates 2014/335/EU, Euratom vom 26. Mai 2014 tber das Eigenmittelsystem der
Europdischen Union (°),

— unter Hinweis auf den Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 7/2020, der von der Kommission am 6. Juli 2020
angenommen wurde (COM(2020)0424),

— unter Hinweis auf den Standpunkt zum Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 7/2020, der vom Rat am
4. September 2020 festgelegt und dem Europiischen Parlament am 7. September 2020 zugeleitet wurde
(10430/2020 — C9-0283/2020),

— gestiitzt auf die Artikel 94 und 96 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A9-0163/2020),

A. in der Erwidgung, dass der Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 7/2020 der Aktualisierung der Einnahmenseite
des Haushaltsplans dient, um den jiingsten Entwicklungen Rechnung zu tragen;

B. in der Erwigung, dass sich die Aussichten fur die Wirtschaft der Union durch die COVID-19-Pandemie drastisch
verandert haben und dass die Kommission in ihrer Frithjahrsprognose fiir 2020 davon ausgeht, dass die Wirtschaft der
Union in diesem Jahr um 7,5 % — und damit stirker als jemals zuvor — schrumpft, bevor es 2021 wieder zu einem
Anstieg um 6,1 % kommt, was nicht ausreicht, um den Verlust dieses Jahres vollstindig auszugleichen, und in der
Erwigung, dass sich die Verschlechterung der Wirtschaftslage auch in der Eigenmittelprognose fiir 2020 niederschlagt;

ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1.
ABL. L 57 vom 27.2.2020.

ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 884.
ABL C 373 vom 20.12.2013, S. 1.
ABL L 168 vom 7.6.2014, S. 105.
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C. in der Erwidgung, dass zwei Arten von Anpassungen der Einnahmenseite des Haushaltsplans erforderlich sind, und zwar
eine Aktualisierung der Voranschldge der traditionellen Eigenmittel (TEM) sowie der auf der Grundlage der
Mehrwertsteuer (MwSt) und des Bruttonationaleinkommens (BNE) berechneten Eigenmittel zur Beriicksichtigung
jiingster Wirtschaftsprognosen, und eine Aktualisierung des Korrekturbetrags des Vereinigten Konigreichs;

D. in der Erwégung, dass die iibrigen Einnahmen ebenfalls aktualisiert werden miissen, um die bis Juni 2020 schlussendlich
eingezogenen Geldbufen und Zwangsgelder sowie negative Wechselkursdifferenzen zu beriicksichtigen;

1. nimmt den von der Kommission vorgelegten Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 7/2020 zur Kenntnis, mit
dem die Einnahmenseite des Haushaltsplans aktualisiert werden soll;

2. billigt den Standpunkt des Rates zum Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 7/2020;

3. beauftragt seinen Prasidenten, festzustellen, dass der Berichtigungshaushaltsplan Nr. 7/2020 endgiiltig erlassen ist,
und seine Veroffentlichung im Amitsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

4.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission sowie den anderen betroffenen
Organen und den betroffenen Einrichtungen und den nationalen Parlamenten zu tibermitteln.
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P9_TA(2020)0250

Billigung der Ernennung von Mairead McGuinness zum Mitglied der Europdischen
Kommission

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 7. Oktober 2020 zur Billigung der Ernennung von Mairead
McGuinness zum Mitglied der Kommission (C9-0295/2020 — 2020/0803(NLE))

(2021/C 395/21)

Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf Artikel 246 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— gestiitzt auf Artikel 106a des Vertrags zur Griindung der Europdischen Atomgemeinschaft,

— gestiitzt auf Nummer 6 der Rahmenvereinbarung iiber die Bezichungen zwischen dem Europiischen Parlament und der
Kommission (),

— unter Hinweis auf den Riicktritt von Phil Hogan als Mitglied der Kommission,

— unter Hinweis auf das Schreiben des Rates vom 14. September 2020, mit dem der Rat das Europaische Parlament
hinsichtlich eines im Einvernehmen mit der Prisidentin der Kommission zu fassenden Beschlusses zur Ernennung von
Mairead McGuinness zum Mitglied der Kommission angehort hat (C9-0295/2020),

— unter Hinweis auf das Schreiben der Prisidentin der Kommission vom 14. September 2020,

— unter Hinweis auf die Anhorung von Mairead McGuinness, die vom Ausschuss fir Wirtschaft und Wahrung am
2. Oktober 2020 durchgefithrt wurde, sowie auf das im Anschluss an die Anhérung ausgearbeitete Erklarungsschreiben,

— unter Hinweis auf die auf der Konferenz der Ausschussvorsitze am 5. Oktober 2020 und auf der Konferenz der
Prisidenten am 6. Oktober 2020 vorgenommene Priifung,

— gestiitzt auf Artikel 125 und Anlage VII seiner Geschiftsordnung,

1. billigt die Ernennung von Mairead McGuinness zum Mitglied der Kommission fiir die verbleibende Amtszeit der
Kommission bis zum 31. Oktober 2024,

2. beauftragt seinen Prisidenten, diesen Beschluss dem Rat, der Kommission und den Regierungen der Mitgliedstaaten zu
tbermitteln.

() ABL L 304 vom 20.11.2010, S. 47.
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P9 TA(2020)0253
Europiisches Klimagesetz ***I

Abinderungen des Europiischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung des

Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des Rahmens fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit

und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1999 (Europiisches Klimagesetz) (COM(2020)0080 —
COM(2020)0563 — C9-0077/2020 — 2020/0036(COD)) (')

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 395/22)

Abinderung 1
Entwurf einer legislativen EntschlieBung

Bezugsvermerk 5 a (neu)

Entwurf einer legislativen Entschliefung Gednderter Text

— unter Hinweis auf die Agenda 2030 der Vereinten
Nationen fiir nachhaltige Entwicklung und die Ziele fiir
nachhaltige Entwicklung, einschliefSlich Entwicklungsziel 3,
. Gesundheit und Wohlergehen*,

Abinderung 2
Entwurf einer legislativen EntschlieBung

Bezugsvermerk 5 b (neu)

Entwurf einer legislativen Entschliefung Gednderter Text

— unter Hinweis darauf, welche dramatischen Folgen die
Luftverschmutzung fiir die menschliche Gesundheit hat
und dass sie nach Angaben der Europdischen Umwelt-
agentur 400 000 vorzeitige Todesfille jahrlich verursacht;

(") Der Gegenstand wurde gemafs Artikel 59 Absatz 4 Unterabsatz 4 der Geschiftsordnung zu interinstitutionellen Verhandlungen an
den zustindigen Ausschuss zuriickiiberwiesen (A9-0162/2020).



C 395/120

Amtsblatt der Europdischen Union 29.9.2021

Donnerstag, 8. Oktober 2020

Vorschlag der Kommission

Abinderung 3

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung - 1 (neu)

Gedinderter Text

(-1)

()

Der Klimawandel stellt eine existenzielle Bedrohung
dar, die eine ehrgeizigere Zielsetzung und stirkere
KlimaschutzmafSnahmen durch die Union und die
Mitgliedstaaten erfordert. Die Union ist entschlossen,
sich auf der Grundlage der Gerechtigkeit und der besten
wissenschaftlichen Erkenntnisse verstirkt um die Be-
kampfung des Klimawandels und die Umsetzung des
Klimaschutziibereinkommens von Paris aus dem Jahr
2015 (im Folgenden ,,Ubereinkommen von Paris“) (%),
das im Anschluss an die 21. Konferenz der Vertrags-
parteien des Rahmeniibereinkommens der Vereinten
Nationen iiber Klimadinderungen geschlossen wurde,
zu bemiihen und dabei einen angemessenen Anteil der
globalen Anstrengungen zu iibernehmen, um den welt-
weiten Temperaturanstieg auf 1,5°C iiber dem vor-
industriellen Niveau zu begrenzen.

ABL. L 282 vom 19.10.2016, S. 4.
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwiagung 1

Vorschlag der Kommission

(*’)

Die Kommission stellte in ihrer Mitteilung vom 11. De-
zember 2019 iiber den europdischen Griinen Deal (*)
eine neue Wachstumsstrategie vor, mit der sich die Union
zu einer fairen und wohlhabenden Gesellschaft mit einer
modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfahigen
Wirtschaft wandeln soll, in der im Jahr 2050 keine
Netto-Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden
und das Wirtschaftswachstum von der Ressourcennut-
zung abgekoppelt ist. Auflerdem sollen das Naturkapital
der Union geschiitzt, bewahrt und verbessert und die
Gesundheit und das Wohlergehen der Menschen vor
umweltbedingten Risiken und Auswirkungen geschiitzt
werden. Gleichzeitig muss dieser Ubergang gerecht und
inklusiv sein, ohne dass jemand zuriickgelassen wird.

Mitteilung der Kommission: Der europdische Griine Deal, COM
(2019) 640 final vom 11. Dezember 2019.

Gednderter Text

("))

Die Kommission stellte in ihrer Mitteilung vom 11. De-
zember 2019 iiber den europdischen Griinen Deal (*)
eine neue nachhaltige Wachstumsstrategie vor, mit der
sich die Union zu einer gesiinderen, fairen und wohl-
habenden Gesellschaft mit einer modernen, nachhalti-
gen, ressourceneffizienten und international
wettbewerbsfihigen Wirtschaft sowie hochwertigen Ar-
beitsplitzen wandeln soll, in der im Jahr 2050 keine
Netto-Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden
und das Wirtschaftswachstum von der Ressourcennut-
zung abgekoppelt ist. Auerdem sollen das Naturkapital,
die Meeres- und Landokosysteme und die biologische
Vielfalt in der Union geschiitzt, bewahrt, wiederherge-
stellt und verbessert und die Gesundheit und das
Wohlergehen der Menschen vor umweltbedingten Risiken
und Auswirkungen geschiitzt werden. Dieser Ubergang
muss auf den neuesten unabhingigen wissenschaft-
lichen Erkenntnissen beruhen. Gleichzeitig muss er
sozial gerecht und inklusiv sein und auf Solidaritit
und gemeinsamen Anstrengungen auf Unionsebene
beruhen, wobei sicherzustellen ist, dass niemand zu-
riickgelassen wird, und muss zugleich darauf abzielen,
Wirtschaftswachstum, hochwertige Arbeitsplitze und
ein berechenbares Umfeld fiir Investitionen zu schaffen,
und dem Grundsatz der Schadensvermeidung entspre-
chen.

Mitteilung der Kommission: Der europdische Griine Deal, COM
(2019) 640 final vom 11. Dezember 2019.
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Abinderung 5

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 2

Vorschlag der Kommission

(*)

Der Sonderbericht des Weltklimarats (IPCC) iiber die
Folgen einer globalen Erwdrmung um 1,5 °C gegeniiber
dem vorindustriellen Niveau und die damit verbundenen
globalen Treibhausgasemissionspfade (*°) liefert eine fun-
dierte wissenschaftliche Grundlage fiir die Bekdmpfung
des Klimawandels und verdeutlicht, dass noch mehr fur
den Klimaschutz getan werden muss. Er bestitigt, dass die
Treibhausgasemissionen dringend reduziert werden miis-
sen und dass die Erwdarmung durch den Klimawandel auf
1,5°C begrenzt werden muss, insbesondere um die
Wahrscheinlichkeit extremer Wetterereignisse zu verrin-
gern. Der Globale Bewertungsbericht 2019 des Weltbio-
diversitdtsrats (IPBES) (*!) belegt den weltweiten Verlust an
biologischer Vielfalt, fiir den der Klimawandel der
drittwichtigste Faktor ist (*).

IPCC, 2018: Global Warming of 1,5 °C. An IPCC Special Report

on the impacts of global warming of 1,5 °C above pre-industrial
levels and related global greenhouse gas emission pathways, in the
context of strengthening the global response to the threat of
climate change, sustainable development, and efforts to eradicate
poverty [Masson-Delmotte, V., P. Zhai, H.-O. Portner, D. Roberts,
J. Skea, PR. Shukla, A. Pirani, W. Moufouma-Okia, C. Péan, R.
Pidcock, S. Connors, J.B.R. Matthews, Y. Chen, X. Zhou, M.L
Gomis, E. Lonnoy, T. Maycock, M. Tignor und T. Waterfield
(Hrsg.)].

IPBES 2019: Global Assessment on Biodiversity and Ecosystem
Services.

Européische Umweltagentur: The European environment — state
and outlook 2020 (Die Umwelt in Europa — Zustand und
Ausblick 2020) (Luxemburg: Amt fir Veroffentlichungen der EU,
2019).

Gednderter Text

(2(])

Der Sonderbericht des Weltklimarats (IPCC) iiber die
Folgen einer globalen Erwdrmung um 1,5 °C gegeniiber
dem vorindustriellen Niveau und die damit verbundenen
globalen Treibhausgasemissionspfade (*°) liefert eine fun-
dierte wissenschaftliche Grundlage fiir die Bekdmpfung
des Klimawandels und verdeutlicht, dass schnell noch
mehr fiir den Klimaschutz und fiir den Ubergang zu
einer klimaneutralen Wirtschaft getan werden muss. Er
bestitigt, dass die Treibhausgasemissionen dringend
reduziert werden miissen und dass die Erwdarmung durch
den Klimawandel auf 1,5°C begrenzt werden muss,
insbesondere um die Wahrscheinlichkeit extremer Wet-
terereignisse und des Erreichens von Kipppunkten zu
verringern. Der Globale Bewertungsbericht 2019 des
Weltbiodiversitdtsrats (IPBES) (*') belegt den weltweiten
Verlust an biologischer Vielfalt, fiir den der Klimawandel
der drittwichtigste Faktor ist (). Auflerdem geht daraus
hervor, dass Schitzungen zufolge bis 2030 37 % der
Mafnahmen zur Eindimmung des Klimawandels auf
naturbasierte Lisungen entfallen werden. Der Klima-
wandel hat schwerwiegende Auswirkungen auf Meeres-
und Landékosysteme, die mit einer Bruttoabsorption
von etwa 60 % der weltweiten anthropogenen Emissio-
nen jihrlich als wesentliche Senken fiir anthropogene
Kohlenstoffemissionen fungieren.

IPCC, 2018: Global Warming of 1,5 °C. An IPCC Special Report

on the impacts of global warming of 1,5 °C above pre-industrial
levels and related global greenhouse gas emission pathways, in the
context of strengthening the global response to the threat of
climate change, sustainable development, and efforts to eradicate
poverty [Masson-Delmotte, V., P. Zhai, H.-O. Portner, D. Roberts,
J. Skea, PR. Shukla, A. Pirani, W. Moufouma-Okia, C. Péan, R.
Pidcock, S. Connors, J.B.R. Matthews, Y. Chen, X. Zhou, M.L
Gomis, E. Lonnoy, T. Maycock, M. Tignor und T. Waterfield
(Hrsg.)].

IPBES 2019: Global Assessment on Biodiversity and Ecosystem
Services

Europiische Umweltagentur: The European environment — state
and outlook 2020 (Die Umwelt in Europa — Zustand und
Ausblick 2020) (Luxemburg: Amt fiir Verdffentlichungen der EU,
2019).
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Abinderung 6
Vorschlag fiir eine Verordnung
Erwigung 3
Vorschlag der Kommission Gednderter Text
3) Ein festes langfristiges Ziel ist von entscheidender 3) Ein festes langfristiges Ziel ist von entscheidender

Bedeutung, damit zum wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Wandel, zur Beschiftigung, zum Wachstum und
zur Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen fiir
nachhaltige Entwicklung beigetragen wird und in fairer
und kosteneffizienter Weise auf das Temperaturziel des
Klimaschutziibereinkommens von Paris aus dem Jahr
2015 (im Folgenden ,Ubereinkommen von Paris®), das im
Anschluss an die 21. Konferenz der Vertragsparteien des
Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber
Klimaanderungen geschlossen wurde, hingearbeitet wird.

Abinderung 7

Bedeutung, damit zu einem gerechten wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Wandel, hochwertiger Beschifti-
gung, sozialem Wohlergehen, nachhaltigem Wachstum
und der Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen
fir nachhaltige Entwicklung beigetragen wird und in
schneller, fairer, wirksamer, kosteneffizienter und sozial
gerechter Weise, bei der niemand zuriickgelassen wird,
auf das Temperaturziel des Klimaschutziibereinkommens
von Paris aus dem Jahr 2015 (im Folgenden ,Uberein-
kommen von Paris“), das im Anschluss an die 21. Kon-
ferenz der Vertragsparteien des Rahmeniibereinkommens
der Vereinten Nationen iiber Klimadnderungen geschlos-
sen wurde, hingearbeitet wird.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(3a)

Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass sich Gesundheits-,
Umwelt- und Klimakrisen gegenseitig beeinflussen,
insbesondere im Zusammenhang mit den Folgen des
Klimawandels und dem Verlust von biologischer Vielfalt
und von Okosystemen. Gesundheitskrisen wie die
COVID-19-Pandemie konnten in den kommenden
Jahrzehnten vermehrt auftreten und erfordern, dass
die EU als globaler Akteur eine globale Strategie
umsetzt, deren Ziel es ist, das Auftreten solcher
Ereignisse zu verhindern, indem man sich mit den
Problemen an ihrem Ursprung befasst und ein inte-
grierter Ansatz auf der Grundlage der Ziele fiir
nachhaltige Entwicklung gefordert wird.
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 8

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(3b)

Abinderung 9

Nach  Angaben der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) wirkt sich der Klimawandel auf die sozialen
und okologischen gesundheitsrelevanten Faktoren —
saubere Luft, einwandfreies Trinkwasser, ausreichend
Nahrung und eine sichere Unterkunft — aus, und
zwischen 2030 und 2050 sind jihrlich 250 000 zusitz-
liche Todesfille aufgrund von Mangelernihrung, Ma-
laria, Durchfall und Hitzestress zu erwarten, wobei
extrem hohe Lufttemperaturen insbesondere bei dlteren
Menschen und gefihrdeten Personen direkt zum Tod
beitragen. Der Klimawandel hat im Wege von Uber-
schwemmungen, Hitzewellen, Diirren und Brinden
betrichtliche Auswirkungen auf die menschliche Ge-
sundheit, zu denen etwa Unterernihrung, Erkrankun-
gen des Herz-Kreislauf-Systems und der Atemwege und
iibertragbare Infektionen gehoren.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 3 c (neu)

Gednderter Text

(3¢)

In der Priambel des Ubereinkommens von Paris wird
das ,Recht auf Gesundheit“ als grundlegendes Recht
genannt. GemifS dem Rahmeniibereinkommen der Ver-
einten Nationen iiber Klimainderungen miissen alle
Vertragsparteien geeignete Methoden, beispielsweise auf
nationaler Ebene erarbeitete und festgelegte Vertriglich-
keitspriifungen, anwenden, um die nachteiligen Aus-
wirkungen der Vorhaben oder MafSnahmen, die sie zur
Abschwiichung der Klimainderungen oder zur An-
passung daran durchfiihren, auf Wirtschaft, Volks-
gesundheit und Umweltqualitit so gering wie moglich
zu halten.
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 3 d (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(34)

Abinderung 153

Diese Verordnung trigt dazu bei, die in der Euro-
pdischen Menschenrechtskonvention und der Charta der
Grundrechte der Europiischen Union anerkannten
unveriufSerlichen Menschenrechte auf Leben und ein
sicheres Umfeld zu schiitzen, und verpflichtet die
zustindigen Organe der Union und die Mitgliedstaaten,
die notwendigen MafSnahmen auf Unions- bzw. auf
nationaler Ebene zu ergreifen, um die durch den
globalen Klimanotstand verursachten realen und un-
mittelbaren Gefahren fiir das Leben und das Wohl-
ergehen der Menschen sowie fiir die natiirliche Welt, von
der sie abhiingig sind, anzugehen. Bei dieser Verordnung
sollte der Mensch im Mittelpunkt stehen, und sie sollte
darauf abzielen, die Gesundheit und das Wohlergehen
der Biirger vor umweltbedingten Gefahren und Aus-
wirkungen zu schiitzen.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 3 e (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(3e)

Der Klimaschutz sollte eine Chance fiir die europdische
Wirtschaft sein und sollte dazu beitragen, die Fiih-
rungsrolle der Industrie bei Innovationen in der ganzen
Welt zu sichern. Nachhaltige Produktionsinnovationen
konnen die industrielle Stirke Europas in wichtigen
Marktsegmenten fordern und damit Arbeitsplitze
sichern und schaffen. Um das rechtlich verbindliche
Klimaziel bis 2030 und das Ziel der Klimaneutralitit bis
2050 zu erreichen, indem die Netto-Emissionen bis
spitestens 2050 auf Null reduziert werden, sollte die
Kommission branchenspezifische ,Klimapartnerschaf-
ten“ auf EU-Ebene befordern, indem sie die wichtigsten
Akteure (z. B. aus der Industrie, nichtstaatliche
Organisationen, Forschungsinstitute, KMU, Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbinde) zusammenbringt.
Diese Klimapartnerschaften sollten dem branchenspe-
zifischen Dialog dienen und den Austausch bewdhrter
Verfahren unter den europiischen Vorreitern bei der
Dekarbonisierung ermdiglichen sowie als zentrales
Beratungsgremium der Kommission bei der Verabschie-
dung ihrer kiinftigen klimabezogenen Gesetzesvorschli-

ge fungieren.
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Abinderung 11

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwagung 4

Vorschlag der Kommission

*)
()
)

Das Ubereinkommen von Paris enthilt das langfristige
Ziel, den weltweiten Temperaturanstieg deutlich unter 2
°C iiber dem vorindustriellen Niveau zu halten und
Anstrengungen zu unternehmen, ihn auf 1,5 °C iiber dem
vorindustriellen Niveau zu begrenzen (?); ferner wird
darin betont, wie wichtig es ist, sich an die nachteiligen
Auswirkungen der Klimainderungen anzupassen (*) und
die Finanzmittelfliisse mit einem Weg hin zu einer
hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarmen und
gegeniiber Klimadnderungen widerstandsfahigen Entwick-
lung in Einklang zu bringen (¥).

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a des Qbereinkommens von Paris.
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b des Ubereinkommens von Paris.
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢ des Ubereinkommens von Paris.

Abinderung 12

Gednderter Text

()
()
()

Das Ubereinkommen von Paris enthilt das langfristige
Ziel, Anstrengungen zu unternehmen, um den welt-
weiten Temperaturanstieg auf 1,5°C iiber dem vor-
industriellen Niveau zu begrenzen (*), die Fihigkeit, sich
an die nachteiligen Auswirkungen der Klimaidnderungen
anzupassen, zu verbessern (*) und die Finanzmittelfliisse
mit einem Weg hin zu einer hinsichtlich der Treibhaus-
gase emissionsarmen und gegeniiber Klimainderungen
widerstandsfahigen Entwicklung in Einklang zu brin-
gen (¥). Als Gesamtrahmen fiir den Beitrag der Union
zum Ubereinkommen von Paris sollte diese Verordnung
sicherstellen, dass sowohl die Union als auch die
Mitgliedstaaten in vollem Umfang zur Verwirklichung
dieser drei Ziele des Ubereinkommens von Paris
beitragen.

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a des Qbereinkommens von Paris.
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b des Ubereinkommens von Paris.
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢ des Ubereinkommens von Paris.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 5

Vorschlag der Kommission

Die Klimaschutzmafinahmen der Union und der Mit-
gliedstaaten zielen darauf ab, im Rahmen der Agenda
2030 fir nachhaltige Entwicklung und gemif den Zielen
des Ubereinkommens von Paris die Menschen und den
Planeten, das Wohlergehen, den Wohlstand, die Gesund-
heit, die Lebensmittelsysteme, die Integritit der Okosy-
steme und die biologische Vielfalt vor der Bedrohung
durch den Klimawandel zu schiitzen, den Wohlstand
innerhalb der Belastungsgrenzen des Planeten zu maxi-
mieren, die Widerstandsfahigkeit der Gesellschaft zu
erhohen und ihre Anfilligkeit gegentiber Klimadnderun-
gen zu verringern.

Gednderter Text

Die Klimaschutzmaffnahmen der Union und der Mit-
gliedstaaten zielen darauf ab, im Rahmen der Agenda
2030 fur nachhaltige Entwicklung und gemif den Zielen
des Ubereinkommens von Paris die Menschen und den
Planeten, das Wohlergehen, den Wohlstand, die Wirt-
schaft, die Gesundheit, die Lebensmittelsysteme, die
Integritdt der Okosysteme und die biologische Vielfalt
vor der Bedrohung durch den Klimawandel zu schiitzen,
den Wohlstand innerhalb der Belastungsgrenzen des
Planeten zu maximieren, die Widerstandsfahigkeit der
Gesellschaft zu erhohen und ihre Anfilligkeit gegeniiber
Klimainderungen zu verringern. Daher sollten die
Mafnahmen der Union und der Mitgliedstaaten vom
Vorsorgeprinzip, dem Verursacherprinzip, dem Grund-
satz ,Energieeffizienz an erster Stelle“ und dem
Grundsatz der Schadensvermeidung geleitet werden.
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Abinderung 14

Gedinderter Text

(54)

Dank des von der Union geschaffenen Rechtsrahmens
und der von der europdischen Wirtschaft unternomme-
nen Anstrengungen konnten die Treibhausgasemissio-
nen in der EU zwischen 1990 und 2018 um 23 %
gesenkt werden, wihrend die Wirtschaft im gleichen
Zeitraum um 61 % wuchs, was zeigt, dass es moglich ist,
Wirtschaftswachstum und  Treibhausgasemissionen
voneinander zu entkoppeln.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 6

Vorschlag der Kommission

Zur Verwirklichung der Klimaneutralitit sollten alle
Wirtschaftszweige ihren Beitrag leisten. Angesichts der
Bedeutung der Energieerzeugung und des Energiever-
brauchs fiir die Treibhausgasemissionen ist der Ubergang
zu einem nachhaltigen, erschwinglichen und sicheren
Energiesystem, das auf einem gut funktionierenden
Energiebinnenmarkt beruht, ganz entscheidend. Digitaler
Wandel, technologische Innovation sowie Forschung und
Entwicklung sind ebenfalls wichtige Triebkrifte fur die
Verwirklichung des Ziels der Klimaneutralitit.

Gednderter Text

Zur Verwirklichung der Klimaneutralitit miissen alle
Wirtschaftszweige, einschliefSlich des Luft- und Seever-
kehrs, ihre Emissionen rasch auf nahe null reduzieren.
Dabei sollte das Verursacherprinzip ein wesentlicher
Faktor sein. Angesichts der Bedeutung der Energie-
erzeugung und des Energieverbrauchs fir die Treibhaus-
gasemissionen sind der Ubergang zu einem in hohem
Mafe energieeffizienten und auf erneuerbaren Energie-
trigern basierenden, nachhaltigen, erschwinglichen und
sicheren Energiesystem, das auf einem gut funktionieren-
den Energiebinnenmarkt beruht, und die gleichzeitige
Verringerung der Energiearmut ganz entscheidend. Die
Kreislaufwirtschaft sollte in grofferem Umfang zur
Klimaneutralitit beitragen, indem die Ressourceneffi-
zienz verbessert wird und vermehrt CO2-arm herge-
stellte ~ Materialien  eingesetzt und  gleichzeitig
Abfallvermeidung und Recycling gefordert werden.
Digitaler Wandel, technologische Innovation sowie For-
schung und Entwicklung, fiir die weitere Finanzmittel
erforderlich sind, sind ebenfalls wichtige Triebkrifte fiir
die Verwirklichung des Ziels der Klimaneutralitit. Die
Union und die Mitgliedstaaten miissen ehrgeizige und
kohirente Regulierungsrahmen beschlieffen, um den
Beitrag aller Wirtschaftszweige zu den Klimazielen der
Union sicherzustellen.
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 15

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 6 a (neu)

Gedinderter Text

(6a)

Die kumulativen anthropogenen Gesamtemissionen von
Treibhausgasen im Zeitverlauf und die entsprechende
Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphire
sind insbesondere fiir das Klimasystem und den
Temperaturanstieg relevant. Der IPCC-Sonderbericht
iiber die Folgen einer Erderwirmung um 1,5 °C und die
ihm zugrunde liegende Szenariodatenbank liefern die
besten verfiigbaren und aktuellsten wissenschaftlichen
Erkenntnisse zum verbleibenden weltweiten Treibhaus-
gasbudget, um den weltweiten Temperaturanstieg im
21. Jahrhundert auf 1,5 °C iiber dem vorindustriellen
Niveau zu begrenzen. Im Interesse der Kohdirenz mit den
Zusagen der Union, den Temperaturanstieg auf 1,5 °C
gegeniiber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen,
muss ein angemessener Anteil der Union am verblei-
benden weltweiten Treibhausgasbudget festgelegt wer-
den. Das Treibhausgasbudget ist auch ein wichtiges
Instrument, um die Transparenz und Rechenschafts-
pflicht in Bezug auf die Klimapolitik der Union zu
erhohen. In ihrer eingehenden Analyse als Begleitunter-
lage zu der Mitteilung der Kommission vom
28. November 2018 mit dem Titel ,Ein sauberer Planet
fiir alle — Eine europdische langfristige strategische
Vision fiir eine wohlhabende, moderne, wettbewerbs-
fihige und klimaneutrale Wirtschaft“ weist die Kom-
mission darauf hin, dass sich ein mit dem 1,5 °C-Ziel
kompatibles Budget der CO,-Emissionen in der EU-28
fiir den Zeitraum 2018-2050 auf 48 Gt CO, belaufen
wiirde. Die Kommission sollte auf der Grundlage der
neuesten wissenschaftlichen Berechnungen des IPCC ein
Netto-

Treibhausgasbudget der EU-27, ausgedriickt in CO,-A-
quivalent, festlegen, das im Einklang mit den Zielen des
Ubereinkommens von Paris dem angemessenen Anteil
der Union an den verbleibenden weltweiten Emissionen
entspricht. Das Treibhausgasbudget der Union sollte als
Richtschnur fiir die Festlegung des Zielpfads der Union
in Richtung Treibhausgasneutralitit bis 2050 und
insbesondere fiir ihre kiinftigen Zielvorgaben fiir
Treibhausgase fiir 2030 und 2040 dienen.
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 7

Vorschlag der Kommission

(*)

(*7)

(*)

Die Union verfolgt eine ehrgeizige Klimaschutzpolitik
und hat einen Rechtsrahmen dafiir geschaffen, ihre
Zielvorgabe fur die Verringerung der Treibhausgasemis-
sionen bis 2030 zu erreichen. Zu den Rechtsvorschriften
zur Umsetzung dieser Zielvorgabe gehoren unter an-
derem die Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates (*) mit der ein System fur
den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der
Union geschaffen wurde, die Verordnung (EU) 2018/842
des Europdischen Parlaments und des Rates (¥’), mit der
nationale Ziele fir die Reduzierung der Treibhausgas-
emissionen bis 2030 eingefithrt wurden, und die Ver-
ordnung (EU) 2018/841 des Europiischen Parlaments
und des Rates (*), nach der die Mitgliedstaaten verpflich-
tet sind, die Emissionen und den Abbau von Treibhaus-
gasen aus Landnutzung, Landnutzungsinderungen und
Forstwirtschaft auszugleichen.

Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des

Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System fiir den Handel mit
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union und zur An-
derung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABL. L 275 vom
25.10.2003, S. 32).

Verordnung (EU) 2018/842 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 30. Mai 2018 zur Festlegung verbindlicher nationaler
Jahresziele fiir die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im
Zeitraum 2021 bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmafnahmen
zwecks Erfiillung der Verpflichtungen aus dem Ubereinkommen
von Paris sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013
(ABL. L 156 vom 19.6.2018, S. 26).

Verordnung (EU) 2018/841 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 30. Mai 2018 iiber die Einbeziehung der Emissionen
und des Abbaus von Treibhausgasen aus Landnutzung, Land-
nutzungsanderungen und Forstwirtschaft in den Rahmen fiir die
Klima- und Energiepolitik bis 2030 und zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 525/2013 und des Beschlusses
Nr. 529/2013/EU (ABL L 156 vom 19.6.2018, S. 1).

Abinderung 17

Gednderter Text

(*)

(*)

Die Union hat einen Rechtsrahmen dafiir geschaffen, ihre
derzeitige Ziclvorgabe fiir die Verringerung der Treib-
hausgasemissionen bis 2030, die vor dem Inkrafttreten
des Ubereinkommens von Paris festgelegt wurde, zu
erreichen. Zu den Rechtsvorschriften zur Umsetzung
dieser Zielvorgabe gehoren unter anderem die Richtlinie
2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates (*) mit der ein System fir den Handel mit
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union geschaf-
fen wurde, die Verordnung (EU) 2018/842 des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates (¥’), mit der nationale
Ziele fur die Reduzierung der Treibhausgasemissionen bis
2030 eingefuhrt wurden, und die Verordnung (EU)
2018/841 des Europiischen Parlaments und des Ra-
tes (*%), nach der die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die
Emissionen und den Abbau von Treibhausgasen aus
Landnutzung, Landnutzungsinderungen und Forstwirt-
schaft auszugleichen.

Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des

Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System fiir den Handel mit
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union und zur An-
derung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABL L 275 vom
25.10.2003, S. 32).

Verordnung (EU) 2018/842 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 30. Mai 2018 zur Festlegung verbindlicher nationaler
Jahresziele fiir die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im
Zeitraum 2021 bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmafinahmen
zwecks Erfiillung der Verpflichtungen aus dem Ubereinkommen
von Paris sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013
(ABL. L 156 vom 19.6.2018, S. 26).

Verordnung (EU) 2018/841 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 30. Mai 2018 iiber die Einbeziehung der Emissionen
und des Abbaus von Treibhausgasen aus Landnutzung, Land-
nutzungsanderungen und Forstwirtschaft in den Rahmen fiir die
Klima- und Energiepolitik bis 2030 und zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 525/2013 und des Beschlusses
Nr. 529/2013/EU (ABL L 156 vom 19.6.2018, S. 1).

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(7a)

Das Emissionshandelssystem ist ein Eckpfeiler der
Klimapolitik der Union und ihr zentrales Instrument
zur kostenwirksamen Reduzierung der Emissionen.



C 395/130

Amtsblatt der Europdischen Union

29.9.2021

Donnerstag, 8. Oktober 2020

Abinderung 18

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 9

Vorschlag der Kommission

(*)

")

()

Mit dem Paket ,Saubere Energie fur alle Europder”(*)
verfolgt die Union eine ehrgeizige Dekarbonisierungs-
agenda, insbesondere durch den Aufbau einer soliden
Energieunion, in die die Ziele fiir 2030 der Richtlinien
2012/27/EU () und (EU) 2018/2001 () des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die
Energieeffizienz und die Nutzung erneuerbarer Energien
eingebunden sind, sowie durch den Ausbau der ein-
schlagigen Rechtsvorschriften, einschliefSlich der Richt-
linie 2010/31/EU des Europdischen Parlaments und des
Rates (*2).

(*)  COM(2016) 860 final vom 30. November 2016.

Richtlinie 2012/27/EU des Européischen Parlaments und des
Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung
der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Auf-
hebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG (ABI. L 315
vom 14.11.2012, S. 1).

Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 11. Dezember 2018 zur Forderung der Nutzung von
Energie aus erneuerbaren Quellen (ABL L 328 vom 21.12.2018,
S. 82).

Richtlinie 2010/31/EU des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 19. Mai 2010 iiber die Gesamtenergieeffizienz von
Gebduden (ABL L 153, vom 18.6.2010, S. 13).

Gednderter Text

Mit dem Paket ,Saubere Energie fiir alle Europder” (¥)
verfolgt die Union eine Dekarbonisierungsagenda, insbe-
sondere durch den Aufbau einer soliden Energieunion, in
die die Ziele fur 2030 der Richtlinien 2012/27/EU (*')
und (EU) 2018/2001 (*') des Europiischen Parlaments
und des Rates in Bezug auf die Energieeftizienz und die
Nutzung erneuerbarer Energien eingebunden sind, sowie
durch die Stirkung der einschligigen Rechtsvorschriften,
einschlieflich der Richtlinie 2010/31/EU des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates (*%).

(*)  COM(2016) 860 final vom 30. November 2016.

Richtlinie 2012/27/EU des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung
der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Auf-
hebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG (ABI. L 315
vom 14.11.2012, S. 1).

Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 11. Dezember 2018 zur Forderung der Nutzung von
Energie aus erneuerbaren Quellen (ABL L 328 vom 21.12.2018,
S. 82).

Richtlinie 2010/31/EU des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 19. Mai 2010 iiber die Gesamtenergieeffizienz von
Gebduden (ABL. L 153 vom 18.6.2010, S. 13).
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(9a)

Abinderung 20

Die Kommission hat eine Reihe legislativer Initiativen
im Energiebereich, insbesondere fiir erneuerbare Ener-
gietriger und Energieeffizienz, darunter fiir die Energie-
effizienz  von  Gebduden,  ausgearbeitet — und
verabschiedet. Diese Initiativen bilden ein Paket, dessen
iibergreifendes Thema der Grundsatz ,Energieeffizienz
an erster Stelle“ und die weltweite Fiihrungsrolle der
Union auf dem Gebiet der erneuerbaren Energietriger
sind. Diese Initiativen sollten beim nationalen lang-
fristigen Fortschritt bei den Bemiihungen um Klima-
neutralitit bis 2050 beriicksichtigt werden, um ein in
hohem MafSe energieeffizientes, auf erneuerbaren Ener-
gietrigern beruhendes Energiesystem und die Entwick-
lung von erneuerbaren Energietrigern in der Union
sicherzustellen.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 9 b (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(9b)

Der Ubergang zu sauberer Energie wird zu einem
Energiesystem fiihren, in dem die Primdirenergieversor-
gung grofStenteils von erneuerbaren Energietrigern
kommen wird, was die Versorgungssicherheit erheblich
verbessern, die Energieabhingigkeit verringern und
Arbeitsplitze im Inland fordern wird.
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 21

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 9 c (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(9¢)

Abinderung 22

Die Energiewende verbessert die Energieeffizienz und
verringert die Energieabhiingigkeit der Union und der
Mitgliedstaaten. Dieser Strukturwandel hin zu einer
effizienteren Wirtschaft auf der Grundlage erneu-
erbarer Energien in allen Sektoren wird nicht nur der
Handelsbilanz zugutekommen, sondern auch die Ener-
gieversorgungssicherheit stirken und die Energiearmut
bekimpfen.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 9 d (neu)

Gednderter Text

Vorschlag der Kommission

(94)

Abinderung 23

Um Solidaritit sicherzustellen und eine wirksame
Energiewende zu ermoglichen, muss im Rahmen der
Klimapolitik der Union ein klarer Weg hin zur Verwir-
klichung der Klimaneutralitit bis 2050 entworfen
werden. Die Union sollte hinsichtlich Kosteneffizienz
und technischer Herausforderungen realistisch bleiben
und sicherstellen, dass regelbare Energiequellen zum
Ausgleich von Nachfragespitzen und Nachfragetiefs im
Energiesystem, beispielsweise Wasserstofftechnologien,
verfiigbar und erschwinglich sind.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 9 e (neu)

Gednderter Text

(%)

Der Klimaschutz bietet der Wirtschaft der Union die
Moglichkeit, ihre MafSnahmen zu intensivieren und
ihren Vorreitervorteil auszuspielen, indem sie auf dem
Gebiet der umweltfreundlichen Technologien eine fiih-
rende Position einnimmt. Das konnte dazu beitragen,
ihre industrielle Fiihrungsrolle im Bereich der globalen
Innovation zu sichern. Nachhaltige Produktionsinnova-
tionen konnen die industrielle Stirke der Union in
wichtigen Marktsegmenten fordern und damit Arbeits-
plitze sichern und schaffen.
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 9 f (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(%)

Abinderung 154

Es ist notwendig, die erforderlichen Investitionen in
neue nachhaltige Technologien zu unterstiitzen, die fiir
die Verwirklichung des Ziels der Klimaneutralitit
unerlisslich sind. In diesem Zusammenhang ist es
wichtig, die Technologieneutralitit zu wahren und
gleichzeitig einen Lock-in-Effekt zu vermeiden. Wie in
der Mitteilung der Kommission vom 8. Juli 2020 mit
dem Titel ,,Eine Wasserstoffstrategie fiir ein klimaneu-
trales Europa“ dargelegt, kann Wasserstoff auch dazu
beitragen, die Verpflichtung der Union zu unterstiit-
zen, bis spitestens 2050 CO,-Neutralitit zu erreichen,
insbesondere in energieintensiven Sektoren.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 9 g (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

9g)

Die Kommission sollte sich stirker darum bemiihen,
europdische Allianzen, insbesondere in der Batterie- und
Wasserstoffbranche, zu bilden, da diese von grifSter
Bedeutung sind. Auf europdiischer Ebene koordiniert,
bieten sie grofSe Chancen fiir regionale Erholungspro-
zesse nach COVID-19 und einen erfolgreichen Struk-
turwandel. Gesetzliche Vorgaben sollten einen Rahmen

fiir Innovationen in klimafreundlicher Mobilitit und

Energieerzeugung schaffen. Diese Allianzen sollten
angemessen unterstiitzt und finanziert werden und
auch Bestandteil der kiinftigen AufSen- und Nachbar-
schaftspolitik sowie von Handelsabkommen sein.
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Abinderung 25

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 10

Vorschlag der Kommission

Die Union ist ein weltweiter Vorreiter beim Ubergang zur
Klimaneutralitit und ist entschlossen, unter Einsatz aller
ihr zur Verfiigung stehenden Instrumente, einschliefSlich
der Klimadiplomatie, dazu beizutragen, dass weltweit
ehrgeizigere Ziele festgelegt werden und die globale
Reaktion auf den Klimawandel gestdrkt wird.

Gednderter Text

(10)

Die Union hat sowohl die Verantwortung als auch die
Mittel, um weiterhin ein weltweiter Vorreiter beim
Ubergang zur Klimaneutralitit zu bleiben, und ist
entschlossen, dies auf gerechte, sozial faire und inklusive
Weise zu erreichen und unter Einsatz aller ihr zur
Verfiigung stehenden Instrumente, einschlieRlich der
Klimadiplomatie und der Handels-, Investitions- und
Industriepolitik, dazu beizutragen, dass weltweit ehr-
geizigere Ziele festgelegt werden und die globale Reaktion
auf den Klimawandel gestirkt wird. Die Union sollte ihre
Klimadiplomatie in allen fiir die Verwirklichung inter-
nationaler Klimaziele relevanten internationalen Foren
im FEinklang mit dem Ubereinkommen von Paris
stirken.
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Abinderung 26
Vorschlag fiir eine Verordnung
Erwigung 11
Vorschlag der Kommission Gednderter Text
(11)  Das Europdische Parlament forderte, dass der notwendige (11)  Das Europdische Parlament forderte die Kommission und
Ubergang zu einer klimaneutralen Gesellschaft bis spa- die Mitgliedstaaten wiederholt auf, die Klimaschutz-
testens 2050 verwirklicht und zu einer europdischen maflnahmen zu stirken, damit der notwendige Uber-
Erfolgsgeschichte wird (*)), und rief den Klima- und gang zu einer klimaneutralen Gesellschaft so schnell wie
Umweltnotstand aus (**). Der Europdische Rat verstin- maoglich und bis spitestens 2050 gefordert wird und zu
digte sich in seinen Schlussfolgerungen vom 12. Dezem- einer europdischen Erfolgsgeschichte wird (**), und rief
ber 2019 (**) auf das Ziel, bis 2050 im Einklang mit den den Klima- und Umweltnotstand aus (**). Es forderte
Zielen des Ubereinkommens von Paris eine klimaneutrale ferner die Union mehrfach auf, ihr Klimaziel fiir 2030
Union zu erreichen, wobei er auch anerkannte, dass hoher zu stecken und dieses erhéhte Ziel in das
glinstige Rahmenbedingungen geschaffen werden miissen Europiische Klimagesetz aufzunehmen (**¢). Der Euro-
und der Ubergang erhebliche offentliche und private pdische Rat verstindigte sich in seinen Schlussfolgerun-
Investitionen erfordert. Der Europdische Rat ersuchte die gen vom 12. Dezember 2019 (*) auf das Ziel, bis 2050
Kommission ferner, so frith wie moglich im Jahr 2020 im Finklang mit den Zielen des Ubereinkommens von
einen Vorschlag fur die langfristige Strategie der Union Paris auf der Grundlage von Fairness und einem
auszuarbeiten, damit diese vom Rat angenommen und gerechten Ubergang und unter Beriicksichtigung der
dem Rahmeniibereinkommen der Vereinten Nationen unterschiedlichen Ausgangslagen der Mitgliedstaaten
tiber Klimadnderungen vorgelegt werden kann. eine klimaneutrale Union zu erreichen, wobei er auch
anerkannte, dass giinstige Rahmenbedingungen geschaf-
(**)  EntschlieBung des Européischen Parlaments vom 15. Januar 2020 fen werden missen und der Ubergang erhebliche
zu dem Thema ,Der europiische Griine Deal“ (2019/2956(RSP)). offentliche und private Investitionen erfordert. Der
(*%  EntschlieRung des Europaischen Parlaments vom 28. November Europdische Rat ersuchte die Kommission ferner, so frith
2019 zum Klima- und Umweltnotstand (2019/2930(RSP)). wie moglich im Jahr 2020 einen Vorschlag fiir die
(*)  Schlussfolgerungen des Europdischen Rates vom 12. Dezember langfristige Strategie der Union auszuarbeiten, damit diese
2019, EUCO 2919, CO EUR 31, CONCL 9. vom Rat angenommen und dem Rahmeniibereinkom-
men der Vereinten Nationen iiber Klimaidnderungen
vorgelegt werden kann.

(**)  EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 15. Januar 2020
zu dem Thema ,Der europdische Griine Deal“ (2019/2956(RSP)).
(**)  EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 28. November

2019 zum Klima- und Umweltnotstand (2019/2930(RSP)).
(***)  Entschliefung  des  Europiischen  Parlaments  vom

28. November 2019 zur Klimakonferenz der Vereinten Nationen
2019 in Madrid (Spanien) (COP 25) (2019/2712(RSP)).
Schlussfolgerungen des Europiischen Rates vom 12. Dezember
2019, EUCO 29/19, CO EUR 31, CONCL 9.
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Abinderung 27

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwiagung 12

Vorschlag der Kommission

Die Union sollte bestrebt sein, bis 2050 in der gesamten
Wirtschaft ein Gleichgewicht zwischen den anthropoge-
nen Emissionen und dem Abbau von Treibhausgasen
durch natiirliche und technologische Losungen in der
Union herzustellen. Das unionsweite Ziel der Klimaneu-
tralitdt bis 2050 sollte von allen Mitgliedstaaten gemein-
sam verfolgt werden und die Mitgliedstaaten, das
Europdische Parlament, der Rat und die Kommission
sollten die erforderlichen Maflnahmen ergreifen, um die
Verwirklichung dieses Ziels zu erméglichen. Mafinahmen
auf Unionsebene werden einen grofen Teil der Mafinah-
men ausmachen, die zur Erreichung dieses Ziels er-
forderlich sind.

Abinderung 28

Gedinderter Text

Die Union und die Mitgliedstaaten sollten bestrebt
sein, bis spdtestens 2050 in der gesamten Wirtschaft ein
Gleichgewicht zwischen den anthropogenen Emissionen
und dem Abbau von Treibhausgasen durch natiirliche
und technologische Losungen in der Union und auf der
Ebene der Mitgliedstaaten herzustellen. Das unionsweite
Ziel der Klimaneutralitit bis 2050 sollte von allen
Mitgliedstaaten verwirklicht werden, und die Mitglied-
staaten, das Europdische Parlament, der Rat und die
Kommission sollten die erforderlichen Maffnahmen
ergreifen, um die Verwirklichung dieses Ziels zu ermog-
lichen. Mafnahmen auf Unionsebene werden einen
groflen Teil der Mafnahmen ausmachen, die zur Errei-
chung dieses Ziels erforderlich sind. Die Union und alle
Mitgliedstaaten sollten die Emissionen nach 2050
weiter reduzieren, damit sichergestellt wird, dass der
Abbau von Treibhausgasen die anthropogenen Emissio-
nen iibersteigt.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwidgung 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(12a) Jeder einzelne Mitgliedstaat ist dafiir verantwortlich, bis

()

spitestens 2050 Klimaneutralitit zu erreichen. Aus
Griinden der Gerechtigkeit und der Solidaritit und zur
Unterstiitzung der Energiewende der Mitgliedstaaten
mit unterschiedlichen Ausgangslagen werden ausrei-
chende Unterstiitzungs- und Finanzierungsmechanis-
men der Union, wie etwa der in der Verordnung (EU)
...[... des Europdiischen Parlaments und des Rates (%)
vorgesehene Fonds fiir einen gerechten Ubergang und
andere einschligige Finanzierungsmechanismen, bend-
tigt.

Verordnung (EU) .../... des Europdischen Parlaments und des

Rates vom ... zur Einrichtung des Fonds fiir einen gerechten
Ubergang (ABL. ...).
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Abinderung 29
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 12 b (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(12b) In der Priambel des Ubereinkommens von Paris wird
darauf hingewiesen, wie wichtig es ist, die Integritit
aller Okosysteme einschlieflich der Meere zu gewihr-
leisten. Im Rahmeniibereinkommen der Vereinten Na-
tionen iiber Klimadnderungen wird betont, dass die
Vertragsparteien die nachhaltige Bewirtschaftung sowie
die Erhaltung und Verbesserung von Senken und
Speichern aller Treibhausgase, darunter Biomasse,
Wiilder und Meere sowie andere Okosysteme auf dem
Land, an der Kiiste und im Meer fordern werden. Sollten
die Ziele des Ubereinkommens von Paris nicht erreicht
werden, konnte die Temperatur den Kipppunkt iiber-
schreiten, jenseits dessen das Meer nicht mehr so viel
Kohlenstoff aufnehmen und zur Abschwichung des
Klimawandels beitragen kann.

Abinderung 30
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 12 ¢ (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(12c) Natiirliche Kohlenstoffsenken spielen beim Ubergang
zu einer klimaneutralen Wirtschaft eine wichtige Rolle.
Die Kommission priift die Ausarbeitung eines Regulie-
rungsrahmens fiir die Zertifizierung der CO,-Abschei-
dung auf der Grundlage ihres Aktionsplans fiir die
Kreislaufwirtschaft und der Strategie ,,Vom Hof auf den
Tisch“. Die Biodiversititsstrategie der EU fiir 2030 und
die darin enthaltenen Initiativen werden bei der Wieder-
herstellung geschidigter Okosysteme, insbesondere der
Okosysteme mit dem gréfSten Potenzial, Kohlenstoff zu
binden und zu speichern und die Auswirkungen von
Naturkatastrophen zu verhiiten und zu verringern, eine
wichtige Rolle spielen. Die Wiederherstellung von
Okosystemen wiirde dazu beitragen, natiirliche Senken
zu erhalten, zu bewirtschaften und zu verbessern, die
biologische Vielfalt fordern und gleichzeitig den Klima-
wandel bekimpfen.
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 144

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 12 d (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(12d)

Abinderung 31

Die Kommission sollte die Durchfiihrbarkeit der Ein-
fithrung von Systemen fiir CO,-Gutschriften mit einer
Zertifizierung fiir den Abbau von Treibhausgasen
mittels Kohlenstoffbindung in der Landwirtschaft bei
der Landnutzung, im Boden bzw. in Biomasse priifen,
damit bis 2050 das EU-Ziel der Klimaneutralitit
erreicht wird, sowie die Durchfiihrbarkeit des Aufbaus
eines eigenen Marktes fiir den CO,-Abbau durch
landseitige Bindung von Treibhausgasen. Dieser Rah-
men sollte sich auf die besten verfiigbaren wissenschaft-
lichen Erkenntnisse und auf ein System der Bewertung
und Genehmigung durch die Kommission stiitzen,
wobei sichergestellt wird, dass diese MafSnahmen keine
negativen Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere
auf die biologische Vielfalt, sowie auf die dffentliche
Gesundheit und auf gesellschafts- oder wirtschafts-
politische Ziele haben. Die Kommission sollte die
Ergebnisse dieser Bewertung bis zum 30. Juni 2021
vorlegen.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 12 e (neu)

Gednderter Text

(12e)

Im Interesse einer grofSeren Klarheit sollte die Kommis-
sion eine Definition natiirlicher und anderer CO,-Sen-
ken vorlegen.



29.9.2021

Amtsblatt der Europdischen Union

C 395/139

Abinderung 156

Donnerstag, 8. Oktober 2020

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 12 f (neu)

Vorschlag der Kommission

Abinderung 33

Gedinderter Text

(12f) Beim Ubergang zur Klimaneutralitit sollte die EU die

Wettbewerbsfihigkeit ihrer Industrie und insbesondere
ihrer energieintensiven Wirtschaftszweige erhalten,
unter anderem durch die Entwicklung wirksamer, mit
den WTO-Regeln vereinbarer MafSnahmen zur Verhin-
derung der Verlagerung von CO,-Emissionen und zur
Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingungen zwischen
der EU und Drittlindern, um unlauterem Wettbewerb
aufgrund der Nichtumsetzung von mit dem Uberein-
kommen von Paris konformen KlimamafSnahmen vor-
zubeugen.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 13

Vorschlag der Kommission

(13)

Die Union sollte ihre Klimaschutzmafnahmen und ihre
internationale Fiihrungsrolle im Bereich des Klimaschut-
zes auch nach 2050 beibehalten, um die Menschen und
den Planeten vor der Bedrohung durch gefihrliche
Klimaidnderungen zu schiitzen, wobei sie die im Uber-
einkommen von Paris festgelegten Temperaturziele ver-
folgen und den wissenschaftlichen Empfehlungen des
IPCC nachkommen sollte.

Gednderter Text

(13)

Die Union sollte ihre Klimaschutzmaffnahmen und ihre
internationale Fithrungsrolle im Bereich des Klimaschut-
zes auch nach 2050 beibehalten, insbesondere indem sie
die schutzbediirftigsten Bevilkerungsgruppen mit ihren
Mafnahmen im Auflenbereich und ihrer Entwicklungs-
politik unterstiitzt, um die Menschen und den Planeten
vor der Bedrohung durch gefihrliche Klimainderungen
zu schiitzen, wobei sie die im Ubereinkommen von Paris
festgelegten Temperaturziele verfolgen und den wissen-
schaftlichen Empfehlungen des IPCC, des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen (UNEP), des IBPES und
des Europiischen Klimarates (ECCC) nachkommen
sollte.
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 34

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(13a)

Abinderung 35

Okosysteme, Menschen und Volkswirtschaften in der
EU werden mit erheblichen Auswirkungen des Klima-
wandels konfrontiert sein, wenn die Treibhausgas-
emissionen nicht schnell verringert werden und keine
Anpassung an den Klimawandel stattfindet. Durch eine
Anpassung an den Klimawandel wiirden unvermeidbare
Auswirkungen auf kosteneffiziente Weise weiter mini-
miert, wobei die Nutzung naturbasierter Losungen
betrichtliche positive Nebeneffekte mit sich brichte.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 13 b (neu)

Gednderter Text

(13b) Die negativen Folgen des Klimawandels kinnen die

Anpassungsfihigkeiten der Mitgliedstaaten maglicher-
weise iibersteigen. Daher sollten die Mitgliedstaaten
und die Union zusammenarbeiten, auch im Rahmen des
Internationalen Mechanismus von Warschau, um im
Einklang mit Artikel 8 des Ubereinkommens von Paris
Verluste und Schiden zu vermeiden, auf ein Mindest-
mafS zu verringern und zu bewiltigen.
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Abinderung 36
Vorschlag fiir eine Verordnung
Erwigung 14
Vorschlag der Kommission Gednderter Text
(14)  Die Anpassung ist ein Schliisselfaktor der langfristigen (14 Die Anpassung ist ein Schliisselfaktor der langfristigen

weltweiten Reaktion auf den Klimawandel. Daher sollten
die Mitgliedstaaten und die Union gemif§ Artikel 7 des
Ubereinkommens von Paris ihre Anpassungsfihigkeit
verbessern, die Widerstandsfahigkeit stirken und die
Anfilligkeit gegeniiber Klimainderungen verringern so-
wie die positiven Nebeneffekte in Verbindung mit
anderen umweltbezogenen Politiken und Rechtsvor-
schriften maximieren. Die Mitgliedstaaten sollten um-
fassende nationale Anpassungsstrategien und -pline
annehmen.

Abinderung 37

weltweiten Reaktion auf den Klimawandel. Daher sollten
die Mitgliedstaaten und die Union gemif§ Artikel 7 des
Ubereinkommens von Paris ihre Anpassungsfihigkeit
verbessern, die Widerstandsfahigkeit stirken und die
Anfilligkeit gegeniiber Klimainderungen verringern so-
wie die positiven Nebeneffekte in Verbindung mit
anderen umweltbezogenen politischen MafSnahmen
und Rechtsvorschriften maximieren. Die Mitgliedstaaten
sollten umfassende nationale Anpassungsstrategien und
-plane annehmen, und die Kommission sollte durch die
Entwicklung von Indikatoren zur Uberwachung der
Fortschritte bei der Anpassung beitragen.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 14 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(14a) Bei der Annahme ihrer Anpassungsstrategien und

-pline sollten die Mitgliedstaaten den am stirksten
betroffenen Gebieten besondere Aufmerksamkeit wid-
men. Dariiber hinaus sind die Verbesserung, der Erhalt
und die Wiederherstellung der biologischen Vielfalt
duflerst wichtig, um ihr volles Potenzial fiir die
Klimaregulierung und die Anpassung an den Klima-
wandel auszuschopfen. Mit Anpassungsstrategien und
-plinen sollten daher naturbasierte Losungen und eine
okosystembasierte Anpassung, die zur Wiederherstel-
lung und zum Erhalt der biologischen Vielfalt beitrigt,
gefordert, die territorialen Besonderheiten und das
lokale Wissen gebiihrend beriicksichtigt und konkrete
MafSnahmen zum Schutz von Meeres- und Kiistenoko-
systemen festgelegt werden. AufSerdem sollten Aktivi-
titen beendet werden, durch die die Fihigkeit der
Okosysteme, sich an den Klimawandel anzupassen,
behindert wird, um die Widerstandsfihigkeit von bio-
logischer Vielfalt und Okosystemleistungen sicherzu-
stellen.
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Abinderung 38
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 14 b (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(14b) Anpassungsstrategien sollten aufSerdem einen Paradig-
menwechsel auf der Grundlage von umweltfreundlichen
und naturbasierten Lésungen in den betroffenen
Gebieten fordern. Sie sollten nachhaltige Existenz-
grundlagen sicherstellen, um fiir bessere Lebensbedin-
gungen zu sorgen, einschlieflich nachhaltiger und
lokaler Landwirtschaft, nachhaltiger Wasserbewirt-
schaftung und erneuerbarer Energien im Einklang mit
den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung, um ihre
Widerstandsfihigkeit und den Schutz ihrer Okosysteme
zu fordern.
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Abinderung 39
Vorschlag fiir eine Verordnung
Erwiagung 15
Vorschlag der Kommission Gednderter Text
(15)  Beim Ergreifen der einschligigen Mafnahmen auf (15)  Beim Ergreifen der einschligigen Mafnahmen auf

Unionsebene und auf nationaler Ebene zur Erreichung
des Ziels der Klimaneutralitdt sollten die Mitgliedstaaten
sowie das Europdische Parlament, der Rat und die
Kommission dem Beitrag des Ubergangs zur Klimaneu-
tralitit unter den folgenden Gesichtspunkten Rechnung
tragen: Wohlergehen der Biirger, Wohlstand der Gesell-
schaft und Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft; sichere
Energie- und Lebensmittelversorgung zu erschwinglichen
Preisen; Fairness und Solidaritdt zwischen und in den
Mitgliedstaaten unter Beriicksichtigung ihrer wirtschaft-
lichen Leistungsfahigkeit, ihrer nationalen Gegebenheiten
und der Notwendigkeit, im Laufe der Zeit Konvergenz zu
erreichen; Notwendigkeit einer fairen und sozial gerech-
ten Gestaltung des Ubergangs; beste verfiigbare wissen-
schaftliche ~ Erkenntnisse, insbesondere vom IPCC
veroffentlichte Erkenntnisse; Notwendigkeit, Risiken im
Zusammenhang mit dem Klimawandel bei Investitions-
und Planungsentscheidungen zu beriicksichtigen; Kosten-
effizienz und Technologieneutralitit im Hinblick auf die
Verringerung der Emissionen von Treibhausgasen und
deren Abbau und die Erhohung der Widerstandsfahigkeit;
Verbesserung der Umweltintegritit und Anhebung des
Ambitionsniveaus im Laufe der Zeit.

Unionsebene und auf nationaler Ebene zur Erreichung
des Ziels der Klimaneutralitdt sollten die Mitgliedstaaten
sowie das Europdische Parlament, der Rat und die
Kommission dem Beitrag des Ubergangs zur Klimaneu-
tralitat unter den folgenden Gesichtspunkten Rechnung
tragen: Gesundheit, Lebensqualitit und Wohlergehen
der Biirger, soziale Gerechtigkeit, Wohlstand der Gesell-
schaft und Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft, ein-
schlieflich des fairen Wettbewerbs und gleicher
Wettbewerbsbedingungen auf globaler Ebene. Die Mit-
gliedstaaten und das Europiische Parlament, der Rat
und die Kommission sollten aufSerdem folgende Fakto-
ren beriicksichtigen: biirokratischer Aufwand oder an-
dere rechtliche Hindernisse, die die Wirtschaftsakteure
oder die Sektoren daran hindern konnten, die Klimaziele
zu erreichen; soziale, wirtschaftliche und Gkologische
Kosten des Nichthandelns oder unzureichenden Han-
delns; die Tatsache, dass Frauen unverhiltnismdfSig vom
Klimawandel betroffen sind, und die Notwendigkeit, die
Gleichstellung der Geschlechter zu stirken; Notwendig-
keit, nachhaltige Lebensweisen zu fordern; Maximie-
rung der Energie- und Ressourceneffizienz; sichere
Energie- und Lebensmittelversorgung zu erschwinglichen
Preisen unter besonderer Beriicksichtigung der Notwen-
digkeit, die Energiearmut zu bekdmpfen; Fairness und
Solidaritit und gleiche Wettbewerbsbedingungen zwi-
schen und in den Mitgliedstaaten unter Beriicksichtigung
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit, ihrer nationalen
Gegebenheiten und ihrer unterschiedlichen Ausgangs-
bedingungen und der Notwendigkeit, im Laufe der Zeit
Konvergenz zu erreichen; die Notwendigkeit einer fairen
und sozial gerechten Gestaltung des Ubergangs in
Ubereinstimmung mit den Leitlinien der Internationa-
len Arbeitsorganisation aus dem Jahr 2015 fiir einen
gerechten Ubergang zu einer kologisch nachhaltigen
Wirtschaft und Gesellschaft fiir alle; beste verfiigbare
wissenschaftliche Erkenntnisse, insbesondere vom IPCC
und vom IPBES veroffentlichte Erkenntnisse; Notwendig-
keit, Risiken im Zusammenhang mit dem Klimawandel
und Bewertungen der Anfilligkeit und der Anpas-
sungsfihigkeit im Zusammenhang mit dem Klimawan-
del bei Investitions- und Planungsentscheidungen zu
beriicksichtigen und gleichzeitig sicherzustellen, dass
die politischen MafSnahmen der EU klimaresilient sind,
Kosteneftizienz und Technologieneutralitit im Hinblick
auf die Verringerung der Emissionen von Treibhausgasen
und deren Abbau und die Erhéhung der Widerstands-
fahigkeit auf der Grundlage der Gerechtigkeit; Notwen-
digkeit, Meeres- und Landiokosysteme und die
biologische Vielfalt zu bewirtschaften, zu erhalten und
wiederherzustellen; derzeitiger Zustand der Infra-
struktur und mogliches Erfordernis der Aktualisierung
der Unionsinfrastruktur und entsprechender Investitio-
nen;  Verbesserung der  Umweltintegritit  und
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 40

Gednderter Text

Anhebung des Ambitionsniveaus im Laufe der Zeit;
Kapazitit der verschiedenen Interessentriger, sozial
tragfihige Investitionen in den Ubergang zu titigen
und das potenzielle Risiko einer Verlagerung von
CO,-Emissionen und MafSnahmen zu ihrer Verhin-
derung.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 16

Vorschlag der Kommission

Der Ubergang zur Klimaneutralitit macht Verinderungen
in allen Politikfeldern und gemeinsame Anstrengungen
aller Teile von Wirtschaft und Gesellschaft erforderlich,
wie die Kommission in ihrer Mitteilung ,Der europdische
Griine Deal“ dargelegt hat. Der Europiische Rat stellte
ferner in seinen Schlussfolgerungen vom 12. Dezember
2019 fest, dass alle einschligigen Rechtsvorschriften und
politischen Mafinahmen der Union mit dem Ziel der
Klimaneutralitit im Einklang stehen und zu seiner
Verwirklichung beitragen missen, wobei auf gleiche
Rahmenbedingungen zu achten ist, und ersuchte die
Kommission zu priifen, ob dazu eine Anpassung der
geltenden Vorschriften erforderlich ist.

Gednderter Text

Der Ubergang zur Klimaneutralitit macht eine trans-
formative Verinderung in allen Politikfeldern, eine
ehrgeizige und nachhaltige Finanzierung und gemein-
same Anstrengungen aller Teile von Wirtschaft und
Gesellschaft einschlieflich des Luft- und Seeverkehrs
erforderlich, wie die Kommission in ihrer Mitteilung ,Der
europdische Griine Deal“ dargelegt hat. Der Europaische
Rat stellte ferner in seinen Schlussfolgerungen vom
12. Dezember 2019 fest, dass alle einschlagigen Rechts-
vorschriften und politischen Maffnahmen der Union mit
dem Ziel der Klimaneutralitit im Einklang stehen und zu
seiner Verwirklichung beitragen miissen, wobei auf
gleiche Rahmenbedingungen zu achten ist, und ersuchte
die Kommission zu priifen, ob dazu eine Anpassung der
geltenden Vorschriften erforderlich ist.
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Abinderung 41

Vorschlag der Kommission
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 16 a (neu)

Gedinderter Text

Abinderung 42

(16a) Alle Schliisselbereiche der Wirtschaft, das heifSt Ener-

gie, Industrie, Verkehr, Wirme- und Kilteversorgung
und Gebdiudesektor, Landwirtschaft, Abfallwirtschaft
und Landnutzung, Landnutzungsinderung und Forst-
wirtschaft, werden zusammenarbeiten miissen, um die
Klimaneutralitit zu verwirklichen. Alle Sektoren, unab-
hingig davon, ob sie unter das System fiir den Handel
mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union
(EU-EHS) fallen oder nicht, sollten vergleichbare An-
strengungen unternehmen, um das Ziel der Klimaneu-
tralitit der Union zu erreichen. Um sicherzustellen, dass
fiir alle Wirtschaftsakteure, darunter Unternehmen,
Arbeitnehmer, Investoren und Verbraucher, Vorherseh-
barkeit, Vertrauen und Teilhabe gegeben sind, sollte die
Kommission fiir die Wirtschaftsbereiche, die den
grifiten Beitrag zur Verwirklichung des Ziels der
Klimaneutralitit leisten kénnten, Leitlinien festlegen.
Die Leitlinien sollten indikative Zielpfade zur Senkung
der Treibhausgasemissionen in diesen Wirtschaftsberei-
chen auf Unionsebene beinhalten. Dadurch wiirden
diese Wirtschaftsbereiche die Gewissheit erhalten, dass
sie die richtigen MafSnahmen ergreifen und die
notwendigen Investitionen planen, was ihnen folglich
dabei helfen wiirde, auf dem Pfad des Ubergangs zu
bleiben. Gleichzeitig wiirden die Leitlinien auch als
Mechanismus dienen, um Sektoren an der Suche nach
Lésungen fiir die Klimaneutralitit zu beteiligen.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 16 b (neu)

Gednderter Text

(16b) Beim Ubergang zur Klimaneutralitit miissen alle

Sektoren ihren Beitrag leisten. Die Union sollte ihre
Bemiihungen um die Stirkung und Férderung der
Kreislaufwirtschaft fortsetzen und erneuerbare Losun-
gen und Alternativen, die auf fossilen Brennstoffen
basierende Produkte und Materialien ersetzen konnen,
auch kiinftig unterstiitzen. Die umfassendere Verwen-
dung erneuerbarer Produkte und Materialien wird grofSe
Vorteile fiir den Klimaschutz mit sich bringen und
kommt vielen verschiedenen Wirtschaftsbereichen zug-
ute.
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Abinderung 43
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 16 c (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(16c) In Anbetracht des Risikos der Verlagerung von
CO,-Emissionen sollten der Ubergang zur Klimaneu-
tralitit und die fortwihrenden Bemiihungen um ihren
Erhalt eine echte griine Wende sein, die zu einer
tatsichlichen Reduzierung von Emissionen fiihrt und
nicht zu einem falschen auf EU-Daten basierenden
Ergebnis, wihrend Produktion und Emissionen tatsich-
lich aus der EU weg verlagert wurden. Um dies zu
erreichen, sollte durch die politischen MafSnahmen das
Risiko der Verlagerung von CO ,-Emissionen der Union
auf ein MindestmafS reduziert werden, und es sollten
technologische Losungen gepriift werden.

Abinderung 44
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 16 d (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(16d) Der Ubergang zur Klimaneutralitit kann nicht ohne die
Landwirtschaft vollzogen werden, dem einzigen pro-
duktiven Wirtschaftszweig, der in der Lage ist, CO, zu
speichern. Insbesondere die Forstwirtschaft, langfristige
genutzte Wiesen und mehrjihrige Kulturen im All-
gemeinen garantieren eine langfristige Speicherung.

Abinderung 45
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 16 e (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(16e) Zur Verwirklichung der Klimaneutralitit muss die
besondere Rolle der Land- und Forstwirtschaft beriick-
sichtigt werden, da nur eine vitale und produktive Land-
und Forstwirtschaft in der Lage ist, die Bevilkerung mit
hochwertigen, sicheren und erschwinglichen Lebens-
mitteln in ausreichender Menge sowie mit erneuerbaren
Rohstoffen fiir alle Zwecke der Biowirtschaft zu
versorgen.
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Abinderung 46
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 16 f (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(16f) Wiilder sind beim Ubergang zur Klimaneutralitit von
entscheidender Bedeutung. Die nachhaltige und natur-
nahe Waldbewirtschaftung ist fiir den kontinuierlichen
Abbau von Treibhausgasen aus der Atmosphdre unent-
behrlich und ermaglicht es auflerdem, erneuerbare und
klimafreundliche Rohstoffe fiir Holzerzeugnisse bereit-
zustellen, die Kohlenstoff speichern und als Ersatz fiir
aus fossilen Rohstoffen hergestellte Materialien und
Brennstoffe dienen konnen. Die dreifache Bedeutung
der Wiilder (Absorption, Speicherung und Substitution)
trigt zur Reduzierung der CO,-Emissionen in die
Atmosphire bei, wobei gleichzeitig dafiir Sorge getragen
werden muss, dass die Wiilder weiter wachsen und viele
weitere Leistungen erbringen konnen.

Abinderung 47
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 16 g (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(16 g) Das Unionsrecht sollte durch den Austausch von
bewihrten Verfahren und industriellem Know-how die
Aufforstung und die nachhaltige Waldbewirtschaftung
in den Mitgliedstaaten fordern, die iiber keinen
bedeutenden Waldbestand verfiigen.
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Abinderung 48

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwiagung 17

Vorschlag der Kommission

()
()

Wie in der Mitteilung der Kommission ,Der europdische
Griine Deal” angekiindigt, bewertete die Kommission die
Unionsvorgabe fiir die Senkung der Treibhausgasemis-
sionen bis 2030 in ihrer Mitteilung ,,Mehr Ehrgeiz fiir
das Klimaziel Europas 2030 — In eine klimaneutrale
Zukunft zum Wohl der Menschen investieren (°) auf
der Grundlage einer umfassenden Folgenabschitzung
und unter Beriicksichtigung ihrer Analyse der inte-
grierten nationalen Energie- und Klimapline, die der
Kommission gemdfS der Verordnung (EU) 2018/1999
des Europdischen Parlaments und des Rates (1°) vorge-
legt wurden. Angesichts des fiir 2050 gesteckten Ziels
der Klimaneutralitit sollten die Emissionen von Treib-
hausgasen bis 2030 gesenkt und der Abbau dieser Gase
gesteigert werden, damit die Nettotreibhausgasemissio-
nen, d. h. die Emissionen nach Abzug des Abbaus, in der
gesamten Wirtschaft EU-weit bis 2030 um mindestens
55 % gegeniiber dem Stand von 1990 gesenkt werden.
Diese neue Klimazielvorgabe der Union fiir 2030 ist
eine Folgevorgabe fiir die Zwecke von Artikel 2
Nummer 11 der Verordnung (EU) 2018/1999 und
ersetzt damit die unter dieser Nummer definierte
Vorgabe fiir Treibhausgasemissionen der Union bis
2030. Dariiber hinaus sollte die Kommission bis zum
30. Juni 2021 bewerten, wie die einschligigen Rechts-
vorschriften der Union zur Umsetzung der Klimaziel-
vorgabe fiir 2030 geindert werden miissten, um eine
solche Senkung der Nettoemissionen zu erreichen.

COM(2020)0562.

Verordnung (EU) 2018/1999 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 11. Dezember 2018 iiber das Governance-
System fiir die Energieunion und fiir den Klimaschutz, zur
Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG)
Nr. 715/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates, der
Richtlinien 94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG,
2010/31/EU, 2012/27/EU und 2013/30/EU des Europiiischen
Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und
(EU) 2015/652 des Rates und zur Aufhebung der Verordnung
(EU) Nr. 525/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates
(ABL L 328 vom 21.12.2018, S. 1).

Gedinderter Text

(17) Die Kommission kiindigte in ihrer Mitteilung ,Der

europdische Griine Deal“ ihre Absicht an, Vorschlige zur
Anhebung der Reduktionsvorgabe der Union fiir die
Treibhausgasemissionen bis 2030 zu bewerten und zu
unterbreiten, damit sie mit dem Ziel der Klimaneu-
tralitit bis 2050 vereinbar ist. In dieser Mitteilung betonte
die Kommission, dass alle politischen MafSnahmen der
Union zum Ziel der Klimaneutralitit beitragen und alle
Sektoren ihren Beitrag leisten sollten. Angesichts des
Ziels der Union, Klimaneutralitit bis spitestens 2050 zu
erreichen, sind eine weitere Stirkung des Klimaschutzes
und insbesondere die Anhebung der klimapolitischen
Vorgabe der Union fiir 2030 auf eine Emissionsreduktion
um 60 % gegeniiber 1990 von entscheidender Bedeutung.
Folglich sollte die Kommission bis zum 30. Juni 2021
bewerten, wie die Rechtsvorschriften der Union zur
Umsetzung dieses hoheren Ziels und weitere einschligige
Rechtsvorschriften der Union, die zur Verringerung der
Treibhausgasemissionen und zur Forderung der Kreis-
laufwirtschaft beitragen, entsprechend geindert werden
miissten.



29.9.2021

Amtsblatt der Europdischen Union C 395/149

Vorschlag der Kommission
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 17 a (neu)

Gedinderter Text

Vorschlag der Kommission

(17a)

Abinderung 50

Um sicherzustellen, dass die Union und alle Mit-
gliedstaaten in Bezug auf das Ziel der Klimaneutralitit
auf Kurs bleiben und dass fiir alle Wirtschaftsakteure,
darunter Unternehmen, Arbeitnehmer und Gewerk-
schaften, Investoren und Verbraucher, Vorhersehbarkeit
und Vertrauen gegeben sind, sollte die Kommission
Maoglichkeiten fiir eine klimapolitische Vorgabe der
Union fiir 2040 untersuchen und dem Europdiischen
Parlament und dem Rat gegebenenfalls Gesetzgebungs-
vorschlige unterbreiten.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 17 b (neu)

Gednderter Text

(17b) Die Kommission sollte bis zum 30. Juni 2021 simtliche

()

fiir die Erfiillung der klimapolitischen Vorgabe der
Union fiir 2030 und die Erreichung des Zieles der
Klimaneutralitit gemdfS Artikel 2 Absatz 1 relevanten
Mafnahmen und Instrumente iiberpriifen und erfor-
derlichenfalls ihre Uberarbeitung vorschlagen. In die-
sem Zusammenhang erfordern die hoheren Vorgaben
der Union, dass das EU-EHS seinen Zweck erfiillt. Die
Kommission sollte deshalb rasch die Richtlinie
2003/87/EG des Europiischen Parlaments und des
Rates (%) iiberpriifen und den diesbeziiglichen Innova-
tionsfonds aufstocken, um weiter finanzielle Anreize fiir
neue Technologien zu schaffen, die Wachstum, Wettbe-
werbsfihigkeit und Unterstiitzung fiir saubere Tech-
nologien fordern, und gleichzeitig sicherzustellen, dass
die Aufstockung des Innovationsfonds zum Prozess
eines gerechten Ubergangs beitriigt.

Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des

Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System fiir den Handel
mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union und zur
Anderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABL. L 275 vom
25.10.2003, S. 32).
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 51

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 17 ¢ (neu)

Gedinderter Text

Vorschlag der Kommission

(17¢)

Abinderung 52

Um die Bedeutung und das Gewicht von Klimaschutz-
politik zu unterstreichen und den politischen Akteuren
im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens die notwen-
digen Informationen zu geben, sollte die Kommission
samtliche zukiinftigen Rechtsvorschriften unter einem
neuen Blickwinkel bewerten, bei dem das Klima und die
Folgen fiir das Klima beriicksichtigt werden, und die
Auswirkung jeder vorgeschlagenen Rechtsvorschrift auf
das Klima und die Umwelt im gleichen Mafle unter-
suchen, wie sie Rechtsgrundlage, Subsidiaritit und
VerhiltnismdfSigkeit bewertet.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 17 d (neu)

Gednderter Text

Vorschlag der Kommission

(17d) Die Kommission sollte ferner sicherstellen, dass die

Abinderung 53

Wirtschaft durch einen soliden Regulierungsrahmen
und den Herausforderungen angemessene finanzielle
Mittel ausreichend in die Lage versetzt wird, den
bedeutenden Ubergang zur Klimaneutralitit zu voll-
ziehen und die sehr ehrgeizigen Ziele fiir 2030 und
2040 zu verwirklichen. Der Regulierungs- und Finan-
zierungsrahmen sollte regelmifSig bewertet und gege-
benenfalls angepasst werden, um eine Verlagerung von
CO -Emissionen, BetriebsschliefSungen, Arbeitsplatz-
verluste sowie unlauteren internationalen Wettbewerb
zu verhindern.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 17 e (neu)

Gednderter Text

(17e) Die Kommission sollte den Bedarf des Arbeitsmarktes

einschlieflich der Anforderungen an die allgemeine und
berufliche Bildung, die Wirtschaftsentwicklung und die
Etablierung eines fairen und gerechten Ubergangs
beurteilen.
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Abinderung 157
Vorschlag fiir eine Verordnung
Erwigung 17 f (neu)
Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(17f) Damit die Europdische Union das Ziel der Klimaneu-
tralitit bis spitestens 2050 und die klimapolitischen
Zwischenziele fiir 2030 und 2040 verwirklichen kann,
sollten die Organe der Union und alle Mitgliedstaaten
so frith wie moglich und spitestens bis 2025 die
Zahlung aller direkten und indirekten Subventionen fiir
fossile Brennstoffe eingestellt haben. Das Auslaufen
dieser Subventionen sollte keine Auswirkungen auf die
Bemiihungen zur Bekimpfung der Energiearmut (Ar-
mut infolge steigender Energickosten) haben und der
iiberbriickenden Funktion von Erdgas beim Ubergang
zu einer kohlendioxidfreien Wirtschaft Rechnung tra-

gen.

Abinderung 55
Vorschlag fiir eine Verordnung
Erwiagung 18
Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(18)  Um sicherzustellen, dass die Union und die Mitglied- (18)  Damit die Union und alle Mitgliedstaaten bei der

staaten bei der Ansteuerung des Ziels der Klimaneu-
tralitit auf Kurs bleiben und Fortschritte bei der
Anpassung machen, sollte die Kommission die Fort-
schritte regelmidfig bewerten. Sollten die kollektiven
Fortschritte der Mitgliedstaaten bei der Verwirklichung
des Ziels der Klimaneutralitit oder bei der Anpassung
unzureichend sein oder die Mafsnahmen der Union nicht
mit dem Ziel der Klimaneutralitit vereinbar sein bzw.
nicht geeignet sein, die Anpassungsfahigkeit zu ver-
bessern, die Widerstandsfahigkeit zu stirken oder die
Anfilligkeit zu verringern, so sollte die Kommission die
erforderlichen Maflnahmen im Einklang mit den Ver-
tragen ergreifen. Die Kommission sollte auch die ein-
schldgigen nationalen Mafinahmen regelmafiig bewerten
und Empfehlungen aussprechen, wenn sie feststellt, dass
die Mafinahmen eines Mitgliedstaats nicht mit dem Ziel
der Klimaneutralitit vereinbar sind bzw. nicht geeignet
sind, die Anpassungsfahigkeit zu verbessern, die Wider-
standsfahigkeit zu stirken und die Anfalligkeit gegentiber
Klimainderungen zu verringern.

Ansteuerung der Klimaziele der Union auf Kurs bleiben
und Fortschritte bei der Anpassung erzielen, sollte die
Kommission die Fortschritte regelmifig bewerten. Soll-
ten die von den einzelnen Mitgliedstaaten erzielten
Fortschritte und die kollektiven Fortschritte der Mit-
gliedstaaten bei der Verwirklichung der Klimaziele der
Union oder bei der Anpassung unzureichend sein oder
irgendwelche Mafnahmen der Union nicht mit den
Klimazielen der Union vereinbar sein bzw. nicht geeignet
sein, die Anpassungsfihigkeit zu verbessern, die Wider-
standsfihigkeit zu stirken oder die Anfilligkeit zu
verringern, so sollte die Kommission die erforderlichen
Mafnahmen im Einklang mit den Vertragen ergreifen. Die
Kommission sollte auch die einschldgigen nationalen
Mafinahmen regelmifSig bewerten und Empfehlungen
aussprechen, wenn sie feststellt, dass die Manahmen
eines Mitgliedstaats nicht mit den Klimazielen der Union
vereinbar sind bzw. nicht geeignet sind, die Anpassungs-
fahigkeit zu verbessern, die Widerstandsfahigkeit zu
stirken und die Anfilligkeit gegeniiber Klimainderungen
zu verringern. Die Kommission sollte die Bewertung
und ihr Ergebnis zum Zeitpunkt der Annahme ver-

dffentlichen.
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Abinderung 56
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 18 a (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(18a) Klimaneutralitit kann nur erreicht werden, wenn alle
Mitgliedstaaten die Lasten teilen und sich uneinge-
schriinkt dem Ubergang zur Klimaneutralitit verschrei-
ben. Jeder Mitgliedstaat ist zur Erfiillung der Zwischen-
und Endziele verpflichtet, und wenn die Kommission der
Ansicht ist, dass diese Pflichten nicht erfiillt wurden,
sollte sie befugt sein, MafSnahmen gegen die Mit-
gliedstaaten zu ergreifen. Die MafSnahmen sollten
verhiltnismifSig und angemessen sein und im Einklang
mit den Vertrigen stehen.
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 57
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 18 b (neu)

Gedinderter Text

(18b) Wissenschaftliches Fachwissen und die besten verfiig-

baren aktuellen Erkenntnisse sind ebenso wie fakten-
gestiitzte und transparente Informationen iiber den
Klimawandel unerlisslich und miissen die Basis fiir die
KlimaschutzmafSnahmen der Union und ihre Bemiihun-
gen um das Erreichen von Klimaneutralitit bis spd-
testens 2050  bilden. Unabhingige nationale
Klimaberatungsgremien spielen in jenen Mitgliedstaa-
ten, in denen es sie gibt, eine wichtige Rolle, wenn es
darum geht, die Offentlichkeit zu informieren und zur
politischen Debatte rund um den Klimawandel bei-
zutragen. Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan
haben, wird daher nahegelegt, ein nationales Klima-
beratungsgremium einzurichten, das sich aus Wissen-
schaftlern zusammensetzt, die auf der Grundlage ihres
Fachwissens auf dem Gebiet des Klimawandels und in
anderen fiir die Verwirklichung der Ziele der vorliegen-
den Verordnung einschligigen wissenschaftlichen Diszi-
plinen ausgewihlt werden. In Zusammenarbeit mit
diesen nationalen Klimaberatungsgremien sollte die
Kommission ein unabhingiges wissenschaftliches Be-
ratungsgremium zum Klimawandel — den Euro-
pdischen  Klimarat (European Climate Change
Council — ECCC) — einrichten, der die Arbeit der
Europdischen Umweltagentur (EUA) und die vorhande-
nen Forschungseinrichtungen und -agenturen der Union
erginzen sollte. Der Auftrag des ECCC sollte sich in
keinerlei Hinsicht mit dem auf internationaler Ebene
bestehenden Auftrag des Weltklimarates iiberschneiden.
Der ECCC sollte aus einem wissenschaftlichen Beirat
bestehen, der sich aus ausgewihlten hochrangigen
Sachverstindigen zusammensetzt, und von einem Ver-
waltungsrat unterstiitzt werden, der zweimal jihrlich
zusammentritt. Zweck des ECCC ist es, den Organen
der Union jihrlich Bewertungen dariiber zur Verfiigung
zu stellen, inwieweit die MafSnahmen der Union zur
Verringerung der Treibhausgasemissionen mit den
Klimazielen der Union und ihren internationalen
Klimaschutzverpflichtungen in Einklang stehen. Der
ECCC sollte auch MafSnahmen und Wege zur Verrin-
gerung der Treibhausgasemissionen und zur Ermittlung
des Potenzials fiir die Kohlenstoffbindung beurteilen.
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Abinderung 58

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwiagung 19

Vorschlag der Kommission

Die Kommission sollte eine solide und objektive Bewer-
tung gewihrleisten, die auf den aktuellsten wissenschaft-
lichen, technischen und soziookonomischen
Erkenntnissen beruht und ein breites Spektrum an
unabhingigem Sachverstand erfasst, und sich bei ihrer
Bewertung auf einschldgige Informationen stiitzen, ein-
schlieflich der von den Mitgliedstaaten vorgelegten und
gemeldeten Daten, der Berichte der Europaischen Um-
weltagentur und der besten verfugbaren wissenschaft-
lichen Erkenntnisse wie der Berichte des IPCC. Da die
Kommission zugesagt hat zu priifen, wie der offentliche
Sektor die EU-Taxonomie im Zusammenhang mit dem
europdischen Griinen Deal nutzen kann, sollten auch mit
der Verordnung (EU) 2020/... [Taxonomie-Verordnung]
im Einklang stehende Informationen tiber 6kologisch
nachhaltige Investitionen der Union und der Mitglied-
staaten einbezogen werden, sobald diese Informationen
vorliegen. Die Kommission sollte, soweit verfiigbar,
europdische Statistiken und Daten heranziehen und sich
um eine Priffung durch Sachverstindige bemiihen. Die
Europédische Umweltagentur sollte die Kommission er-
forderlichenfalls und im Einklang mit ihrem Jahresar-
beitsprogramm unterstiitzen.

Gednderter Text

Die Kommission sollte eine solide und objektive Bewer-
tung sicherstellen, die auf den aktuellsten wissenschaft-
lichen, technischen und soziookonomischen
Erkenntnissen beruht und ein breites Spektrum an
unabhingigem Sachverstand erfasst, und sich bei ihrer
Bewertung auf einschldgige Informationen stiitzen, ein-
schlieflich der von den Mitgliedstaaten vorgelegten und
gemeldeten Daten, der Berichte der Europiischen Um-
weltagentur und der besten verfugbaren wissenschaft-
lichen Erkenntnisse wie der Berichte des IPCC, des UNEP,
des IPBES, des ECCC und nach Moglichkeit der
unabhingigen nationalen Klimaberatungsgremien der
Mitgliedstaaten. Da die Kommission zugesagt hat zu
pritfen, wie der offentliche Sektor die EU-Taxonomie im
Zusammenhang mit dem europdischen Griinen Deal
nutzen kann, sollten auch mit der Verordnung (EU)
2020/... [Taxonomie-Verordnung] im Einklang stehende
Informationen iiber 6kologisch nachhaltige Investitionen
der Union und der Mitgliedstaaten einbezogen werden,
sobald diese Informationen vorliegen. Die Kommission
sollte, soweit verfiigbar, europdische Statistiken und
Daten heranziehen und sich um eine Prifung durch
Sachverstiandige bemiithen. Die Europdische Umweltagen-
tur sollte die Kommission erforderlichenfalls und im
Einklang mit ihrem Jahresarbeitsprogramm unterstiitzen.
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Abinderung 59
Vorschlag fiir eine Verordnung
Erwigung 20
Vorschlag der Kommission Gednderter Text
(20)  Da die Biirgerinnen und Biirger sowie die Gemeinschaften (20)  Da die Biirgerinnen und Biirger, die Gemeinschaften und

groRen Einfluss darauf haben, dass der Ubergang zur
Klimaneutralitit vorankommt, sollte ein starkes offent-
liches und gesellschaftliches Engagement fiir den Klima-
schutz gefordert werden. Die Kommission sollte sich
daher an alle Teile der Gesellschaft wenden und
Méoglichkeiten fiir deren Engagement fiir eine klimaneu-
trale und klimaresiliente Gesellschaft schaffen, unter
anderem indem sie den Europidischen Klimapakt auf
den Weg bringt.

die Regionen grofien Einfluss darauf haben, dass der
Ubergang zur Klimaneutralitit vorankommt, sollte ein
starkes offentliches und gesellschaftliches Engagement fuir
den Klimaschutz auf lokaler, regionaler und nationaler
Ebene gefordert und erleichtert werden. Die Kommission
und die Mitgliedstaaten sollten sich daher in absolut
transparenter Weise an alle Teile der Gesellschaft wenden
und Moglichkeiten fiir deren Engagement fiir eine sozial
gerechte, geschlechtergerechte, klimaneutrale und klima-
resiliente Gesellschaft schaffen, unter anderem indem sie
den Europdischen Klimapakt auf den Weg bringen.
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Abinderung 60

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 21

Vorschlag der Kommission

Um sicherzustellen, dass fiir alle Wirtschaftsakteure, d. h.
Unternehmen, Arbeitnehmer, Investoren und Verbrau-
cher, Vorhersehbarkeit und Vertrauen gegeben sind, der
Ubergang zur Klimaneutralitdt unumkehrbar ist und die
schrittweise Reduktion im Laufe der Zeit wirklich erfolgt,
und um die Bewertung der Vereinbarkeit der Mafinahmen
und Fortschritte mit dem Ziel der Klimaneutralitit zu
erleichtern, sollte der Kommission die Befugnis iiber-
tragen werden, gemdfS Artikel 290 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union Rechtsakte zu
erlassen, damit sie einen Zielpfad fiir die bis 2050 in der
Union zu erreichenden Netto-Treibhausgasemissionen
von null festlegen kann. Es ist von besonderer Bedeu-
tung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorberei-
tungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der
Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt, die mit den
Grundsitzen im Einklang stehen, die in der Inter-
institutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung niedergelegt wurden®. Um insbe-
sondere fiir eine gleichberechtigte Beteiligung an der
Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten
das Europiische Parlament und der Rat alle Dokumente
zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mit-
gliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben system-
atisch  Zugang zu  den  Sitzungen  der
Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der
Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

Gedinderter Text

(21)

Um sicherzustellen, dass fiir alle Wirtschaftsakteure, d. h.
Unternehmen, KMU, Arbeitnehmer und Gewerkschaf-
ten, Investoren und Verbraucher, Vorhersehbarkeit und
Vertrauen gegeben sind, der Ubergang zur Klimaneu-
tralitit unumkehrbar ist und die schrittweise Reduktion
im Laufe der Zeit wirklich erfolgt, und um die Bewertung
der Vereinbarkeit der Manahmen und Fortschritte mit
dem Ziel der Klimaneutralitit zu erleichtern, sollte die
Kommission die Maglichkeiten fiir die Festlegung eines
Zielpfads fiir die bis 2050 in der Union zu erreichenden
Netto-Treibhausgasemissionen von null bewerten und
dem Europiischen Parlament und dem Rat gege-
benenfalls Legislativvorschlige unterbreiten.
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Abinderung 61
Vorschlag fiir eine Verordnung
Erwagung 22
Vorschlag der Kommission Gednderter Text
(22)  Im Einklang mit dem Bekenntnis der Kommission zu den (22)  Im Einklang mit dem Bekenntnis der Kommission zu den

Grundsitzen der besseren Rechtsetzung sollte die Koha-
renz der Unionsinstrumente im Hinblick auf die Verrin-
gerung der Treibhausgasemissionen angestrebt werden.
Das System zur Messung der Fortschritte bei der
Verwirklichung des Ziels der Klimaneutralitit sowie
der Vereinbarkeit der ergriffenen Maffnahmen mit diesem
Ziel sollte auf dem Governance-Rahmen der Verordnung
(EU) 2018/1999 aufbauen und mit ihm stimmig sein.
Insbesondere sollte das System zur regelmifSigen Bericht-
erstattung und die zeitliche Abfolge der Bewertungen und
Mafinahmen der Kommission auf der Grundlage der
Berichterstattung an die Anforderungen der Verordnung
(EU) 20181999 an die Informationsiibermittlung und
Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten angepasst
werden. Die Verordnung (EU) 2018/1999 sollte daher
gedndert werden, um das Ziel der Klimaneutralitit in die
einschldgigen Bestimmungen aufzunehmen.

Grundsitzen der besseren Rechtsetzung sollte die Kohd-
renz der Unionsinstrumente im Hinblick auf die Verrin-
gerung der Treibhausgasemissionen angestrebt werden.
Das System zur Messung der Fortschritte bei der
Verwirklichung der Klimaziele der Union sowie der
Vereinbarkeit der ergriffenen Mafnahmen mit diesem
Ziel sollte auf dem Governance-Rahmen der Verord-
nung (EU) 2018/1999 aufbauen und mit ihm stimmig
sein. Insbesondere sollte das System zur regelmifSigen
Berichterstattung und die zeitliche Abfolge der Bewer-
tungen und Mafnahmen der Kommission auf der
Grundlage der Berichterstattung an die Anforderungen
der Verordnung (EU) 2018/1999 an die Informations-
tibermittlung und Berichterstattung durch die Mitglied-
staaten angepasst werden. Die Verordnung (EU)
2018/1999 sollte daher gedndert werden, um das Ziel
der Klimaneutralitit in die einschldgigen Bestimmungen
aufzunehmen.
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Abinderung 62

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwagung 23

Vorschlag der Kommission

Der Klimawandel ist naturgemifs eine grenziiberschrei-
tende Herausforderung und es bedarf eines koordinierten
Vorgehens auf Unionsebene, um die nationalen Strategien
wirksam zu ergdnzen und zu verstirken. Da die Ziele
dieser Verordnung, nimlich die Verwirklichung der
Klimaneutralitit in der Union bis 2050, von den
Mitgliedstaaten alleine nicht ausreichend verwirklicht
werden konnen, sondern vielmehr wegen des Umfangs
und der Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirk-
lichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags tiber die Europdische Union
verankerten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entspre-
chend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz
der Verhiltnismifigkeit geht diese Verordnung nicht tiber
das fiir die Erreichung dieser Ziele erforderliche Mafd
hinaus —

Abinderung 63

Gednderter Text

Der Klimawandel ist naturgemif$ eine grenziiberschrei-
tende Herausforderung, und es bedarf eines koordinierten
Vorgehens auf Unionsebene, um die nationalen Strategien
wirksam zu ergdnzen und zu verstirken. Da die Ziele
dieser Verordnung, ndmlich die Verwirklichung der
Klimaneutralitit in der Union und in allen Mitglied-
staaten bis spdtestens 2050, von den Mitgliedstaaten
alleine nicht ausreichend verwirklicht werden konnen,
sondern vielmehr wegen des Umfangs und der Wirkun-
gen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann
die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags
tiber die Europdische Union verankerten Subsidiaritits-
prinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Grundsatz der VerhaltnisméaRigkeit
geht diese Verordnung nicht tiber das fiir die Erreichung
dieser Ziele erforderliche Maf hinaus.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Abinderung 64

Gednderter Text

(23a) Auf die Union entfallen derzeit 10 % der weltweiten

Treibhausgasemissionen. Das Ziel der Klimaneutralitit
beschrinkt sich auf Emissionen aus der Produktion in
der Union. Eine kohdrente Klimapolitik bedeutet auch,
die Emissionen aus Verbrauch und Einfuhren von
Energie und Ressourcen zu kontrollieren.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 b (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(23b) Der klimatische Fufabdruck des Verbrauchs in der

Union ist ein wesentliches Hilfsmittel, das es zu entwik-
keln gilt, um die allgemeine Kohirenz der Klimaziele der
Union zu verbessern.
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 c (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(23¢)

Abinderung 66

Eine in jeder Hinsicht effiziente Klimaschutzpolitik
sollte sich mit dem Problem der Verlagerung von
CO,-Emissionen befassen und geeignete handelspoliti-
sche Instrumente, wie etwa einen Grenzausgleichs-
mechanismus entwickeln, um dieses Problem zu losen,
aber auch um EU-Standards und industrielle Spitzen-
reiter aus der Union zu schiitzen.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 d (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(23d) Einfuhren von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und

Lebensmitteln aus Drittlindern haben in den ver-
gangenen Jahren stetig zugenommen. Aufgrund dieser
Tendenz muss gepriift werden, welche aus Drittlindern
eingefiihrten Produkte Anforderungen unterliegen, die
mit denen vergleichbar sind, die fiir Landwirte aus der
Union gelten und die sich aus den Zielen der Politik der
Union zur Eindimmung der Auswirkungen des Klima-
wandels ergeben. Die Kommission sollte zu diesem
Thema bis zum 30. Juni 2021 einen Bericht und eine
Mitteilung an das Europdische Parlament und den Rat
ausarbeiten.
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 67

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 e (neu)

Gedinderter Text

(23¢)

Die Kommission betont in ihrer Mitteilung mit dem
Titel ,,Der europdische Griine Deal“, dass eine raschere
Umstellung auf eine nachhaltige und intelligente
Mobilitit eine vorrangige Mafnahme im Hinblick auf
die Verwirklichung der Klimaneutralitit ist. Um den
Ubergang zu einer nachhaltigen und intelligenten
Mobilitit sicherzustellen, kiindigte die Kommission an,
sie werde im Jahr 2020 eine umfassende Strategie fiir
nachhaltige und intelligente Mobilitit mit ehrgeizigen
Mafnahmen verabschieden, die darauf abzielen, die
CO,- und Schadstoffemissionen aller Verkehrstriger
deutlich zu reduzieren, auch durch die Forderung der
Nutzung sauberer Fahrzeuge und alternativer Kraft-
stoffe fiir Straflenfahrzeuge und alternativer Luft- und
Seeverkehrskraftstoffe, die Erhohung des Anteils nach-
haltiger Verkehrstriger wie Schiene und Binnenwasser-
strafSen, die Verbesserung der Effizienz des gesamten
Verkehrssystems, Anreize fiir nachhaltigere Entschei-
dungen der Verbraucher und fiir emissionsarme Ver-
fahren sowie Investitionen in emissionsarme und
emissionsfreie Losungen, auch im Bereich Infrastruktur.
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Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 f (neu)

Gedinderter Text

(23)

Abinderung 69

Die Verkehrsinfrastruktur konnte bei der Beschleuni-
gung des Ubergangs zu einer nachhaltigen und
intelligenten Mobilitit von zentraler Bedeutung sein,
indem die Verlagerung auf nachhaltigere Verkehrs-
triiger, insbesondere fiir den Giiterverkehr, ermoglicht
wird. Gleichzeitig konnen klimawandelbedingte Ereig-
nisse wie steigende Wasserspiegel, extreme Witterungs-
verhiltnisse, Diirre und steigende Temperaturen zu
Infrastrukturschiden, Betriebsunterbrechungen, Belas-
tungen der Kapazitit und Effizienz von Lieferketten
fiihren und folglich auch negative Auswirkungen auf
die Mobilitit in der Union haben. Daher ist die
Vollendung des Kernnetzes der transeuropdischen Ver-
kehrsnetze (TEN-V) bis 2030 und die Fertigstellung des
erginzenden TEN-V-Netzes bis 2040 von grifster
Bedeutung, wobei den im Unionsrecht festgelegten
Verpflichtungen zur Verringerung der Treibhausgas-
emissionen von Projekten wihrend ihres gesamten
Lebenszyklus Rechnung zu tragen ist. Zudem sollte
die Kommission erwdigen, einen Rechtsrahmen zur
Verbesserung des Risikomanagements, der Wider-
standsfihigkeit und der Anpassung der Verkehrsinfra-
struktur an den Klimawandel vorzuschlagen.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 g (neu)

Gednderter Text

(23 g) Die Konnektivitit des europdiischen Schienennetzes,

insbesondere der internationalen Verbindungen, mit
dem Ziel, den Personenverkehr auf der Schiene fiir
Mittel- und Langstrecken attraktiver zu machen, sowie
die Verbesserung der Kapazitit der Eisenbahnen und
BinnenwasserstrafSen fiir den Giiterverkehr sollten im
Mittelpunkt der LegislativmafSnahmen der Union ste-
hen.
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 70

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 h (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(23h) Es muss unbedingt sichergestellt werden, dass ausrei-

Abinderung 71

chende Investitionen in die Entwicklung einer geeig-
neten Infrastruktur fiir emissionsfreie Mobilitit, auch
in intermodale Plattformen, getitigt werden und die
Funktion der Fazilitit ,Connecting Europe“ bei der
Unterstiitzung des Ubergangs zu einer intelligenten,
nachhaltigen und sicheren Mobilitit in der Union
gestirkt wird.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 i (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(23i)

Abinderung 72

Im Einklang mit den Bemiihungen der Union, den
Verkehr von der StrafSe auf die Schiene zu verlagern, um
dem CO,-effizientesten Verkehrstriger eine fithrende
Rolle zu verschaffen, und mit Blick auf das bevor-
stehende Europdische Jahr der Schiene 2021 sollte ein
besonderer gesetzgeberischer Schwerpunkt auf die
Schaffung eines echten einheitlichen europdischen
Eisenbahnraums gelegt werden, indem der gesamte
Verwaltungsaufwand beseitigt wird und alle protektio-
nistischen nationalen Rechtsvorschriften bis 2024 auf-
gehoben werden.

Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 j (neu)

Gednderter Text

(23)

Im Interesse der Verwirklichung des Ziels der Klima-
neutralitit bis 2050 sollte die Kommission auch die
spezifischen Rechtsvorschriften iiber CO,-Emissions-
normen fiir Personenkraftwagen, leichte Nutzfahrzeuge
und Lastkraftwagen verschirfen, spezifische MafSnah-
men zur Forderung der Elektrifizierung des StrafSenver-
kehrs vorlegen und Initiativen ergreifen, mit denen die
Produktion und der Einsatz nachhaltiger alternativer
Kraftstoffe gesteigert wird.
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Abinderung 73
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwigung 23 k (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(23k) Das Europdische Parlament wies in seiner Entschlie-
Jlung vom 28. November 2019 zur Klimakonferenz der
Vereinten Nationen 2019 in Madrid (Spanien) (COP 25)
darauf hin, dass selbst dann, wenn die von der
Internationalen  Seeschifffahrtsorganisation  (IMO)
bzw. der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation
(ICAO) derzeit vorgesehenen weltweiten Ziele und
Mafnahmen vollstindig verwirklicht bzw. umgesetzt
werden, die erforderlichen Emissionsminderungen nicht
erreicht wiirden und dass umfangreiche weitere MafS-
nahmen auf europiischer und weltweiter Ebene er-
forderlich sind, die mit dem gesamtwirtschaftlichen Ziel
der Treibhausgasneutralitit im Einklang stehen'.

Abinderung 158
Vorschlag fiir eine Verordnung

Erwiigung 23 1 (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(231) Die Kommission sollte sich stirker darum bemiihen,
einen gut funktionierenden Energiebinnenmarkt zu
erschaffen, der eine wichtige Komponente der Energie-
wende ist und dazu beitragen wird, sie finanziell
tragfihig zu machen. Der Entwicklung intelligenter
und digitaler Strom- und Gasnetze sollte daher im
mehrjihrigen Finanzrahmen (MFR) héchste Prioritit
eingeriumt werden. Mit den Programmen zur Erholung
von der COVID-19-Pandemie sollte auch die Entwick-
lung transnationaler Energienetze unterstiitzt werden.
Effektive und schnelle Entscheidungsverfahren sind
erforderlich, um die Entwicklung transnationaler Netze
zu unterstiitzen, insbesondere bei zukunftsorientierten
und wasserstoffkompatiblen Gasinfrastrukturen.
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Abinderung 74

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 1

Vorschlag der Kommission

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

Mit dieser Verordnung wird ein Rahmen fiir die unumkehrbare,
schrittweise Senkung der Treibhausgasemissionen und Steig-
erung des Abbaus von Treibhausgasen durch natiirliche oder
andere Senken in der Union geschaffen.

Diese Verordnung gibt das verbindliche Ziel vor, fur die
Verwirklichung des in Artikel 2 des Ubereinkommens von Paris
festgelegten langfristigen Temperaturziels bis zum Jahr 2050 in
der Union Klimaneutralitit zu erreichen, und schafft einen
Rahmen fiir Fortschritte bei der Verwirklichung des in Artikel 7
des Ubereinkommens von Paris festgelegten globalen Ziels fiir
die Anpassung. AufSerdem wird darin eine verbindliche
Unionsvorgabe fiir die Senkung der Nettotreibhausgasemis-
sionen fiir 2030 festgelegt.

Diese Verordnung gilt fur die anthropogenen Emissionen der in
Anhang V Teil 2 der Verordnung (EU) 2018/1999 aufgefithrten
Treibhausgase und deren Abbau durch natiirliche oder andere
Senken.

Gednderter Text

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

Mit dieser Verordnung wird ein Rahmen fiir die unumkehrbare,
vorhersehbare und rasche Senkung der Treibhausgasemissionen
und Steigerung des Abbaus von Treibhausgasen durch natiirliche
oder andere Senken in der Union im Einklang mit den Klima-
und Umweltzielen der Union geschaffen.

Diese Verordnung gibt das verbindliche Ziel vor, fur die
Verwirklichung des in Artikel 2 des Ubereinkommens von Paris
festgelegten langfristigen Temperaturziels bis spdtestens 2050 in
der Union Klimaneutralitit zu erreichen, und schafft einen
Rahmen fiir Fortschritte bei der Verwirklichung des in Artikel 7
des Ubereinkommens von Paris festgelegten globalen Ziels fiir
die Anpassung.

Diese Verordnung gilt fiir die anthropogenen Emissionen der in
Anhang V Teil 2 der Verordnung (EU) 2018/1999 aufgefiihrten
Treibhausgase und deren Abbau durch natiirliche oder andere
Senken.

Abinderungen 75 und 159

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 2

Vorschlag der Kommission

Artikel 2

Ziel der Klimaneutralitdt

(1)  Die unionsweiten Emissionen von durch Rechtsvorschrif-
ten der Union regulierten Treibhausgasen und deren Abbau
miissen bis spitestens 2050 ausgeglichen sein, sodass die
Emissionen bis zu diesem Zeitpunkt auf netto null reduziert
sind.

Gednderter Text

Artikel 2

Ziel der Klimaneutralitdt

(1)  Die unionsweiten anthropogenen Emissionen aus Quel-
len von durch Rechtsvorschriften der Union regulierten Treib-
hausgasen und deren Abbau durch Senken missen in der
Union bis spitestens 2050 ausgeglichen sein, sodass bis zu
diesem Zeitpunkt Treibhausgasneutralitiit erreicht ist. Jeder
Mitgliedstaat muss bis spitestens 2050 Treibhausgasneu-
tralitit erreicht haben.
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Vorschlag der Kommission

(2) Die zustindigen Organe der Union und der Mitglied-
staaten treffen auf Unions- bzw. auf nationaler Ebene die
notwendigen Maflnahmen, um die gemeinsame Verwirklichung
des in Absatz 1 festgelegten Ziels der Klimaneutralitit zu
ermoglichen, und beriicksichtigen dabei die Bedeutung der
Forderung von Fairness und Solidaritit zwischen den Mit-
gliedstaaten.

Donnerstag, 8. Oktober 2020

Gednderter Text

(2) Die zustindigen Organe der Union und der Mitglied-
staaten treffen auf Grundlage der besten verfiigbaren neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnisse die notwendigen Mafnahmen
und leisten auf Ebene der Union sowie auf nationaler,
regionaler und lokaler Ebene Unterstiitzung, um die Verwirkli-
chung des in Absatz 1 festgelegten Ziels der Klimaneutralitit in
der Union und in allen Mitgliedstaaten zu ermdglichen, und
beriicksichtigen dabei die Bedeutung der Forderung von Fairness
und Solidaritit sowie eines gerechten Ubergangs zwischen den
Mitgliedstaaten, den sozialen und wirtschaftlichen Zusammen-
halt, den Schutz schutzbediirftiger Unionsbiirger und die
Bedeutung der Bewirtschaftung, der Wiederherstellung, des
Schutzes und der Verbesserung der marinen und terrestrischen
Artenvielfalt, Okosysteme und CO,-Senken zu fordern.

(2a) Ab dem 1. Januar 2051 muss der Abbau von
Treibhausgasen durch Senken die anthropogenen Emissionen
in der Union und in allen Mitgliedstaaten iibersteigen.

(2b)  Bis zum 31. Mai 2023 priift die Kommission nach
einer eingehenden Folgenabschiitzung und unter Beriicksichti-
gung des in Artikel 3 Absatz 2a genannten Treibhausgas-
budgets Optionen fiir die Festlegung eines Ziels der Union fiir
die Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2040 gegen-
iiber den Werten von 1990 und legt dem Europdiischen
Parlament und dem Rat erforderlichenfalls Gesetzgebungsvor-
schlige vor.

Bei der Erkundung der Maglichkeiten fiir die klimapolitische
Zielvorgabe fiir 2040 konsultiert die Kommission den ECCC
und beriicksichtigt die in Artikel 3 Absatz 3 festgelegten
Kriterien.

(2c)  Spitestens 12 Monate nach Verabschiedung der
klimapolitischen Zielvorgabe fiir 2040 bewertet die Kommis-
sion, wie simtliche fiir die Verwirklichung dieser Vorgabe
relevanten Rechtsvorschriften der Union geindert werden
miissen, und erwigt im Einklang mit den Vertrigen die
Ergreifung der notwendigen MafSnahmen, einschlieflich der
Annahme von Gesetzgebungsvorschligen.

2d.  Bis Dezember 2020 bereitet die Kommission einen Plan
mit auf EU-Ebene zu treffenden MafSnahmen vor, um
sicherzustellen, dass angemessene Ressourcen mobilisiert
werden, um die notwendigen Investitionen zur Verwirklichung
einer klimaneutralen Wirtschaft in der Union zu ermaglichen.
Der Plan soll dazu dienen, die derzeitigen Kompensations-
mechanismen fiir Mitgliedstaaten mit niedrigerem Einkommen
zu iiberpriifen, wobei die erhohte Belastung im Zusammen-
hang mit erhohten Klimaambitionen, die Unterstiitzung durch
die Aufbau- und Resilienzfzilitit, die InvestEU-Programme
und den Fonds fiir einen gerechten Ubergang zu beriick-
sichtigen sind.
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Abinderungen 100, 148 und 150

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 2a

Vorschlag der Kommission

Artikel 2a

Klimazielvorgabe fiir 2030

(1)  Um das in Artikel 2 Absatz 1 vorgegebene Ziel der
Klimaneutralitit zu erreichen, gilt als verbindliche Klimaziel-
vorgabe der Union bis 2030 die Senkung der Nettotreibhaus-
gasemissionen (Emissionen nach Abzug des Abbaus) um
mindestens 55 % gegeniiber dem Stand von 1990.

(2)  Bis zum 30. Juni 2021 iiberpriift die Kommission die
einschligigen Rechtsvorschriften der Union, damit die in
Absatz 1 genannte Ziclvorgabe und das in Artikel 2 Absatz 1
genannte Ziel der Klimaneutralitit erreicht werden kénnen, und
priift, welche Manahmen zu ergreifen sind, einschlieflich der
Annahme von Legislativvorschligen im Einklang mit den
Vertrigen.

Gedinderter Text

Artikel 2a

Klimazielvorgabe fiir 2030

(1)  Die klimapolitische Vorgabe der Union fiir 2030 ist eine
Emissionsreduktion um 60 % gegeniiber den Werten von 1990.

(2)  Bis zum 30. Juni 2021 bewertet die Kommission, wie
samtliche Rechtsvorschriften der Union, die fiir die Erfiillung
der klimapolitischen Zielvorgabe der Union bis 2030 relevant
sind, und weitere einschligige Rechtsvorschriften der Union
zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und der Minderung der
Treibhausgasemissionen gedindert werden miissen, damit das in
Absatz 1 dieses Artikels vorgesehene Emissionsreduktionsziel
erreicht werden kann und das Ziel der Klimaneutralitit gemaf
Absatz 1 verwirklicht wird, und ergreift im Einklang mit den
Vertrigen die notwendigen Mafinahmen, einschlieflich der
Annahme von Legislativvorschldgen. Die Kommission bewertet
insbesondere die Optionen fiir die Anpassung der Emissionen
aus allen Sektoren, darunter dem Luft- und Seeverkehr, an die
klimapolitische Zielvorgabe fiir 2030 und das Ziel der
Klimaneutralitit bis 2050, sodass diese Emissionen bis
spdtestens 2050 auf netto null reduziert werden, und legt
dem Europdischen Parlament und dem Rat erforderlichenfalls
Gesetzgebungsvorschlige vor. Die Kommission mobilisiert
ausreichende Mittel fiir alle Investitionen, die zur Verwirkli-
chung der in diesem Absatz genannten Ziele erforderlich sind.

(2a)  Die Kommission stiitzt ihre in Absatz 2 genannten
Vorschlige auf eine umfassende Folgenabschitzung, in deren
Rahmen sie Auswirkungen auf die Umwelt und wirtschaftliche
und soziale Auswirkungen beriicksichtigt, der Wirtschaftslage
in der Zeit nach der COVID-19-Pandemie Rechnung trigt und
den branchenspezifischen Reduktions- und Abbaupotenzialen
und den Auswirkungen des Brexits auf die Emissionen in der
Union besondere Aufmerksamkeit widmet. Die Kommission
bewertet die kumulativen Auswirkungen der Anderungen an
den Rechtsvorschriften der Union zur Umsetzung der Zielvor-
gabe der Union fiir 2030 gemifS Absatz 1 auf verschiedene
Wirtschaftszweige.
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Gednderter Text

(2b)  Die Kommission sorgt bei der Ausarbeitung ihrer in
Absatz 2 genannten Vorschlige zur Uberarbeitung der
einschligigen Rechtsvorschriften in den Bereichen Klima und
Energie fiir 2030 fiir ein kosteneffizientes und gerechtes
Gleichgewicht zwischen dem EHS und dem Lastenteilungsbe-
reich sowie zwischen den nationalen Zielen im Lastenteilungs-
bereich und geht auf jeden Fall nicht einfach davon aus, dass
jeder Mitgliedstaat zusitzliche Anstrengungen unternimmt,
die den um 159% hoheren Zielvorgaben entsprechen. Die
Kommission bewertet die Auswirkungen der Einfiihrung
weiterer europdischer MafSnahmen, die die bestehenden
Mafnahmen erginzen konnten, zum Beispiel die Auswirkun-
gen marktbasierter MafSnahmen, die einen starken Solidar-
itdtsmechanismus umfassen.

Abinderung 76
Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 2 a (neu)

Gednderter Text

Artikel 2a

Klimaberatungsgremien der Mitgliedstaaten und Europdischer
Klimarat

(1)  Bis zum 30. Juni 2021 teilen alle Mitgliedstaaten der
Kommission ihr unabhingiges nationales Klimaberatungsgre-
mium mit, das unter anderem fiir die wissenschaftliche
Sachverstindigenberatung beziiglich der nationalen Klima-
politik zustindig ist. Verfiigen Mitgliedstaaten iiber kein
derartiges Gremium, so wird ihnen nahegelegt, eines ein-
zurichten.

Um die wissenschaftliche Unabhingigkeit und Autonomie des
nationalen unabhingigen Klimaberatungsgremiums zu for-
dern, werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, geeignete
Mafnahmen zu ergreifen, um die jeweiligen Gremien in die
Lage zu versetzen, vollkommen transparent zu arbeiten und
ihre Ergebnisse offentlich zuginglich zu machen, und die
Kommission iiber diese MafSnahmen zu unterrichten.

(2) Bis zum 30. Juni 2022 richtet die Kommission in
Zusammenarbeit mit diesen nationalen Klimaberatungsgre-
mien den Europdischen Klimarat (European Climate Change
Council — ECCC) als stindiges, unabhingiges, interdiszi-
plindres wissenschaftliches Beratungsgremium zum Klima-
wandel ein, das sich an den neuesten wissenschaftlichen
Erkenntnissen des IPCC orientiert. Der ECCC erginzt die
Arbeit der Europdische Umweltagentur (EUA) sowie die
vorhandenen Forschungseinrichtungen und -agenturen der
Union. Um Doppelarbeit zu vermeiden, fungiert die EUA als
Sekretariat des ECCC, wobei die Haushalts- und Verwaltungs-
autonomie des ECCC gewahrt bleibt.
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Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(3)  Die Mitglieder des ECCC werden fiir eine Amtszeit von
vier Jahren ernannt, die verlingert werden kann. Der ECCC
setzt sich aus einem wissenschaftlichen Beirat bestehend aus
hochstens 15 hochrangigen Sachverstindigen zusammen, die
das gesamte Spektrum an Fachwissen abdecken, das fiir die in
Absatz 4 genannten Titigkeiten erforderlich ist. Der wissen-
schaftliche Beirat ist eigenverantwortlich fiir die Erstellung der
wissenschaftlichen Gutachten des ECCC zustindig.

(4)  Die Titigkeiten des wissenschaftlichen Beirates um-
fassen Folgendes:

a) Bewertung der Ubereinstimmung bestehender und vorge-
schlagener Zielpfade der Union, des Treibhausgasbudgets
und der Klimaziele mit den Klimaschutzverpflichtungen auf
Ebene der Union und auf internationaler Ebene,

b) Bewertung der Wahrscheinlichkeit, dass das Treibhausgas-
budget der Union nicht iiberschritten und die Klimaneu-
tralitit im Zuge bestehender und geplanter MafSnahmen
erreicht wird,

) Bewertung der Vereinbarkeit der MafSnahmen der Union zur
Verringerung der Treibhausgasemissionen mit den in
Artikel 2 festgelegten Zielen,

d) Ermittlung von Mafnahmen und Maglichkeiten zur Ver-
ringerung der Treibhausgasemissionen und zur Erhohung
des Potenzials fiir die Bindung von Kohlendioxid und

e) Ermittlung der Folgen eines Nichttitigwerdens oder
unzureichender MafSnahmen.

(5) Bei der Durchfiihrung der in Absatz 4 genannten
Titigkeiten sorgt der ECCC fiir eine angemessene Konsulta-
tion der unabhingigen nationalen Klimaberatungsgremien.

(6)  Ein Verwaltungsrat unterstiitzt die Arbeit des wissen-
schaftlichen Beirates. Der Verwaltungsrat besteht aus je einem
Mitglied jedes der Kommission gemifS Absatz 1 gemeldeten
unabhingigen nationalen Klimaberatungsgremien, zwei von
der Kommission ausgewdhlten Vertretern, zwei vom Euro-
pdischen Parlament ausgewdihlten Vertretern und der Leitung
des Sekretariats, die von der EUA ernannt wird.

Der Verwaltungsrat tritt zweimal jihrlich zusammen und ist
fiir die Festlegung und Uberwachung der Titigkeiten des
ECCC zustindig. Das Europdische Parlament und der Rat
ernennen den Verwaltungsrat einvernehmlich auf der Grund-
lage eines Vorschlags der Kommission. Der Vorsitz des
Verwaltungsrats wird aus den Reihen seiner Mitglieder
gewihlt.
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Gednderter Text

Der Verwaltungsrat hat folgende Aufgaben:

a) Verabschiedung des Jahresarbeitsprogramms auf Vorschlag
des wissenschaftlichen Beirats und Sicherstellung der Ver-
einbarkeit des Programms mit dem Mandat des ECCC,

b) Benennung der Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats,
wobei der Beirat so zusammenzustellen ist, dass das fiir die
Titigkeiten im Rahmen des Arbeitsprogramms erforderli-
che Fachwissen abgedeckt ist,

¢) Genehmigung des Haushalts des ECCC und

(d) Koordinierung mit nationalen Klimaberatungsgremien.

(7)  Die Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats werden
vom Verwaltungsrat personlich benannt. Der Vorsitz des
wissenschaftlichen Beirats wird aus den Reihen seiner Mit-
glieder gewihlt. Der wissenschaftliche Beirat gibt sich mit
Zweidrittelmehrheit eine Geschiftsordnung, die seine unein-
geschrinkte wissenschaftliche Unabhingigkeit und Autono-
mie gewihrleistet.

Die Kandidaten fiir die Mitgliedschaft im wissenschaftlichen
Beirat werden im Rahmen eines offenen Bewertungsverfahrens
ermittelt. Die Berufserfahrung der Bewerber um die Mit-
gliedschaft im wissenschaftlichen Beirat, die die in der
Ausschreiung genannten Zulassungskriterien erfiillen, wird
einer vergleichenden Bewertung anhand folgender Auswahl-
kriterien unterzogen:

a) wissenschaftliche Exzellenz,

b) Erfahrung mit der Durchfithrung wissenschaftlicher Be-
wertungen und/oder der wissenschaftlichen Beratung in den
einschligigen Fachgebieten;

¢) breit gefiichertes Fachwissen auf dem Gebiet der Klima- und
Umweltforschung oder in anderen wissenschaftlichen Be-
reichen, die fiir die Verwirklichung der Klimaziele der Union
von Bedeutung sind;

d) Erfahrung in der gegenseitigen Begutachtung wissenschaft-
licher Arbeiten unter Fachkollegen;

¢) Berufserfahrung in einem interdiszipliniren Umfeld in
einem internationalen Rahmen.
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Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

Bei der Zusammensetzung des wissenschaftlichen Beirats wird
fiir ein ausgewogenes Geschlechterverhiltnis, fiir ein ausge-
wogenes Verhiltnis von Fachwissen in verschiedenen Diszi-
plinen und Sektoren sowie fiir eine ausgewogene regionale
Verteilung gesorgt.

(8)  Der ECCC erstattet der Kommission, dem Europiischen
Parlament und dem Rat jihrlich Bericht iiber seine Erken-
ntnisse gemifS Absatz 4. Erforderlichenfalls richtet der ECCC
Empfehlungen an die Kommission um sicherzustellen, dass die
Ziele dieser Verordnung erreicht werden. Der ECCC stellt
sicher, dass er ein vollstindig transparentes Verfahren an-
wendet und dass seine Berichte verdffentlicht werden. Die
Kommission befasst sich mit den vom ECCC erstellten
Berichten und etwaigen Empfehlungen und erteilt dem ECCC
innerhalb einer Frist von drei Monaten eine formliche
Antwort. Die Antwort beziiglich der Berichte und Emp-
fehlungen wird der Offentlichkeit zuginglich gemacht.

Abinderungen 77, 123 und 145

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 3

Vorschlag der Kommission

Artikel 3
Zielpfad fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit

(1) Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, zur
Erginzung dieser Verordnung delegierte Rechtsakte im Ein-
klang mit Artikel 9 zu erlassen, in denen sie auf Unionsebene
einen Zielpfad festlegt, mit dem das Ziel der Klimaneutralitit
gemdf Artikel 2 Absatz 1 bis 2050 verwirklicht werden soll.
Die Kommission iiberpriift den Zielpfad spitestens sechs
Monate nach jeder weltweiten Bestandsaufnahme gemiifd
Artikel 14 des Ubereinkommens von Paris.

(2)  Der Zielpfad kniipft an die Klimazielvorgabe der Union
gemdfS Artikel 2a Absatz 1 fiir 2030 an.

Gednderter Text

Artikel 3
Zielpfad fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit

(1)  Bis zum 31. Mai 2023 bewertet die Kommission die
Optionen fiir die Festlegung eines indikativen Zielpfads auf
Unionsebene zur Erreichung des Ziels gemif Artikel 2
Absatz 1, beginnend mit der klimapolitischen Zielvorgabe
der Union fiir 2030 gemifl Artikel 2a Absatz 1 und unter
Beriicksichtigung des verbindlichen Zwischenziels fiir 2040
gemdfS Artikel 2 Absatz 2b, und legt gegebenenfalls einen
entsprechenden Legislativvorschlag vor.

(1a)  Nachdem der Zielpfad gemifS Absatz 1 festgelegt
wurde, wird er von der Kommission spitestens sechs Monate
nach jeder weltweiten Bestandsaufnahme gemdfS Artikel 14
des Ubereinkommens von Paris, beginnend mit der weltweiten
Bestandsaufnahme im Jahr 2028, iiberpriift. Die Kommission
legt einen Legislativvorschlag vor, wonach der Zielpfad
angepasst wird, wenn die Kommission eine solche Anpassung
aufgrund der Uberpriifung fiir angemessen hilt.

(2)  Bei Gesetzgebungsvorschligen zur Festlegung eines
Zielpfads gemifS Absatz 1 beriicksichtigt die Kommission
das Treibhausgasbudget der Union, in dem die verbleibende
Gesamtmenge an Treibhausgasemissionen als CO,-Aquivalent
angegeben ist, die bis spdtestens 2050 emittiert werden konnte,
ohne die Einhaltung der Verpflichtungen der Union im
Rahmen des Ubereinkommens von Paris in Gefahr zu bringen.
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(3)  Bei der Festlegung eines Zielpfads gemif Absatz 1
beriicksichtigt die Kommission Folgendes:

a) Kostenwirksamkeit und wirtschaftliche Effizienz;

b) Wettbewerbsfihigkeit der Wirtschaft der Union;

¢) beste verfiigbare Technologie;

d) Energieeffizienz, Energieerschwinglichkeit und Sicherheit
der Energieversorgung;

Donnerstag, 8. Oktober 2020

Gednderter Text

(2a) Die Kommission legt das Treibhausgasbudget der
Union in einem Bericht dar und legt diesen Bericht dem
Parlament und dem Rat bis zum 31. Dezember 2021 vor. Sie
macht diesen Bericht und die ihm zugrunde liegende Methodik
dffentlich zuginglich.

(3)  Bei der Ausarbeitung von Gesetzgebungsvorschligen zur
Festlegung oder Anpassung des Zielpfads gemif den Absitzen 1
und 1a beriicksichtigt die Kommission die folgenden Kriterien:

-a)  die besten verfiigbaren und neuesten wissenschaft-
lichen Erkenntnisse, einschlieflich der neuesten Be-
richte des IPCC, des UNEP, des IBPES, des ECCC und,
soweit vorhanden, der unabhingigen Klimaberatungs-
gremien der Mitgliedstaaten,

-aa)  soziale, wirtschaftliche und &kologische Kosten des
Nichthandelns oder unzureichenden Handelns;

-ab)  Notwendigkeit einer fairen und sozial gerechten
Gestaltung des Ubergangs fiir alle;

b) Wettbewerbsfihigkeit der Wirtschaft der Union, insbe-
sondere der KMU und der Wirtschaftszweige, in denen
das grofite Risiko einer Verlagerung von CO,-Emis-
sionen besteht;

ba)  CO,-Fufabdruck von Endprodukten und -verbrauch in
der Union;

c) beste verfiigbare, kostenwirksame, sichere und skalier-
bare Technologien, wobei dem Grundsatz der Tech-
nologieneutralitit Rechnung zu tragen und maoglichen
Lock-in-Effekten vorzubeugen ist;

d) Energieeffizienz und der Grundsatz ,Energieeffizienz
an erster Stelle“, Erschwinglichkeit von Energie,
Verringerung der Energiearmut und Versorgungssi-
cherheit;

da)  die Notwendigkeit, fossile Brennstoffe nach und nach
aufzugeben und sicherzustellen, dass sie durch nach-
haltig erzeugte erneuerbare Energie, Materialien und
Produkte ersetzt werden;
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Fairness und Solidaritit zwischen und in den Mitgliedstaa-
ten;

Notwendigkeit, Umweltwirksamkeit und Fortschritte im
Zeitverlauf sicherzustellen;

Investitionsbedarf und —méglichkeiten;

Notwendigkeit einer fairen und sozial gerechten Gestal-
tung des Ubergangs;

internationale Entwicklungen und zur Verwirklichung der
langfristigen Ziele des Ubereinkommens von Paris und des
Endziels des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Na-
tionen iiber Klimadnderungen unternommene internatio-
nale Anstrengungen;

beste verfiigbare und aktuellste wissenschaftliche Erken-
ntnisse, einschliefllich des neuesten IPCC-Berichts.

Gednderter Text

fa)

3a.

Bis zum

Fairness und Solidaritit zwischen und in den Mit-
gliedstaaten und Regionen;

Notwendigkeit, Umweltwirksamkeit und Fortschritte im
Zeitverlauf sicherzustellen;

Notwendigkeit, die okologische Nachhaltigkeit zu
gewihrleisten, einschliefSlich der Notwendigkeit, die
Krise der biologischen Vielfalt in Angriff zu nehmen
und gleichzeitig die geschidigten Okosysteme wieder-
herzustellen und irreversible Schiden an den Okosy-
stemen zu verhindern, um die Ziele der Union im
Bereich der biologischen Vielfalt zu verwirklichen;

Notwendigkeit, im Laufe der Zeit fiir stabile, lang-
lebige und klimawirksame natiirliche Senken zu
sorgen;

Investitionsbedarf und -mdéglichkeiten im Einklang mit
der Verordnung (EU) 2020/ ... [Taxonomieverordnung]
unter Beriicksichtigung des Risikos verlorener Ver-
madgenswerte.

... [1 Jahr nach dem Inkrafttreten dieser

Verordnung] legt die Kommission nach einem eingehenden
Dialog mit allen Interessentrigern innerhalb eines Sektors
einen sektorspezifischen Fahrplan fiir die Dekarbonisierung
des betreffenden Sektors im Hinblick auf dessen Ubergang zur
Klimaneutralitit bis spitestens 2050 vor.
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Abinderungen 78 und 146

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 4

Vorschlag der Kommission

Artikel 4

Anpassung an den Klimawandel

(1) Die zustindigen Organe der Union und der Mitglied-
staaten sorgen fiir kontinuierliche Fortschritte bei der Ver-
besserung der Anpassungsfihigkeit, der Stirkung der
Widerstandsfahigkeit und der Verringerung der Anfilligkeit
gegeniiber Klimainderungen im Einklang mit Artikel 7 des
Ubereinkommens von Paris.

Gedinderter Text

Artikel 4

Anpassung an den Klimawandel

(-1a)  Bis zum 31. Januar 2021 und danach alle fiinf Jahre
verabschiedet die Kommission eine aktualisierte Strategie der
Union zur Anpassung an den Klimawandel. Mit der aktuali-
sierten EU-Strategie soll sichergestellt werden, dass Anpas-
sungsmafSnahmen in allen Politikbereichen der Union sowie im
Rahmen aller internationalen Verpflichtungen, Handelsab-
kommen und internationalen Partnerschaften in einheitlicher
Weise priorisiert, integriert und umgesetzt werden.

(1) Die zustindigen Organe der Union und der Mitglied-
staaten sind bestrebt, die in der EU-Strategie zur Anpassung an
den Klimawandel festgelegten nationalen Ziele und Unions-
ziele fiir die Anpassung an den Klimawandel zu erreichen und
sorgen fiir kontinuierliche Fortschritte bei der Verbesserung der
Anpassungsfihigkeit, der Starkung der Widerstandsfahigkeit und
der Verringerung der Anfilligkeit gegeniiber Klimadnderungen,
einschlieflich fiir marine und terrestrische Okoksysteme, im
Einklang mit Artikel 7 des Ubereinkommens von Paris und
beziehen die Anpassung dieser Ziele in die einschligigen
Strategien und MafSnahmen in den Bereichen Soziookonomie
und Umwelt ein. Dabei legen sie einen besonderen Schwer-
punkt auf die schutzbediirftigsten und am stirksten betroffe-
nen Bevilkerungsgruppen und Wirtschaftsbereiche, ermitteln
in Konsultation mit der Zivilgesellschaft die diesbeziiglichen
Miingel und ergreifen Abhilfemafinahmen.
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Vorschlag der Kommission

(2)  Auf der Grundlage fundierter Ausgangswerte fiir Klima-
und Anfilligkeitsdaten und von Fortschrittsbewertungen erste-
llen die Mitgliedstaaten Anpassungsstrategien und -pline, die
Rahmen fiir umfassendes Risikomanagement enthalten, und
fiihren diese durch.

Gednderter Text

(2)  Bis zum 31. Dezember 2021 und danach alle 5 Jahre
verabschieden die Mitgliedstaaten Anpassungsstrategien und
-pline auf nationaler und regionaler Ebene, die umfassende
Rahmen fiir lokales Risikomanagement enthalten, und setzen
diese um. Dabei tragen sie den lokalen Erfordernissen und
Besonderheiten auf der Grundlage fundierter Ausgangswerte fiir
Klima- und Anfilligkeitsdaten und von Fortschrittsbewertungen
Rechnung und stiitzen sich auf die besten verfiigbaren und
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse. Diese Strategien
und Pline umfassen MafSnahmen, die im Einklang mit den
nationalen Zielen und den Unionszielen fiir die Anpassung an
den Klimawandel stehen. Schutzbediirftige Gruppen, Gemein-
schaften und Okosysteme finden im Rahmen der Strategien,
die MafSnahmen zur Bewirtschaftung, zur Wiederherstellung
und zum Schutz mariner und terrestrischer Okosysteme und
damit zur Stirkung deren Widerstandsfihigkeit umfassen,
besondere Beriicksichtigung. Bei ihren Strategien tragen die
Mitgliedstaaten der besonderen Anfilligkeit der Landwirt-
schaft und der Lebensmittelsysteme sowie der Ernihrungs-
sicherheit Rechnung und fordern naturbasierte Losungen und
eine okosystembasierte Anpassung.

2a.  Die Kommission fordert die durch Finanzierungsinstru-
mente der Union Begiinstigten — einschliefSlich der von der
Europiischen Investitionsbank unterstiitzten Projekte — auf,
fiir Projekte, die als besonders durch die Auswirkungen des
Klimawandels gefihrdet gelten, einen Stresstest in Bezug auf
die Anpassung an den Klimawandel durchzufiihren. Bis zum
... [sechs Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung]
erlisst die Kommission zur Erginzung dieser Verordnung
delegierte Rechtsakte, in denen die genauen Kriterien fiir den
Stresstest, einschlieflich einer Auflistung der betreffenden
Sektoren, Projekte und Regionen, und die fiir die Begiinstigten
geltende Umsatzschwelle enthalten sind, wobei ein iiber-
mifliger Verwaltungsaufwand zu vermeiden ist. Die Kommis-
sion stellt den Begiinstigten Leitlinien zur Verfiigung, die auf
der EU-Strategie zur Anpassung an den Klimawandel und den
Daten der Europdischen Umweltagentur beruhen und aus
denen hervorgeht, wie ein Investitionsprojekt mit den An-
forderungen in Bezug auf die Anpassung an den Klimawandel
in Einklang gebracht werden kann.
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Abinderung 161
Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Donnerstag, 8. Oktober 2020

Gedinderter Text

Artikel 4a

Vereinbarkeit von Finanzmittelfliissen mit einem Zielpfad fiir
eine klimaneutrale und klimaresiliente Gesellschaft

1. In Ubereinstimmung mit den in Artikel 2 dieser
Verordnung festgelegten Klimazielen der Union sorgen die
zustindigen Organe und Einrichtungen der Union sowie die
Mitgliedstaaten dafiir, dass die Vereinbarkeit éffentlicher und
privater Finanzmittelfliisse mit einem Zielpfad fiir eine
klimaneutrale und klimaresiliente Gesellschaft gemifS Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe ¢ des Ubereinkommens von Paris
kontinuierlich verbessert wird.

2. Als Teil der Bewertungen gemifS Artikel 5 legt die
Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat bis
zum 1. Juni 2021 und dann in regelmdfSigen Abstinden einen
Bericht vor, in dem bewertet wird, wie die einschligigen
Rechtsvorschriften der Union, wie etwa die mehrjihrigen
Finanzrahmen der Union und alle Vorschriften zu Fonds und
Finanzinstrumente im Rahmen des Haushaltsplans der Union,
gedndert werden miissten, um mit verbindlichen und rechts-
kriftigen Bestimmungen sicherzustellen, dass dffentliche und
private Mittel im Einklang mit den klimapolitischen Zielvor-
gaben gemiifS Artikel 2 verwendet werden. Der Bewertung der
Kommission werden gegebenenfalls Legislativvorschlige bei-

gefiigt.

3. Die Kommission legt alljihrlich offen, welcher Anteil der
Ausgaben der Union den in der Verordnung (EU) 2020]...
[Taxonomieverordnung] festgelegten Taxonomiekategorien

entspricht.

4. Um die in Artikel 2 festgelegten Klimaziele der Union zu
erreichen, lassen die Organe und Einrichtungen der Union und
die Mitgliedstaaten alle direkten und indirekten Subventionen
fiir fossile Brennstoff auslaufen und mobilisieren nachhaltige
Investitionen in entsprechender Hohe. Das Auslaufen dieser
Subventionen hat keine Auswirkungen auf die Bemiihungen
zur Bekdmpfung der Energiearmut (Armut infolge steigender

Energiekosten).
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Abinderung 80

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 5

Vorschlag der Kommission

Artikel 5

Bewertung der Fortschritte und Mafnahmen der Union

(1) Bis zum 30. September 2023 und danach alle fiinf Jahre
bewertet die Kommission parallel zu der in Artikel 29 Absatz 5
der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgesehenen Bewertung

a) die gemeinsamen Fortschritte aller Mitgliedstaaten bei der
Verwirklichung des durch den Zielpfad gemifl Artikel 3
Absatz 1 ausgedriickten Ziels der Klimaneutralitit gemif
Artikel 2 Absatz 1;

b) die gemeinsamen Fortschritte aller Mitgliedstaaten bei der
Anpassung gemif$ Artikel 4.

Die Kommission unterbreitet dem Europiischen Parlament und
dem Rat die Schlussfolgerungen dieser Bewertung zusammen
mit dem in dem entsprechenden Kalenderjahr im Einklang mit
Artikel 35 der Verordnung (EU) 2018/1999 erstellten Bericht
iiber die Lage der Energieunion.

(2)  Bis zum 30. September 2023 und danach alle fiinf Jahre
tiberpriift die Kommission

a) die Vereinbarkeit der UnionsmafSnahmen mit dem durch den
Zielpfad gemif Artikel 3 Absatz 1 ausgedriickten Ziel der
Klimaneutralitit gemifd Artikel 2 Absatz 1;

Gedinderter Text

Artikel 5

Bewertung der Fortschritte und Mafnahmen der Union

(1) Bis zum 30. September 2023 und danach alle zwei Jahre
bewertet die Kommission parallel zu der in Artikel 29 Absatz 5
der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgesehenen Bewertung

a) die Fortschritte der einzelnen Mitgliedstaaten und die
gemeinsamen Fortschritte aller Mitgliedstaaten bei der Ver-
wirklichung der Klimaziele der Union gemifS Artikel 2, die
ihren Ausdruck in dem gemifl Artikel 3 Absatz 1 fest-
zulegenden Zielpfad finden; wurde der Zielpfad nicht
festgelegt, so erfolgt die Bewertung auf Grundlage der
Kriterien gemifS Artikel 3 Absatz 3 und der klimapoliti-
schen Zielvorgabe fiir 2030;

b) die Fortschritte der einzelnen Mitgliedstaaten und die
gemeinsamen Fortschritte aller Mitgliedstaaten bei der An-
passung gemafs Artikel 4.

Die Kommission unterbreitet dem Europdischen Parlament und
dem Rat diese Bewertungen und die dazugehérigen Schlussfol-
gerungen zusammen mit dem in dem entsprechenden Kalen-
derjahr im Einklang mit Artikel 35 der Verordnung
(EU) 2018/1999 erstellten Bericht iiber die Lage der Energie-
union und verdffentlicht sie.

(2)  Bis zum 30. September 2023 und danach alle zwei Jahre
tiberpriift die Kommission

a) die Vereinbarkeit der MafSnahmen und Strategien der Union,
einschlieflich der branchenbezogenen Rechtsvorschriften,
des auswirtigen Handelns der Union und des Haushalts-
plans der Union, mit den Klimazielen der Union gemifS
Artikel 2, die ihren Ausdruck in dem gemifl Artikel 3
Absatz 1 festzulegenden Zielpfad finden; wurde der Zielpfad
nicht festgelegt, so erfolgt die Bewertung auf Grundlage der
Kriterien gemifS Artikel 3 Absatz 3 und der klimapolitischen
Zielvorgabe fiir 2030;
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Vorschlag der Kommission

b) die Eignung der Unionsmafnahmen fiir die Sicherstellung
von Fortschritten bei der Anpassung gemafd Artikel 4.

(3)  Stellt die Kommission anhand der in den Absitzen 1 und
2 genannten Bewertung fest, dass die Unionsmafnahmen nicht
mit dem Ziel der Klimaneutralitit gemifl Artikel 2 Absatz 1
vereinbar sind bzw. nicht geeignet sind, Fortschritte bei der
Anpassung gemifl Artikel 4 sicherzustellen, oder dass die
Fortschritte entweder bei der Verwirklichung des Ziels der
Klimaneutralitit oder bei der Anpassung gemifl Artikel 4
unzureichend sind, so trifft sie die erforderlichen MafSnahmen
im Einklang mit den Vertrigen zeitgleich mit der Uberpriifung
des Zielpfads gemif Artikel 3 Absatz 1.

(4)  Die Kommission bewertet jeden Entwurf einer Mafinah-
me oder eines Legislativvorschlags vor der Annahme im Lichte
des durch den Zielpfad gemifS Artikel 3 Absatz 1 ausgedriickten
Ziels der Klimaneutralitit gemifl Artikel 2 Absatz 1; sie nimmt
ihre Analyse in die Folgenabschitzungen zu diesen Mafnah-
men oder Vorschligen auf und veroffentlicht das Bewertungs-
ergebnis zum Zeitpunkt der Annahme.

Donnerstag, 8. Oktober 2020

Gednderter Text

b) die Eignung der Mafnahmen und Strategien der Union,
einschlieflich der branchenbezogenen Rechtsvorschriften,
des auswirtigen Handelns der Union und des Haushalts-
plans der Union, fir die Sicherstellung von Fortschritten bei
der Anpassung gemaf Artikel 4.

(3)  Stellt die Kommission anhand der in den Absitzen 1 und
2 genannten Bewertung fest, dass die MafSnahmen und
Strategien der Union nicht mit den Klimazielen der Union
gemifl Artikel 2 vereinbar sind bzw. nicht geeignet sind,
Fortschritte bei der Anpassung gemdf$ Artikel 4 sicherzustellen,
oder dass die Fortschritte entweder bei der Verwirklichung der
Klimaziele der Union gemdfS Artikel 2 oder bei der Anpassung
gemif Artikel 4 unzureichend sind, so trifft sie im Einklang mit
den Vertrigen unverziiglich und zeitgleich mit der Uberpriifung
des Zielpfads gemdf Artikel 3 Absatz la die erforderlichen
Mafnahmen, um Abhilfe gegen diese Unvereinbarkeit zu

schaffen.

(4)  Vor der Annahme eines jeden Entwurfs einer Mafnahme,
wie etwa von Legislativ- und Haushaltsvorschligen, bewertet
die Kommission dessen Vereinbarkeit mit den Klimazielen der
Union gemdfS Artikel 2 und trigt dafiir Sorge, dass jeder
Entwurf mit diesen Zielen in Einklang steht. Diese Analyse
wird in jede Folgenabschitzung zu diesen Mafnahmen oder
Vorschligen aufgenommen. Sobald der Zielpfad gemdfS Arti-
kel 3 Absatz 1 und das Treibhausgasbudget der Union gemifS
Artikel 3 Absatz 2a festgelegt wurden, bilden sie die Grund-
lage fiir die Bewertung. Die Kommission macht die Bewertung
und ihre Ergebnisse der Offentlichkeit direkt zuginglich,
sobald die Bewertung abgeschlossen ist und auf jeden Fall
vor der Annahme der jeweiligen BegleitmafSnahme oder des
jeweiligen Vorschlags.

(4a) Die Kommission nutzt diese Bewertung gemdfS Ab-
satz 4, um den Austausch bewihrter Verfahren zu fordern und
Mafnahmen zu ermitteln, die zur Erreichung der Ziele dieser
Verordnung beitragen.
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Abinderung 81

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 6

Vorschlag der Kommission

Artikel 6

Bewertung der nationalen Malnahmen

(1) Bis zum 30. September 2023 und danach alle fiinf Jahre
bewertet die Kommission

a) die Vereinbarkeit der auf der Grundlage der gemafl der
Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten nationalen Energie-
und Klimapline oder zweijihrlichen Fortschrittsberichte
ermittelten nationalen Mafnahmen, soweit diese fiir die
Verwirklichung des Ziels der Klimaneutralitit gemifd
Artikel 2 Absatz 1 von Belang sind, mit diesem durch den
Zielpfad gemifs Artikel 3 Absatz 1 ausgedriickten Ziel;

b) die Eignung einschligiger nationaler Mafinahmen fiir die
Sicherstellung von Fortschritten bei der Anpassung gemafd
Artikel 4.

Die Kommission unterbreitet dem Europdischen Parlament und
dem Rat die Schlussfolgerungen dieser Bewertung zusammen
mit dem in dem entsprechenden Kalenderjahr im Einklang mit
Artikel 35 der Verordnung (EU) 2018/1999 erstellten Bericht
tiber die Lage der Energieunion.

(2)  Stellt die Kommission unter gebithrender Beriicksichti-
gung der gemidfl Artikel 5 Absatz 1 bewerteten gemeinsamen
Fortschritte fest, dass die Mafinahmen eines Mitgliedstaats nicht
mit dem durch den Zielpfad gemifl Artikel 3 Absatz 1
ausgedriickten Ziel vereinbar sind bzw. nicht geeignet sind,
Fortschritte bei der Anpassung gemafs Artikel 4 sicherzustellen,
kann sie diesem Mitgliedstaat Empfehlungen aussprechen. Die
Kommission verdffentlicht derartige Empfehlungen.

Gednderter Text

Artikel 6

Bewertung der nationalen Mafnahmen

(1) Bis zum 30. September 2023 und danach alle zwei Jahre
bewertet die Kommission

a) die Vereinbarkeit der auf der Grundlage der gemiafl der
Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten nationalen Energie-
und Klimapline, langfristigen nationalen Strategien oder
Fortschrittsberichte ermittelten nationalen Mafnahmen, so-
weit diese fiir die Verwirklichung der Klimaziele der Union
gemifs Artikel 2 von Belang sind, mit diesen Zielen, die ihren
Ausdruck in dem gemifl Artikel 3 Absatz 1 festzulegenden
Zielpfad finden; wurde der Zielpfad nicht festgelegt, so
erfolgt die Bewertung auf Grundlage der Kriterien gemifS
Artikel 3 Absatz 3 und der klimapolitischen Zielvorgabe fiir
2030;

b) die Eignung und Wirksamkeit einschligiger nationaler
Maflnahmen fir die Sicherstellung von Fortschritten bei der
Anpassung gemif§ Artikel 4.

Die Kommission unterbreitet dem Europdischen Parlament und
dem Rat diese Bewertungen und die dazugehérigen Schlussfol-
gerungen zusammen mit dem in dem entsprechenden Kalen-
derjahr im Einklang mit Artikel 35 der Verordnung
(EU) 2018/1999 erstellten Bericht iiber die Lage der Energie-
union und verdffentlicht sie.

(2)  Stellt die Kommission unter gebithrender Beriicksichti-
gung der gemifS Artikel 5 Absatz 1 bewerteten Fortschritte der
einzelnen Mitgliedstaaten und der gemeinsamen Fortschritte
fest, dass die Manahmen eines Mitgliedstaats nicht mit den
Klimazielen der Union — die ihren Ausdruck in dem gemifS
Artikel 3 Absatz 1 festgelegten Zielpfad finden, sobald dieser
festgelegt wurde — vereinbar sind bzw. nicht geeignet sind,
Fortschritte bei der Anpassung gemafd Artikel 4 sicherzustellen,
spricht sie diesem Mitgliedstaat Empfehlungen aus. Die Kom-
mission verdffentlicht diese Empfehlungen.
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Vorschlag der Kommission

(3)  Fir eine Empfehlung gemaf8 Absatz 2 gilt:

a) Der betreffende Mitgliedstaat trdgt der Empfehlung im Geiste
der Solidaritdt zwischen den Mitgliedstaaten und der Union
sowie zwischen den Mitgliedstaaten untereinander gebiithrend
Rechnung;

b) der betreffende Mitgliedstaat erldutert im ersten Fortschritts-
bericht gemifS Artikel 17 der Verordnung (EU) 2018/1999,
den er in dem auf das Jahr der Empfehlung folgenden Jahr
vorlegt, wie cr der Empfehlung gebiihrend Rechnung
getragen hat. BeschliefSt der betreffende Mitgliedstaat, eine
Empfehlung oder einen wesentlichen Bestandteil davon
nicht aufzugreifen, so muss er dies der Kommission
gegeniiber begriinden;

¢) die Empfehlungen sollten die jiingsten linderspezifischen
Empfehlungen im Rahmen des Europdischen Semesters
erganzen.

Donnerstag, 8. Oktober 2020

Gednderter Text

(2b)  Die Kommission nimmt Vorschlige, mit denen Fort-
schritte bei der Anpassung gemidfS Artikel 4 gemacht werden
sollen, in die Empfehlung gemif Absatz 2 auf. Diese
Vorschlige konnen gegebenenfalls zusitzliche technische Un-
terstiitzung, innovations- und Know-how-bezogene Hilfe sowie
finanzielle und sonstige erforderliche Unterstiitzungsleistun-
gen vorsehen.

(3)  Fir eine Empfehlung gemaf Absatz 2 gilt:

a) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission
binnen sechs Monaten nach Erhalt der Empfehlung iiber die
Mafnahmen, die er zu ergreifen beabsichtigt, um der
Empfehlung im Geiste der Solidaritit zwischen den Mit-
gliedstaaten und der Union sowie zwischen den Mitglied-
staaten untereinander und gemdf dem Grundsatz der loyalen
Zusammenarbeit gebithrend Rechnung zu tragen;

b) der betreffende Mitgliedstaat erldutert innerhalb von 18 Mo-
naten nach Erhalt der Empfehlung, in welcher Weise er
dieser gebiihrend Rechnung getragen hat und welche
Mafinahmen er als Reaktion darauf ergriffen hat; diese
Angabe wird in den in dem jeweiligen Jahr gemdfS Artikel 17
der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten Fortschritts-
bericht aufgenommen.

¢) die Empfehlungen sollten die jiingsten linderspezifischen
Empfehlungen im Rahmen des Europdischen Semesters
erganzen.

(3a)  Binnen drei Monaten nach Vorlage des Fortschrittsbe-
richts gemifS Absatz 3 Buchstabe b bewertet die Kommission,
ob die von dem betreffenden Mitgliedstaat ergriffenen
Mafnahmen den in der Empfehlung geiufSerten Bedenken
angemessen Rechnung tragen. Die Bewertung und die daraus
hervorgehenden Ergebnisse werden zum Zeitpunkt ihrer An-
nahme veroffentlicht.
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Abinderung 82

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 7

Vorschlag der Kommission

Artikel 7

Gemeinsame Bestimmungen fiir die Bewertung durch die
Kommission

(1)  Zusitzlich zu den in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a ge-
nannten nationalen Maflnahmen stiitzt die Kommission ihre
Bewertung gemif$ den Artikeln 5 und 6 zumindest auf

a) Daten, die gemdf der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegt
und gemeldet werden,

b) Berichte der Europaischen Umweltagentur (EUA),

¢) europidische Statistiken und Daten, einschlieSlich Daten tiber
Verluste aufgrund negativer Klimaauswirkungen, soweit
verfiigbar, und

d) die besten verfiigbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse, ein-
schlie@lich der neuesten IPCC-Berichte, und

e) jede weitere Information iiber okologisch nachhaltige Inve-
stitionen der Union und der Mitgliedstaaten einschlieflich,
sofern verfiigbar, tiber mit der Verordnung (EU) 2020/...
[Taxonomie-Verordnung] im Einklang stehende Investitionen.

(2)  Die Europdische Umweltagentur unterstiitzt die Kommis-
sion bei den Vorarbeiten fiir die Bewertung gemaf den Artikeln 5
und 6 im Einklang mit ihrem Jahresarbeitsprogramm.

Gednderter Text

Artikel 7

Gemeinsame Bestimmungen fiir die Bewertung durch die
Kommission

(1)  Zusitzlich zu den in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a ge-
nannten nationalen Maflnahmen stiitzt die Kommission ihre
Bewertung gemif$ den Artikeln 5 und 6 zumindest auf

a) Daten, die gemdf der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegt
und gemeldet werden,

b) Berichte der Europiischen Umweltagentur (EUA) und der
Gemeinsamen Forschungsstelle (Joint Research Centre —
JRC),

¢) europiische und globale Statistiken und Daten, einschlieflich
festgestellter und prognostizierter Daten iiber Verluste
aufgrund negativer Klimaauswirkungen und Schétzungen
der durch Untitigkeit und verzogerte MafSnahmen entste-
henden Kosten, soweit verfiigbar, und

d) die besten verfiigbaren und aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisse, einschlieflich der neuesten Berichte des IPCC,
des UNEP, des IBPES, des ECCC und, soweit vorhanden, der
nationalen unabhingigen Klimaberatungsgremien der Mit-
gliedstaaten, und

e) jede weitere Information iiber 6kologisch nachhaltige Inve-
stitionen der Union und der Mitgliedstaaten einschlieflich,
sofern verfiigbar, tiber mit der Verordnung (EU) 2020/...
[Taxonomie-Verordnung] im Einklang stehende Investitionen.

(2)  Die Europdische Umweltagentur unterstiitzt die Kommis-
sion bei den Vorarbeiten fiir die Bewertung gemif$ den Artikeln 5
und 6 im Einklang mit ihrem Jahresarbeitsprogramm.
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Abinderung 83

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 8

Vorschlag der Kommission

Artikel 8
Offentlichkeitsbeteiligung

Die Kommission wendet sich an alle Teile der Gesellschaft und
ermdglicht ihnen, Mafinahmen zur Verwirklichung einer klima-
neutralen und klimaresilienten Gesellschaft zu ergreifen. Die
Kommission férdert einen inklusiven, zuginglichen Prozess auf
allen Ebenen, d. h. auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene
sowie mit den Sozialpartnern, der Bevolkerung und der
Zivilgesellschaft, um bewihrte Verfahren auszutauschen und
Mafnahmen zu ermitteln, die zur Verwirklichung der Ziele
dieser Verordnung beitragen. Dariiber hinaus kann sich die
Kommission auch auf die von den Mitgliedstaaten gemafd
Artikel 11 der Verordnung (EU) 2018/1999 eingerichteten
Dialog iiber klima- und energiepolitische Fragen auf mehreren
Ebenen stiitzen.

Gedinderter Text

Artikel 8
Offentlichkeitsbeteiligung und Transparenz

(1)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten wenden sich an
alle Teile der Gesellschaft, wie etwa die lokalen und regionalen
Gebietskorperschaften, und ermoglichen ihnen etwa durch den
Europdischen Klimapakt gemdfS Absatz 2, Manahmen zur
Verwirklichung einer sozial gerechten, klimaneutralen und
klimaresilienten Gesellschaft zu ergreifen. Die Kommission und
die Mitgliedstaaten fordern cinen inklusiven, zuginglichen und
transparenten Prozess auf allen Ebenen, d. h. auf nationaler,
regionaler und lokaler Ebene sowie mit den Sozialpartnern, den
Hochschulen, der Bevolkerung und der Zivilgesellschaft, um
bewihrte Verfahren auszutauschen und Mafnahmen zu er-
mitteln, die zur Verwirklichung der Ziele dieser Verordnung
beitragen. Dariiber hinaus kann sich die Kommission auch auf
die von den Mitgliedstaaten gemédfl Artikel 11 der Verordnung
(EU) 2018/1999 eingerichteten Dialog tiber klima- und energie-
politische Fragen auf mehreren Ebenen stiitzen.

(2)  Die Kommission schafft einen Europdischen Klimapakt
mit dem Ziel, Biirgerinnen und Biirger, Sozialpartner und
Interessentriger in die Ausarbeitung klimapolitischer Maf3-
nahmen auf Unionsebene einzubeziehen, den Dialog und die
Verbreitung wissenschaftlich fundierter Informationen iiber
Klimaverinderungen und die damit zusammenhingenden
sozialen und geschlechtsbezogenen Aspekte zu fordern und
bewihrte Verfahren fiir Klimaschutzinitiativen auszutauschen.

(3)  Die Mitgliedstaaten sorgen bei den Mafnahmen zur
Verwirklichung des in Artikel 2 Absatz 1 festgelegten Ziels der
Klimaneutralitit dafiir, dass die Biirgerinnen und Biirger, die
Zivilgesellschaft und die Sozialpartner wihrend des gesamten
Gesetzgebungsverfahrens informiert und konsultiert werden.
Die Mitgliedstaaten handeln diesbeziiglich auf transparente
Art und Weise.

Abinderung 143

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

Artikel 8a

Im Zusammenhang mit der Modernisierung der Energiecharta
beendet die Union die Forderung von Investitionen in fossile
Brennstoffe .
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Abinderungen 84 und 175/rev

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 9

Vorschlag der Kommission

Artikel 9

Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemiifS
Artikel 3 Absatz 1 wird der Kommission unter den in diesem
Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemiifS
Artikel 3 Absatz 1 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit
ab dem [Amt fiir Veréffentlichungen: Datum des Inkraft-
tretens dieser Verordnung] iibertragen.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemdifS Artikel 3 Absatz 1
kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit
widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet
die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen
Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss
iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam.
Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft
sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert
die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten ben-
annten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Inter-
institutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere
Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt
erlisst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfS Artikel 3 erlassen
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europdische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei
Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das
Europiische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben
oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament
und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie
keine Einwinde erheben werden. Auf Initiative des Euro-
piischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei
Monate verlingert.

Gedinderter Text

entfiillt
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Abinderung 85

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

Artikel 9a
Uberpriifung

Die Kommission priift sechs Monate nach jeder weltweiten
Bestandsaufnahme gemdfS Artikel 14 des Ubereinkommens
von Paris alle Elemente dieser Verordnung im Lichte der besten
verfiigbaren und aktuellsten wissenschaftlichen Erkenntnisse
einschliefllich der aktuellsten Erkenntnisse und Empfehlungen
des Weltklimarats (IPCC) und des Europiischen Klimarats
(ECCC), internationaler Entwicklungen und der Bemiihungen,
den Temperaturanstieg auf 1,5 °C zu begrenzen, und legt dem
Europdischen Parlament und dem Rat einen Bericht vor, dem

sie erforderlichenfalls Legislativvorschlige beifiigt.

Abinderung 86

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 1
Verordnung (EU) 2018/1999
Artikel 1 — Absatz 1 — Buchstabe a

Vorschlag der Kommission

a) zur Umsetzung von Politiken und Mafnahmen, um das
Unionsziel der Klimaneutralitit gemif Artikel 2 der
Verordnung ...[... [Klimagesetz], die Ziele und Vorgaben
der Energieunion und — im ersten Zehnjahreszeitraum
2021-2030 — insbesondere die energie- und klimapoliti-
schen Vorgaben der Union fiir 2030 zu erreichen,

Gednderter Text

a) zur Umsetzung von Politiken und Mafinahmen, um die Ziele
und Vorgaben der Energieunion und die langfristigen
Verpflichtungen der Union im Bereich der Treibhausgas-
emissionen gemif dem Ubereinkommen von Paris, insbe-
sondere die Klimaziele der Union gemifl Artikel 2 der
Verordnung ...[... [Klimagesetz], und — im ersten Zehn-
jahreszeitraum 2021-2030 — insbesondere die energie- und
klimapolitischen Vorgaben der Union fiir 2030 zu erreichen,

Abinderung 87
Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 2 a (neu)
Verordnung (EU) 2018/1999
Artikel 2 — Nummer 11

Derzeitiger Wortlaut

Gednderter Text

(2a) Artikel 2 Nummer 11 erhilt folgende Fassung:
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Derzeitiger Wortlaut

11. ,die energie- und klimapolitischen Vorgaben der Union fiir

2030 bezeichnet die unionsweit verbindliche Vorgabe, bis
2030 die internen Treibhausgasemissionen der gesamten
Wirtschaft um mindestens 40 % gegeniiber 1990 zu
senken, die unionsweit verbindliche Vorgabe, 2030 in der
Union mindestens 32 % der verbrauchten Energie aus
erneuerbaren Quellen zu erzeugen, die unionsweiten iiber-
geordneten Vorgaben, die Energieeffizienz bis 2030 um
mindestens 32,5 % zu verbessern, und die Vorgabe, bis
2030 einen Stromverbund von 15 % zu erreichen, oder jede
spdtere diesbeziigliche Vorgabe, die vom Europdischen Rat
bzw. vom Europdischen Parlament und vom Rat fiir das
Jahr 2030 vereinbart wird,

Gednderter Text

11. ,die energie- und klimapolitischen Vorgaben der Union
fur 2030“ bezeichnet die unionsweit verbindliche
Vorgabe, bis 2030 die internen Treibhausgasemissionen
der gesamten Wirtschaft gemdfS Artikel 2 Absatz 3 der
Verordnung (EU) .../... [Klimagesetz] zu senken, die
unionsweit verbindliche Vorgabe, 2030 in der Union
mindestens den in Artikel 3 Absatz 1 der Richt-
linie (EU) 2018/2001 festgelegten Anteil von Energie
aus erneuerbaren Quellen am Endenergieverbrauch der
Union zu erreichen, das iibergeordnete Energieeffi-
zienzziel der Union zur Verbesserung der Energie-
effizienz bis 2030 gemifS Artikel 1 Absatz 1 der
Richtlinie 2012/27/EU und die Vorgabe, bis 2030
einen Stromverbund von 15 % zu erreichen;

Abinderung 88

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 2 b (neu)
Verordnung (EU) 2018/1999

Artikel 2 — Nummer 62 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(2b) In Artikel 2 wird folgender Buchstabe angefiigt:

,62a. ,betroffene Offentlichkeit’: die von umweltbezo-
genen Entscheidungsverfahren gemdfS Kapitel 2
und 3 betroffene oder wahrscheinlich betroffene
Offentlichkeit bzw. die Offentlichkeit mit einem
Interesse daran; Im Sinne dieser Begriffsbestim-
mung haben nichtstaatliche Organisationen, die
sich fiir den Umweltschutz einsetzen und alle nach
innerstaatlichem Recht geltenden  Voraus-
setzungen erfiillen, ein Interesse.*
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Abinderung 89

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 3
Verordnung (EU) 2018/1999
Artikel 3 — Absatz 2 — Buchstabe f

Vorschlag der Kommission

) eine Folgenabschitzung zu den zum Erreichen der Ziele

gemdfl Buchstabe b geplanten Politiken und Mafnahmen,
einschlieBlich ihrer Kohdrenz mit dem Unionsziel der
Klimaneutralitit gemifd Artikel 2 der Verordnung ...[...
[Klimagesetz], mit den langfristigen Zielen der Reduktion der
Treibhausgasemissionen im Rahmen des Ubereinkommens
von Paris und mit den langfristigen Strategien gemaifS
Artikel 15;

Gedinderter Text

i) eine Folgenabschitzung zu den zum Erreichen der Ziele

gemdfl Buchstabe b geplanten Politiken und Mafnahmen,
einschliefSlich ihrer Kohirenz mit den Klimazielen der Union
gemify Artikel 2 der Verordnung ...[... [Klimagesetz], mit
den langfristigen Zielen der Reduktion der Treibhausgas-
emissionen im Rahmen des Ubereinkommens von Paris und
mit den langfristigen Strategien gemidf Artikel 15;°

Abinderung 90

Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 3 a (neu)
Verordnung (EU) 20181999

Artikel 4 — Absatz 1 — Buchstabe a — Nummer 1 — Einleitung

Derzeitiger Wortlaut

1. im Zusammenhang mit Emissionen von Treibhausgasen und

den Abbau dieser Gase sowie mit dem Ziel, zur Verwirkli-
chung der Vorgabe fiir die unionsweite Verringerung der
Treibhausgasemissionen der gesamten Wirtschaft beizutra-
gen:

Gednderter Text

(3a) In Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Nummer 1 erhilt der

einleitende Teil folgende Fassung:

,1. im Zusammenhang mit Emissionen von Treibhausgasen
und dem Abbau dieser Gase sowie mit dem Ziel, zur
Verwirklichung der in Artikel 2 der Verordnung .../...
[Klimagesetz] festgelegten Klimaziele der Union bei-
zutragen:*
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Abinderung 91

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 4
Verordnung (EU) 2018/1999
Artikel 8 — Absatz 2 — Buchstabe e

Vorschlag der Kommission

,€) die Art und Weise, wie die derzeitigen Politiken und
Mafnahmen und die geplanten Politiken und Mafinahmen
zur Verwirklichung des Unionsziels der Klimaneutralitit
gemifl Artikel 2 der Verordnung ...[... [Klimagesetz]
beitragen.”

Gedinderter Text

e) die Art und Weise, wie die derzeitigen Politiken und
Mafnahmen und die geplanten Politiken und Mafnahmen
zur Verwirklichung der Klimaziele der Union gemifs Artikel 2
der Verordnung ...[... [Klimagesetz] beitragen.

Abinderung 92

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 5 a (neu)
Verordnung (EU) 2018/1999
Artikel 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(5a) Folgender Artikel wird eingefiigt:
LArtikel 11a
Zugang zu Gerichten

1. Die Mitgliedstaaten stellen im Rahmen ihrer innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften sicher, dass Mitglieder der betroffe-
nen Offentlichkeit, die ein ausreichendes Interesse haben oder
alternativ eine Rechtsverletzung geltend machen, sofern das
Verwaltungsverfahrensrecht bzw. Verwaltungsprozessrecht ei-
nes Mitgliedstaats dies als Voraussetzung erfordert, Zugang zu
einem Uberpriifungsverfahren vor einem Gericht oder einer
anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhingi-
gen und unparteiischen Stelle haben, um die materielle oder
verfahrensrechtliche RechtmifSigkeit von in Artikel 10 der
Verordnung (EU) 2018/1999 genannten Entscheidungen,
Handlungen oder Unterlassungen anzufechten.

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, in welchem Verfahren-
sstadium die Entscheidungen, Handlungen oder Unterlassun-
gen angefochten werden kénnen.

3. Was als ausreichendes Interesse und als Rechtsverletzung
gilt, bestimmen die Mitgliedstaaten im Einklang mit dem Ziel,
der betroffenen Offentlichkeit einen moglichst ungehinderten
Zugang zu Gerichten zu gewdihren. Zu diesem Zweck gilt das
Interesse jeder nichtstaatliche Organisation, die die in Artikel 2
Absatz 62a genannten Voraussetzungen erfiillt, im Sinne von
Absatz 1 des vorliegenden Artikels als ausreichend bzw. gilt
jede derartige nichtstaatliche Organisation im Sinne von
Absatz 1 des vorliegenden Artikels als Trigerin von Rechten,
die verletzt werden konnen .
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Gednderter Text

4. Dieser Artikel schliefit die Maglichkeit eines vorange-
henden Uberpriifungsverfahrens bei einer Verwaltungsbehérde
nicht aus und gilt unbeschadet der Bedingung, die verwal-
tungsbehdrdlichen Uberpriifungsverfahren vor der Einleitung
gerichtlicher Uberpriifungsverfahren auszuschopfen, sofern
eine derartige Bedingung nach innerstaatlichem Recht besteht.
Die betreffenden Verfahren werden fair, gerecht, ziigig und
nicht iibermdfSig teuer durchgefiihrt.

5.  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Offentlichkeit
praktische Informationen iiber den Zugang zu verwaltungs-
behirdlichen und gerichtlichen Uberpriifungsverfahren zu-
ginglich gemacht werden.“

Abinderung 93

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 5 b (neu)
Verordnung (EU) 2018/1999
Artikel 15 — Absatz 1

Derzeitiger Wortlaut

1. Bis zum 1. Januar 2020 und anschlieBend bis zum
1. Januar 2029 und danach alle zehn Jahre erstellt jeder
Mitgliedstaat seine jeweilige Langfrist-Strategie mit einer Per-
spektive von mindestens 30 Jahren und iibermittelt sie der
Kommission. Die Mitgliedstaaten sollten diese Strategien er-
forderlichenfalls alle funf Jahre aktualisieren.

Gednderter Text

(5b) Artikel 15 Absatz 1 erhiilt folgende Fassung:

,1.  Bis zum 1. Januar 2020 und anschliefend bis zum
1. Januar 2029 und danach alle zehn Jahre erstellt jeder
Mitgliedstaat seine jeweilige Langfrist-Strategie mit einer
Perspektive fiir 2050 sowie von 30 Jahren und iibermittelt
sie der Kommission. Die Mitgliedstaaten sollten diese
Strategien erforderlichenfalls alle fiinf Jahre aktualisieren.”
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Abinderung 94

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 6
Verordnung (EU) 2018/1999
Artikel 15 — Absatz 3 — Buchstabe ¢

Vorschlag der Kommission

¢) der Erzielung von langfristigen Reduktionen von Treibhaus-
gasemissionen sowie eines verstirkten Abbaus dieser Gase
durch Senken in allen Sektoren im Einklang mit dem
Unionsziel der Klimaneutralitit gemif Artikel 2 der
Verordnung ...[... [Klimagesetz];

Gedinderter Text

¢) der Erzielung von langfristigen Reduktionen von Treibhaus-

gasemissionen sowie eines verstirkten Abbaus dieser Gase
durch Senken in allen Wirtschaftszweigen, um die im
Kontext der laut dem Zwischenstaatlichen Ausschuss fiir
Klimainderungen (IPCC — Intergovernmental Panel on
Climate Change) erforderlichen Reduktionen die Treibhaus-
gasemissionen der Union kosteneffizient zu verringern und
zur Verwirklichung der Temperaturziele des Ubereinkom-
mens von Paris den Abbau dieser Gase durch Senken zu
verbessern, um bis 2050 ein Gleichgewicht zwischen
anthropogenen Emissionen aus Quellen und dem Abbau
von Treibhausgasen durch Senken in der Union und danach
negative Emissionen gemif Artikel 2 der Verordnung .../...
[Klimagesetz] zu erreichen;

Abinderung 95

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 7 — Buchstabe a
Verordnung (EU) 2018/1999
Anhang I — Teil I — Abschnitt A — Nummer 3.1.1. — Ziffer i

Vorschlag der Kommission

. Politiken und Maffnahmen zur Erfullung der in der Ver-
ordnung (EU) 2018/842 festgelegten und in Nummer 2.1.1
genannten Vorgabe sowie Politiken und Mafnahmen zur
Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/841, die alle wichtigen
Emissionssektoren und die fiir die Steigerung des Abbaus
geeigneten Sektoren erfassen, mit Blick auf das Ziel der
Klimaneutralitit gemifl Artikel 2 der Verordnung ...[...
[Klimagesetz];“

Gednderter Text

. Politiken und Maffnahmen zur Erfillung der in der Ver-

ordnung (EU) 2018/842 festgelegten und in Nummer 2.1.1
genannten Vorgabe sowie Politiken und Mafnahmen zur
Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/841, die alle wichtigen
Emissionssektoren und die fiir die Steigerung des Abbaus
geeigneten Sektoren erfassen, mit Blick auf die Klimaziele der
Union gemifd Artikel 2 der Verordnung .../... [Klimagesetz];“
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Abinderung 96

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 7 — Buchstabe b
Verordnung (EU) 2018/1999
Anhang I — Teil I — Abschnitt B — Nummer 5.5.

Vorschlag der Kommission

5.5. Beitrag der geplanten Politiken und Mafinahmen zur
Verwirklichung des Unionsziels der Klimaneutralitit
gemif$ Artikel 2 der Verordnung .../... [Klimagesetz];

Gedinderter Text

5.5. Beitrag der geplanten Politiken und Mafinahmen zur
Verwirklichung der Klimaziele der Union gemif Artikel 2
der Verordnung .../... [Klimagesetz];

Abinderung 97

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 7 a (neu)
Verordnung (EU) 2018/1999
Anhang IV — Nummer 2.1.1.

Derzeitiger Wortlaut

2.1.1. Angenommene Reduktion von Emissionen und Steig-
erung des Abbaus von THG bis 2050

Gednderter Text

7a. Anhang IV Nummer 2.1.1 erhilt folgende Fassung:

,2.1.1. Angenommene kumulative Emissionen fiir den
Zeitraum 2021-2050 als Beitrag zur Verwirkli-
chung des in Artikel 3 Absatz 2a der Verord-
nung  ...[...  [Klimagesetz]  festgelegten
Treibhausgasbudgets der Union*;

Abinderung 98

Vorschlag fiir eine Verordnung
Artikel 10 — Absatz 1 — Nummer 8
Verordnung (EU) 2018/1999
Anhang VI — Buchstabe ¢ — Ziffer viii

Vorschlag der Kommission

,viil. eine Bewertung des Beitrags der Politik oder Mafinahme
zur Verwirklichung des Unionsziels der Klimaneutralitit
gemdfs Artikel 2 der Verordnung .../... [Klimagesetz] und
zur Umsetzung der langfristigen Strategie gemafs Arti-
kel 15;*

Gednderter Text

,viil. eine Bewertung des Beitrags der Politik oder Mafinahme
zur Verwirklichung der Klimaziele der Union gemifS
Artikel 2 der Verordnung ...|... [Klimagesetz] und zur
Umsetzung der langfristigen Strategie gemaf$ Artikel 15;
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Vorschlag der Kommission

Abinderung 99
Vorschlag fiir eine Verordnung

Artikel 10 a (neu)

Gedinderter Text

Artikel 10a
Anderung der Verordnung (EU) 2018/842

In der Verordnung (EU) 2018/842 des Europdischen Parla-
ments und des Rates (**) werden die folgenden Absitze in
Artikel 5 eingefiigt:

,5a.  Bei allen Ubertragungen, die gemif Artikel 5 Absatz 5
durchgefithrt werden, wird der Preis fiir die jihrliche
Emissionszuweisung auf 100 EUR pro Tonne CO,-Aquivalent

festgelegt.

5b.  Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission iiber
samtliche gemif diesem Absatz getroffenen MafSnahmen und
teilen bis zum 31. Mirz 2025 ihre Absicht mit, die in Artikel 5
Absatz 5 genannten Bestimmungen anzuwenden.

5c.  Die Kommission bewertet spitestens bis zum 30. Juni
2025 die Absicht aller Mitgliedstaaten, die in Artikel 5
Absatz 5 genannten Bestimmungen anzuwenden, und ver-
Offentlicht die Auswirkungen, die die Anwendung dieser
Bestimmungen auf den Haushalt hat.“

(**)  Verordnung (EU) 2018/842 des Europiischen Parlaments und
des Rates vom 30. Mai 2018 zur Festlegung verbindlicher
nationaler Jahresziele fiir die Reduzierung der Treibhausgas-
emissionen im Zeitraum 2021 bis 2030 als Beitrag zu
KlimaschutzmafSnahmen zwecks Erfiillung der Verpflichtungen
aus dem Ubereinkommen von Paris sowie zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 525/2013 (ABL L 56 vom 19.6.2018,
S. 26).
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P9 TA(2020)0254

Gleichstellung von Feldbesichtigungen von Getreidesaatgutvermehrungsbestinden in der
Ukraine sowie der Gleichstellung von in der Ukraine erzeugtem Getreidesaatgut ***]

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag fiir einen

Beschluss des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Entscheidung 2003/17/EG des Rates

hinsichtlich der Gleichstellung von Feldbesichtigungen von Getreidesaatgutvermehrungsbestinden in der

Ukraine sowie der Gleichstellung von in der Ukraine erzeugtem Getreidesaatgut (COM(2020)0137 —
C9-0100/2020 — 2020/0053(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 395/23)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2020)0137),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 43 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0100/2020),

— unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 18. September
2020 (),

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Landwirtschaft und lindliche Entwicklung (A9-0164/2020),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu ibermitteln.

P9_TC1-COD(2020)0053

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den

Erlass des Beschlusses (EU) 2020/... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Entscheidung

2003/17[EG des Rates hinsichtlich der Gleichstellung von Feldbesichtigungen von Getreidesaatgutvermehrungs-
bestinden in der Ukraine sowie der Gleichstellung von in der Ukraine erzeugtem Getreidesaatgut

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Beschluss
(EU) 2020/1544.)

(" Noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
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P9 _TA(2020)0261

Anwendung von Vorschriften fiir die Eisenbahnsicherheit und die Interoperabilitit im
Eisenbahnverkehr im Armelkanaltunnel

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie (EU) 2016/798 hinsichtlich

der Anwendung von Vorschriften fiir die Eisenbahnsicherheit und der Interoperabilitit im Eisenbahnverkehr in
der festen Armelkanal-Verbindung((COM(2020)0623 — C9-0212/2020 — 2020/0161(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 395/24)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2020)0623),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 91 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Européischen Union, auf deren
Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0212/2020),

— unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 16. September 2020 (1),
— nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

— unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 9. September 2020 gemachte Zusage, den Standpunkt
des Parlaments gemafS Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf die Artikel 59 und 163 seiner Geschiftsordnung,
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2020)0161

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den

Erlass der Verordnung (EU) 2020/... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie

(EU) 2016/798 hinsichtlich der Anwendung von Vorschriften fiir die Eisenbahnsicherheit und -interoperabilitit in
der festen Armelkanal-Verbindung

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2020/1530.)

(" Noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
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P9_TA(2020)0262

Beschluss zur Ermichtigung Frankreichs zum Abschluss einer internationalen Vereinbarung
iiber den Armelkanaltunnel ***I

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag fiir einen

Beschluss des Europiischen Parlaments und des Rates zur Ermichtigung Frankreichs zur Aushandlung einer

Vereinbarung zur Erginzung seines bestehenden bilateralen Vertrags mit dem Vereinigten Ko6nigreich iiber den

Bau und Betrieb einer festen Armelkanal-Verbindung durch private Konzessionire (COM(2020)0622(COR1) —
C9-0211/2020 — 2020/0160(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 395/25)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2020)0622
(COR1)),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 2 Absatz 1 sowie Artikel 91 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0211/2020),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Rechtsausschuss zu der vorgeschlagenen Rechtsgrundlage,

— unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 16. September 2020 (1),
— nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

— unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 9. September 2020 gemachte Zusage, den Standpunkt
des Parlaments gemaf$ Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu billigen,

— gestitzt auf die Artikel 59, 40 und 163 seiner Geschiftsordnung,
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

P9_TC1-COD(2020)0160

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den

Erlass des Beschlusses (EU) 2020|... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Ermichtigung Frankreichs

zur Aushandlung, zur Unterzeichnung und zum Abschluss einer internationalen Vereinbarung zur Erginzung des

Vertrags zwischen Frankreich und dem Vereinigten Konigreich GrofSbritannien und Nordirland iiber den Bau und
Betrieb einer festen Armelkanal-Verbindung durch private Konzessionire

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Beschluss
(EU) 2020/1531.)

(" Noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.



C 395/194 Amtsblatt der Europdischen Union 29.9.2021

Donnerstag, 8. Oktober 2020

P9 TA(2020)0263
Okologische/biologische Produktion: Geltungsbeginn und bestimmte andere Daten ***I

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/848 iiber die

6kologische/biologische Produktion hinsichtlich ihres Geltungsbeginns und bestimmter anderer in der genannten
Verordnung angegebener Daten (COM(2020)0483 — (C9-0286/2020 — 2020/0231(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 395/26)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2020)0483),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 43 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europidischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0286/2020),

— unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— nach Anhorung des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses,

— unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 28. September 2020 gemachte Zusage, den
Standpunkt des Parlaments gemafl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union zu
billigen,

— gestiitzt auf die Artikel 59 und 163 seiner Geschiftsordnung,
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2020)0231

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den

Erlass der Verordnung (EU) 2020/... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung

(EU) 2018/848 iiber die 6kologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von 6kologischen/bio-

logischen Erzeugnissen hinsichtlich ihres Geltungsbeginns und bestimmter anderer in der genannten Verordnung
angegebener Daten

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2020/1693.)













ISSN 1977-088X (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2407 (Papierausgabe)

Amt fiir Veréffentlichungen
der Europdischen Union
L-2985 Luxemburg

LUXEMBURG




	Inhalt
	EUROPÄISCHES PARLAMENT
SITZUNGSPERIODE 2020-2021
Sitzungen vom 5. bis 8. Oktober 2020
ANGENOMMENE TEXTE
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 7. Oktober 2020 zu der Einrichtung eines EU-Mechanismus für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte (2020/2072(INI))
	ANLAGE ZUR ENTSCHLIESSUNG:

	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 7. Oktober 2020 zur Umsetzung der gemeinsamen Handelspolitik — Jahresbericht 2018 (2019/2197(INI))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Entwurf einer Verordnung der Kommission zur Änderung des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 mit Spezifikationen für die in den Anhängen II und III der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates aufgeführten Lebensmittelzusatzstoffe in Bezug auf die Spezifikationen für Titandioxid (E 171) (D066794/04 — 2020/2795(RPS))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Entwurf einer Verordnung der Kommission zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 hinsichtlich der Höchstgehalte für Acrylamid in bestimmten Lebensmitteln für Säuglinge und Kleinkinder (D067815/03 — 2020/2735(RPS))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Thema „Europäische Forststrategie — künftiges Vorgehen“ (2019/2157(INI))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu Eritrea, insbesondere dem Fall Dawit Isaak (2020/2813(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Gesetz zur Registrierung „ausländischer Agenten“ in Nicaragua (2020/2814(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu der Lage äthiopischer Migranten in Internierungslagern in Saudi-Arabien (2020/2815(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu der Rechtsstaatlichkeit und den Grundrechten in Bulgarien (2020/2793(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 mit Empfehlungen an die Kommission zum digitalen Finanzwesen: neu auftretende Risiken bei Kryptoanlagen — Herausforderungen in Bezug auf Regulierung und Aufsicht im Bereich Finanzdienstleistungen, Finanzinstitute und Finanzmärkte (2020/2034(INL))
	ANLAGE ZUR ENTSCHLIESSUNG:

	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu der Weiterentwicklung der Kapitalmarktunion: Verbesserung des Zugangs zu Finanzmitteln am Kapitalmarkt, insbesondere durch KMU, und Verbesserung der Beteiligungsmöglichkeiten für Kleinanleger (2020/2036(INI))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu der Jugendgarantie (2020/2764(RSP))
	Beschluss des Europäischen Parlaments vom 7. Oktober 2020 über die Zuweisung neuer Zuständigkeiten des Exekutiv-Vizepräsidenten der Kommission Valdis Dombrovskis (2020/2203(INS))
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 5. Oktober 2020 zu dem Standpunkt des Rates in erster Lesung im Hinblick auf den Erlass einer Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2014/65/EU über Märkte für Finanzinstrumente (06799/1/2020 — C9-0291/2020 — 2018/0047(COD))
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 5. Oktober 2020 zu dem Standpunkt des Rates in erster Lesung im Hinblick auf den Erlass einer Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über europäische Schwarmfinanzierungsdienstleister für Unternehmen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/1129 und der Richtlinie (EU) 2019/1937 (06800/1/2020 — C9-0292/2020 — 2018/0048(COD))
	P9_TA(2020)0244
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 514/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf das Verfahren zur Aufhebung von Mittelbindungen ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 514/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf das Verfahren zur Aufhebung von Mittelbindungen (COM(2020)0309 — C9-0202/2020 — 2020/0140(COD))
P9_TC1-COD(2020)0140
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 6. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 514/2014 in Bezug auf das Verfahren zur Aufhebung von Mittelbindungen
	P9_TC1-COD(2020)0140 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 6. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 514/2014 in Bezug auf das Verfahren zur Aufhebung von Mittelbindungen

	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Ermächtigung Frankreichs, auf in Guadeloupe, Französisch-Guayana, Martinique und Réunion hergestellten „traditionellen“ Rum ermäßigte Sätze bestimmter indirekter Steuern anzuwenden (COM(2020)0332 — C9-0217/2020 — 2020/0150(CNS))
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates über die Anwendung der AIEM-Steuer auf den Kanarischen Inseln (COM(2020)0355 — C9-0280/2020 — 2020/0163(CNS))
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Änderung des Beschlusses Nr. 940/2014/EU betreffend die Sondersteuer „octroi de mer“ in den französischen Gebieten in äußerster Randlage hinsichtlich seiner Geltungsdauer (COM(2020)0371 — C9-0281/2020 — 2020/0174(CNS))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Oktober 2020 zu dem Standpunkt des Rates zu dem Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 7/2020 der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2020 — Aktualisierung der Einnahmen (Eigenmittel) (10430/2020 — C9-0283/2020 — 2020/1999(BUD))
	Beschluss des Europäischen Parlaments vom 7. Oktober 2020 zur Billigung der Ernennung von Mairead McGuinness zum Mitglied der Kommission (C9-0295/2020 — 2020/0803(NLE))
	Abänderungen des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1999 (Europäisches Klimagesetz) (COM(2020)0080 — COM(2020)0563 — C9-0077/2020 — 2020/0036(COD))
	P9_TA(2020)0254
Gleichstellung von Feldbesichtigungen von Getreidesaatgutvermehrungsbeständen in der Ukraine sowie der Gleichstellung von in der Ukraine erzeugtem Getreidesaatgut ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Entscheidung 2003/17/EG des Rates hinsichtlich der Gleichstellung von Feldbesichtigungen von Getreidesaatgutvermehrungsbeständen in der Ukraine sowie der Gleichstellung von in der Ukraine erzeugtem Getreidesaatgut (COM(2020)0137 — C9-0100/2020 — 2020/0053(COD))
P9_TC1-COD(2020)0053
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Entscheidung 2003/17/EG des Rates hinsichtlich der Gleichstellung von Feldbesichtigungen von Getreidesaatgutvermehrungsbeständen in der Ukraine sowie der Gleichstellung von in der Ukraine erzeugtem Getreidesaatgut
	P9_TC1-COD(2020)0053 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Entscheidung 2003/17/EG des Rates hinsichtlich der Gleichstellung von Feldbesichtigungen von Getreidesaatgutvermehrungsbeständen in der Ukraine sowie der Gleichstellung von in der Ukraine erzeugtem Getreidesaatgut

	P9_TA(2020)0261
Anwendung von Vorschriften für die Eisenbahnsicherheit und die Interoperabilität im Eisenbahnverkehr im Ärmelkanaltunnel
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie (EU) 2016/798 hinsichtlich der Anwendung von Vorschriften für die Eisenbahnsicherheit und der Interoperabilität im Eisenbahnverkehr in der festen Ärmelkanal-Verbindung((COM(2020)0623 — C9-0212/2020 — 2020/0161(COD))
P9_TC1-COD(2020)0161
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie (EU) 2016/798 hinsichtlich der Anwendung von Vorschriften für die Eisenbahnsicherheit und -interoperabilität in der festen Ärmelkanal-Verbindung
	P9_TC1-COD(2020)0161 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie (EU) 2016/798 hinsichtlich der Anwendung von Vorschriften für die Eisenbahnsicherheit und -interoperabilität in der festen Ärmelkanal-Verbindung

	P9_TA(2020)0262
Beschluss zur Ermächtigung Frankreichs zum Abschluss einer internationalen Vereinbarung über den Ärmelkanaltunnel ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ermächtigung Frankreichs zur Aushandlung einer Vereinbarung zur Ergänzung seines bestehenden bilateralen Vertrags mit dem Vereinigten Königreich über den Bau und Betrieb einer festen Ärmelkanal-Verbindung durch private Konzessionäre (COM(2020)0622(COR1) — C9-0211/2020 — 2020/0160(COD))
P9_TC1-COD(2020)0160
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ermächtigung Frankreichs zur Aushandlung, zur Unterzeichnung und zum Abschluss einer internationalen Vereinbarung zur Ergänzung des Vertrags zwischen Frankreich und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland über den Bau und Betrieb einer festen Ärmelkanal-Verbindung durch private Konzessionäre
	P9_TC1-COD(2020)0160 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ermächtigung Frankreichs zur Aushandlung, zur Unterzeichnung und zum Abschluss einer internationalen Vereinbarung zur Ergänzung des Vertrags zwischen Frankreich und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland über den Bau und Betrieb einer festen Ärmelkanal-Verbindung durch private Konzessionäre

	P9_TA(2020)0263
Ökologische/biologische Produktion: Geltungsbeginn und bestimmte andere Daten ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2020 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/848 über die ökologische/biologische Produktion hinsichtlich ihres Geltungsbeginns und bestimmter anderer in der genannten Verordnung angegebener Daten (COM(2020)0483 — C9-0286/2020 — 2020/0231(COD))
P9_TC1-COD(2020)0231
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/848 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich ihres Geltungsbeginns und bestimmter anderer in der genannten Verordnung angegebener Daten
	P9_TC1-COD(2020)0231 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Oktober 2020 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/848 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich ihres Geltungsbeginns und bestimmter anderer in der genannten Verordnung angegebener Daten


